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Vorwort. 


In den letzten Jahrzehnten ist viel, besonders von Histo- 
rikern, über die Besetzung der deutschen Bistümer während 
des Mittelalters geschrieben worden. In Einzelabhandlungen 
und in Gesamtdarstellungen !) wurden die hiermit zusammen- 
hängenden Fragen eingehend erörtert, keineswegs jedoch 
restlos geklärt. Auch die Bistumsbesetzung auf Grund der 
Circumscriptionsbullen hat nach allen Richtungen hin ausführ- 
liche Behandlung erfahren, sowohl von Juristen als von Histo- 
rikern und von Theologen ?). Um die dazwischenliegende Zeit, 
vom Wiener Konkordat (1448) bis zum Reichsdeputations- 
hauptschluss (1803), die doch das Endergebnis der ersten 
Periode, die Vorstufe der zweiten darstellt, hat man sich so 
gut wie gar nicht gekümmert. Vor allem fehlte es an jeder 
rechtsgeschichtlichen Darstellung. Hier mussten Verweise auf 
die Literatur des 18. Jahrhunderts genügen’). 

Als mir daher Herr Professor Stutz im August des 
Jahres 1918, während ich als Verwundeter ın der Heimat 
weilte, die Anregung zu einer staats- und kirchenrechts- 
historischen Untersuchung der Bistumsbesetzung im 17. und 


!) Vgl. die Noten 8. 148 ff. und S. 199 .n, 2. 

?2) Vgl. statt Anderer Emil Friedberg, Der Staat und die Bi- 
schofswahlen in Deutschland, 2 Bde. Leipzig 1874 und das $. 4 n. 1 zitierte 
Buch von Ulrich Stutz, 

8) Vgl. Stutz a. a. O. 8.4 n.2. 
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18. Jahrhundert gab, wurde mir alsbald klar, dass es hier 
eine wirkliche Lücke unserer rechtsgeschichtlichen Kenntnis 
zu schliessen galt. Hatte sich doch, jedenfalls vom staats- 
rechtlichen Standpunkt aus, seit Johann Jacob Moser!) 
niemand mehr im Zusammenhang eingehender mit diesem 
Thema beschäftigt. Dagegen gibt es eine geradezu erdrückende 
Fülle von zerstreuten Abhandlungen und Aufsätzen, die sich 
mit einzelnen Besetzungsfällen oder mit Persönlichkeiten 
deutscher Fürstbischöfe jenes Zeitraumes beschäftigen. So 
wurde eine systematische Durchsicht möglichst aller deutschen 
historischen Zeitschriften, insbesondere der von den deutschen 
Geschichtsvereinen herausgegebenen, meine erste Aufgabe. Als 
Zweites kam hinzu das Studium der oft sehr ergiebigen und 
mit Urkundenbeigaben versehenen Bistumsgeschichten, vor- 
nehmlich des 18., aber auch des 19. Jahrhunderts. Und 
schliesslich fand sich in den Materialanhäufungen und Samm- 
lungen des 17. und 18. Jahrhunderts (Lünig, Abelin, 
Faber u. a.) eine Fülle von urkundlichkem und sonstigem 
Stoff. Hinzu treten noch zahlreiche und oft schwer erreich- 
bare gedruckte Deduktionen über einzelne umstrittene Wahl- 
fälle. 

Die Durchsicht all dieses Materials wurde mir nur mög- 
lich durch dauernde Arbeit auf der Berliner Staatsbibliothek 
und in der an das Historische Seminar der Berliner Universität 
angeschlossenen Bücherei des Vereins für Geschichte der Mark 
Brandenburg. Beiden sowie der Universitätsbibliothek Halle 
und der gerade für das 18. Jahrhundert äusserst ergiebigen 
Universitätsbibliothek Breslau sei an dieser Stelle mein auf- 
richtiger Dank ausgesprochen. Das Auffinden der Literatur 
werden die beigefügten Register ermöglichen. 


') 1743 und 1775, vgl. 8.10 n.1. Joseph von Sartori (1788 
bis 1791), siehe $S. 1 n. 1, ist ganz von Moser abhängig. Das Buch 
von F. A, Staudenmaier, Geschichte der Bischofswahlen mit be- 
sonderer Berücksichtigung der Rechte und des Einflusses christlicher 
Fürsten auf dieselben, Tübingen 1830, ist völlig unbrauchbar. 


Vorwort. IX 


Gegenüber dieser oft überwältigenden Stoffmenge konnte 
ich meinen anfänglichen Plan, die Wahlakten oder mindestens 
die Wahlprotokolle des einen oder des anderen Bistums durch- 
zusehen, bald zurückstellen. Mangelt es doch weder an ver- 
öffentlichten Protokollen der Wahlhandlung im Kapitel!) noch 
an gedruckten Konfirmationsbullen ?), wenn auch manche 
juristische Einzelfrage nur durch weiteres Aktenstudium völlig 
geklärt werden kann. 

Ferner erwies sich in gewissem Umfang eine Begrenzung 
der Arbeit mit dem Westfälischen Frieden als notwendig. 
Reformation, Gegenreformation und Dreissigjähriger Krieg 
haben grosse Schwankungen mit sich gebracht. Die äusserst 
komplizierten und unsicheren Verhältnisse der langsam oder 
rasch protestantisierten und dann weltlichen Territorien ein- 
verleibten Reichsstifter mussten ausser Betracht bleiben. Ihre: 
rechtliche Erfassung ist wesentlich schwieriger. Das Besetzungs- 
recht fällt aus dem sonst gegebenen Rahmen immer mehr 
heraus; man denke an die sogenannten postulationes perpetuae, 
Staatsverträge mit den benachbarten Fürstenhäusern betreffs 
Regelung der Nachfolge. Weitere Einzelarbeit, namentlich in 
den Archiven, wäre hier kaum zu vermeiden. So möge ein 
vorläufiger Literaturüberblick®) genügen und fernerhin zur 
Forschung anregen. 

Das Schwergewicht der Abhandlung fiel daher in die Zeit 
nach dem Westfälischen Frieden und dementsprechend wurde 
die Ueberschrift gewählt. Abgesehen von dem eben be- 
sprochenen Punkte jedoch bietet die Arbeit, so hoffe ich, mehr, 
als man aus dem Titel unmittelbar folgern könnte. Sie will 
zugleich darlegen, wie der Zustand der Erstarrung, welcher 
nach 1648 wenigstens bis zu einem gewissen Grade unleugbar 
vorhanden war, aus dem vorangehenden Zeitraum hervor- 


1 


) Unten 8. 191 (192) n. 4. 
2) Unten S. 170 (171) n. 4, vgl. auch 8. 266 n. 2. 
3) 3.46 ff. 
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gewachsen ist. Die Darstellung greift daher zumeist ge- 
schlossen bis an den Anfang des 16., zum Teil bis ins 15. Jahr- 
hundert zurück. Ueberall mussten die Verbindungslinien nach 
dem Mittelalter gesucht und aufgenommen werden. Unter diesen 
Umständen wird sich, denke ich, eine nach oben begrenzte 
Untersuchung rechtfertigen lassen. Es muss möglich sein, 
einen verhältnismässig abgeschlossenen Zustand, wie ihn das 
Besetzungsrecht der deutschen Reichsbistümer nach 1648 zeigt, 
einheitlich darzustellen, vorausgesetzt, dass man die Zu- 
sammenhänge nach rückwärts wahrt und wo nötig klarstellt. 
Auch auf die Berührungspunkte mit dem Recht des 19. Jahr- 
hunderts konnte gelegentlich verwiesen werden. 

Nicht untersucht wurde das Besetzungsrecht der Landes- 
bistümer in Oesterreich und Preussen !). Es ist, zumal was die 
landesherrliche Mitwirkung betrifft, einer besonderen Darstellung 
vorzubehalten, die in manchen Punkten auch für das Recht 
des 19. Jahrhunderts nicht unergiebig sein wird. 

Da die Arbeit als eine rechtshistorische zur Klärung der 
Geschichte des alten Reichsstaats- und des Kirchenrechtes bei- 
tragen will, ermöglichte sich eine systematische Gliederung 
des Stoffes und konnten die rein politischen Fragen ausser 
Betracht bleiben, soweit sie nicht auf rechtliche Verhältnisse 
Einfluss ausgeübt haben. 

Vermissen wird man eine Zusammenstellung aller deut- 
schen Fürstbischöfe mit den wichtigsten Daten. Wollte ich 
sie in sachgemässer Weise durchführen, so müsste es in der 
Art geschehen, wie die vorbildliche Arbeit von Reinhold 
Schwarz?) es für die Kölner Kirchenprovinz getan hat. Das 
fiele jedoch weit aus dem hier gesteckten Rahmen heraus. 
So sei für diesen Punkt auf die mit kurzen Daten versehenen 


') Das Beste hierüber in dem 8.4 n. 1 zitierten Buch von Ulrich 
Stutz, Anhang 30 8. 140 ff., mit reichen Literaturangaben. 

°) Vgl. 8.418. Hoffentlich findet sich auch für die Erzdiözesen 
Mainz (mit Bamberg und Würzburg) und Salzburg ein Bearbeiter. 


Vorwort. XI 


Bischofslisten bei Gams und Grote!) verwiesen, die zu- 
sammen mit meinem Nachweis der Kumulationen ?) einstweilen 
genügen mögen. 

Die Ausarbeitung der Abhandlung gestaltete sich auch 
aus äusseren Gründen nicht einfach. Nachdem ich im Jahre 1913 
über die Goslarer Ratsverfassung geschrieben’), und nach einer 
Unterbrechung von fünf Militärjahren, von denen ich nahezu 
vier in den Kämpfen an der Front zugebracht hatte, wandte ich 
mich im Herbst 1918 wieder der wissenschaftlichen Arbeit zu. 
Die Zeit ın Berlin, wo ich vom November 1918 bıs zum März 
1920 Assistent am Kirchenrechtlichen Institut der Universität 
war und diesen Forschungen oblag, gestaltete sich einer ruhigen 
geistigen Tätigkeit nicht gerade günstig. So ist dies Buch 
zum Teil unter persönlicher Lebensgefahr und in einzelnen 
Partien buchstäblich unter dem Hämmern der Maschinen- 
gewehre entstanden. Diese Umstände sowie die Ueberfülle 
des. Stoffes mögen manche Unebenheit entschuldigen. Die 
Arbeit hat sodann im April 1920 unmittelbar nach ihrer 
Vollendung der rechts- und staatswissenschaftlichen Fakultät 
der Universität Breslau als Habilitationsschrift vorgelegen. 

Denen, die mir während der Arbeit und während des 
Druckes mit Rat und Tat treu zur Seite gestanden haben, 
vor allem meinem hochverehrten Lehrer, Herrn Professor 
D. Dr. Ulrich Stutz, sowie auch Herrn Professor D. 
Dr. Albert Werminghoff, möchte ich an dieser Stelle 
meinen aufrichtigsten Dank aussprechen; ersterem nicht zu- 
letzt für die Aufnahme der Arbeit in seine Kirchenrechtlichen 
Abhandlungen. Zu grossem Dank bin ich weiter verpflichtet 
für die Unterstützung, die mir für den kostspieligen Druck 
des Buches zuteil geworden ist: Auf ein Gesuch der rechts- 


3ES2r Q)tn. 1. 

2) Tabelle II, S. 408 ff. 

®) Untersuchungen zur deutschen Staats- und Rechtsgeschichte, 
herausg. von Otto von Gierke, H. 120, Breslau 1913. 
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und staatswissenschaftlichen Fakultät der Universität Breslau 
hat der Herr Minister für Wissenschaft, Kunst und Volks- 
bildung mir eine Druckkostenbeihilfe in Aussicht gestellt. 
Ferner hat auf Antrag ihres ordentlichen Mitgliedes des 
Herrn Stutz und mit Zustimmung des Kultusministeriums 
die Preussische Akademie der Wissenschaften genehmigt, 
dass das für die Stiftung zur Förderung der kirchen- und 
deutschrechtsgeschichtlichen Forschung ihr überwiesene Kapital 
nebst Zinsen, das in Wien lag, für die Drucklegung der Arbeit 
verwendet werde. Für diese Spenden spreche ich meinen er- 
gebensten Dank aus. 

Bei der Zusammenstellung des Orts- und Namenregisters 
hat mir Herr stud. hist. Rudolf Mielsch in Halle geholfen, 
wofür ich ihm auch hier herzlich danke. 


Halle a.d.S., am 6. Januar 1921. 


Hans Erich Feine. 


Inhaltsverzeichnis. 


Seite 
Ten Ferbungot%.. N Re rt 


Die Bistümer. Rechtsgrundlage der Besetzung. Die Konkordate. 


Erstes 


Das aktive Wahlrecht . . . . TE oe 
I. Kapitulare, Zahl der Kunonikate A er) 

II. Die ständische Zusammensetzung der Dorakasicen a Kath, 

Ill. Erfordernisse zur Ausübung des Wahlrechts . . ... .. 24 
1a\leıhest.! .0: % KT Bat 

2. Wirkung der Brommeiketidn ER a A 

3. Wirkung der Suspension und der ee SS 

4 Stabutarische Erfordernisse  :". 2.0... Sen) 


Zweites Kapitel. 


Dieswählharkeitue nun ee. 2 ee > 
Imliheliehe:G@ebürt: MR tun. mu 20 Te 
Uwe Weihes. se r.2 eu if, inseriert fee: RE ee 
U gAlter2 2. ee u 
IV. OR chaftliche Bilde N Er Fr A 
V. Verbot der Bistumskumulation "rm En wenn 45 
VI. Bistumsbesetzung und Protestantismuss . . . 2.2.2.6 

VIl#Wahlcexigremio, :: . Me SEE 258 
VIIL Die. brevia elıgibilitatis: . Wer EEE 56 
IX Mlndıgenalf ven... Veen... 
Kar Standeszugehörigkeit..  . Leer 6 


Drittes Kapitel. 


Die Vorbereitungen der Wahl . . . . j A 


I. Termin der Wahl, Ladung, Ver bei der Wahl. . 73 
Il. Unterhandlungen, Vorberatungen, Vorwahlen. . . ..79 


XIV H. E. Feine, Besetzung der Reichsbistümer (1648—1803). 


. Die Verhandlungen im allgemeinen . 

. Kurie und Nuntien . . . ee Bere 
. Beratungen über die Person A künftigen Fürstbischofs 
. Bindung der Wähler; die Kosten einer Wahl 
Vorwahlen 2. er 


ren Hm 


Viertes Kapitel. 


Die kaiserlichen Rechte, insbesondere der Wahlkommissar 
und die Exklusive . . . . 2... 


DieBraxisre ce N N ee 
I. Der Wahlen 

1. Zustand im 16. und 17. Tahrktnderen 
a) Kaiserliche Gesandtschaften bei politisch wichtigih 
Wahlen S. 93. — b) Fehlen derselben in zahlreichen 
Fällen 8. 98. — c) Ergebnis S. 101. 

2. Der Wahlkommissar des 18. Jahrhunderts . 
a) Der Wahlkommissar rechtlich notwendig S. 104. — 
b) Seine Auswahl 8. 107. — c) Die äussere Seite seiner 
Tätigkeit S. 108. — d) Bayrische Wahlgesandte S. 111. 
— e) Die amtlichen Aufgaben S. 113; Kaiserlicher 
Schutz der Wahl S. 114; Ueberwachung der Wahlen 
S. 116; keine Entscheidung von Streitigkeiten 8. 119; 
keine kaiserliche Genehmigung 8. 119; Uebergabe der 
Regalien 8. 121. — f) Die erbländischen Wahlkom- 
missare S. 121. 


Il. Die Exklusive . . . ae 
1. Die Kölner Wahl de Kane 1688 and dbr Brig der 
Exklusive 
2. Die Münsterische Wahl ne Tabs 1706 MR dos Mir 
erfolg der kaiserlichen Politik mr Pre 
II. Das kaiserliche Empfehlungsrechtt . . 2... 2. 
E Misslungener Vorstoss 1724 . . . . . 


. Zurückhaltung mit kaiserlichen Empfehlungen h 
IV. = politischen Wahlen seit etwa 1750 . 


Bamberg 8. 139. — Mainz 1743, Köln 1761 8. 140. — 


Köln und Münster 1780 S. 141. — Mainz 1787 8. 142. 
— Köln und Münster 1801 8. 143. 
V, Ergebnis .%.." 27 run BEINE Zr Sr 


Die zeitgenössische staatsrechtliche Theorie „ 
I. Die Bedeutung des Wormser Konkordates : 
Il. Die Theorie, bis ‚auf 2Mosor, Den U. er 


Seite 
79 
80 
33 
87 
90 


92 
92 
92 
92 


102 


nk 


Ill. 


Inbaltsverzeichnis. 


. Die Theorie des 17. Jahrhunderts . 

. Die Rezeption des Wormser Konkordates . Er 
a) Leibnitz, Hert S. 153. — b) Multz, Textor, Anony- 
mus Hallensis 8. 155. — c) Schmauss, Spener, Mascow, 
Hahn S. 159. 

3. Johann Jacob Moser 


Dom r 


Die Exklusive insbesondere 

1. Die Rechtsgrundlage 

2. Verteidiger und Gegner 
a) Scheller, Wippermann, a Morde N 167. — 
b) Günderode, Leyser, Strube, Barthel, Winckler S. 170. 
— c) Wedekind, Pütter, Sartori, Biener, Horix 8. 173. 
Kanonisten: Hammer, “erbert, Schmidt, Schenkl. 
Riegger, Pehem, Cronenfels S. 175. 


. Entscheidung bei streitigen Wahlen . 
. Die Reihenfolee von Konfirmation, en Ar KR 


sekration . 


. Kaiserliches Appr er SCH 
vı. 


Ergebnis . 


Fünftes Kapitel. 


Der Wahlakt 


I. Der Wahlort 
II. Die Heiliggeisimesse . 


Il. 
IV. 

Y: 
Ye 


vu. 
VI. 


Notare, Zeugen, päpstliche N aon 

Die Einleitung des Wahlaktes . 

Die Inspirationswahl 

Die Skrutinialwahl 

. Rechtliche Grundlage 

. Merkmale 

. Anwendung . 

. Skrutatoren . 

Die Abstimmung . 

. Publicatio serutinii EB ce 
. Collatio votorum, maior et sanior pars capituli 
. Accessus . 

9. Electio communis 

Die Kompromisswahl ; 

Die Wahl durch tinialkonr nee 5 

1. Name und Eigenart . 

2. Anwendung . 


Pr omv — 


oO SI Dt 


XV 
Seite 
151 
153 


160 
165 
165 
167 


XVI 


IX. 
& 
xl. 
X1l. 


XI. 


H.E. Feine, Besetzung der Reichsbistümer (1648—1803). 


3. Besonderheiten 

4. Akzess 

5. Bigesiämiiöhkeiten Dei Sr utinialye ah 
Die Annahme der Wahl 

Publikation, Altarsetzung, en 

Das Wahldekret 

Die Postulation £ 

1. Rechtliche Eigenart . e 

9%, Postulation und Klektion, a8 a Wan von \ 1688 
3. Die Annahme einer Postulation 

Zwiespältige Wahlen und Appellationen 

1. Zwiespältige Wahlen or 

2. Appellationen 


Sechstes Kapitel. 


Die Konfirmation. 


IB 


II: 
111. 


vi. 


Das Nachsuchen der Konfirmation 

Der vortridentinische Informativprozess 

Der Informativprozess auf Grund des eReemar: 
1. Die neuen Konzilsvorschriften 

2. Die praktische Gestaltung in Deatschitnal 


. Die professio fidei 
. Der Definitivprozess und die (Erteilune de Konfifimalton 
. Die Konfirmation und die Admission 


1. Rechtlicher Charakter . 

2. Die Konfirmationsbullen 

3. Rechtlich bedeutsamer Inhalt 

4, Insbesondere betreffend ne, 

Das päpstliche Provisionsrecht . ER 

1. Das Provisionsrecht auf Grund des KrrcHIchen Run 
und der Konkordate 

2. Die Praxis in Deutschland } 
Privationen 8. 285. — Tranelatroren S. 286. — Re 
signationen 9. 286. — Kassationen 8. 288. — Ver- 
säumnis der Wahlfrist S. 291. — Kardinäle $. 292. — 
Konflikte im 18. Jahrhundert S$. 294. 


Siebentes Kapitel. 


Die Bistumskumulationen 
Im Mittelalter 


Einzelne Fälle im 13. BR 1. a More) S. 298, — 
Die Kumulationen des 15. Jahrhunderts 8. 301. 


Seite 
224 
226 
227 
228 
231 
235 
237 
237 
240 
243 
244 
244 
247 


249 


249 
250 
253 
253 
254 
258 
261 
267 
267 
269 
270 
275 
280 


280 
283 


297 
297 


Inhaltsverzeichnis. 


Seit dem 16. Jahrhundert 


Territorialpolitik und Reformation 8. 305. — Wittels- 
bacher im frühen 16. Jahrhundert S. 306. — Sächsische 
Politik 8. 308. — Brandenburgische Politik S. 309. — 
Braunschweigische Politik 8. 311. — Die katholischen 
Fürsten S. 312. — Die Domkapitel S. 314. — Die Kurie 
S. 316. — Habsburgische Bistumspolitik 8. 317. — Wit- 
telsbachische Bistumspolitik 8. 319, Stellung der Kurie 
und der Domkapitel S. 323, Gegnerschaft und Erfolg der 
Habsburger S. 326. — Strengerer Massstab der Kurie seit 
1731 8. 326. — Kumulationen im übrigen Deutschland 


S. 328. 
Achtes Kapitel. 


Wahlkapitulationen, Regierungsantritt und Konsekration 


12 


U. 


111. 


Die Wahlkapitulationen . 

1. Vorbemerkung . : 

2. Die VE lnikulaasren im Mitteläherk : 

3. Die Wahlkapitulationen im Zeitraum des REES. 
Staates \ ß 

4. Die Were im Zetaller kl en: 

Der Regierungsantritt . ; 

1. Die vorläufige Uebergabe der ke 

. Die Belehnung mit den Regalien . 

. Die Spiritualia e 

. Die tatsächliche Dane eb Veraltang| Eiorith 

Inthronisation, Huldigung usw. 

Die Konsekration . 

1. Das kirchliche Recht 

2. Die deutsche Praxis . 

3. Der Oboedienzeid 


> 


Neuntes Kapitel. 


Der Koadjutor mit dem Recht der Nachfolge 
I. Die rechtlichen Grundsätze 


Ike 


Vorkommen und politische Seite der Können : 


1lI. Die Bestellung des Koadjutors in der Praxis 


1. Die Stellungnahme des Papstes vor der Wahl 
2. Die Stellungnahme von Bischof und Kapitel . 


* 3. Der Wahlakt 


ei Die coadiutoris datio 
. Die Stellung des Koadjutors zur  Bietumsvorwalione e 


H. E. Feine, Besetzung der Reiehsbistümer. 1 


XVIl 
Seite 


305 


330 
330 
330 
331 


337 
342 
347 
347 
349 
352 


395 
362 
362 
363 
366 


369 
369 
375 
384 
384 
389 
394 
396 
398 


XVII H.E. Feine, Besetzung der Reichsbistümer (1648—1803). 


Seite 
Schlusswort su. 202. 2 ASS. Re. 
Tabelle I. Der Stand der deutschen Fürstbischöfe 1500—1648 
und 1649-1803... m De ie 
Tabelle Il. Die Kumulationen deutscher Reichsbistämer 1500 
bis;1808 „22, Ska ee an 2 A 
Anmerkungen zu TabelloT7. mem N ee: 
Literaturwachweis, ..).. Lane we 
Orts, NamenundDachregister I a Wa 


Einleitung. 


Zu den eigenartigsten Erscheinungen in der Verfassungs- 
geschichte des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation 
gehörten die geistlichen Fürstentümer. Ihr Oberhaupt wurde 
nicht durch eine feste Sukzessionsordnung, sondern durch Wahl 
berufen und diese Wahl erfolgte nicht wie die Königswahl 
nach staatlichen, sondern, da der Fürst zugleich Erzbischof, 
Bischof, Propst oder Abt war, nach kirchlichen Rechtssätzen. 

Das Recht der Besetzung der deutschen Reichsfürst- 
bistümer in der Zeit vom Westfälischen Frieden bis zur Sä- 
kularisation durch den Reichsdeputationshauptschluss soll im 
Folgenden zur Darstellung gelangen. Soweit es notwendig er- 
schien, musste jedoch die Untersuchung zeitlich, gelegentlich 
auch örtlich, weiter ausgreifen. Es handelt sich also im 
wesentlichen!) um die Kurerzbistümer Mainz, Köln und Trier, 


!) Zur allgemeinen Orientierung vgl. etwa: Johannes Fridericus 
Pfeffinger, Corpus iuris publici ad ductum institutionum iuris publiei 
Philippi Reinhardi Vitriarii elaboratum, IV vol. ed. II. Gothae 
1739—54, p. 1162 ss., 1176 ss. (zit. Pfeffinger, Vitriarius illustratus). 
Johann Jacob Moser, Teutsches Staatsrecht Th. XXXIV Leipzig 
und Ebersdorff i. V. 1748 8.333 fl. Joseph Edler von Sartori, Geist- 
liches und Weltliches Staatsrecht der Deutschen Catholischgeistlichen 
Erz-, Hoch- und Ritterstifter, 3 Bde. Nürnberg 1788—91, I 1 8. 248 ft., 
258 ff., II 1 S. 18 ff. Franz Rudolph von Grossing, Statistik aller 
katholisch-geistlichen Reichsstifter in Deutschland I (allein erschienen) 
Halle 1786. Franceiscus Xaverius Holl, Statistica ecelesiae Ger- 
manicae I Mannhemii 1788 cap. VIL& 52 ss. und cap. VIII $ 90 ss. 

1 


H. E. Feine, Besetzung der Reichsbistümer. 


2 H. E. Feine, Besetzung der Reichsbistümer (1648—1803). 

das Fürsterzbistum Salzburg und die Fürstbistümer Bamberg, 
Würzburg, Lüttich, Münster, Ösnabrück!), Paderborn, Hildes- 
heim, Worms, Speyer, Basel, Konstanz, Chur, Eichstätt, Augs- 
burg, Regensburg, Passau, Freising, Brixen und Trient?), seit 
1752 noch Fulda?°), seit 1792 Corvey‘). Alle diese Bistümer 
waren zugleich weltliche Territorien mit Sitz und Stimme im 
Reichsfürstenrat. Hinzu kommen noch Strassburg, seit 1681 
wenigstens mit seinem rechtsrheinischen Besitz voll zum Reich 
gehörig’), und bis zuletzt dem Namen nach das 1679 mit 
der Freigrafschaft Burgund abgetretene Erzbistum Bisanz*); 
schliesslich das Hochstift, seit 1559 Erzstift Kammerich, dessen 
Votum nach seiner Eroberung durch Frankreich im Jahre 1677 
nicht mehr geführt wurde”). Im wesentlichen unberücksich- 
tigt bleiben dagegen: Die 1648 weltlichen Territorien zu- 


Georg Viktor Schmidt, Die säkularisierten Bistümer Deutschlands 
2 Bde. Gotha 1858. Alle Genannten behandeln die Bistümer kurz einzeln, 
bes. Holl mit guten Literaturangaben. Allgemeine Quellensammlung: 
Johann Christian Lünig, Das Deutsche Reichsarchiv, 24 Bde. Leipzig 
17138— 1722, gemäss Generalregister Bd. XXIV. Bischofslisten mit Daten, 
die jedoch heutigen Anforderungen nicht genügen: Pius Bonifacius 
Gams, Series episcoporum ecclesiae catholicae,_Ratisbonae 1873 p. 257 ss. 
H. Grote, Stammtafeln, Leipzig 1877 8.468 ff. Für das 16. Jahrh.: 
Guilelmus van Gulik und Conradus Eubel, Hierarchia catholica 
medii aevi III Monasterii 1910. Für das MA. vgl. unten S. 66 n. 3. 

!) Seit 1648 Alternation katholischer und. evangelischer Fürstbischöfe, 
vgl. unten S. 28, bes. n. 2. 

2) Vgl. Hubert Bastgen, Die Ursachen der Säkularisation der 
Bistümer und Domkapitel von Trient und Brixen und ihr Verhältnis zur 
Grafschaft Tirol, Histor. Jahrb. d. Görresges. XXXIV 1913 S. 560 ff. 

3) SartoriI1S.300f. Karl Arnd, Geschichte des Hochstifts 
Fulda, 2. A. Frankfurt a. M. 1862 S.140f. Hans Alfons Simon, 
Die Verfassung des geistlichen Fürstentums Fulda, Veröffentl, d. Fuldaer 
Gesch. Ver. IX Fulda 1912. 

%) Vgl. Enck, Wetzer und Weltes Kirchenlexikon III Frei- 
burg i. Br. 1884: Sp. 1150. 

°) Siehe unten 8. 64 n. 2, 103 f. n. 2. 

°) Siehe unten 9. 64 n. 2. 

‘) Moser Th. XXXV 8. 188 ff. 
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gewiesenen geistlichen Fürstentümer Bremen, Magdeburg, Ver- 
den, Halberstadt, Minden, Ratzeburg und Schwerin sowie das 
protestantische Fürstbistum Lübeck ; die säkularisierten Mediat- 
bistümer Brandenburg, Havelberg, Lebus; Cammin; Naum- 
burg, Merseburg, Meissen!); ferner die erbländischen Mediat- 
bistümer?), sowohl die österreichischen ?), als auch die in den 
Ländern der böhmischen Krone: Prag, Olmütz und Breslau‘); 
die Salzburgischen Eigenbistümer Gurk, Chiemsee, Seckau und 
Lavant?); die mittelbaren belgischen Bistümer‘) und die 1552, 
endgültig 1648 an Frankreich abgetretenen Reichsbistümer 
Metz, Tull und Verdun’); schliesslich die schon vor 1648 völlig 
unter savoyischem bzw. eidgenössischem Einfluss stehenden Bis- 
tümer Genf, Losannen und Sitten®). Jede rechtliche Verbin- 


1) Vgl. die S. 46 ff. n. 1 zitierte Literatur, ferner Albert Werming- 
hoff, Verfassungsgeschichte der deutschen Kirche im Mittelalter’, Grund- 
riss der Geschichtswissenschaft herausg. von Aloys Meister, II 6, 
Berlin 1913 S. 87, 91. 

2?) Ueber die durch Joseph Il. neu errichteten Bistümer und die 
josepbinische Bistumsregulierung überhaupt vgl. J. R. Kusej, Joseph II. 
und die äussere Kirchenverfassung Innerösterreichs, Kirchenrechtliche 
Abhandlungen herausg. von Ulrich Stutz Heft 49/50 Stuttgart 1908. 

3) Vgl.S.4f.n. 1, über die einzelnen älteren Bistümer: Wien, Wiener- 
Neustadt, Laibach, Triest, Görz, Agley vgl. die betr. Art. in Wetzer 
und Weltes Kirchenlexikon, 

*) Vgl. unten S.4 f.n.1; über Leitmeritz, errichtet 1655, vgl. Anton 
Ludwig Frind, Kurze Geschichte der Bischöfe von Leitmeritz, herausg. 
von A. Jarisch, 3. A. Komotau 1867, und Joh. Ev. Schlenz, Ge- 
schichte des Bistums und der Diözese Leitmeritz, 2 Teile, Warnsdorf 1912 
und 1914. Ueber Leitomischl-Königgrätz siehe Neher, Wetzer und 
Weltes Kirchenlexikon VII 1891 Sp. 920 ff. 

5—7) Vgl. S.4f.n.1. Moser Th. XXXV S. 196 ff., 210 ff. 

2) Edouard Mallet, M&moire historique sur l’Election des Eveques 
de Genöve, M&moires et documents publ. par la soc. d’hist. et d’arch£ol. 
de Genöve vol. II und V, Geneve 1843 und 1847, p. 104 ss. und 127 ss. 
M. Schmitt, Essai sur les &lections Episcopales en general et en parti- 
culier dans les dioceses de Lausanne et de Geneve (615—1545), Memorial 
de Fribourg vol. III 1856 p. 103 ss., 129 ss. Al. Daguet, L’election 
des &v&ques de Lausanne depuis le XVI® siecle jusqu’au commencement 
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dung mit dem deutschen Reich verloren noch im 15. Jahr- 
hundert die preussischen Ordensbistümer Kulm, Samland und 
Pomesanien sowie das Bistum Ermland !); zunächst unter der 
Krone Polen, standen sie seit 1660 bzw. 1772 lediglich unter 
preussischer Hoheit. 

Als Grundlage für das Recht der Besetzung der deutschen 
Reichsfürstbistümer galten in den letzten 350 Jahren des alten 
Reiches die „Concordata der deutschen Nation“, das Wiener 
Konkordat vom 17. Februar 1448 zwischen Papst Nikolaus V. 
und dem deutschen Reich, vertreten durch Kaiser Friedrich Ill, 
welches die anerkannt massgebenden Bestimmungen enthält ?). 


du XIX®, Musee Neuchätelois vol. XXV 1888 p. 130 ss., 156 ss., 192 ss. 
J. Gremaud, Catalogue chronologique des &v&ques de Lausanne, Fri- 
bourg 1857, auch Memorial de Fribourg vol. III 1856 p. 362 ss. Maxime 
Reymond, Les dignitaires de l'eglise Notre-Dame de Lausanne jusqu’en 
1536, Memoires et documents publ. par la soc. d’hist. de la Suisse romande 
IIe serie vol. VIII Lausanne 1912 p. 5 ss. J. Gremaud, Catalogue des 
&v&ques de Sion, ebenda I. serie vol. XVIII 1863 p. 461 ss., XIX 1865 p. 572. 
Gabriel Meier, Art. „Sitten“ in Wetzer und Weltes Kirchen- 
lexikon? XI 1899 Sp. 367 ff., bes. 373. Leo Mengis, Die Rechststellung 
des Bistums Sitten im Kanton Wallis, Jurist. Diss. Freiburg (Schweiz) 
Brig 1912 (auch: Blätter aus der Walliser Geschichte herausg. vom 
Geschichtsforsch.Verein von Oberwallis Jahrg. IV Bd. II S. 128 fi.) S. 41 ff., 
bes. 53 fl. Vgl. auch Moser.a. a. O. S. 194 fi. 

!) Für das MA. vgl. die seit 1918 in der Zeitschr. f. Gesch. u. 
Altkde. Ermlands (zunächst XX 1919 S. 643 ff.) erscheinende Arbeit 
von Hans Schmauch, Die Besetzung der Bistümer im Deutschordens- 
staate (bis zum Jahre 1410). Für die neuere Zeit: Ulrich Stutz, Der 
neuste Stand des deutschen Bischofswahlrechtes, Kirchenrechtl. Abhandl. 
herausg. von Stutz 58. Heft 1909 Anhang 30 S. 153 ff. Siehe auch 
folgende Note. 

?) Das Wiener Konkordat galt somit grundsätzlich für alle im 
Jahre 1448 im Gebiete des deutschen Reiches gelegenen, also auch die 
Schweizer Bistümer (Joannes Baptista Rigantius, Commentaria 
in regulas, constitutiones et ordinationes cancellariae apostolicae, IV vol. 
Coloniae Allobrogum 1751, I in reg. II. $ 1, $ 2 n. 68), gleichviel ob 
Reichs- oder Landesbistümer, soweit nicht besondere auf Privileg be- 
ruhende Nominationsrechte entgegenstanden, so zugunsten der Herzöge 
von Oesterreich für ihre Landesbistümer (Heinrich Ritter von Srbik, 
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In Eligibilitätsbreven und Konfirmationsbullen, in den Wahl- 
dekreten, in der wissenschaftlichen und der Streitliteratur der 


Die Beziehungen von Staat und Kirche in Oesterreich während des Mittel- 
alters, Innsbruck 1904 8. 34 f, Werminghoff, Verfass.Gesch.? S. 92); 
so dem König von Böhmen für Prag seit 1561 (siehe unten S. 121), den 
Erzbischöfen von Salzburg für ihre Eigenbistümer Gurk, Chiemsee, 
Seekau undLavant(Wilhelmine Seidenschnur, Die Salzburger 
Eigenbistümer in ihrer reichs-. kirchen- und landesrechtlichen Stellung, 
ZRG. LIII Kan.Abt. 1919 8. 177—287) oder dem König von Spanien seit 
1528 für Utrecht und seit der Neuorganisation der niederländischen 
Bistümer i. J. 1559 (Henri Pirenne, Geschichte Belgiens, über- 
setzt von Fritz Arnheim, III Gotha 1907 S. 124, 501 fl). In den 
Bistümern Metz, Tull und Verdun (endgültig abgetreten 1648) galt 
das Wiener Konkordat, bis der Papst nach einem Konflikt 1664 bzw. 1668 
dem König das Nominationsrecht zugestand (Fritsch in Wetzer und 
Weltes Kirchenlex.” VIII 1893 Art. „Metz“ Sp. 1462). In den Reichs- 
stiftern Bisanz und Strassburg fanden auch nach ihrer Abtretung 
an Frankreich 1679 bzw. 1697 dem Konkordat entsprechend wenigstens 
Scheinwahlen statt (Moser Th. XI S. 371f., siehe unten S. 64 n. 2). 
Für Brixen gestand der Papst die Geltung der Konkordate 1450 zu 
(Franz Anton Sinnacher, Beyträge zur Geschichte der bischöflichen 
Kirche Säben und Brixen in Tyrol V Brixen 1831 8. 341 £.); in Trient 
musste das Kapitel im Bunde mit den Habsburgern einen harten Kampf 
führen, um sein Wahlrecht durchzusetzen (Öskar Lechleitner, Der 
Kampf um die Rechtskraft der deutschen Konkordate im Bistum Trient, 
Z. d. Ferdinandeums III. F. LVII Innsbruck 1913 S. 1 ff.). Sehr bestritten 
war die Geltung der deutschen Konkordate in Breslau, die österreichische 
Regierung leugnete sie regelmässig (E. A. Th. Laspeyres, Geschichte 
und heutige Verfassung der katholischen Kirche Preussens, Halle 1840 
S, 862; doch auch andere Praxis: 8. 277 n. 13), ebenso die preussische 
Regierung (Walter Cohn, Deutsche 2. f. Kirchenrecht XXI 1912 8. 437; 
Erlass vom Dezember 1747, Max Lehmann und Hermann Granier, 
Preussen und die katholische Kirche seit 1640, III, Publikationen aus den 
preussischen Staatsarchiven XIII Leipzig 1882 S. 74 f.), entgegengesetzt 
der Standpunkt der Kurie (Augustin Theiner, Zustände der katho- 
lischen Kirche in Schlesien von 1740—1758, Regensburg 1852, I 8. 345). 
Ziemlich unbestritten war dagegen die Geltung des Konkordates für das 
Bistum Ermland, auch als es 1466 unter polnische Herrschaft kam 
(Riganti, in reg. II. $ 1; in reg. IX. $3 n. 220. LaspeyresS. 862, 129), 
die Kurie erkannte es 1467 für Ermland an (Eichhorn, Geschichte der 
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Zeit!) hat man auf allen Seiten immer das Konkordat als 
Grundlage betrachtet; in den Wahlkapitulationen verpflichten 
sich die Kaiser, es zu wahren und zu schützen?). Erst seit 
dem 18. Jahrhundert trat, wie wir im IV. Kapitel (S. 153 ff.) 
sehen werden, auf kaiserlicher Seite das in der Praxis völlig 
vergessene Wormser Konkordat hinzu. 

Inhaltlich suchten die Konkordate des 15. Jahrhunderts 
den Ausgleich zu schaffen zwischen dem seit dem IV. Lateran- 
konzil im Jahre 1215 als gemeinrechtlich-kanonisch anerkannten 
Wahlrecht der Kapitel?) und dem päpstlichen Provisionsrecht. 


ermländischen Bischofswahlen, Z. f. Gesch. u. Altkde. Ermlands I 1858 
3. 150 f.), von 1512 an erfolgten die Bischofswahlen daselbst auf Grund 
der Modifikation des Konkordates durch den Petrikauer Vertrag zwischen 
Bischof-Kapitel und König von Polen, der trotz des Widerspruchs des 
deutschen Kaisers als des Wahrers der Konkordate durch den Papst be- 
stätigt wurde. Danach machte der König aus der Kapitularenliste einen 
Vierervorschlag, auf den die Kapitelswahl beschränkt war, ein Verfahren, 
das meist auf eine Scheinwahl hinauslief (Eichhorn ebenda S. 270 ft., 
276, 280; der Vertrag gedruckt bei Franz Hipler, Die Ermländische 
Bischofswahl von 1549, ebenda XI 1894—97 8.58 f. Vgl. femer: Eich- 
horn ebenda I S. 269 fi., 460 ff., II 1861 S. 1 ff., 396 ff., 610 ff., 632 £., 
TV 1869 S. 551 ff. Näheres auch bei Stutz, Bischofswahlrecht S. 160 ff.). 
Mit dem Beweis der Geltung der Konkordate drang jedoch das Kapitel 
in Rom weder 1698 noch 1724 durch, wennschon sein Wahlrecht bestätigt 
wurde (Eichhorn ebenda II S. 18f., 115). 

!) Vgl.etwa: Pfeffinger, Vitriarius illustratus I p. 1397 s.; Moser 
Th. XI 8.819 .; Sartori I1S. 951, 128. 3[f.; Karl Friedrich 
Eichhorn, Grundsätze des Kirchenrechts der Katholischen und der 
Evangelischen Religionspartei in Deutschland, 2 Bde. Göttingen 1831 
und 1832, II S. 689 f. Derselbe, Deutsche Staats- und Rechtsgeschichte, 
4 Bde. 1808 ff., zuletzt? 1843/44, III? $ 472f.; ferner die bei Paul 
Hinschius, Das Kirchenrecht der Katholiken und Protestanten I—-VI1, 
Berlin 1869—1897, III S. 113 £. n.* zitierte Literatur, sowie III S. 140, 
165. Vgl. unten 8. 272. 

?) Z. B. Wahlkapitulation Karls V. von 1519 $ 16; Entwurf einer 
beständigen Wahlkapitulation von 1711 Art. XIV, beides bei Karl 
Zeumer, Quellensammlung zur Geschichte der Deutschen Reichs- 
verfassung in Mittelalter und Neuzeit? Tübingen 1913 $. 311, 484. 

°) Joannes Dominicus Mansi, Sacrorum Conciliorum nova et 
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Nach Aufzählung der immer noch zahlreichen Reservationen 
in Art. I fährt das Wiener Konkordat!) in Art. II fort: Item 
in ecclesiis metropolitanis et cathedralibus etiam apostolice 
sedi immediate non subiectis ... fiant electiones canonice, que 
ad sedem apostolicam deferantur, quas etiam ad tempus con- 
stitutum in constitutione Nicolai, que incipit „Cupientes“ papa 
expectet; quo facto si non fuerint presentate vel si presentate 
minus canonice fuerint, papa provideat; si vero canonice fuerint, 
papa eas confirmet, nisi ex causa rationabili et evidenti et de 
fratrum consilio de digniori et utiliori persona duxerit provi- 
dendum, proviso quod confirmati et provisi per papam nichi- 
lominus metropolitanis et aliis prestent debita iuramenta et alia, 
ad que de iure tenentur. Das somit der Kurie zugestandene, 
noch’ immer sehr weitgehende Besetzungsrecht trat jedoch seit 
dem 16. Jahrhundert völlig zurück, wenn es auch theoretisch 
stets aufrecht erhalten wurde. Fälle päpstlicher Provision sind 
im 16. und 17. Jahrhundert nur noch ganz vereinzelt vorge- 
kommen?). Der Westfälische Frieden erwähnt bloss Elektion 
und Postulation als Besetzungsarten der Reichsbistümer und 
garantiert den Kapiteln die freie Wahl°?). Erst im Laufe der 
nationalkirchlichen episkopalen Bewegung, welche die zweite 
Hälfte des 18. Jahrhunderts erfüllte und in der Emser Zu- 


amplissima collectio XXII, Venetiis 1778 p. 1011 s. cap. 24 = c. 42 X 
de elect. 16. Vgl. Hinschius II S.602 ff.; Georg von Below, Die 
Enntstehung des ausschliesslichen Wahlrechts der Domkapitel mit besonderer 
Rücksicht auf Deutschland, Leipzig 1883; Johann Baptist Sägmüller, 
Die Bischofswahl bei Gratian, Görresgesellschaft, Sektion für Rechts- und 
Sozialwissenschaft I. Heft Köln 1908 S. 21 £; Werminghoff, Ver- 
fassungsgeschichte? S. 125 f. 

') Neueste Drucke: Zeumer, Quellensammlung ? Nr. 168 S. 266 ff. 
Raccolta di Concordati su materie ecclesiastiche tra la Santa Sede 
e le autoritä eivili, Roma 1919 p. 177 ss. Ueber Geschichte und Bedeutung 
des Wiener Konkordats vgl. Albert Werminghoff, Nationalkirch- 
liche Bestrebungen im deutschen Mittelalter, Kirchenrechtliche Abhand- 
lungen herausg. von Stutz 61. Heft 1910 S. 86 ff. 

2) Darüber unten in Kap. VI. 

3) Art. VS 16 f., Zeumer, Quellensammlung ? 8. 405 £. 
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sammenkunft der deutschen Erzbischöfe von 1786 ihren Höhe- 
punkt fand'), zog man die bis dahin wenig beachteten Basler 
Beschlüsse und das Akzeptationsinstrument des Mainzer Reichs- 
tages vom 26. März 1439 aus der Vergessenheit hervor?) und 


!) Die zeitgenössische Literatur bei Johann Stephan Pütter, 
Litteratur des Teutschen Staatsrechtes, 3 The., Göttingen 1776—83, 4. Th. 
Erlangen 1791 von Johann Ludwig Klüber, IV S. 557 ff. Von Neueren 
statt Anderer: Otto Mejer, Zur Geschichte der römisch-deutschen Frage I 
Freiburgi.B. 1885 8.18#f. Werminghoff, Nationalkirchliche Bestrebungen 
Ss.151f. Fritz Endres, Die Errichtung der Münchner Nuntiatur und 
der Nuntiaturstreit bis zum Emser Kongress, Beiträge z. bayr. Kirchengesch. 
berausg. von Th. Kolde XIV Erlangen 1908 8. 197 ff., 261 ff., XV 1909 
S, 16 ff. Ulrich Stutz, Kirchenrecht, in Holtzendorff-Kohlers 
Enzyklopädie der Rechtswissenschaft 2. (7.) Aufl. Leipzig-Berlin V 1914 
S, 356, sowie die daselbst angeführte Literatur. Heinrich Schotte, 
Zur Geschichte des Emser Kongresses, Histor. Jahrb. d. Görresges. XXXV 
1914 S. 86 f., 319 ff, 781 ff. Matthias Höhler, Des kurtrierischen 
Geistlichen Rats Heinrich Aloys Arnoldi Tagbuch über die zu 
Ems gehaltene Zusammenkunft der vier Erzbischöflichen deutschen Herrn 
Deputierten ... 1786, Mainz 1915. Alexander Coulin, Der Emser 
Kongress des Jahres 1786, Deutsche 2. f. Kirchenrecht XXV Tübingen 1917 
S.1ff. Ehrengabe deutscher Wissenschaft, dargeboten von katholischen 
Gelehrten, herausg. von Franz Fessler, dem Prinzen Johann Georg, 
Herzog zu Sachsen, zum 50. Geburtstag gewidmet, Freiburg i. Br. 1920 
S. 743 ff.: Alexander Schnütgen, Ein Kölner Nuntius der Auf- 
klärungszeit und die rheinischen Kurfürsten und Bischöfe. Nach vatikani- 
schen Nuntiaturakten von 1770; es handelt sich um Nuntius Caprara. 

?) Das Verdienst gebührt dem Mainzer Kanonisten Johann Baptist 
Horix (1730—1792), dessen wissenschaftliche Arbeit fast völlig dem Kampf 
gegen das Papsttum für eine deutsche Nationalkirche gehört (vgl. seine 
Schriften bei Johann Friedrich von Schulte, Die Geschichte der 
Quellen und Literatur des Canonischen Rechts von Gratian bis auf die 
Gegenwart 3 Bde. Stuttgart 1875—80, III 1 S. 242 f.), mit seinen Concordata 
nationis Germanicae integra, III vol. Francofurti et Lipsiae 1765, dann 
1771—73, dazu Ad Concordata nationis Germ. integra documentorum 
fasc. duo eod. 1775—76. Beste und vollständigste Ausgabe noch immer: 
Christianus Guilelmus Koch, Sanctio pragmatica Germanorum, Ar- 
gentorati 1789. Vgl. jetzt auch Raccolta di Concordati, daselbst 
p- 168 ss. als concordati dei principi die in Betracht kommenden päpst- 
lichen Urkunden. Ueber Geschichte und Bedeutung der Mainzer Akzep- 
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suchte sie im Sinne einer auch rechtlichen Zurückdrängung der 
Kurie gegen das Wiener Konkordat auszuspielen!). Das recht- 
liche Verhältnis der Konkordate zueinander blieb zunächst 
kontrovers?). Tatsächlich gab es für unseren Zeitraum nicht 
mehr wir im 14. und 15. Jahrhundert zwei ordentliche Wege 
zur Besetzung von Reichsbistümern, Wahl und Provision, son- 
dern nur einen, die Wahl. Das Wahlrecht selbst stand, ge- 
mäss c. 31 X de elect. I 6 (Innocenz IL) und c. 41 eod. 
(Innocenz I1I. Lat. IV. 1215) einer kirchlichen Korporation zu, 
dem Kathedral- bzw. Metropolitankapitel. So die Lehre der 
Kanonisten seit der Summa aurea des Kardinals Hostiensis, 
Henricus de Segusio?°). 


tation vgl. Werminghoff, Nationalkirchliche Bestrebungen 8. 33 ff. Die 
ältere Literatur bei Pütter-Klüber, Litteratur des Teutschen Staatsrechtes 
III 8. 677 £.,, IV S. 520 fi. 

'!) Emser Punktation Art. V und VI, Höhler, Arnoldis Tag- 
buch 8. 175 f. Coulin 2.2. 0. 8.42. 

?) Vgl. Horix, Concordata II und Ill, Koch p. 42 ss. Weitere 
Literatur bei Johann Carl Ludwig Gieseler, Lehrbuch der Kirchen- 
geschichte II. Bd. IV. Abt. Bonn 1835 S. 103 n. f. und Carl Joseph 
von Hefele, Conciliengeschichte VII 2 Freiburg i. Br. 1874 8. 846. Siehe 
auch Hinschius III S. 138, Werminghoff, Verfassungsgeschichte ? 
3. 237. f. 

3) Entstanden zwischen 1250 und 1261, gedruckt zuerst Rom 1473, 
vgl. Schulte, Quellen II S. 123 ff. Ich benutze die Ausgabe Henrici 
a Segusio Cardinalis Hostiensis aurea summa Nicolai Supe- 
rantii adnotationibus... illustrata, Coloniae 1612 fol, ad X de elect. 
16n.5. Hier seien nur noch genannt: Prosper Fagnanus, Jus canoni- 
cum sive commentaria absolutissima in V libros Decretales, Coloniae 1681 
eod. n.39. Petrus Maria Passerinus de Sextula, Traetatus de 
electione canonica, zuerst Romae 1661, hier benutzt die Ausgabe Coloniae 
1695, cap. X n. 3: Jus eligendi spectat per se primo ad collegium; die 
beiden letzteren mit reichen Literaturangaben. Anacletus Reiffen- 
stuel, Jus canonicum universum, V vol. Monachii 1702—1724, I tit.. VI 
de elect. n. 159. 


Erstes Kapitel. 
Das aktive Wahlrecht. 


I. Innerhalb der wahlberechtigten Domkapitel der deut- 
schen Erzbistümer und Bistümer besassen das aktive Wahl- 
recht nur die Kapitulare, die zum Kapitel zugelassenen 
vollberechtigten Stiftsherren, die in der Regel Inhaber einer 
Vollpräbende waren, nicht also die Domizellarkanoniker oder 
Jungherren; nur den canoniei capitulares (canonici integrati, 
in fructibus et Horibus) kam das stallum in choro, das votum 
in capitulo und in der Regel eine praebenda zu!). Notwendig 
war der Besitz einer Pfründe zur Vollberechtigung im Kapitel 
und somit zur Teilnahme an der Wahl jedoch nicht?): In 
Lüttich gehörten zu den Kapitularen stets eine Anzahl Nicht- 
präbendierte mit Anwartschaftsrecht auf eine Pfründe als 
canonici supernumeraril, expectantes, denen lediglich das stal- 


) Hinschius II 8. 659, 61f., 6. Werminghoff, Ver- 
fassungsgeschichte? 38. 144 ff. Johann Jacob Moser, Teutsches Staats- 
recht, Theile I-L, dazu 2 Theile Zusätze und 1 Registertheil, Nürnberg, 
Frankfurt, Leipzig und Ebersdorff ı. V. 1737—1754 (zit. Moser Th.), 
Th. XI S. 336. Ders., Neues Teutsches Staatsrecht Bde. I—XX, dazu 
3 Bde. Zusätze, Frankfurt und Leipzig 1766—1782 (zit. Moser Bd.), 
dazu als Uebersicht Ders., Auszug seines Neuen Teutschen Staats- 
rechtes, Stuttgart 1777; Bd. XI (Persönliches Staatsrecht) S. 50. Philipp 
Schneider, Die bischöflichen Domkapitel, ihre Entwicklung und recht- 
liche Stellung im Organismus der Kirche, Mainz 1385, 2. A. 1892 8. 125 ff. 

°?) C. 9 und c. 19 X de praeb. IT 5. Hinschius II 8. 62, 64. 


Pfründenbesitz. 11 


lum in choro und das votum in capitulo zustand!); das 
Kapitel des Hochstifts Chur war durch die Reformation so 
verarmt, dass nur noch 6 Pfründen zu vergeben waren, und da 
die Zahl der vollberechtigten Kapitulare mit etwa 24 aufrecht- 
erhalten wurde, pflegte man die übrigen Kapitelstellen ohne 
Residenzpflicht auf angesehene Inhaber anderer Pfründen der 
benachbarten Lande zu übertragen?). Honorarkapitulare im 
eigentlichen Sinne, denen wie den preussischen Ehrendom- 
herren gemäss der Bulle De salute animarum?) ein Wahlrecht 
zugestanden hätte, gab es nicht*). 


!) FranciscusAntoniusDürr, De capitulis clausis ecclesiarum 
tam cathedralium quam collegiatarum in Germania, Moguntiae 1763, ge- 
druckt bei Antonius Schmidt, Thesaurus iuris ecclesiastici, VII vol, 
Heidelbergae, Bambergae, Wirzeburgi 1772—79, III p. 161 s., bes. n. d)., 
Wolfgang Schmitt in Andreas Mayers Thesaurus novus iuris ecele- 
siastici seu codex statutorum ineditorum ecclesiarum cathedralium et 
collegiatarum in Germania, IV vol. Ratisbonae 1791—94, I p. 260. n.g). 

?) Ambrosius Eichhorn, Episcopatus Curiensis in Rhaetia sub 
Metropoli Moguntina, chronologice et diplomatice illustratus, St. Blasii 
1797 = pars Il. der von Abt Martin Gerbert von St. Blasien geplanten, 
nur auf wenige Bände gediehenen (I. und III. Würzburg und Bamberg 
vonUssermann, IV. Konstanz von Neugart) Germania Sacra in pro- 
vincias ecclesiasticas et dioceses distributa; vgl. Cornel Krieg, Die 
historischen Studien zu St. Blasien auf dem Schwarzwald im 18. Jahr- 
hundert, Freiburger Diözesanarchiv XXXVI Freiburg i. Br. 1908 S. 274 ff., 
284 fi.; A. Brackmann, Ueber den Plan einer Germania Sacra, Be- 
richt über zwei Vorträge von P. Kehr und A.Brackmann, gehalten 
auf dem Internationalen Kongress für historische Wissenschaften in 
Berlin, Histor. Z. CII 1909 8. 325 f., 327 ff. Bei Eichhorn p. 210 =». 
die Liste der 23 Kapitulare um das Jahr 1797; Chr. Mod. Tuor, Reihen- 
folge der residierenden Domherren in Chur, Jahresber. d. Hist.-antiqu. 
Ges. von Graubünden XXVII Chur 1905. Vgl. Stutz, Bischofswahl 8. 132. 

3) Philipp Schneider, Die partikulären Kirchenrechtsquellen 
in Deutschland und Oesterreich, Regensburg 1898 8. 53. Stutz, 
Bischofswahlrecht S. 43, 130 ff. Johann Baptist Sägmüller, Lehr- 
buch des katholischen Kirchenrechts® 2 Bde. Freiburg i. Br. 1914, IS. 458. 

4) Moser spricht (Th. XI 8. 338, Bd. XI S. 52) von einer aktiven 
Teilnahme des Abtes von St. Peter in Salzburg an der Wahl des Salz- 
burger Erzbischofs. Das Wahlrecht des Abtes war schon im 14. und 
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Die Zahl der Stiftspfründen und damit der Wahl- 
berechtigten war in den capitula clausa eine statutengemäss 
geschlossene und fest bestimmte, sie betrug in Mainz 24, in 
Ausnahmefällen bis 27, ın Trier 16, ın Köln 24 bzw. 23, in 
Bamberg 20, in Würzburg 24, in Worms 13, in Eichstätt und 
Speyer je 15 bzw. 16, in Strassburg 12, in Freising 13 bzw. 
14, in Regensburg 14'). Aber auch in den nicht geschlossenen 
Kapiteln war die Zahl der Kapitulare nur geringen Schwan- 
kungen unterworfen. Vollberechtigte Mitglieder des Kapitels 
gab es in unserem Zeitraum in der Regel in Salzburg 24, in 
Konstanz 20, in Hildesheim 42, in Paderborn 24, in Münster 
41 bzw. 40, in Osnabrück 26, von denen jedoch entsprechend 
dem Zustand ım Normaljahr 1624 immer 3 Protestanten waren 
und an der Bischofswahl nicht teilnahmen, in Passau 25, in 
Trient 19, in Brixen 19°), in Augsburg 20, in Basel 17, in 


15. Jahrh. ausser Gebrauch, Alfred Ritter von Wretschko, Zur Frage 
der Besetzung des erzbischöflichen Stuhles in Salzburg im Mittelalter, 
Mitt. d. Ges. für Salzb. Ldskde. XLVII Stuttgart 1907 S. 213 ff. Auch 
in der späteren Zeit ist mir kein praktischer Beleg bekannt geworden, 
vgl. z. B. die ausführl, Wahlschilderung d. J. 1771 bei Joseph von 
Koch-Sternfeld, Die letzten 30 Jahre des Hochstiftes und Erzbistums 
Salzburg, 1816 S. 41 f., auch: Z. f. Bayern und die angränzenden Län- 
der I 1816 S. 50 f#. — Ueber die Sonderstellung der Pröpste in manchen 
Kapiteln (Köln, Lüttich) vgl. Dürr, De capitulis clausis, Schmidts 
Thes. III p. 246 s. 

') Ueber die capitula clausa vgl. Hinschius II 8. 67f.; Werming- 
hoff, Verfassungsgeschichte? S. 146. Von älteren Dürr l.c. p. 122 se. 
Die einzelnen capitula clausa und die Zahl ihrer Pfründen angeführt 
bei Dürr l. c. p. 190ss. Angaben über die Zahl der Kapitelsstellen der 
deutschen Hochstifter ferner bei Pfeffinger, Vitriarius illustratus I 
p. 1176 ss., im Auszug auch bei Christian Gottlieb Ricecius, 
Repertorium locupletissimum zu Pfeffingers Vitr. ill. Gothae 1791, 
sub voce „canonicus“. Die unten S. 14 ff. angeführte Einzelliteratur er- 
gibt dieselben Zahlen. 

?) Seit Pius VI. (1775—1799) auf 15 herabgesetzt; Georg Tink- 
hauser, Topographisch-historisch-statistische Beschreibung der Diözese 
Brixen, fortges. von Ludwig Rapp, 5 Bde. Brixen 1855—1891, 18. 43. 
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Zahl der Präbendare. ci 


Lüttich 60, in Chur 241). Den grössten Wählerkreis besass 
Lüttich mit etwa 60 Kapitularen ?), unter 10 ging die Zahl 
der Wahlberechtigten kaum herunter?). 

II. Ein kurzer Blick auf die ständische Zusammen- 
setzung der deutschen Domkapitel in der Zeit vom 
Westfälischen Frieden bis zum Reichsende ergibt ein keines- 
wegs einheitliches Bild?) °). Obenan stehen die beiden seit 


1) Pfeffinger u.Riceciusll. c. 

?) Bei der Doppelwahl vom 20. April 1694 waren 46 Kapitulare 
anwesend, 14 waren statutengemäß von der aktiven Wahlbeteiligung 
ausgeschlossen worden. J. E. Foullon, Historia Leodiensis per episco- 
porum et principum seriem digesta, III vol. Leodii 1735—37, III p. 4413. 
Vgl. auch J. de Theux, Le Chapitre de St. Lambert & Liege, 4 vol. 
Bruxelles 1871/72, I pr&f. p. XX. Max Lossen, Der Kölnische Krieg I, 
Vorgeschichte 1565—1581, Gotha 1882 S. 725. 

®) Nach der Lehre der Kanonisten genügten drei oder sogar zwei 
Mitglieder, um ein wahlberechtigtes Kollegium darzustellen. Hostiensis, 
Summa aurea, ad X de elect. I. 6 n. 15: electio non habet locum, nisi 
quando sunt duo vel tres. Passerini, Tractatus de electione can. 
cap. 10 n.4. Georgus Christophorus Neller, De sacrae electionis 
processu, Diss. I. et II. in Schmidts Thes. II p. 697 ss. und IV p. 1ss., 
hier Thes. II p. 699. 

*) Von allgemeiner Literatur für das spätere Mittelalter vgl. etwa: 
Wilhelm Kisky, Die Domkapitel der geistlichen Kurfürsten in ihrer 
persönlichen Zusammensetzung im 14. und 15. Jahrh., Weimar 1906, 
Quellen und Studien zur Verfass.-Gesch. des deutschen Reichs in Mittel- 
alter und Neuzeit herausg. von Karl Zeumer Bd. IH.3. Aloys 
Schulte, Der Adel und die deutsche Kirche im Mittelalter, Stutt- 
gart 1910, Kirchenrechtl. Abh. herausg. von Stutz 63. und 64. Heft. 
Albert Werminghoff, Ständische Probleme in der Geschichte der 
deutschen Kirche des Mittelalters, ZRG. XLV Kan.Abt. 1911 8. 33 f. 
Weitere Lit. das. 8. 33 f. und bei Werminghoff, Verfassungsgeschichte ? 
S. 111, 143 f. 

5) Von der älteren Literatur vgl.: Johann Georg Cramer, De 
iuribus et praerogativis nobilitatis avitae I Lipsiae 1739. J.M. Seuffert, 
Versuch einer Geschichte des Teutschen Adels in den Hohen Erz- und 
Domkapiteln, Frankfurt a. M. 1790. Rudolf Friedrich Telgmann, 
Von der Ahnenzahl, Frankfurt und Leipzig 1749 S. 131. Johann 
Georg Estor, Praktische Anleitung zur Ahnenprobe, Marburg 1750 
S. 411 ff. Moser Th. XIX S. 322 f. Dürr, Thes. III p. 122 os., 166 s., 
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alters freiständischen Kapitel Köln!) und Strassburg), als 
Reste der zahlreichen freiadeligen Stiftungen des frühen Mittel- 
alters®). Noch im Mittelalter hatte sich für beide der Mit- 
gliederkreis. immer mehr auf den reichsständischen Hochadel 
ganz Deutschlands, d. h. die Familien der Fürsten, Grafen 
und freien Herren erweitert‘). Das 16., 17. und 18. Jahr- 
hundert hindurch besassen, wenn nicht kraft Statut, so nach 


194 ss. Wolfgang Schmitt, De eo, quod circa expectativas ad canoni- 
catus ex statutis et observantiis Germaniae iustum est, inMayers Thesau- 
rus novus 1 p. 249 ss., 270 ss., 296. Kanonikerverzeichnisse des Jahres 1794 
für alle Bistümer bei Eduard Vehse, Geschichte der deutschen Höfe 
XLV-—XLVII = Geschichte der geistlichen Höfe I—IV, Hamburg 1859/60 
(unzuverlässig!). Diesbez. Statuten gedruckt in Mayers Thes. novus 
Bd. 1—4, bei Cramer im Anhang. — Ferner Hinschius1S. 66 ff., 
Schneider, Domkapitel S. 74 ff., 128 f. Die Verhältnisse in den 
einzelnen Domkapiteln um 1600 schildert kurz: Joseph Schmidlin, 
Die kirchlichen Zustände in Deutschland vor dem Dreissigjährigen Kriege, 
3 Teile, Erläuterungen und Ergänzungen zu Janssens Geschichte des 
deutschen Volkes, herausg. von Ludwig Pastor VII H. 1-6 Frei- 
burg i. B. 1908 und 1910, passim. 

') Hermann Hüffer, Forschungen aus dem Gebiete des franzö- 
sischen und des rheinischen Kirchenrechts, Münster 1863 S. 244 ff., 291 ff. 
Ferdinand Walter, Das alte Erzstift und die Reichsstadt Köln, ihre 
geistliche und weltliche Verfassung und ihr Recht, Bonn 1866 8. 57 ff. 
Kisky 8. 10f., 22ff. Aloys Schulte a.a. 0. 8. 31ff. Ders., Der 
hohe Adel im Leben des mittelalterlichen Köln, Sitz.Ber. der bayr. Akad. 
d. Wiss., phil.-phil. und hist. Klasse 1919 S. 19 ff. — Churfürstlich Cöllni- 
scher Hofcalender auf das Jahr 1774, 1781, 1782 (Domherrenlisten 
enthaltend). Cramer S$. 229. 

?) Aloys Meister, Der Strassburger Kapitelstreit 1583—1593, 
Strassburg 1899 S.31 ff. Wilhelm Kothe, Kirchliche Zustände Strass- 
burgs im 14. Jahrhundert, Freiburg i. Br. 1903 8.6 ff. Schulte, Adel 
und deutsche Kirche 8. 29 f., 3832. Gallia Christiana V Parisiis 
1731 p. 775. Cramer p. 229, 544 ss., vgl. unten S. 64. n.2. Kapi- 
tularenlisten bei Philippe Andr&ee Grandidier, Histoire de 
l’eglise et des ev@ques de Strassbourg, Oeuvres historiques inedites, 5 vol. 
Colmar 1865 ss., I p. 177, IV p. 495, V p. 8, 82, 37. 

°) Schulte, Adel und deutsche Kirche $. 244. 

*) Kisky S. 23f.; Schulte, Adel und deutsche Kirche S$. 29 fi. 
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stets beobachteter Rechtsgewohnheit, allein die Familien die 
Stiftsmässigkeit!), die durch sessio und votum auf den deut- 
schen Reichstagen vertreten waren. Nur in Köln kamen zu 
den 16 hochadeligen „Domgrafen“, von diesen jedoch scharf 
geschieden, 7, später 8 Priesterkanoniker oder Priesterherren, 
welche in der Regel dem Bürgerstande oder dem niederen 
Adel angehörten und, meist graduiert, die Priesterweihe be- 
sitzen mussten. Man findet daher in beiden Kapiteln durch 
die Jahrhunderte immer dieselben Namen vor allem der mit- 
einander in vielfacher Verwandtschaft stehenden reichsgräf- 
lichen Häuser. Dem Kölner Kapitel gehörten oft ausserdem 
Wittelsbacher, Habsburger, später auch sächsische Prinzen an. 

An Vornehmheit und Exklusivität ihnen am nächsten 
standen die untereinander verbrüderten Kapitel des Erzstifts 
Mainz?) und der Hochstifter Bamberg?) und Würzburg‘), 


) Karl Rauch, Stiftsmässigkeit und Stiftsfähigkeit in ihrer be- 
grifflichen Abgrenzung, Festschr. Heinrich Brunner zum 70. Geburts- 
tag dargebracht, Weimar 1910 8. 737 ff. Gegen die scharfe Unterscheidung 
Rauchs: Hans Schreuer, Stiftsmässigkeit und Stiftsfähigkeit, Arch. 
f. bürgerl. Recht XXXVII 1912 8. 1—77, bes. 8.33 ff. Vgl. auch Otto 
Frhr. von Dungern, Zur Frage der Stiftsfähigkeit, Zeitschr. f. d. Privat- 
und öffentliche Recht der Gegenwart, herausg. von Grünhut XXXIX 
Wien 1912 8. 227—248, bes. S. 242 ff. Mit Rauch wird man zweck- 
mässig „Stiftsmässigkeit* als den weiteren, „Stiftsfähigkeit* als den 
engeren Begriff gebrauchen, ersteren u. a. für die in Frage stehende 
Familie, letzteren in Sonderheit für die speziell aufzunehmende Person 
verwenden. Stiftsmässig waren z. B. in Strassburg und Köln nur reichs- 
ständische Familien, stiftsfähig die Bewerber, welche eheliche Abstammung 
von 16 mindestens altadeligen, z. T. reichsständischen Ahnen durch Auf- 
schwören nachweisen konnten, Rauch 8. 754. 

2) Kisky 8. 12,103 ff.; AndreasLudwig Veit, Geschichte und 
Recht der Stiftsmässigkeit auf die ehemals adligen Domstifte von Mainz, 
Würzburg und Bamberg, Histor. Jahrb, d. Görresgesellschaft XXXIII 1912 
S. 3823 ff. Otto Forst, Die Ahnenproben der Mainzer Domherren, 
Quellen und Studien zur Genealogie I Wien und Leipzig 1913. — Johann 
Octavian Salver, Proben des hohen teutschen Adels, Würzburg 1775 
S.172 ff. Cramer S.248. Johann Jacob Moser, Einleitung in das 
Churfürst. Mayntzische Staatsrecht, Frankfurt 1755. Domherrenlisten: 
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dann der Erzstifter Trier und Salzburg. Die ersteren drei 
nahmen im 17. und 18. Jahrhundert für sich den Ausschluss 
aller nicht reichsunmittelbaren Familien in Anspruch und 
beschränkten die Stiftsmässigkeit auf die drei Kreise der 
Reichsritterschaft in Schwaben, Franken und am Rheinstrom?), 
allerdings nicht ohne nachdrücklichen Widerspruch des Kaisers 
und des Papstes?). Mainz und Bamberg verlangten im 18. Jahr- 
hundert 16, Würzburg in der Regel 8 stiftsmässige Ahnen. 
Abgesehen von freiherrlichen finden wir daher namentlich in 
Mainz auch reichsgräfliche und fürstliche Namen. Die reichs- 
unmittelbare Zusammensetzung teilte mit diesen drei Stiftern, 
wenn auch nicht in so’ ausgesprochenem Grade, das Kapitel 


Georgus Christianus Joannis, Res Moguntinae III vol. Franefurti 
a.M. 1722—27, II p. 205 ss., 265 ss.; Churmaintzischer Hof- und Staats- 
calender, Mainz 1789 ff.; bes. bei Forst. 

®) Ausser Salver, Cramer und Veit: Johann Wehrl, Grund- 
riss einer Geographie des Fürstentums Bamberg, Frankfurt 1725 8. 27. 
Heinrich Theodor von Kohlhagen, Das Domkapitel des alten 
Bistums Bamberg und seine Kanoniker, Bamberg 1912. Domherrenlisten: 
Salver S. 183 fi. mit Aufschwörungsstammbäumen. Johannes Straff, 
Virı illustres sive canonici, qui in ecclesia Bambergensi de anno 1046 
praebendati fuere, 1748, gedruckt im 31.—33. Bericht über den Stand 
des histor. Vereins zu Bamberg i. J. 1896. Friedrich Wachter, 
Generalpersonalschematismus der Erzdiözese Bamberg 1007—1907, Bam- 
berg 1908. 

4) Ausser Salver, Oramerund Veit: Aemilius Ussermann, 
Episcopatus Wirceburgensis sub Metropoli Moguntina dipl. et chron. illu- 
stratus, Germania Sacra I, St. Blasiis 1794 p. 175. Domherrenlisten : 
August Amrhein, Reihenfolge der Mitglieder des adligen Domstifts 
zu Würzburg, Archiv d. hist. Vereins v. Unterfranken und Aschaffen- 
burg XXXII 1889 S. 208 ff. 

) In Mainz erneuert durch Statut vom 12. Dez. 1654 und 22. Nov. 
1706, Veit S. 339, 355; in Würzburg festgesetzt durch Statut von 1594, 
erneuert 1640, Veit S. 339, 350. 

?) Breve Gregors VIII. an das Mainzer Kapitel von 1629, Veit, 
S. 353 f. Kaiserliche Resolution in der Pfründensache des Franz Arnold 
von Reck vom 23. Juni 1737 für Mainz; Reichshofratskonklusum von 1786, 
Veit 8.356f. Heinrich Brunner Art. „Stiftsmäßig“ in Holtzen- 
dorffs Rechtslexikon II 1, 3. Aufl. Leipzig 1881 8. 796 f. 
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des Erzstiftes Trier!) die exklusive Vornehmheit in gewisser 
Weise auch Salzburg). Beide werden im 18. Jahrhundert 
nicht wie jene zu den reichsunmittelbaren ausdrücklich gezählt, 
insbesondere scheiterte damals der Versuch Triers, die Stifts- 
mässigkeit auf die reichsritterschaftlichen Familien des ober- 
rheinischen, kurrheinischen, fränkischen und schwäbischen 
Kreises zu beschränken; immer aber überwog hier der un- 
mittelbare Adel des Rheins den landständischen, dort der hohe 
österreichische Adel den einfachen durchaus. Trier verlangte 
16 Ahnen, die Aufschwörungslisten in Salzburg begnügen 
sich in der Regel mit 8 Ahnen. Zu allen übrigen Kapiteln 
hatte der landständische und einfache Adel ohne weiteres Zu- 
tritt. Nur aus Adligen setzten sich seit dem Mittelalter °) 
statutengemäss die westfälischen Kapitel Münster‘), Osna- 


') Hubert Bastgen, Geschichte des Trierer Domkapitels im MA,, 
Paderborn 1910. Kisky 8. 12f., 156 ff, Browerus et Masenius, 
Metropolis ecclesiae Trevericae; emendavit, auxit, edidit Christianus 
deStramberg, II vol. Confluentibus 1855 u. 1856, Ip. 141 ss. Johann 
Jacob Moser, Die heutige besondere Stantsverfassung der Stände des 
Teutschen Reiches, Leipzig 1740 8. 1 ff.: Staatsrecht des Churfürstlichen 
Erzstiftes Trier, S. 211 ff. J(acob) Marx, Geschichte des Erzstifts Trier... 
bis zum Jahre 1816, 5 Bde. Trier 1858—1864, IV S. 34 fl. Der Dom zu 
Trier oder Statut des vormaligen erzbischöflichen Domkapitels zu Trier, 
Trier 1834 S. 17 ff, 

?) Johann Jacob Schmauss, Der allerneueste Stand des Erz- 
bistums Salzburg, Halle 1712 8.157 #. F.T.von Kleinmayrn, Nach- 
richten vom Zustande der Gegenden und Stadt Juvavia, Salzburg 1784, 
S.526 ff. Karl Mayr-Deisinger, Wolf Dietrich von Raittenau, München 
1886 S.14f. Rauch, Stiftsmässigkeit 8. 745 f. Kanonikerlisten: J. Ried], 
Die Salzburger Domherren von 1514 bis 1806, Mitt. d. V. f. Salzb. Ldskde. 
V1171867 8. 122 ff. 

®) Schulte, Adel und deutsche Kirche S. 247. 

*) Pestgesetzt durch Statut vom 12. Juli 1392, Heinrich August 
Erhard, Geschichte Münsters, Münster 1837 S. 203f. — Hermann 
Nottarp, Die Vermögensverwaltung des Münsterischen Domkapitels im 
MA,., Z. f. vaterl. Gesch. u. Altkde. (Westfalens) LXVII 1 Münster 1909, 
S. 1 ff., auch phil. Diss. Münster 1909. Josef Müller, Das Domkapitel 
zu Münster zur Zeit der Säkularisation, ebenda LXXI 11913 S.1ff., 5£. 
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brück!), Paderborn?) und Hildesheim°®) zusammen; 
in Münster wussten die städtischen, seit alters ritterlich 
lebenden Erbmännerfamilien nach 150jährigem Prozess, der im 
Jahre 1717 seine Erledigung fand, ihre Stiftsmässigkeit zu 
behaupten‘). Im Westen und Süden waren die drei Kapitel 


Münster verlangte im 18. Jahrh. 16 Ahnen. Die älteren mehrfach von 
Päpsten und Kaisern, so von Maximilian II. 1573 und von Leopold I. 1659 
bestätigten Statuten, gedruckt bei Cramer, Nobilitas avita p. 527 ss, 
erfordern eheliche Abstammung von ritterbürtigen Eltern; vgl. Rauch 
S. 746 n. 4. 

') Max Bär, Abriss einer Verwaltungsgeschichte des Regierungs- 
bezirks Osnabrück, Quellen und Darstellungen zur Geschichte Nieder- 
sachsens V 1901 8.45. In Osnabrück wurden wie auch in Paderborn 
(Telgmann, Ahnenzahl S. 158 n. 166) und Hildesheim (Estor, Ahnen- 
probe S. 420 ff.) 16 Ahnen gefordert, Rauch S. 743. 

?)Joseph Ohlberger, Geschichte des Paderborner Domkapitels im 
MA. Hildesheim 1911 8. 13 ff. Schon im 15. Jahrh. scheint das Kapitel fast 
ausschliesslich adlig gewesen zu sein (vgl. den Bericht des Basler Kon- 
zils von 1484, Nicolaus Schaten, Annales Paderbornenses, II partes 
Neuhusii 1693—98, II p. 594), ein Zustand, der durch Statut vom 
16. Sept. 1480 festgelegt wurde; G. J. Rosenkranz, Die Verfassung des 
ehemaligen Hochstifts Paderborn in älterer und späterer Zeit, Z. f. vat. 
Gesch. u. Altkde. (Westfalens) XII 1851 S. 1ff., 88 ff., 97. Vehse XLVII 
3.8348. Vel.n.l|. 

3) Georg Lamay, Die Standesverhältnisse des Hildesheimer Dom- 
kapitels im MA., Bonn 1909. Joachim Barwitius Lauenstein, 
Historia diplomatica episcopatus Hildesiensis, Hildesheim 1740 p. 226. 
AdolfBertram, Die Bischöfe von Hildesheim, Hildesheim 1896 S. 152. 
JohannesMaring, Diözesansynoden und Domherrengeneralkapitel des 
Stifts Hildesheim bis zum Anfang des XVII. Jahrhunderts, Quellen u. 
Darstell. z. Gesch. Nd.-Sachsens XX, Hannover-Leipzig 1905 8. 81 ff, 
bes. 94 ff. Vgl.n.1. 

*) Aus der zahlreichen Literatur vgl. etwa: Cramer p. 263 ss. 
Erhard 8.387, 570. Ludwig Keller, Die Gegenreformation in West- 
falen und am Niederrhein, Aktenstücke und Erläuterungen 3 T. Leipzig 
1881, 1887, 1895, Publikationen aus den kgl. preussischen Staatsarchiven IX, 
XXX, LXI, I 8.276, 310 f. Andreas Henkel, Beiträge zur Ge- 
schichte der Erbmänner in der Stadt Münster, Münster. phil. Diss. 1910, 
bes. S.1 ff, 58. Wilhelm Dahl, Die innere Politik Franz Arnolds 
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von Speyer!), Worms?) und Eichstätt?) nur dem Adel 
zugänglich, alle mit einem starken Anteil reichsunmittelbarer 
Familien. 

Die übrigen deutschen Domkapitel: Lüttich ®), Basel?), 
Konstanz‘), Chur‘), Augsburg), Freising’), Regens- 


von Wolff-Metternich zur Gracht, Bischofs von Münster und Paderborn, 
Beitr. z. Gesch. Nd.-Sachsens u. Westfalens XXVII Hildesheim 1911 S. 14. 

') August Gnann, Beiträge zur Verfassungsgeschichte des Dom- 
kapitels von Speyer, Freiburger Diözesan-Archiv XXXIV 1906 S. 167 ff., 
bes. 169 (nur MA.). Schmitt in Mayers Thes. novus Ip. 197. Vehse 
XLVII S. 246 ft. 

?) Joannes Fridericus Schannat, Historia episcopatus Wor- 
matiensis, Francofurti a. M. 1734 p. 68 ss., Domherrenlisten p. 73 ss., 100 ss. 
Cramer p. 1836 ss., 555 ss. Seuffert S.193 ff. Das Wormser Kapitel 
hatte im 17. Jahrhundert schwere Konflikte mit der Kurie, um seine 
statutenmässige Vierahnenzahl und den Ausschluss von Ausländern auf- 
recht zu erhalten: über die vielumstrittenen Fälle Auwach und Boville 
siehe auch unten S. 66. 

3) Dürr in Schmidts Thes. III p. 197. Vehse XLVI S. 297 ft. 
Julius Sax, Versuch einer Geschichte des Hochstifts und der Stadt 
Eichstädt, Nürnberg 1858 8. 297. Derselbe, Die Bischöfe und Reichs- 
fürsten von Eichstädt, 2 Bde. Landshut 1885, II S. 541. 

4) Oramer p. 527 (Statut von 1560). Lossen, Kölnischer Krieg 
1 8.725. J. de Theux, Le Chapitre de St. Lambert, 4 vol. Bruxelles 
1871/72, enthält die Daten sämtlicher Domherren in historischer Reihen- 
folge, vgl. I pref. p. XX. Die noch im 17. Jahrhundert zahlreichen bürger- 
lichen Graduierten (de Theux III) verschwinden allmählich im 18. Jahr- 
hundert, de Theux IV pag. 4, 22, 28, 47, 57 s. 

5) August G@nann, Beiträge zur Verfassungsgeschichte des Dom- 
kapitels von Basel bis zum Ende des 15. Jahrhunderts, Freiburger Diöz.- 
Arch. XXAIV 1906 8.120 ff. Rudolf Wackernagel, Geschichte der 
Stadt Basel, 2 Bde. Basel 1907, 1911, 1916, II 2 8. 649 ff, Vgl. Vehse 
XLVII.S. 275 £. 

6) Moser, Besonderes Staatsrecht, Konstanz 8. 120 ff. Konstantin 
Holl, Fürstbischof Jacob Fugger von Konstanz (1604—1626), Studien aus 
dem Collegium Sapientiae zu Freiburg I, Freiburg i. Br. 1898 S. 196 ff. 
August Willburger, Die Konstanzer Bischöfe Hugo von Hohenlanden- 
berg, Balthasar Merklin, Johann von Lupfen (1496—1537) und die 
Glaubensspaltung, Reformationsgeschichtliche Studien und Texte H. 34/35, 
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burg‘), Passau?), Brixen?) und Trient‘) galten im 
18. Jahrhundert noch als nur zum Teil adlig, d.h. sie konnten 
für einen Teil der Pfründen statutengemäss bürgerliche Gra- 


Münster 1917 (auch Tübinger phil. Diss. 1917) S. 15 ff., 246 ff. Vgl. Vehse 
IIL 8. 39 £. 

”, Bichhorn, Episc. Curiensis p. 210. Tuor, Reihenfolge. Jo- 
hann Georg Mayer, Geschichte des Bistums Chur, 2 Bde. Stans 1907, 
1914, II S. 192 ff., 514. 

®) Corbinianus Khamm, Hierarchia Augustana chronologice 
tripartita in partem cathedralem, collegialem et regularem, III partes 
Augustae Vind. 1709, 1719, 1790, I p. 1—56. Moser, Besonderes Staats- 
recht, Augsburg 8. 93. TelgmannS. 152f. Vehse IIL 8.52 ff. Otto 
Leuze, Das Augsburger Domkapitel im MA., Tübinger phil. Diss. 1909, 
auch Z. d. Hist. V. f. Schwaben XXXV 1909 8. 1 ff. 

°?) Wigulejus Hundiusa Sulzemoos, Metropolis Salisburgensis 
cum notis Christiani Gewoldi, III vol. Ratisbonae 1719, I p. 122, 
188 s.; danach waren bis ins 17. Jahrhundert in Freising und Regens- 
burg bürgerliche Doktoren Pröpste und Dekane des Kapitels. Telg- 
mann 8.155. Vehse XLVII S. 333 £f. 

) Vgl.n.9. Statuten aus dem 15.—17. Jahrhundert, gedruckt in 
Mayers Thes. novus III p.1ss, IV.p.1ss; vgl. II p. 2, 24. Seit dem 
Ende des 17. Jahrhunderts hörten im Kapitel die bis dahin noch zahl- 
reichen bürgerlichen Graduierten gänzlich auf, adlige Graduierte gab 
esim 18. Jahrhundert nur vereinzelt; Katalog der Domherren bei Johann 
Carl Paricıus, Allerneueste Nachricht von der des Hl. Römischen 
Reiches Freyen Stadt Regensburg, Regensburg 1753, II S. 34—78. Die Zu- 
sammensetzung des Kapitels war 1753 (ebenda S. 78 ff.) und 1795 (Vehse 
XLVII 8. 321 £.) rein adelig. 

?) Marcus Hansizius, Germania Sacra, II vol. Augustae Vind. 
1727/29; I, Metropolis Lauriacensis cum episcopatu Pataviensi; II, Archi- 
episcopatus Salisburgensis; Ip. 643 ss., Kapitularenlisten p. 709, 756, 789, 
letztere p. der Corollaria. Johann Nepomuk Buchinger, Ge- 
schichte des Fürstentums Passau, 2 Bde. München 1816/24, II 8. 280 ff. 

?) Dürr in Schmidts Thes. III pag. 198. Telgmann S. 153f. 
Tinkhauser, Beschreibung der Diözese Brixen I 8.39 fl. Vehse IIL 
S.69f. Bastgen, Die Ursachen der Säkularisation der Bistümer und 
Domkapitel Trient und Brixen, Hist. Jahrb. d. Görresges. XXXIV S. 560 ft. 
Listen der Wahlkapitel bei Sinnacher, unten 8. 22 n. 3. 

‘) Schmittin Mayers Thes.novus Ip. 296. Telgmann S$. 158. 
Vehse II 8.67f. Rauch 8. 746. 
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duierte, Doktoren aufnehmen), wie es schon im späten 
Mittelalter der Fall gewesen war?). Die Entwicklung lief 
freilich schon seit dem 15. Jahrhundert immer mehr dem 
Ausschluss aller bürgerlichen Graduierten entgegen und be- 
gnügte sich nur zum Teil mit der genauen Fixierung der 
praebendae doctorales?). Der Westfälische Friede traf daher 
eine ausdrückliche Bestimmung zur Erhaltung der bürger- 
lichen Graduierten in den Kapiteln nach dem damaligen Stand®). 
In Passau’) haben jedoch in unserem Zeitraum nichtadlige 
Doktoren keine Aufnahme in die Kapitel mehr gefunden, sämt- 
liche Kapitelplätze blieben dem österreichischen und bayri- 
schen, meist gräflichen oder freiherrlichen Adel reserviert, der 
auch in den Bistümern Regensburg, Freising und Augsburg 
neben wenigen Doktoren die ausschlaggebende Rolle spielte. 
Nicht ohne mannigfache Streitigkeiten mit den adligen Kapi- 
tularen behaupteten sich m Konstanz und Augsburg zunächst 
die bürgerlichen Graduierten in den Kapiteln®), während stets 


) Dürr in Schmidts Thes. III p. 194 ss., 197. Schmitt in 
Mayers Thes. novus I p. 296. 

?) Dürr in Schmidts Thes. III p. 197. Schmitt in Mayers 
Thes. novus I p. 296. Werminghoff, Verfassungsgeschichte? S. 146. 
Schulte, Adel und deutsche Kirche $. 244. 

?) In Basel wurde die Zahl der bürgerlichen Doktoralpräbenden 1337 
(erneuert 1474) auf 5 festgelegt; Gnann a. a. O. 8. 121; Wacker- 
nagel II 2 S. 649 f.; in Regensburg 1414 (erneuert 1493 und später 
mehrfach) auf höchstens ein Drittel aller Pfründen, vgl. S.20 n.1. In 
Konstanz war die Zahl der Doktoren noch um 1620 nicht festgelegt, Holl 
a. a. O.; in Augsburg auch im 18. Jahrhundert nicht, Telgmann 8. 152f. 

* Art. V$8 17 a.F. (Zeumer, Quellensammlung? S. 406): „... 
operaque detur, ne Nobiles, Patricii, gradıbus Academicis insigniti, ali- 
aeque personae idoneae, ubi id fundationibus non adversatur, excludantur, 
sed ut potius in iis conserventur; vgl. Brunner in Holtzendorffs 
Rechtslexikon III 1 S. 796 f. 

5) In Passau enthält zuletzt die Kapitularenliste von 1625 (Hansiz 
I p. 709) die Namen von zwei bürgerlichen Doktoren; in den Listen von 
1662, 1689, 1727 kommen sie nicht mehr vor (p. 756, 789, letzte p. de 
Corollaria). 

°%) In Konstanz nahm sich Jacob Fugger der Doktoren an, Holl 
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in Chur!), im 17. Jahrhundert auch in Brixen?) und Trient, in 
Regensburg und Lüttich’), ihre Zahl und Stellung eine stärkere 
gewesen ist. Die Anforderungen an die Stiftsfähigkeit waren 
bei diesen Kapiteln geringer, Lüttich, Augsburg, Passau, Basel 
und Konstanz z. B. verlangten acht, Trient sogar nur zwei 
adlıge Ahnen‘). 

Die Entwicklung in der ständischen Zusammensetzung der 
Domkapitel, dieser seit alters zur Versorgung der jüngeren 
Söhne der Familien des deutschen Adels dienenden deutschen 
geistlichen Anstalten°), stand bereits im 15. Jahrhundert unter 
dem Zeichen der erstarkenden adligen Exklusivität und ist auch 
nach 1648 nicht völlig zum Stillstand gekommen. Sie macht 
sich geltend einmal in der Schliessung der Kapitel — tatsächlich 
sind, wenigstens was die Vollpfründen betrifft, alle Kapitel im 
18. Jahrhundert geschlossen®) —, dann in der Verdrängung 
des bürgerlichen Elements, der Doktoren, die im Laufe des 
16. und 17. Jahrhunderts aus den meisten Kapiteln verschwin- 
den und sich in den letzten 150 Jahren des Reiches nur noch 


S. 196 ff.; in Augsburg und im 16. Jahrhundert in Passau bestanden 
Gegensätze zur Bürgerschaft, Moser Besonderes Staatsrecht, Augsburg 
S. 93; Leuze 8. 6; Buchinger 8. 280 ff.; weitere Literatur bei Pütter. 
Klüber IV 8. 530. Im’Jahre 1792 gab es nur noch adlige Graduierte, 
Vehse 2.2.0. 

') Vgl. die Kapitularenliste von 1797 bei Eichhorn $. 210, ferner 
Tuor 2.20. 

?) In Brixen überwogen in den Wahlkapiteln bis 1663 noch die 
bürgerlichen Domherren, Sinnacher VIII S. 316 (1627), 346 (1628), 
521 (1641), 563 f. (1647), 652 f. (1663), dann nimmt ihre Zahl rasch ab 
(S. 688, 1677), 1685 sind es noch 5 (?) (IX $. 6), 1702 noch 2 (?), ‘von 1747 
an (S. 564) sind die Wahlkapitel rein adlig. 

®) Vorhin 8.20 n. 1 und 8.19 n. 4. 

*) Rauch, Stiftsmässigkeit, 8. 744, 746. Für Basel: Würdtwein, 
Subsidia diplom. IV p.175ss. Wackernagel II 2 Anm. zu 8.651; 
1507 genügten in Basel noch 4 Ahnen. 

°) Schulte, Adel und deutsche Kirche, bes. $. 235 ff. 

°) Auf dem Emser Kongress verlangten die Erzbischöfe wegen der 
damit verbundenen kirchlichen Missstände die Beseitigung der Schliessung, 
Art.X c), Höhler $. 178; vgl. bes. Coulin S. 51 ff. 
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in wenigen Hochstiftern, meist in bestimmten Doktoralpfrün- 
den erhalten haben (Köln, Basel, Chur, Trient; vereinzelt ın 
Konstanz, Brixen, Augsburg, Regensburg, Freising und Lüt- 
tich)'). Der Adel ist bestrebt, durch Hinaufschrauben der 
Ahnenzahl den unbequemen Neuadel fernzuhalten, was ihm 
fast vollständig gelungen ist. Auch die Anforderungen an 
die Stiftsmässigkeit der Familien werden in einzelnen Dom- 
stiitern gesteigert; Köln und Strassburg erfordern schon im 
16. Jahrhundert Reichsstandschaft der Familie, Mainz, Bam- 
berg und Würzburg verlangen Reichsunmittelbarkeit und treffen 
auch territoriale Einschränkungen der Stiftsmässigkeit. Diese 
ganze Entwicklung erfolgt, unbekümmert um die recht ab- 
weichende Gesetzgebung des kirchlichen gemeinen Rechts, auf 
Grund statutarischer Rechtsbildung?), die bisweilen von Kaisern 
und Päpsten als gutes altes Statut oder Gewohnheit bestätigt 
wird?). So haben sich dieselben Familien oft durch Jahr- 
hunderte im Besitz bestimmter Kapitelstellen erhalten, und 
nicht selten war ein Domherr in mehreren Hochstiftern 
gleichzeitig präbendiert. Die oberrheinischen und fränkischen, 
die westfälischen, die bayrischen und das Kölner und das 
Strassburger Kapitel hatten regelmässig eine grössere Zahl 
gemeinsamer Kapitulare‘),. Schon hier sei auf die Bedeu- 


!) Die Domherrenlisten bei Vehse ergeben für das Jahr 1794, dass 
ausser in Köln, Chur und Basel, wo es bürgerliche Doktoren gab, auch 
die Doktoralpfründen mit stiftsfähigen Adligen besetzt waren, die den 
Grad eines Doktors oder Licentiaten erworben hatten. 

2) Jeden Eingriff der kirchlich allein anerkannten höchsten Gesetz- 
gebungsgewalt, des Papstes, in ihre Statuten und Gewohnheiten haben die 
Kapitel immer als Rechtsverletzung mit Entrüstung abgelehnt, z. B. in 
den Fällen Auwach und Boville Ende des 17. Jahrhunderts, Cramer 
Ss. 185 ff, 555 ff. Vgl. die Emser Punktationen 1785 Art. XIII; Höhler 
S. 179; Coulin 8. 55f.; unten $. 66. 

3) Solche Bestätigungen zahlreich bei Cramer, im Anhang. Vgl. 
Werminghoff ZRG. XLV Kan.-Abt. 1911 8. 64 f. 

4) Vgl. etwa die Kurkölnischen und Kurmainzischen Hof- und Staats- 
kalender verschiedener Jahre, sowie die zitierten Kapitularenlisten. Zahl- 
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tung dieser Tatsache für die Bistumskumulationen hinge- 
wiesen !). 

III. Damit die Kapitulare ihr Wahlrecht ausüben konnten, 
kamen für sie einige Erfordernisse hinzu: 

1. Das kanonische Recht, dessen Bestimmungen durch das 
Tridentinum erneuert wurden, erforderte mindestens die Sub- 
diakonatsweihe für den Kapitular zur Ausübung des 
Stimmrechtes?). Denn gemeinrechtlich mussten zwar die 
Dignitäten und Personate, im ganzen die Hälfte der Kanoni- 
kate mit Priestern, die Hälfte konnte mit Diakonen und Sub- 
diakonen besetzt sein?); aber der vorherige Erwerb der Weihe 
war zur Aufnahme als Kapitular nicht erforderlich, der nötige 
Weihegrad durfte vielmehr spätestens innerhalb eines Jahres 
nach erlangtem ruhigen Besitz der Pfründe bei Verlust des 
Stimmrechtes nachgeholt werden). Mit der Annahme der 
Weihen hatten es freilich die Domherren, sobald sie in den 
Genuss ihrer Pfründe getreten waren, in der Regel nicht mehr 
eilig. Abgesehen von diesen Mindestforderungen des gemeinen 
Rechts war der Autonomie der Kapitel freier Spielraum ge- 


reiche Nachweise für das Mittelalter bei Schulte, Adel und deutsche 
Kirche S. 284 ff. !) Vgl. unten $. 224. 

2) C. 2 in Clem. de aet. et qual. 16. Trid. Sess. XXII de ref. c.4; 
Aemilius Ludwig Richter und Friedrich Schulte, Canones 
et decreta Concilii Tridentini, Lipsiae 1853 p. 159s. Concilium Tri- 
dentinum, Diariorum, actorum, epistularum, tractatuum nova collectio 
ed. Societas Goerresiana, Friburgi Brisgoviae 1901 ss. In Betracht kommen 
Tom. IV., V. und VIII. (= Actorum pars I., II., V.) ed. Stephanus Ehses 
1904, 1911 und 1919, enthaltend die Sess. I—-III, IV—VII, XVII-XXI. 
Hier T. IV: p. 966: Quicunque in cathedrali vel collegiata saeculari vel 
regulari ecelesia divinis manicipatus officiis in subdiaconatus ordine 
saltem constitutus non sit, vocem in eiusmodi ecclesiis in capitulo non 
habeat, etiamsi hoc sibi ab aliis libere fuerit concessum. Vgl. Moser 
Th. XI 8.341. Passerini c. 10 n. 50, 53 

») C.1 X de aet. et qual. I 14. Trid. Sess. XXIV de ref. c. 12. 
Richter-Schülte, Tridentinum p. 348 ss. 

‘) C.2 in Clem. de aet. et qual. 16. Trid. Sess. XXII de ref. ce. 4, 
Sess. XXIV de ref. c. 12. 
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lassen, deren Statuten nicht nur oft die Admission zum Kapitel!), 
sondern auch, wo die niederen ordines zur Aufnahme als Ka- 
pitular genügten, die Stimmberechtigung an den Besitz der 
höheren Weihegrade knüpften?). In den westfälischen Bis- 
tümern z. B. wurden Kapitulare auch ohne die höheren Weihen 
zugelassen, entbehrten jedoch bis zur Annahme der ordines 
maiores des aktiven Stimmrechtes bei der Bischofswahl 3). 
Ausserdem gab es in allen Kapiteln eine Anzahl Pfründen, für 
die statutengemäss Priesterweihe erforderlich war (Priester- 
pfründen) ®). 

Auch aus der Praxis sind Beispiele des Ausschlusses un- 
geweihter Kapitulare von der Wahl bekannt. Im Jahre 1626 
verweigerte vor der Postulation Franz Wilhelms von Warten- 
berg in Osnabrück die streng katholisch und ligistisch ge- 
sinnte Kapitelsmehrheit den ungeweihten Kapitularen die 
Wahlteilnahme°). Da gelegentlich der Lütticher Wahl des 
Jahres 1694 eine Anzahl der vornehmsten Kapitulare die 
statutengemäss erforderlichen Priester- und Subdiakonatsweihen 
nicht besassen, die Kapitelmehrheit aber auf der Durchführung 
der Satzungen bestand und der Papst überdies die erbetenen 
Weihedispense verweigerte, mussten sich die betreffenden 
Herren, um noch bei der Wahl mitstimmen zu können, die 
fehlenden Weihen im Eiltempo erteilen lassen®). Mit welcher 


1) Hinschius Il S.70. Dürr in Schmidts Thes. Ill p. 176.88, 
Derartige Statuten bei Mayer, Thes. novus Il p. 3s. IV p. 81, 195, 
298 (Regensburg). Für Köln: Lossen, Köln. Krieg I:S. 26); für Strass- 
burg: Meister, Kapitelstreit S. 33 ff. 

zuliyachıus II 8.71. Düssp-ıier . 

3) Dürr p. 177 s., bes.n.u. Vgl.auch Josef Müller, 2. £. vat. 
Gesch. 1913 I 8.7. 

4) Hinschius II S. 74. Antonius Schmidt, De varietate prae- 
bendarum in seinem Thes. III p. 224 ss., 236 ss; Dürr, ebenda p. 199 s. 

5) Carl Stüve, Geschichte des Hochstifts Osnabrück 1624—1647, 
aus dem Nachlass herausg. von Carl Stüve, Jena 1882, auch: Mitt. 
d. V. f. Gesch. u. Ldskde. von Osnabrück, Osnabrück 1882 S. 1 ff., 8. 54 ff. 

6) Foullon III p. 441. Joseph Daris, Histoire du diocese et 
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Schikane der Nachweis der Weihe gelegentlich bei Wahlen ge- 
handhabt wurde, in denen es auf jede Stimme ankam, zeigt 
der Fall des Münsterer Domdechanten Brabeck im Jahre 1667, 
der zwar den Beweis seiner Priesterweihe erbringen konnte, 
aber gleichwohl aus formalen Gründen von der Teilnahme an 
der Koadjutorwahl ausgeschlossen wurde'). 


2. Als Erfordernisse kam ferner für die Kapitulare hin- 
zu, dass sie sich nicht als excommunicati vitandi im 
grossen Kirchenbann befanden?), nicht totaliter oder ab offieio 
suspendiert waren?), auch nicht durch Erkenntnis das Stimm- 
recht verloren hatten?) oder wegen einer mit infamia iuris 
bedrohten Handlung verurteilt waren®). Besonders die ersten 
beiden Fälle sind häufig praktisch geworden und haben zu 
Streitigkeiten geführt. Im Zeitalter der Gegenreformation 
waren im Kampf um die Freistellung der deutschen Stifter 


de la principaute de Liege, 10 vol. Liege 1868—1890 V, 1u.2, Pendant 
le XVIlIe siecle, 1877, V 2 p. 241 ss. 

) Joannes ab Alpen, Decas de vita et rebus gestis Christophori 
Bernardi a Galen, Episcopi Monasteriensis, II vol., Monast.-Raesf. 1694 
u. 1708, II p. 15 ss.; auch deutsch, Münster 1790 8. 170f. Moser 
Th. XI S.341f. Karl Tücking, Geschichte des Stifts Münster unter 
Bernhard von Galen, Münster 1865 S. 151. Die Wahlen Münster 1667 
und 1706, über beide auch Moser Th. XI S. 336 ff., können zugleich als 
Beispiel dienen für die Intrigen anlässlich von Resignationen und Neu- 
aufnahmen ins Kapitel kurz vor den Wahlen. 

2) C. 23 X de appell. II 28; c. un. in VIto ne sede vac. III 8. 
Vgl. Passerini c. 10 n.64ss. Franz Kober, Der Kirchenbann nach 
den Grundsätzen des kanonischen Rechts dargestellt, 2. A. Tübingen 
1868, S. 368 ff. 

3) C.8 X de consuet. I 4; c. 16 X de elect. I6. Passerini 
e.10 n.87ss. Die suspensio allein ab ordine oder a beneficio beeinträch- 
tigt das Wahlrecht noch nicht. Fra'nz Kober, Die Suspension der 
Kirchendiener nach den Grundsätzen des kanonischen Rechtes dargestellt, 
Tübingen 1862, S. 107 f£. 

*) 2.B.c.2 X de post. prael.I 5. 


°) Passerini, c. 10n. 126ss., 141ss. Hinschius IIS. 659. Säg- 
müller 13 8, 337. 
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Exkommunikation und Suspension wichtige Waffen ın der 
Hand der Katholiken. Nach dem Abfall des Gebhard Truch- 
sess, Kurfürsten von Köln, von der katholischen Kirche wurden 
zwei Kölner Domherren, Johann von Winnenberg und Hermann 
Adolf von Solms, durch den Nuntius Bonomi und das Kapitel 
von der Neuwahl am 23. Mai 1583 als notorische Ketzer, denen 
Exkommunikation und Privation bevorstand, ausgeschlossen '). 
Ueber die fünf anlässlich des Kölnischen Krieges gebannten 
und ihrer kirchlichen Aemter entsetzten Strassburger Kapitu- 
lare erging am 3. Dezember 1583 auch in Strassburg ein 
formelles Ausschliessungsdekret?); das protestantische Gegen- 
kapitel im Bruderhof in Strassburg, das im Jahre 1592 Jo- 
hann Georg Markgrafen von Brandenburg zum Administrator 
wählte, ist weder von der Kirche noch vom Reich anerkannt 
worden’). Uebrigens rechtfertigte selbst nach der in Deutsch- 
land herrschenden katholischen Auffassung des 16. Jahrhunderts 
das Bekenntnis zur protestantischen Lehre allein noch keines- 
wegs den Ausschluss vom Kapitel‘). Das wurde erst anders 
mit der Einführung der professio fidei?) und der reichsgesetz- 
lichen Festlegung der Konfessionsverhältnisse in den gemischten 


!), Max Lossen, Der Kölnische Krieg II, Geschichte des Kölni- 
schen Krieges, München 1897 S. 278—294, 316—318. 

2) Lossen a.a. 0. 8.316 ff. Meister, Strassburger Kapitelstreit 
S.28 f. Gedruckt: Akten zum Schisma im Strassburger Domkapitel Nr. 1, 
Mitt. d. Ver. f. d. Erhaltung d. Denkmäler im Elsass 1898. 

3) Meistera.a. OÖ. Grandidier, Oeuvres histor. inöd. IV p. 434 ss. 
Felix Stieve, Die Politik Bayerns 1591—1607, I. Hälfte, München 
1878 = Briefe und Akten z. Gesch. d. 30jährigen Krieges in den Zeiten 
des vorwaltenden Einflusses der Wittelsbacher IV S. 45 ff., II. Hälfte 
1883 = Briefe und Akten etc. V 8. 120 ff. Rudolf Wackernagel, 
&eschichte des Elsasses, Basel 1919 S. 251 ff. 

4) Meister 8.46 ff. Als Ernst von Bayeın 1577 in seiner Appel- 
lation gegen die Wahl des Gebhard Truchsess in Köln die Gültigkeit 
einer Anzahl von Stimmen wegen Häresie anfocht, entgegnete man bei 
der Kurie, dann könne man alle deutschen Bischofswahlen anfechten, 
Lossen, Köln. Krieg I S. 615 f. 

5) Siehe unten 8. 258 ff. 
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Kapiteln Osnabrück , Minden und Lübeck!). Bei den katho- 
lischen Bischofswahlen in Osnabrück, wo katholische Fürst- 
bischöfe mit evangelischen, aus dem Hause Braunschweig 
gewählten gemäss dem Westfälischen Frieden alternierten, 
nahmen die drei protestantischen Domherren nicht teil?). Auch 
gelegentlich der Kölner Wahl des Jahres 1688 wurden einige 
Kapitulare als exkommuniziert hingestellt, um das Stimmen- 
verhältnis der Parteien zu verschieben’). 

3. Die Suspension hatte nach der laxeren deutschen 
Anschauung des 16. Jahrhunderts noch nicht schlechtweg die 
Unfähigkeit zur Teilnahme an den Abstimmungen und Wahlen 


') JPO. Art. V$ 23, XI $S1, XIII8 13, Zeumer, Quellensammlung ? 
S. 407, 420 f., 425. Justus Henning Boehmer, Jus ecclesiasticum 
Protestantium, V vol, Halae 1754— 1774, Bd. Ip. 547 ss. =123$ 33, Bd. II 
p. 207 u.3833= 113 $33, 5 $ 94. Streitig waren lange die Verhältnisse 
in Halberstadt, Schmitt in Mayers Thes. I p. 301, und Strassburg, 
Sartoril198S.163. Für Lübeck vgl. Wehrmann, Mitteilungen über 
das ehemalige Lübeckische Domkapitel, Z. f. Lübeckische Geschichte III 
H. 1; Everhard Illigens, Geschichte der Lübeckischen Kirche von 
1530 bis 1896, Paderborn 1896, 8. 50—66. 

2) Vgl. JPO. Art. XII. Zeumer, Quellensammlung? 8. 423 ff. 
Max Bär, Abriss, Quellen und Darstellungen zur Geschichte Nieder- 
sachsens V S.44. Derselbe, Die Wahl Ernst August II. zum Bischof 
von Osnabrück und die Stellung zur Kurie (1716), Z. d. Hist. V. f. Nieder- 
sachsen 1902 S.85 ff. Johannes Freckmann, Die capitulatio perpetua 
und ihre verfassungsgeschichtliche Bedeutung für das Hochstift Osna- 
brück (1648—1650), Mitt. d. V. f. Gesch. u. Ldskde. von Osnabrück XXXI 
1906 8. 175; auch Münster. phil. Diss. 1906. Uebrigens wurden auch 
bei der protestantischen Wahl des Jahres 1764 die evangelischen Kapi- 
tulare nicht zugelassen und wählten für sich ebenfalls Prinz Friedrich; 
Leo Körholz, Die Wahl des Prinzen Friedrich von York zum Bischof 
von Osnabrück und die Regierung des Stiftes während seiner Minder- 
Jährigkeit, Münster. phil. Diss. 1908 8. 77. 

®) Postulationsdekret, Lünig, Deutsches Reichsarchiv XVI S: 903. 
Vgl. Moser Th. XI S. 341 und Ernst Böhmländer, Die Wahl des 
Herzogs Joseph Klemens von Bayern zum Erzbischof von Cöln 1688, 
Oberbayr. Arch. f. vat. Gesch. LVI München 1912 8. 173 ff. und LVII 1913 
S. 224 ff., LVI S. 245. 
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der Kapitel zur Folge!). Strenger war die Auffassung des 
17. Jahrhunderts: In Lüttich wurden 1649 eine Anzahl Ka- 
pitulare infolge einer wegen Ungehorsams vom Bischof aus- 
gesprochenen Suspension von der Koadjutorwahl ausgeschlossen, 
ohne dass ihr Protest vom Papst berücksichtigt worden wäre?). 
Aber auch bei der Münsterer Koadjutorwahl des Jahres 1667 
ging Bischof Christoph Bernhard von Galen gegen einige 
widerspenstige Kapitulare mit Suspension vor, die er aller- 
dings noch vor der Wahl zurücknahm?). 

Irregularität hatte nach richtiger Anschauung keinen 
Verlust des Stimmrechtes zur Folge, da sie nur Empfang und 
Ausübung der Weihegewalt unerlaubt macht, nicht aber Juris- 
diktion, Amt und Pfründe berührt‘). Einen strengen kanoni- 
schen Massstab hätte man vollends in diesem Punkt an die 
deutschen Kapitulare nicht anlegen dürfen. Hierauf wies die 
bayrische Partei in Köln 1688 deutlich hin, als ihre Gegner 
die Stimmberechtigung des Markgrafen Hermann von Baden 
aus dem Grunde bestritten, dass er als Kapitular Kriegsdienste 
genommen und sich damit offenkundig Irregularität zugezogen 
habe?). 

Um die Teilnahme Nichtberechtigter, Suspendierter und 
Exkommunizierter an der Wahl und die sich daraus ergeben- 
den Rechtsfolgen, Ungültigkeit von Stimmen, namentlich aber 


!) Meister, Strassburger Kapitelstreit 8. 44 f. 

2) Foullon, Historia Leodiensis IIl p. 284. Daris, Histoire du 
diocese de Liege V 1 p. 278 ss. 

®) Joh. ab Alpen, Decas de vita II p.15ss. Tücking 8. 150 ff. 

#) Passerini c. 10 n. 102—104, daselbst n. 102 die ältere Lit. 
FranciscusSchmalzgrueber, Jus ecclesiasticum universum, V libri 
Ingolstadt und Dillingen 1725—27,adX16n.14. HinschiuslII S. 659, 
bes. n. 11. Sägmüller I?S.210. A.A.z.B.Reiffenstuelad X16 
n. 172. 

5) Moser Th. XI S. 340. Böhmländer LVI S. 244. Vgl. die 
Exacta facti species der Fürstenbergischen Partei, bei MichaelCaspar 
Londorpius, Acta publica XIII, Francofurti 1688, p. 628 und die bayrische 
Erwiderung Decas dubiorum, ebenda p. 639. 
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unter Umständen Nichtigkeit der Wahl!), zu vermeiden, pflegte 
der Vorsitzende vor Beginn des Wahlaktes alle mit derartigen 
Mängeln Behafteten zum Verlassen des Raumes aufzufordern 
und protestierte gegen ein etwaiges Verbleiben Gebannter; 
auch mussten häufig die Kapitulare einzeln versichern, dass 
sie sich nicht im Bann befänden?), oder sie liessen sich 
wohl auch vom Nuntius auf alle Fälle von kirchlichen Zen- 
suren absolvieren?). 

4. Ausser diesen durch das kanonische Recht gegebenen 
und in unserem Zeitraum im wesentlichen beachteten Vor- 
schriften kamen in vielen. Kapiteln noch statutenmässige 
Erfordernisse für die Kapitulare hinzu®): In Lüttich z. B. 
durfte auf Grund statutarischer Vorschrift kein Domherr an der 
Wahl teilnehmen, der beim Aegidienkapitel des letzten Jahres 
nicht persönlich anwesend gewesen war oder einen Prokurator 
bestellt hatte. Daher schloss im Jahre 1694 das Kapitel 
14 Kapitulare von der Wahl aus, darunter den Kardinal Bouil- 
lon und die beiden wenige Tage später gewählten Kandidaten 
Joseph Clemens von Bayern und Ludwig Anton von Pfalz- 
Neuburg. Die Proteste des Kardinals beachtete der Papst 
nicht). Andere Kathedralkapitel sprachen ihren neuaufge- 


’) Letzteres im Falle wissentlichen Duldens Exkommunizierter beim 
Wahlakt, vgl. Hinschius II 8. 659f. Kober, Kirchenbann 8. 369 ff. ; 
Derselbe, Suspension 8. 108. 

?) Vgl. Johann Christian Lünig, Theatrum ceremoniale histo- 
ricopoliticum, 3 Bde. Leipzig 1719/20, II 8.146. Moser Th. XT S. 388. 
Meister, Strassburger Kapitelstreit S. 43, Wahl Johanns von Mander- 
scheid i. J. 1569. Böhmländer, Oberbayr. Arch. LVI S. 245, Wahl des 
Joseph Clemens in Köln 1688, dazu das Postulationsdekret Fürstenbergs, 
Lünig, Reichsarchiv XVI 8. 903. 

®) So z. B. in Köln vor der Wahl des Gebhard Truchsess 1577, 
Lossen, Köln. Krieg I S. 574. 

1) Passerini, c. 10 n. 108: „Conditio est, ut... habeat omnes 
conditiones, quae ex vi statutorum Collegii ad eligendum necessaria 
sunt.“ 

°) Johann Christian Lünig, Publicorum negotiorum ... ayl- 
loges supplementum et continuatio, Francoforti et Lipsiae 1702 p. 378 ss.: 


Statutarische Anforderungen verschiedenartig. a1 


nommenen Kapitularen das volle Stimmrecht erst nach ge- 
wisser Zeit zu!); so konnte 1591 in Bamberg der Domdechant 
nicht mitwählen, weil er noch nicht triennalis war?). 


Deductio et explanatio rationum, propter quas Capitulum .. .ad Suf- 
fragium non admisit. Foullon, Historia Leodiensis III p. 441, 443. 
Th. Bouille, Histoire de la ville et du pays de Liege, 3 vol. Liege 
1724—1732, III p. 502. Daris V 2 p.241ss. Moser Th. XI S. 342 ff. 

') Dürr, De capitulis clausis, in Schmidts Thesaurus III p. 181 
n. c. Neller, De sacrae electionis processu, ebenda II p. 701. 

*; Johann Looshorn, Geschichte des Bistums Bamberg, 7 Bde. 
München 1886—1910, V S. 218. Vgl, Dürr. c. 


Zweites Kapitel. 
Die Wählbarkeit. 


„Kirchenämter sollen nur an personae idoneae, an solche, 
welche die allgemein für alle sowie die speziell für das in 
Frage stehende Amt vorgeschriebenen, d.h. die sog. kanoni- 
schen Eigenschaften besitzen, verliehen werden'!).“ Diese 
kanonischen Eigenschaften sind einzeln auf ihre Beachtung ın 
den letzten 150 Jahren des alten deutschen Reiches zu prüfen. 
Hinzu kamen in Deutschland noch einzelne von den Kapiteln 
und vom Staate aufgestellte rechtliche oder mehr tatsächliche 
Erfordernisse. 


I. Eheliche Geburt. 


Uneheliche Geburt begründete nicht nur bezüglich der 
Weihe die irregularitas ex defectu natalium, sondern erfor- 
derte, selbst wo die Irregularität durch päpstliche Dispen- 
sation behoben wurde, mindestens für beneficia duplicia be- 
sonderen Dispens, zumal beim Bischofsamt, für das ausdrück- 
lich eheliche Geburt erforderlich gemacht war?). Der einzige 
unehelich geborene deutsche Bischof der neueren Zeit — 
nicht zu verwechseln mit den aus kirchlich gültiger, aber 


!) Hinschius I 8. 476. 
2) Passerini c. 25 n. 107ss. Hinschius II S. 476£.,, IS. 11f. 
6.6 X de filüs presb. I 17. C.6 X de elect. I 6. Trid. Sess. VII de 


ref. c.1; XXIV de ref.c.1. Conc. Trid. p. 997. Richter-Schulte, 
Tridentinum p. 48, 396 ss. 
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unebenbürtiger Ehe entstammenden Bischöfen, z. B. Kar- 
dinal Franz Wilhelm Graf von Wartenberg (7 1661), Sohn 
Herzog Ferdinands von Bayern !), und Karl von Oesterreich, 
Bischof von Brixen und Breslau, Sohn Erzherzog Ferdi- 
nands?) — war Georg von Oesterreich, ein natürlicher Sohn 
Kaiser Maximilians I., der im Jahre 1525 mit Rücksicht auf 
seine Geburt und sein jugendliches Alter in Brixen postuliert 
und vom Papst unter ausdrücklicher Dispensation zugelassen 
wurde; 1538 wurde er Erzbischof von Valencia, 1541 er- 
folgte seine Postulation zum Koadjutor in Lüttich und seine 
Admission durch den Papst cum dispensatione super defectu 
natalıum ?). 


II. Weihe. 


Nach den durch das Tridentinum modifizierten kirch- 
lichen Bestimmungen sollte zum Bischof nur gewählt oder 
nominiert werden, wer bereits seit mindestens 6 Monaten 
wenigstens die Subdiakonatsweihe erhalten hatte*). In Deutsch- 


!) Bernhard Anton Goldschmidt, Lebensgeschichte des Kar- 
dinalpriesters Franz Wilhelm Grafen von Wartenberg, Fürstbischofs von 
Osnabrück und Regensburg, Minden und Verden, Osnabrück 1866 8. 1f. 

2) Moser Th. XI S. 348. 

®) Sinnacher, Säben und Brixen in Tyrol VII 8.245 ff. Daris, 
Histoire du diocese et de la prineipaute de Liege IV p. 126s., 1433. 
Reinhold Schwarz, Personal- und Amtsdaten der Bischöfe der 
Kölner Kirchenprovinz 1500—1800, Veröff. d. Köln. Gesch.-V. I Köln 1914 
S. 385 f. und die daselbst angegebene ältere Literatur über Lüttich. 

*# C.9 X de aet. et qual. 114. Trid. Sess. XXII de ref. c.2. Conc. 
Trid. VIII p. 965. Passerini cap. 25 n. 852. Hinschius IS. 480 f. 
Die gelegentlich unter Berufung auf die Bulle Gregors XIV. Onus apo- 
stolicae vom 15. Mai 1590 (Magnum Bullarium Rom. II p. 763. 
Richter-Schulte, Tridentinum p. 489 ss. $ 9) von Kanonisten auf- 
gestellte (vgl. Hinschius II $S. 481 n. 8) und von Moser (Bd. XI 
S. 349) und Sartori (128.8) übernommene Behauptung, dass Priester- 
weihe erforderlich sei, ist unrichtig. Die Bulle besagt vielmehr dasselbe 
wie das Tridentinum, da der Subdiakonat zu den sacri ordines zählt 
Hinschius a.a.O. 
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land war diese Vorschrift im 16. Jahrhundert gerade bei den 
von der Kurie begünstigten jungen fürstlichen Bistumsadmini- 
stratoren wenig beachtet und mit der nötigen Dispensation 
sehr weitherzig verfahren worden, so dass es zahlreiche gut 
katholische Bischöfe und Administratoren gab, die nicht die 
höheren Weihen empfangen hatten‘). Aber auch nach dem 
Konzil von Trient war die katholische Kirche in Deutschland 
in viel zu gefährdeter Lage, um nicht den Wünschen der 
katholischen Fürstenhäuser auf Beförderung und Dispens ihrer 
oft sehr jugendlichen und den Weihen wenig zugetanen An- 
gehörigen weitgehend entgegenkommen zu müssen. 

Erzherzog Leopold » 12jährig 1597 zum Koadjutor von 
Passau, 1600 in Strassburg postuliert und vom Papst zuge- 
lassen, nahm nie die höheren Weihen, bis er ım Jahre 1625 
auf alle geistlichen Würden in Rom verzichtete, um zu hei- 
raten und die Regierung in Tirol und Vorderösterreich zu 
übernehmen?). Dasselbe tat im Jahre 1665 Erzherzog Sig- 


!) Z. B. Herzog Ernst von Bayern, seit 1516 Administrator von 
Passau, 1540 von Salzburg, resignierte 1554, da ihm weiterer Dispens 
von der Priesterweihe verweigert wurde. Hans Widmann, Geschichte 
Salzburgs, 3 Bde. Gotha 1907, 1909, 1914, III S. 64ff., 82f. Sigmund 
Riezler, Geschichte Bayerns, bisher 8 Bde. Gotha 1878—1914, IV 
S. 61, 443. Johann von Hoya, seit 1553 Bischof von Osnabrück, 1566 
auch in Münster, 1568 in Paderborn postuliert, zögerte lange mit der 
Annahme der höheren Weihen, Wilhelm Eberhard Schwarz, Die 
Anfänge des Münsterischen Fürstbischofs Johann von Hoya 1566—1568, 
Z. f. vaterl. Gesch. u. Altkde. (Westfalens) LXI 1911 8. 14 ff. Die Sub- 
diakonatsweihe hinderte übrigens nach der deutschen Anschauung des 
16. Jahrhunderts nicht an der Rückkehr in die Welt und der Heirat; 
das bekannteste Beispiel: Salentin von Isenburg, Kurfürst von Köln 
1567—77, 7 1610, Lossen, Köln. Krieg I 8. 26, 519 ff. Zahlreiche 
ähnliche Fälle aus dem MA. führt Schulte an, Adel und deutsche 
Kirche S. 265 ff., 282 £. 

°?) F.Ch. Khevenhiller .. zu Aichelberg, Graf zu Frankenburg, 
Annales Ferdinandei oder wahrhafte Beschreibung Kaiser Ferdinands II. 
12 Theile in 9 Bänden, Regensburg und Wien 1640—46, Th. X Sp. 1108. 
Hansiz, Germania Sacra I p. 638, 699f. Buchinger, Geschichte des 
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mund Franz, Bischof von Augsburg, Trient und Gurk; doch 
erlosch noch im nämlichen Jahre mit ihm die Tiroler 
Linie!). Ein Generaleligibilitätsbreve von 1593 dispensierte 
den jungen Herzog Ferdinand von Bayern für seine bevor- 
stehenden Wahlen vom Mangel der Weihen?). Franz Wilhelm 
von Wartenberg, dessen unermüdlichem Eifer der Katholizis- 
mus Niederdeutschlands nicht wenig verdankt, nahm erst als 
Bischof dreier Bistümer (Osnabrück, Minden und Verden) nach 
seiner Vertreibung aus Osnabrück (1633) die Weihe zum Sub- 
diakon und Diakon?). Im Jahre 1652 bat Herzog Albrecht 
Sigismund von Bayern nach seinem Regierungsantritt als 
Bischof von Freising um Dispens vom Empfang der höheren 
Weihen, mit Rücksicht auf das drohende Aussterben seines 
Hauses®). Kurfürst Joseph Clemens, Herzog von Bayern, 
1671 geboren, konnte, obwohl seit 1685 Fürstbischof von 
Freising und Regensburg, seit 1688 Erzbischof von Köln, 


Fürstentums Passau II 8.337. Karl Schroedl, Passavia Sacra, Ge- 
schichte des Bistums Passau bis zur Säkularisation des Fürstentums 
Passau, Passau 1879 S. 345 f. Schmidlin, Kirchliche Zustände II 
Self, III Ss Hl, 

!) Braun IV 8. 271 ff, 293 ff. 

2) Theodor Joseph Lacomblet, Urkundenbuch für die Ge- 
schichte des Niederrheins IV 2. H. Düsseldorf 1858 Nr. 592, Urk. vom 
18. März 1593. 

3) H. Meurer, Franz Wilhelm, Bischof von Osnabrück, Mitth. d. 
hist. V. zu Osnabrück X 1875 S. 245 ff., XI 1878 S. 372 ff., XXI 1896 
S.1ff, XXI 8.1. Die Priester- und Bischofsweihe folgte Ende 1636, 
Goldschmidt S. 108. 

4) Walter Friedensburg, Regesten zur deutschen Geschichte 
aus der Zeit des Pontifikats Innocenz’ X. (1644—1655), Quellen und For- 
schungen aus ital. Archiven u. Bibliotheken, herausg. v. Kgl. Preuss. Hist. 
Inst. in Rom, Bde. IV— VII, V S. 99 Nr. 531 u. 636, Urk. v. 15. März 1652. 
Meichelbeck, Hist. Fris. II1 p. 394, 401ss. F.J.v. Streber, Histor. 
Abhandl.d. Kgl. Bayr. Akad. d. Wiss. I München 1807 8. 293ff. A.S. Stumpf, 
Z.f. Bayern und die angränzenden Länder, München 1817 8.77 ff. Hohen- 
eicher, Kleine Nachlese zur Lebensgeschichte Albrecht Sigismunds, 
Herzogs von Bayern, Fürstbischofs von Freisingen und Regensburg, 
Oberbayr. Archiv I, München 1839 $. 253 ff. 
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seit 1694 Fürstbischof von Lüttich, erst 1706 nach langem 
Drängen aus politischen Rücksichten, gewiss nicht infolge 
Erwachens kirchlich-religiösen Sinnes, zur Annahme des 
Subdiakonats bewogen werden, dem dann weitere Weihen 
rasch folgten!). Immerhin wurden diese Fälle im 18. Jahr- 
hundert zur Ausnahme und kamen nur noch bei Fürsten- 
söhnen vor. Erzherzog Maximilian Franz nahm die Weihe 
zum Subdiakon erst mit 28 Jahren am 8. Dezember 1784, 
vier Jahre nach seiner Bestätigung als Koadjutor in Köln und 
Münster?). Der letzte derartige Fall ist der im Jahre 1801 
ausgesprochene päpstliche Dispens im Wählbarkeitsbreve für 
Erzherzog Anton Viktor,’ welcher jedoch nicht mehr dazu ge- 
langte, die Regierung\in Köln und Münster anzutreten®). Im 
allgemeinen war die Subdiakonatsweihe schon dadurch ge- 
geben, dass die Kapitel meist ex gremio wählten und für ihre 
Mitglieder im 18. Jahrhundert streng mindestens auf die Sub- 
diakonatsweihe hielten. 


II. Alter. 


Papst Alexander III. hatte auf dem III. Laterankonzil 
die Bestimmung erneuert, dass zum Bischof nur gewählt 
werden dürfe, wer das dreissigste Lebensjahr bereits vollendet 
habe*t). Der unbedingt erforderliche Erwerb der Konsekration 
setzte dies Alter voraus. Das Konzil von Trient hatte die 
Durchführung dieser Vorschrift aufs neue befohlen°’), und sie 


) Heinrich Schrörs, Die Berufskämpfe des Kurfürsten Joseph 
Clemens, Annalen d. Hist. V.f. d. Niederrhein, insbes. die alte Erzdiözese 
Köln IIC Köln 1916 S. 1ff.22. ADB. XIV 8.562 ff. (Heigel). R. Schwarz, 
Personal- u. Amtsdaten S. 22f., daselbst die weitere Literatur. 

2) R. Schwarz S. 29. 

®) Höynck, Die Wahl des letzten Kurfürsten und Erzbischofs von 
Köln, Z. f. vaterl. Gesch. u. Altkde. LVIII 2 Münster 1900 8. 210 ff., 219. 

*) 0.7 X de elect. I 6. 

°) Sess. VII de ref. ce. 1; XXII de ref. c. 2; XXIV de ref. c. 1. Cone. 


Jugendliche Bischöfe des 16. Jahrhunderts. 37 


ist bis heute geltendes Recht geblieben !). Eine Extravagante 
Johanns XXI. erklärte sogar Postulationen von Personen unter 
27 Jahren für nichtig ?). 

Wurden diese Bestimmungen schon im Mittelalter ohne 
oder mit päpstlicher Dispensation häufig umgangen?), so 
vollends im Zeitalter der Reformation und Gegenreforma- 
tion‘). Pius V. (r 1572), welcher mit der Durchführung 
der Tridentiner Beschlüsse Ernst machen wollte, kam wegen 
der grossen Jugend deutscher fürstlicher Bistumsbewerber in 
schwere Gewissenskonflikte, musste aber der Macht der Tat- 
sachen und in Rücksicht auf die bedrängte Lage der Kirche 


Trid. V p. 997; VIII p. 965. Richter-Sehulte, Tridentinum p. 326 ss. 
Vgl. Passerini ce. 25 n. 434. 

') Codex iuris canonici von 1917, can. 381 $ 1, 2. 

?) C. un. in Extrav. comm. de post. I 2. 

®) Hinschius II S. 485. 

*) Markgraf Albrecht von Brandenburg wurde mit 23 Jahren als 
Administrator der Stifter Magdeburg und Halberstadt und nach seiner 
kurz vor Beginn des 25. Lebensjahres am 2. Juli 1514 erfolgten Kon- 
sekration als Erzbischof von Mainz und Magdeburg, Administrator von 
Halberstadt bestätigt. J.H. Hennes, Albrecht von Brandenburg, Erz- 
bischof von Mainz und Magdeburg, Mainz 1855 S.2fl. Jacob May, Der Kur- 
fürst, Cardinal und Erzbischof Albrecht II. von Mainz und Magdeburg, 2 Bde., 
München 1865 und 1875 I S.17ff., 31f. Aloys Schulte, Die Fugger 
in Rom 1495—1523, 2 Bde. Leipzig 1904 I S. 93£., 111fl. Reinhold 
Koser, Geschichte der brandenburgisch-preussischen Politik I. Stutt- 
gart-Berlin 1913 S. 197 ff. Albrecht war, am 28. Juli 1490 geboren, zur 
Zeit seiner Bestätigung, 18. August 1514, erst 24, nicht 25 Jahre alt, wie 
Koser 8. 199 angibt. Georg von Oesterreich wurde mit 20 Jahren 
in Brixen postuliert und bis zu seinem 27. Jahre als Administrator be- 
stätigt, Sinnacher VII S. 245 ff, R. Schwarz 8. 35f. Der 1535 in 
Köln als Koadjutor bestätigte junge Graf Adolf von Schaumburg sollte 
ebenfalls bis zu seinem 27. Jahr die Verwaltung nur als Administrator 
in spiritualibus et temporalibus, von da an als wirklicher Erzbischof 
führen ; Confirm.-Urk. bei Lacomblet, UB. IV 2 Nr. 585, R. Schwarz 
S.6f. Erzherzog Leopold wurde 1598 mit 12 Jahren Administrator von 
Passau, 1600 Koadjutor, 1607 Administrator von Strassburg, Schroedl], 
Passavia Sacra S. 345 ff.. Buchinger S. 337, Hansiz, Germ. Sacra I 
p. 638, 699f. Grandidier, Oeuyres ined. IV p. 457. 
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in Deutschland doch gelegentlich nachgeben), Auch nach 
dem Westfälischen Frieden nahm die Kurie auf die Wünsche 
der katholischen Fürstenhäuser, die ihre nicht erbfolgeberech- 
tigten Prinzen meist schon in jungen Jahren mit geistlichen 
Fürstentümern versorgen wollten, jede mögliche Rücksicht. 
Im 17. und 18. Jahrhundert wurde es immer mehr üblich, 
dass der Papst schon vor der Wahl in einem Wählbarkeits- 
breve, wenn erforderlich, Altersdispens erteilte. Sonst konnte 
das Kapitel nur postulieren, wie es im 16. Jahrhundert die 
Regel war. Auf jene Extravagante wurde im Fall der Postu- 
lation keine oder nur formelle Rücksicht genommen. Die Päpste 
suchten in der Regel den allzu grossen Widerspruch mit den 
Vorschriften des kanonischen Rechts dadurch zu vermeiden, 
dass sie postulierte oder auf Grund eines Wählbarkeitsbreves 
eligierte jugendliche Prinzen nicht sofort als Bischöfe be- 
stätigten, sondern sie bis zur Vollendung ihres 25. bzw. 27. 
oder 30. Jahres als Administratoren in spiritualibus et tempo- 
ralibus bestellten, auch oft den Weihbischöfen bis zu jenem 
Zeitpunkt die administratio in spiritualibus oder wenigstens eine 
coadministratio anvertrauten ?). Erst mit dem Alter von 25 


!) Pius V. wies 1567 die Postulation des Herzogs Heinrich Julius 
von Braunschweig in Halberstadt zurück, da derselbe noch ein Kind sei, 
Lünig, Reichsarchiv, XXI letzter Teil S. 41f. Den 1565 in Freising 
postulierten 12jährigen Herzog Ernst von Bayern bestellte der Papst erst 
nach langem Widerstreben zum administrator in temporalibus, die Spiri- 
tualien wurden dem Kapitel, die Pontifikalien dem Weihbischof über- 
tragen, ihn auch noch zum Koadjutor von Hildesheim zu bestellen, ver- 
weigerte er im Jahre 1567 entschieden; 1572 wurde Ernst dann doch 
daselbst zum Bischof postuliert und von Gregor XI. als Administrator 
bestätigt, Lossen, Köln. Krieg I S. 78 ff., 95 ff., 131, 142, 147 ff. Mit 
27 Jahren wurde Ernst Bischof von Lüttich, Lossen 8.740. Moriz 
Ritter, Deutsche Geschichte im Zeitalter der Gegenreformation und 
des 30jähr. Krieges, 3 Bde. Stuttagrt 1889, 1895, 1908, I S. 311. 

?) Vgl. Moser Th. XI 8.554 f. Im 16. und 17. Jahrhundert wurde 
sogar häufig vom Papst eine besondere Administration in spiritualibus 
et temporalibus angeordnet, in welche der Bestätigte erst allmählich 
einrücken durfte. Für den 1579 in Regensburg postulierten dreijährigen 
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bzw. 27 oder 30 Jahren kam jenen dann die volle bischöf- 
liche Würde zu?). 

Herzog Ferdinand von Bayern erhielt bereits mit 15 Jahren 
am 18. März 1593 ein Wählbarkeitsbreve für alle kirch- 
lichen Aemter?) und übernahm, am 29. April 1595 zum Ko- 
adjutor seines Obeims Ernst in Köln gewählt, am 18. De- 
zember 1596 bestätigt, noch 1595 die vollständige Admini- 
stration des Erzstifts; allerdings sprachen hierbei zwingende 
politische Gründe mit?). Aehnlich verhielt es sich mit Erz- 


Herzog Philipp von Bayern führte bis 1595 grösstenteils sein Vater, Herzog 
Wilhelm, mit Erlaubnis der Kurie die weltliche, ein administrator in spiri- 
tualibus und Generalvikar die geistliche Verwaltung. Stieve, Briefe und 
Akten IV S. 270f., 274. Thomas Ried, Codex chronol.-diplom. episco- 
patus Ratisbonensis, II vol. Ratisbonae 1816, Postulationsurk. II p. 1228 ss. 
Konfirm.-Urk. p. 1232. Riezler, Gesch. Bayerns IV S. 619, 657. J. Dödl, 
Philipp von Wittelsbach, Kardinal, Bischof von Regensburg, Histor.- 
Polit. Blätter 1899 OXXIV 8. 142ff. R. Reichenberger, Zur Admini- 
stration der Regensburger Kirche unter Herzog Wilhelm V, von Bayern, 
Röm. Quart. Schr. f. christl. Altkde. u. Kirchengesch. XIV. Jahrg., Rom 
1900 8. 356 ff. Dem 1639 in Freising als Koadjutor gewählten 16jährigen 
Herzog Albert Sigismund von Bayern wurde bei seiner Bestätigung im 
Jahre 1642 die Uebernahme der geistlichen Administration erst mit 30, 
der weltlichen mit 25 Jahren gestattet. Carolus Meichelbeck, Histo- 
ria Frisingensis, II vol. Augustae Vind. 1724/29, II 1 p. 394. Dieselbe 
Anordnung traf der Papst für die 1640 und 1681 in Augsburg gewählten 
jugendlichen Koadjutoren Erzherzog Sigismund Franz und Alexander 
Sigismund von der Pfalz, Placidus Braun, Geschichte der Bischöfe 
von Augsburg, 4 Bde. Augsburg 1813—1815, IV 8. 271 ff., 293 £., 374 ff., 
389 ff. Erst allmählich konnte der Erzherzog in die Administration ein- 
rücken. Vgl. auch Moser, Th. XI S. 348, 548 ff., Bd. XI S. 56, 185 ff. 
Sambonm DES LAT. 

!). Das vollendete 25. Lebensjahr erklärt sich wohl als Termin für 
den Empfang der Priesterweihe, Trid. Sess. XXIII de ref. c. 12, das 
27. Jahr mit Rücksicht auf das zitierte cap. un. in Extrav. comm. de post. 
I 2, vgl. Hinschius II S. 485. 

2) Lacomblet, UB. IV S. 741ff. 

3) Stieve, Briefe und Acten IV S. 324—359. Karl Unkel, 
Die Coadjutorie des Herzogs Ferdinand von Bayern im Erzstift Köln, 
Histor. Jahrb. d. Görresgesellsch. VIII 1887 S. 245 ff.,583 ff. Max Lossen, 
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herzog Leopold Wilhelm: Mit 12 Jahren 1625 in Passau und 
Strassburg postuliert und admittiert, erhielt er im Jahre 1628 
die Administration der von Wallenstein in raschem Siegeszuge 
eroberten Stifter Halberstadt, Magdeburg und die Koadjutorie 
in Bremen, überall galt es, mit Hilfe der kaiserlichen Herr- 
schaft den Katholizismus wiederherzustellen ). Der 1683 in 
Breslau postulierte, kaum 19jährige Franz Ludwig von der 
Pfalz wurde als administrator in temporalibus bis zum 30. Jahre 
admittiert, der Weihbischof als administrator in spiritualibus 
bestellt, von da an sollte dem Herzog volle bischöfliche Gewalt 
zukommen?). Im Alter von 12 bzw. 13 Jahren wurde der am 
5. Dezember 1671 geborene Joseph Clemens von Bayern Ko- 
adjutor des Fürstbischofs Albert Sigmund in Regensburg und 
Freising; für den Unmündigen bestellte man nach des Bischofs 
Tode 1685 in Freising einen Administrator. Am 19. Juli 1688 
wurde er auf Grund eines Eligibilitätsbreves in Köln gewählt 
und am 20. September 1688 als administrator in temporalibus 
et spiritualibus, vom 30. Jahre an als wirklicher Erzbischof 
konfirmiert. Bis dahin erhielt er für die spiritualia einen Weih- 
bischof als Koadministrator. Im Jahre 1694 wurde Joseph 
Clemens auch noch auf Grund eines Wählbarkeitsbreves zum 
Bischof von Lüttich gewählt und bestätigt?). In ähnlichem 


Zur Geschichte der päpstlichen Nuntiatur in Köln 1573—1595, Sitz.-Ber. 
d. phil.-phil. u. hist. Kl. d. Kgl. Bayr. Akad. zu München 18881 S. 159 ff. 
R. Schwarz 8. 16. 

') Hansiz, Germ. Sacra Ip. 705. Buchinger IIS.363. Schroedl, 
Passavia Sacra S. 348#. J. O. Opel, Die Wahl des Erzherzogs Leo- 
pold Wilhelm zum Bischof von Halberstadt durch lutherische und katho- 
lische Domherren, Neue Mitth. a. d. Geb. hist.-antiqu. Forschung, herausg. 
v. Thür.-sächs. V. XVIIL 1 Halle 1891 S.23ff. M. Ritter, Deutsche Ge- 
schichte III S. 423 ff. 

?) (Joseph) Jungnitz, Die Breslauer Bischofswahl 1682/83, Z. 
d. Ver. f. Gesch. Schlesiens XXXV 1901 8. 245 ff. 

°) R. Schwarz 8. 21 ff. Die Konfirmationsurkunde für Köln bei 
Londorp, Acta publica XIII 8. 653 ff. Böhmländer, Oberbayr. 
Arch, LVII 8.250. Sonst die Literatur vollständig bei Schwarz. Noch 
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Masse erwies die Kurie ihre Gunst dem am 17. August 1700 
geborenen Herzog Clemens August, Sohn des Kurfürsten 
Max Emanuel von Bayern, der 1716 Bischof von Regensburg 
wurde und, jedesmal auf Grund von Wählbarkeitsbreven, in 
den Jahren 1719, 1722 bzw. 1723, 1724 und 1728 die Bis- 
tümer Münster und Paderborn, Köln, Hildesheim und Osna- 
brück erhielt — ein 28jähriger Bischof von fünf Bistümern 
gleichzeitig, zu denen noch zahlreiche andere einträgliche geist- 
liche Würden kamen!). Auch Erzherzog Maximilian Franz 
wurde mit 23 Jahren Koadjutor in Köln und Münster und 
erlangte beide Bistümer vier Jahre später, 1784?). Als letztes 
Beispiel mag noch der sächsische Prinz Clemens Wenzeslaus 
angeführt werden, der 1763 mit 22 Jahren die Bistümer Frei- 
sing und Regensburg erhielt, die Administration des ersteren 
zunächst mit einem Koadministrator; 1764 wurde er zum Ko- 
adjutor von Augsburg und am 10. Februar 1768 auf Grund 
‘eines Wählbarkeitsbreves mit 28 Jahren zum Erzbischof von 
Trier gewählt?). 


1699 bezeichnet ihn der Papst als administrator ecclesiarum Coloniensis 
et Leodiensis und des Bistums Regensburg, Moser Th. XI S. 511£. 

) Karl Sommer, Die Wahl des Herzogs Clemens August von 
Bayern zum Bischof von Münster und Paderborn (1719), zum Coadjutor 
mit dem Recht der Nachfolge im Erzstift Cöln (1722), zum Bischof von 
Hildesheim und Osnabrück (1724 u. 1728), Münster. phil. Diss. 1908. Karl 
Theodor von Heigel, Die Wahl des Prinzen Philipp Moritz von 
Bayern zum Bischof von Paderborn und Münster, Sitz.-Ber. d. pbil.-phil. 
u. hist. Kl. d. Kgl. Bayr. Akad. z. München 1899 München 1900 S. 347 ff. 
Woker, Die Bischofswahlen von Münster in den Jahren 1706 und 
1719, Der Katholik LXVII 1 1888 S. (141ff.) 313f. R. Schwarz 
S. 25 f., daselbst die ältere Literatur. 

2) R. Schwarz S$.29f., daselbst die weitere Literatur. 

3) J. H. Wyttenbach u. M. Fr. Müller, Gesta Trevirorum III, 
Augustae Trevirorum 1839 p. 287. ADB. IV 1876 8. 309 (Franz 
Xaver Kraus). J. Marx, Geschichte des Erzstifts Trier, das ist der 
Stadt Trier und des Trierischen Landes als Churfürstentum und als Erz- 
diözese von den ältesten Zeiten bis 1816, 3 Abt. in 5 Bdn. Trier 1858 
bis 1864, V S.42f. F. Schroeder, Wie wurde Clemens Wenzeslaus 
Kurfürst von Trier? Hist. Jb. d. Görresges. XXX 1909 S. 24 ff., 274 ff. 
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IV. Wissenschaftliche Bildung!). 


Das Konzil von Trient verlangte vom Erwerber eines bischöf- 
lichen Amtes, dass er Doktor, Magister oder wenigstens Licentiat 
der Theologie sei oder das Zeugnis einer öffentlichen Akademie 
über seine Lehrbefähigung beibringe?). An eine Durchführung 
dieses Erfordernisses war in Deutschland, wie sich aus dem 
bereits Gesagten ergibt, nicht zu denken. Die Neubesetzung 
der grösseren deutschen Bistümer, die an Umfang zum Teil 
den mittleren Territorialstaaten gleichkamen, war meist ein 
hochpolitisches Ereignis, bei dem ganz andere Dinge den Aus- 
schlag gaben als theologische und kanonistische Kenntnisse. 
Gelegentlich des Informativprozesses über Jakob von Eltz, 
Elekten von Trier, im Jahre 1567 lautet eine Zeugenaussage: 
„non esse moris in Germania, ut nobiles ad doctoratus in- 
signia aspirent, verum.... electum satis competenter doctum esse 
atque etiam in sacris litteris tempore necessitatis docere posse°)“, 
Später wird von diesem Gegenstand nicht mehr viel Aufhebens 
gemacht; auch die Eligibilitätsbreven erwähnen das Erfordernis 
nicht ausdrücklich als dispensbedürftig‘). Johann Jacob Moser 
kann seinen Ingrimm?), Joseph von Sartori seinen Spott bei 
Besprechung dieses Punktes nicht verbergen®). 


') Für das MA. vgl. Werminghoff, Verfassungsgeschichte ? 8. 137. 

?) Trid. Sess. XXII de ref. c.2. Conc. Trid. VIII p. 965. Vgl. auch 
Passerini c. 25 n. 25ss. Hinschius II S. 486f. Sägmüller 
25318. 

?) Stephan Ehses, Der Informativprozess über den Trierer 
Erzbischof Jakob von Eltz. Pastor Bonus XII Trier 1900 8. 226—233. 
Bezeichnend sind auch die vorsichtigen und gewundenen Aussagen aus 
dem Inform.-Pr. über den Salzburger Elekten Marx Sittich von Hohen- 
ems aus dem Jahre 1612, Alois Lang, Beiträge zur Kirchengeschichte 
der Steiermark und ihrer Nachbarländer aus röm. Arch, Beitr. z. Erforsch. 
steyr. Gesch. XXXIII 1903 8. 96 ff., 107. 

*) Vgl. z.B. die Elig.-Breven für Herzog Ferdinand von 1598, La- 
comblet UB.IV 2 Nr. 562, und Clemens Joseph von Bayern, Lon- 
dorp, Acta publ. XIII p. 601, auch bei Moser Th. XLS. 371 #. 

5) Th. XI 8. 349. 

Snie2ıssf, 
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V. Verbot der Bistumskumulation!). 


Zu den Voraussetzungen in der Person des Erwerbers eines 
Bistums gehörte weiter, dass der Betreffende nicht bereits Bischof 
einer anderen Diözese war, wenn auch bloss in partibus in- 
fidelium?). Ebenso wie beim Mangel des nötigen Alters oder der 
Weihen war sonst nur Postulation, nicht Elektion möglich. Die 
Dispensationsbefugnis lag beim Papst?) und wurde im 17. und 
18. Jahrhundert regelmässig vorher in einem Wählbarkeits- 
breve erteilt, so dass eine Elektion stattfinden konnte. Das 
Verbot der Bistumskumulation bildet einen Einzelfall des Ver- 
botes der kirchlichen Aemterhäufung überhaupt, gegen welche 
die Kirche während des Mittelalters immer vergeblich ein- 
geschritten ist, und die erst das Tridentinum mit seinen 
strengen Vorschriften wenigstens für die niederen Benefizien 


') Die Bistumskumulation soll unten im Zusammenhang mit der 
Konfirmation (S. 275 ff.) und in Kap. VII ausführlich behandelt werden. 

2) Der Titularbischof galt nach richtiger Auffassung nicht als wähl- 
bar, da er wirklicher, auf eine Diözese geweihter Bischof war, Hin- 
schius 11 S. 77, 677 n. 6. So in unserem Zeitraum Christian Tho- 
masius, Programmata Thomasiana et alia scripta similia breviora 
coniunctim edita, Halae et Lipsiae 1724 p. 71lss.,. Responsum iuris de 
eligibilitate Candidati Episcopatus, qui iam est episcopus in partibus 
infidelium et Coadjutor in alio Episcopatu. Moser Th. XI 8. 360. 
A.M. Georg Christeph Neller, Collectio method. s. canonum de 
postul. prael. in Schmidts Thesaurus II p. 744; Sartori 128. 15f. 
Im Jahre 1645 z. B. wurde Franz Johann Voigt von Prasberg auf Hohen- 
Sumerau, Bischof von Megara, in Konstanz postuliert und von Innocenz X. 
admittiert, Friedensburg, Regesten, Quellen und Forsch. IV 8. 253 
Nr. 60. Derselbe Fall 1647 in Brixen, Sinnacher VII S. 563 f. Wähl- 
bar ist dagegen der Koadjutor mit dem Recht d. Nachf. in einer anderen 
Diözese, Thomasius ]. cit., Neller p. 745 und der resignierte Bischof, 
Hinschiusl.cit. So wurde Bischof Hugo von Konstanz nach seiner 
am 7. Jänner 1530 erfolgten Resignation am 28. Juni 1531 wiedergewählt. 
Willburger, Die Konstanzer Bischöfe Hugo von Hohenlandenberg usw. 
S. 145, 168. 

5) Hinschius Il $. 677, III 8. 248 £,, 255f. Sägmüller I? 
3. 298 ff. 
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erfolgreich beseitigt hat. Betrefis der höheren Kirchenämter, 
Bistümer und Reichsabteien, wurde dagegen gerade nach dem 
Konzil von Trient eine bis dahin ganz unerhörte Kumulation 
üblich, zunächst wohl, um dem Protestantismus durch die Macht 
katholischer Fürstenhäuser begegnen zu können, dann aber im 
wesentlichen nur noch, um die durch Primogeniturerbfolge- 
ordnungen damals von den weltlichen Territorien ausgeschlos- 
senen jüngeren Fürstensöhne standesgemäss zu versorgen und 
die Macht des Gesamthauses zu erhöhen!). Erinnert sei nur 
kurz an die bayrischen Kurfürsten von Köln, insbesondere an 
Clemens August (Kurfürst 1723—1761), der ausser Köln neben 
zahlreichen Kanonikaten die Bistümer Regensburg, Münster, 
Paderborn, Hildesheim und Osnabrück, die Reichspropstei 
Berchtesgaden sowie ein Eligibilitätsbreve auf Lüttich besass und 
seit 1732 Hoch- und Deutschmeister war’); ferner an Franz 
Ludwig von Pfalz-Neuburg (f 1732), der es allerdings nur bis 
zu sechs hohen Kirchenwürden gebracht hat: Am 24. Juli 1664 
geboren, wurde er im Jahre 1683 Bischof von Breslau, 1694 
kam die Reichspropstei Ellwangen und das Bistum Worms 
hinzu sowie die Hoch- und Deutschmeisterwürde, 1710 wurde 
er in Mainz Koadjutor mit dem Recht der Nachfolge und 1716 
zum Erzbischof von Trier postuliert und admittiert; als Kur- 
fürst Lothar Franz von Mainz am 30. Januar 1729 starb, 
musste er sich überzeugen, dass eine Kumulation zweier Kur- 
fürstentümer jedenfalls nach Reichsrecht als unzulässig er- 
achtet wurde. Daher resignierte er am 3. März Trier und trat 
noch im selben Jahr die Regierung in Mainz an?). 


') Vgl. die Beispiele oben unter II und IIl. 

2) Vgl. oben S. 41. Ueber ihn berichtet Sartori I2 8.19 das 
päpstliche Wort: „Bist du jener Fürst, der alle Bistümer Deutschlands 
besitzen will?“ 

®) JoannesNicolausab Hontheim, Historia Trevirensis diplo- 
matica et pragmatica, III vol. Augustae Vindelicorum 1750, III p. 896 ss. 
Nicolaus Hieronymus von Gundling, Discours über den vor- 
maligen und itzigen Stand der deutschen Churfürstenstaaten, 4 Bde. 
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VI. Bistumsbesetzung und Protestantismus. 


Ausgeschlossen vom Erwerb des Episkopats wie aller 
Kirchenämter waren weiter Verheiratete!), Irreguläre, ferner in 
einer Zensur befindliche wie Suspendierte, Interdizierte, Ex- 
kommunizierte, sodann Ketzer, Schismatiker- und Apostaten, 
schliesslich bestimmte Verbrecher und Verurteilte?). 

Dispens für möglicherweise vorhandene Irregularität und 
leichtere Zensuren wurde regelmässig auf alle Fälle (in cautelam) 
den Konfirmationsbullen erteilt; jedenfalls war hierin jederzeit 
leicht Beseitigung des Hindernisses zu erreichen. 

In allen bisher besprochenen Punkten konnte die Kirche 
Nachgiebigkeit in weitem Masse zeigen. Und tatsächlich ist sie 
den staatlichen Notwendigkeiten des deutschen Reiches und 
den Wünschen der grossen katholischen Fürstenhäuser oft mehr 
entgegengekommen als es sich mit ihrer Würde und ihrem 
Ansehen recht vertrug — an dem Grundsatz des Ausschlusses 


Leipzig 1747—49, I S. 328. Wyttenbach-Müller, Gesta Trevi- 
rorum III p. 209f£ Marx, Gesch. d. Erzstifts Trier VS.9ff. Franz 
Werner, Der Mainzer Dom und seine Denkmäler, 3 Teile Mainz 1827, 
1830, 1836, III S. 134. Chr. v. Stramberg, CÜoblenz, die Stadt, 
historisch und topographisch dargestellt, Rheinischer Antiquarius I 3 
Coblenz 1854 S. 459 ff. ADB. VII 1878 S. 307 ff. (von Eltester). 
Jungnitz, Z.d. V. f. Gesch. Schlesiens XXXV 8. 245 ff. 

!) Resignationen von Bistümern, um zu heiraten, insbesondere sobald 
nur Subdiakonatsweihe vorlag, hat die Kirche besonders im 16. Jahr- 
hundert öfters zugelassen, Salentin von Isenburg 1577 in Köln (R. Schwärz 
S. 10) und Erzherzog Leopold von Passau-Strassburg (siehe oben S. 34) 
Johann Wilhelm von Kleve-Mark in Münster 1585 (Schulte, Adel und 
deutsche Kirche 8. 270, R. Schwarz 8. 64). Im MA. waren diese Fälle 
weit häufiger, so manches hochadelige Geschlecht verdankt dem Rück- 
tritt eines Klerikers in die Welt seinen Fortbestand; die Nachweise bei 
Schulte, Adel und deutsche Kirche S. 269 ff. Ueber die Heiraten 
protestantischer Administratoren vgl. Moser Ih. XI 8. 114 ff. 

2) Nachweise der Quellen u. Lit. bei Passerini c. 25 n. 648, 
103 ss., 445 ss., 474 ss., 494 ss., 503 ss., 521 ss., 598 ss. Hinschius II 
S. 487 f. 
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Verheirateter, Ketzer und Exkommunizierter von den deutschen 
Bischofsstühlen hätte sie nie rühren lassen dürfen, ohne sich 
in ihrem Wesen aufzugeben. Gleichwohl wurde dieser Grund- 
satz, als die Frage mit der Reformation und in der Folge mit 
dem Ende der mittelalterlichen Kircheneinheit brennend wurde, 
reichsrechtlich — wir dürfen nicht vergessen, dass die Be- 
setzung der deutschen Fürstbistümer immer zugleich eine 
wichtige Frage des Reichsrechtes bleiben musste — ausdrück- 
lich erst im Westfälischen Frieden anerkannt }). 


!) Ueber Bistumsbesetzung und Protestantismus vgl. etwa: 

Leopold vonRanke, Zur deutschen Geschichte. Vom Religions- 
frieden bis zum Dreissigjährigen Krieg, Sämtl. Werke VII, Leipzig 1868, 
8.78. 40 #90 f., 127 ff. M. Ritter IS. 110 ff, 192 £., 309 #., 580 ££, 
607 8E., 622, 11.37 fi. 67, 117, 119, 121, 124, 420.70 83%, 124, 1931, 
239, 250, 258 f., 299 ff., 320, 339, 373, 413, 423, 425 f., 629, 683. Gustav 
Droysen, Geschichte der Gegenreformation, Allgem. Gesch. in Einzel- 
darstellungen, herausg. von Wilhelm Oncken, II 3, 1, Berlin 1893, 
Ss. 11 ff, 26, 249 ff., 259 f., 300 £., 315 ff, 841 ff., 381ff. Lossen, Köln. 
Krieg I, bes. S. 125 ff., 224 ff., 359 ff., II bes. S. 555 ff. Keller, Die 
Gegenreformation in Westfalen und am Niederrhein. Stieve, Briefe 
und Akten IV, bes. 8.56ff. H.V. Sauerland, Katholizismus und Prote- 
stantismus in den norddeutschen Diözesen Magdeburg, Halberstadt, Hildes- 
heim, Paderborn, Minden, Osnabrück, Lübeck und Münster im Jahre 1607, 
aus den Akten des päpstlichen Staatssekretariats, Röm. Quartalsschr. f. 
christl. Altkde. XIV Rom 1900 8. 384 ff. Meister, Strassburger Kapitel- 
streit, bes. 8. 18 ff. Stephan Ehses, Ein Brief des Bischots Julius 
Pflug von Naumburg an Johann von der Leyen, Kurfürst-Erzbischof von 
Trier, Ehrengabe für Prinz Johann Georg, Herzog zu Sachsen 8. 721 ff. 
Zahlreiches Urkundenmaterial bei Lünig, Reichsarchiv, vgl. Register- 
band, voces Halberstadt, Magdeburg etc.; auch bei Augustinus 
Theiner, Annales ecelesiastici, III vol. Romae 1856. Vgl. ferner: Die 
Einleitungen zu den Nuntiaturberichten aus Deutschland. Schmid- 
lin, Kirchliche Zustände I—UI, bes. III 8.219 ff. R. Schwarz, Per- 
sonal- und Amtsdaten, bes. bez. Literatur. Johannes Janssen-Lud- 
wig Frhr. von Pastor, Geschichte des deutschen Volkes seit dem 
Ausgange des Mittelalters, Freiburg i. Br. II19uw.20 1915, II 15u16 1917, 
IV Bu16 1896, V15u.16 1509, Ludwig Frhr. von Pastor, Geschichte 
der Päpste seit dem Ausgange des Mittelalters, Freiburg i. Br. VIL!-4 
1920 S. 170 ff., 314 ff. 
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Die deutschen Fürstbistümer hatten als Domänen des 
Adels eine weit mehr politisch-weltliche als geistliche Be- 


An Einzelabhandlungen wären etwa, nach Bistümern geordnet, 
folgende Arbeiten zu nennen: 

E. Neubauer, A. Brunners Geschichte des Erzstiftes Magde- 
burg 1608—1638, Gesch. Blätter f. Stadt u. Land Magdeburg XXVIH 
1893. Konrad Wutke, Die Bewerbung der Brieger Herzöge um die 
Dompropstei und den erzbischöflichen Stuhl von Magdeburg (1568— 1585), 
2. d. Ver. f. Gesch. u. Altkde. Schlesiens XXXII 1898 8.105 ff. E. Neu- 
bauer, Die Wahl des Herzogs August von Sachsen zum Koadjutor des 
Erzstifts Magdeburg im Dezember 1625; Neue Mitt. a. d. Geb. hist.-antiqu. 
Forsch. herausg. v. Thür.-Sächs. Ver. XVII 11891 8.1ff. Erich Weber, 
Das Domkapitel zu Magdeburg bis zum Jahre 1567, Hall. phil. Diss. 1912. 
Friedrich Wilhelm Hoffmann, Geschiehte der Stadt Magdeburg, 
3 Bde. Magdeburg 1845—50, II und III; Dasselbe, neu bearbeitet 
von G. Hertel und Fr. Hülsse, 2 Bde. Magdeburg 1885, passim. — 
W. Langenbeck, Geschichte der Reformation des Stiftes Halberstadt 
1886, bes. S.45fl. Eduard Bodemann, Die Weihe und Einführung 
des Herzogs Heinrich Julius von Braunschweig als Bischof von Halber- 
stadt und die damit verbundenen Streitigkeiten, Arch. d. Hist. Ver. f. 
Nd.-Sachsen 1878 S. 239 ff. J. O. Opel, Die Resignation des Herzogs 
Christian von Braunschweig auf das Bistum Halberstadt im Jahre 1623, 
Neue Mitt. d. Thür.-Sächs. Gesch.-Ver. XIII 1 1870 S.1ff. Derselbe, 
Die Wahl des Erzherzogs Leopold Wilhelm zum Bischof von Halberstadt 
durch lutherische und katholische Domherren. Ebenda XVIII 1 1891 
S.23f. Franz Wagner, Die Säkularisation des Bistums Halberstadt 
und seine Einverleibung in den brandenburgisch-preussischen Staat 
1648—1650. Münster. phil. Diss, Wernigerode 1905. — R. Goecke, 
Bemühungen lauenburgischer Herzoge des 16. Jahrhunderts um einige 
rheinische Stifter, Picks Monatsschr. f. rhein.-westpkäl. Gesch.-Forsch. 
IV 1878 8.591f. Max Lossen, Erzbischof Heinrich von Bremen und 
das Haus Oesterreich im Münsterschen Postulationsstreit 1579—80, Sitz.- 
Ber. d. phil.-phil. u. hist. Kl. d. Kgl. Bayr. Akad. zu München 1890 II 
S. 85 ff. H. Forst, Heinrich von Sachsen-Lauenburg, Erzbischof von 
Bremen, Bischof von Osnabrück und Paderborn, in seinen Beziehungen 
zur römischen Curie, Mitt. d. Ver. f. Gesch. u. Ldskde. von Osnabrück 
XVII 1893 8.15 ff. — D. Meyer, Zur Geschichte des Bischofs Franz 
von Waldeck (1532—1553) von Caspar Schele, Herrn zu Schelenburg, 
ebenda I 1848 8. 85. Carl Stüve, Die Streitigkeiten des Bischofs 
Franz von Waldeck mit Herzog Heinrich dem Jüngeren und den Ge- 
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deutung. Im 16. und 17. Jahrhundert bildete daher die Frage 
der Zulassung von Protestanten zu den höheren Kirchen- 


brüdern von Halle, ebenda 8. 155 ff. Derselbe, Herzog Heinrich und 
Julius von Braunschweig, Bischof Johann von Osnabrück (von Hoya) und 
die Coadjutorie zu Paderborn 1559—1562, ebenda S. 207 ff. H. Meurer, 
Franz Wilhelm, Bischof von Osnabrück, ebenda X 1875 8. 245 fi., XI 
1878 S. 372 ff., XXI 1896 8. 1ffl. — Georg Joseph Rosenkranz, 
Die Reformation und Gegenreformation im Bistum Paderborn im 16. und 
17. Jahrhundert, Z. f. Gesch. u. Altkde. (Westfalens) II 1839 8. 113 ff. 
Lorenz Leineweber, Die Paderborner Fürstbischöfe im Zeitalter der 
Glaubenserneuerung, ebenda LXVI 2 1908 S. 77 ££., LXVII 2 1909 8. 115 ff., 
auch Münster. theol. Diss. 1909. — Carl Spannagel, Zur Geschichte 
des Bistums Minden im Zeitalter der Gegenreformation, ebenda LV 1 1397 
S.194f#. E. A. T. Culemann, Mindensche Geschichte Th. 1—5, Minden 
1834. — Wilhelm Eberhard Schwarz, Der päpstliche Nuntius 
Kaspar Gropper und die katholische Reform im Bistum Münster, Z. f. 
vat. Gesch. u. Altkde. LXVII 1 1910 8. 1—93. — F.W, Wiedemann, 
Geschichte des Herzogtums Bremen, 2 Bde. Stade 1866, IIS.1ff. Krause, 
Artikel in der ADB. über die bremischen Erzbischöfe von 1500 bis 1634, 
IV .S. 285 £.,. VII 8.635 £, XLS. 506 £, XIV 8. 1834,.410 774155, 
Victor Stork, Die Ausführung des Restitutionsediktes von 1629 im 
Erzbistum Bremen, Z. d. hist. Ver. f. Nd.-Sachsen 1906 S. 212 ff., 1907 
S. 39 ff. — 0. Spangenberg, Chronicon oder Lebensbeschreibung und 
Taten aller Bischöfe des Stiftes Verden ete., Hamburg o. J. 8. 153 ff. 
Chr.G. Pfannkuche, Die neuere Geschichte des vormaligen Bistums 
und jetzigen Herzogtums Verden, Verden 1834. V. Schweitzer, Die 
Wahl des Grafen Berthold von Königsegg zum Bischof von Verden im 
Jahre 1629, Röm. Quartalsschr. 1905 S. 3 f. — Everhard llligens, 
Geschichte der Lübeckischen Kirche von 1530 bis 1896, das ist Geschichte 
des ehemaligen katholischen Bistums und der nunmehrigen katholischen 
Gemeinde, sowie der katholischen Bischöfe, Domherren und Seelsorger 
zu Lübeck von 1530—1896, Paderborn 1896. Vgl. auch Wehrmann, 
Lüb. Domkapitel. Z. d. Ver. f. Lübeckische Gesch. II 1876 S.1ff. — 
Fr. Schildt, Das Bistum Schwerin in der evangelischen Zeit, Jahrb. 
d. Ver. f. mecklenburg. Gesch. u. Alt. XLVII, IL, LI, bes. IL S. 145 ff. 
G.M.C.Masch, Geschichte des Bistums Ratzeburg, Lübeck 1835, bes, 
S. 455 ff. — Erich Bütow, Staat und Kirche in Pommern im aus- 
gehenden Mittelalter bis zur Einführung der Reformation, Balt. Studien 
N. F. XIV 1910 8.85 ff. (auch Heidelberg. phil. Diss. 1910). Benedikt 
Szczeponik, Herzog Ernst Bogislaw von Croy, der letzte Bischof von 
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würden, Bistümern, Abteien, Kanonikaten, der damit ver- 
bundenen weltlichen Stellung und Einkünfte halber den Gegen- 
stand erbitterten Streites und Kampfes der Religionsparteien. 
Es handelt sich um die immer wieder erhobene protestantische 
Forderung nach „Freistellung“ der Religion in den deutschen 
Reichsstiftern!), wonach alle kirchlichen, reichsgesetzlichen 
oder statutarischen Beschränkungen, die den Protestanten den 
Erwerb und die Behauptung von Domherrenstellen, Abteien 
und Bistümern unmöglich machten, zu fallen hätten, ins- 
besondere auch um den Kampf gegen den „Geistlichen Vor- 
behalt“. Letzterer verbot, während sonst den Reichsständen 


Camin, im Streite Schwedens und Brandenburgs um den Besitz des 
Bistums, ebenda XVII 1913 S.1f. H. Müller, Die revidierten Cam- 
miner Synodal- und Kapitelsstatuten (1576—79), Archiv f. kath. KR. 
AXXXVII 1877 8. 225 f., 369 ff, bes. 374 ff. de episcopi electione und der 
Bischofseid S. 399 f, — Siegmund Wilhelm Wohlbrück, Geschichte 
des ehemaligen Bistums Lebus, 3 Bde. 1829 ff., bes. III. S. Lentzens, 
Diplomatische Stifts-Historie von Havelberg, Halle 1750 8.57 ff. Der- 
selbe, Diplomatische Stifts-Historie von Brandenburg, Halle 1750 8. 58 ff. 
Philipp Wilhelm Gercken, Ausführliche Stiftshistorie von Branden- 
burg, Braunschweig und Wolfenbüttel 1766, bes. S. 257 ff. — Eduard 
Machatschek, Geschichte der Bischöfe des Hochstifts Meissen ım 
chronol. Reihenfolge, Dresden 1884 S. 762 ff. Fraustadt, Die Ein- 
führung der Reformation im Hochstifte Merseburg, Leipzig 1843. Johann 
Paul Christian Philipp, Geschichte des Stifts Naumburg und Zeitz, 
Zeitz 1800 S. 223 ff. G. Kawerau, Art. Pflug, Julius, Bischof von Naum- 
burg, 7 1564, Hauck-Herzogs Realenzyklopädie XV 1904 S. 260 ff., 
daselbst die weitere Literatur. M. Winter, Ein berühmter Langen- 
enslinger, Michael Helding, der letzte Bischof von Merseburg. Mitt. 
d. Ver. f. Gesch. u. Altkde. in Hohenzollern XV 1 1881/82 S.1ff. Dazu 
G. Kawerau, Art. Helding in Hauck-Herzogs Realenzyklopädie 
VII 1899 S. 610 f. 

1) Vgl. hierüber: Ranke, Sämtl. Werke VII 8.9, 44 ff., 90 ff, 112. 
Ritter, Deutsche Geschichte I 8. 83 £., 110 ff., 129, 191 f., 464, 472 f., 
476, 504f., 573 f., IIS.37 fi, 67f. Droysen, Gegenreformation S. 12 
und passim. Lossen, Köln. Krieg $8. 1298 ff., 391 ff, II 8. 16 ff, 645 und 
passim. Hugo Moritz, Die Wahl Rudolfs Il., der Reichstag zu Regens- 
burg (1576) und die Freistellungsbewegung, Marburg 1895. 
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der Religionswechsel freistand, den geistlichen Ständen für 
diesen Fall die Beibehaltung ihrer Stellung und war, von 
den Protestanten nicht anerkannt, auf einseitige Anordnung 
König Ferdinands dem Augsburger Religionsfrieden eingefügt 
worden. Mit der Ausbreitung des Protestantismus waren ins- 
besondere in Norddeutschland zahlreiche Anhänger der neuen 
Lehre in die Domkapitel und auf die Bischofsstühle gelangt, 
teils infolge Uebertritts, teils durch Neuwahl von Prote- 
stanten. Letztere hatte der Augsburger Religionsfriede nicht 
ausdrücklich verboten. So entstanden, da man die Schärfe der 
Gegensätze oft absichtlich nicht hervortreten liess, die merk- 
würdigsten Mischverhältnisse.. Als Anhängern des „reinen 
unverfälschten Evangeliums“ erschien es anderseits den Pro- 
testanten selbstverständlich, dass ihnen die kirchlichen Würden 
und Einkünfte mindestens ebenso zustünden wie den Gegnern. 
Auch die bewusst protestantischen Fürstbischöfe, wie der ver- 
heiratete Brandenburger Joachim Friedrich in Magdeburg 
(1566—1598), beabsichtigten keine Rechtsänderung im Status 
der geistlichen Wahlfürstentümer. Nur die Unterordung unter 
den römischen Stuhl sollte wegfallen. 

Den zum Protestantismus neigenden erwählten Bistums- 
administratoren, die es zum Teil keineswegs auf einen Bruch mit 
der alten Kirche ankommen lassen wollten, sich um die päpst- 
liche Konfirmation bemühten und mit Versprechen und Zu- 
sicherungen der Kurie oft weit entgegenkamen, verweigerte 
der Papst als Häretikern, auch wo nur Verdacht oder ketze- 
rische Abstammung oder Verwandtschaft vorlag, die Bestäti- 
gung gemäss dem kanonischen Recht!). Als wirksamstes 
Sicherungsmittel diente der Kurie der Zwang zur Ablegung 
der professio fidei, obwohl auch hierauf, wie der Fall des 
Gebhard Truchsess in Köln zeigte, kein völliger Verlass war?). 


!) So Herzog Heinrich von Lauenburg, seit 1567 in Bremen, 1574 
in Osnabrück, 1577 in Paderborn, oben 8. 46 (47) n. 1 und R. Schwarz, 
Personal- u. Amtsdaten $. 72. 

?) Vgl. Ritter I $. 267, Näheres unten 8. 258 f. 
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Da nach der bisherigen Uebung im deutschen Reich die Be- 
lehnung mit den Regalien die Konfirmation zur Voraussetzung 
hatte, erteilten die Kaiser bis auf Rudolf II. in einer immer 
strenger werdenden Praxis einstweilige Lehnsindulte nur, so- 
lange noch eine Aussicht auf die Konfirmation des Erwählten 
vorhanden war!). Die Administratoren übernahmen daher die 
Verwaltung ihrer Territorien ohne jede reichsrechtliche Grund- 
lage, die Führung ihrer Stimme auf den Reichstagen wurde 
ihnen verwehrt; der Versuch Magdeburgs, seine Session 1582 
und 1594 in Augsburg und Regensburg zu erzwingen, ver- 
eitelt?). Gleichwohl behaupteten sich von Papst und Kaiser 
nicht anerkannte Administratoren in Norddeutschland, zeit- 
weise sogar in Westfalen, bis zu Wallensteins Siegeszug im 
Jahre 1625. 

Schon vorher, noch im 16. Jahrhundert, war es in zwei der 
angesehensten deutschen Reichsstifter zum bewaffneten Kampf 
um die Freistellung gekommen, in Köln, wo der bestätigte 
Erzbischof Gebhard Truchsess im Jahre 1582 heiratete, zum 
Protestantismus übertrat und sein Erzbistum zu behaupten 
versuchte?), und im Zusammenhange damit im Strassburger 
Kapitelstreit, der im Jahre 1592 zu einer Doppelwahl führte, 


) Ranke, Sämtl. Werke VII S.43, 129. Ritter I S. 194, 310f., 
473, 585. Stieve, Briefe u. Acten IV 8. 201 ff., 230 ff., 242 ff. Lossen, 
Köln. Krieg I S. 16 ff. und Münchner Sitz.-Ber. 1890 II S. 85 ff. Vgl. 
auch Moser Th. XI S. 123 ff. 

2) Moser Th. XI 8. 185f. Ranke a.a 0. S. 112ffl., 132 f. 
Droysen a.a. 0.8. 301 ff, 389 ff. Ritter I S. 580 ff, II S. 117, 119 £., 
121, 124, 420. Lossen II S.16ff. Derselbe, Der Magdeburger Ses- 
sionsstreit auf dem Reichstage von 1582, Abh. d. hist. Kl. d. Kgl. Bayr. 
Akad. d. Wiss. XX 1893 S. 621 ff. G. Wolf, Die Anfänge des Magde- 
burger Sessionsstreites im 16. Jahrhundert, Forsch. z. Brandenburg.- 
preuss. Gesch. V 2 1892 S.1ff. Koser, Brandenburg.-preuss. Politik I 
S. 290 f., 319. 

2) Max Lossen, Der Kölnische Krieg, I. Vorgeschichte 1565—1581, 
Gotha 1882; II. Geschichte des Kölnischen Krieges 1582—1586, München 
und Leipzig 1897. 
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so dass sich ein protestantischer Administrator, Markgraf 
Georg von Brandenburg, und ein katholischer Bischof, Herzog 
Karl von Lothringen, im Kampfe gegenüberstanden!). Beide 
Versuche, die Freistellung, d.h. die Protestantisierung eines 
bisher katholischen Stiftes durchzuführen, endeten mit einem 
Fehlschlag für den Protestantismus, der seine offensive Kraft 
eingebüsst hatte. In Köln wurde Gebhard priviert und ex- 
kommuniziert, Ernst von Bayern nach seiner Wahl bestätigt 
und vom Kaiser und Reich anerkannt; in Strassburg fand Karl 
schliesslich 1604 die Anerkennung des Reiches und seiner Gegner. 

Der Konflikt zwischen den Rechtsanschauungen der Kirche 
und des katholischen Deutschlands einerseits, des Protestantis- 
mus andererseits wurde erst im Westfälischen Frieden reichs- 
rechtlich beseitigt?). Zwar die Freistellung wurde nicht er- 
reicht, der geistliche Vorbehalt, für den eben infolge der 
Gegenreformation auch die Augsburgische Religionspartei Ver- 
ständnis gewonnen hatte°), blieb, nunmehr als beiderseits an- 
kanntes Reichsrecht bestehen, aber beiden Parteien wurde 
ihr kirchlicher Besitzstand nach dem Status am 1. Januar 
1624 gewährleistet. Ein Teil der Bistümer wurde end- 
gültig säkularisiertt und weltlichen Territorien einverleibt: 
Die Erzbistümer Bremen und Magdeburg, letzteres nach 
dem Tode seines damaligen Administrators (August von 
Sachsen, f 1680), die Bistümer Minden, Verden, Halberstadt, 


!) Stieve, Briefe und Acten IV S. 45—78; V. 8.120ff. Aloys 
Meister, Der Strassburger Kapitelsstreit 1583—1592, Strassburg 1899. 
Ritter, Deutsche Geschichte II S. 37 f£.. 67 f., 157 £. Droysen, Gegen- 
reformation 8.381 ff. Schmidlin, Kirchliche Zustände III 8. 44 ff., 
53 ff. Koser, Brandenburgisch-preussische Politik I S. 312 f., 331 ff. 

2) JPO. Art. V 8$ 1, 2, 14, 15ss., Art. X—XIII. Zeumer, Quellen- 
sammlung? 8.403 ff., 417 ff. Johann Stephan Pütter, Der Geist 
des Westphälischen Friedens, Göttingen 1795 8. 142, 167, 172, 174 f., 
135, 193 f£., 343 f., 355 ff., 406 ff. M. Ritter III S. 629 ff. Vgl. auch Der- 
selbe, Das römische Kirchenrecht und der Westfälische Friede Hist. 
Zeitschr. CI 1908 $. 253 ft. 

°) Stutz, Kirchenrecht? 8. 373. 
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Ratzeburg, Schwerin und Cammin; Havelberg, Brandenburg, 
Merseburg, Naumburg, Meissen und Lebus hatte schon früher 
dasselbe Schicksal getroffen. Es gab aber künftig im deut- 
schen Reich auch Bischofsstühle, auf die kraft Reichsrechtes 
nur Protestanten gelangen konnten und die auf eigener Quer- 
bank die Session auf dem Reichstag erhielten, nämlich Lübeck; 
zunächst noch Magdeburg und Osnabrück in jedem zweiten 
Besetzungsfall!). Es gab gemischte Kapitel, nämlich Lübeck, 
Osnabrück, Halberstadt, Minden und Strassburg, in denen die 
jeder Religionspartei zukommenden Domherrenstellen nach dem 
Normaljahr reichsrechtlich festgelegt waren?). In den übrigen 
Bistümern war nun auch nach allseitig anerkanntem Reichs- 
recht, das bis zum Reichsende nicht mehr angefochten wurde, 
nur noch die Wahl von Katholiken zulässig. In allen Erz- 
bistümern und Bistümern sollten die Wahlen erfolgen „iuxta 


cuiusque loci consuetudines et statuta antiqua..., quatenus 
illa Imperii constitutionibus, Transactioni Passaviensi, Paci 
Religiosae et imprimis huic ... . Trausactioni sunt conformia®).“ 


VII. Wahl ex gremio. 


Nach dem Recht der Kirche und nach der herrschenden 
Lehre der Kanonisten galt es wohl als der Normalfall und 
als allgemeine Anweisung an die Wähler, nicht aber als 
zwingende Rechtsvorschrift, einen Bischof de gremio ecclesiae 
zu wählen‘). Beschämend wäre es gewesen, hätte ein Kapitel 


2) Velo auch ’Moser.- Th. XI SELER756404011991,01793 THX 
S. 481 ff. und oben 98.28 n. 2. 

2) Vgl. oben 8.28 n. 1. 

NJPOArt. V'8.16.. Zeumer 4.9. 0.8.4058 

#) Die betreff. Stellen sind: ec. 12 Dist. LXI; c. 13 eod.; c.4 X de 
postul. 1 5; c. 21 X de elect. I 6; c.41 eod.; Reg. Canc. 17. Vgl. Hin- 
schius II S. 493. Neller, De postulatione praelatorum in Schmidts 
Thesaurus II p. 743: „potius tamen favor pro capitularibus est, quam 
proprie diceendum impedimentum pro extraneo: cui favori renuntiari 
potest.* Passerini c. 25 n. 647 ss. 
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eingestehen müssen, dass es in seinem Schosse keinen ge- 
eigneten Mann besass. 

In Deutschland kann es jedenfalls seit der Reformation 
als Regel gelten, dass die Domkapitel die Bischöfe aus ihrem 
eigenen Schoss hervorgehen liessen!). Soweit es nicht statu- 
tarisch festgesetzt war?), galt es in den deutschen Kapiteln 
zumeist als Tradition, auswärtige Bewerber, auch gegen den 
Wunsch des Papstes, abzuweisen. So in Köln, wo aus diesem 
Grunde die Wahl des Kardinals Otto Truchsess, Bischofs von 
Augsburg, im Jahre 1567 aussichtslos erschien. Zudem war 
hier das passive Wahlrecht traditionell auf die 16 Domgrafen 
beschränkt?). Wo einzelne Ausnahmen vorkamen, wurden sie 
immer als solche empfunden *); auch pflegten die Kapitel aus 
Vorsicht in diesen Fällen zu postulieren?). Soweit insbesondere 
fürstliche Personen an Bewerbungen um Bischofsstühle dachten, 
mussten sie sich frühzeitig genug Domherrenstellen an den be- 
treffenden Kathedralkapiteln verschaffen, um bei der Wahl 
als ex gremio zu gelten. Vor allen anderen verstanden es die 
Wittelsbacher Herzöge und Kurfürsten ausgezeichnet, ihre für 
den geistlichen Stand bestimmten jüngeren Söhne schon in 
den Kinderjahren reichlich mit Stiftspfründen zu versehen, die 


!) So in Köln schon im Mittelalter, weniger regelmässig in Mainz und 
Trier, Kisky, Domkapitel der geistl. Kurfürsten S. 8ff., 20f. Dahin- 
gehende Statuten in Köln sind nicht bekannt, Hüffer S.309, Kisky 
8.9 £. 

?) Neller p. 748. 

®) Lossen, Köln. Krieg 1IS.17ff. Hüffer, Forschungen S. 244 ff., 
309. In Köln genügte jedoch, dass der Kandidat Domizellar war, so 
Joseph Clemens im Jahre 1688, Maximilian Franz 1780, Hüffer 
S. 309. 

*) So bei den Osnabrücker Bischöfen Kardinal Eitel Friedrich von 
Hohenzollern und Franz Wilhelm von Wartenberg, postuliert 1623 und 1625. 
FriedrichRunge, Die Wahl des Kardinals Eitel Friedrich von Hohen- 
zollern zum Bischof von Osnabrück, Mitt. d. Ver. f. Gesch. u. Ldskde. von 
ae XXIV 1899 8.156 fe. Goldschmidt, Lebensgeschichte etc. 

+14: 


°) Neller p. 748. 
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ihnen dann später den Weg mindestens zu dem einen oder 
andern Bistum öffnen konnten?). 

In den Wählbarkeitsbreven, namentlich wenn sie alter- 
nativ oder generell auf mehrere nicht mit Namen genannte 
Bistümer lauteten, pflegte der Papst auch bezüglich dieses 
Punktes Dispens zu erteilen?). Das nahmen die Kapitel ruhig 
hin, wenn sich der päpstliche Wunsch, der gewöhnlich in 
der Erteilung eines Breves lag, mit dem ihrigen in Ueber- 
einstimmung bringen liess’). Als aber z.B. im Jahre 1795 
der Fürstbischof von Würzburg Georg Karl Freiherr von 
Fechenbach bei der Wahl in Bamberg ein durch den kaiser- 
lichen Hof ausgewirktes Eligibilitätsbreve produzieren liess, 
das ihn von dem Mangel des Kanonikates daselbst dispensierte, 
gingen die Wogen der Entrüstung hoch*). Man berief sich 


!) Herzog Albrecht V. (1550—1579) für seinen Sohn Ernst, Lossen, 
Köln. Krieg I S. 72ff.,, Riezler IV S. 519, 608. Herzog Wilhelm 
(1579—1597) für seine Söhne Philipp und Ferdinand, Stieve, Briefe 
und Acten IV S. 270f., 374 ff, Riezler IV S. 656, 660. R. Schwarz, 
Pers.- u. Amtsdaten 8.13 ff, 16ff., 19 £., 21#., 25 f. 

?) Laeomblet, UB. IV 2 Nr. 592, 1593 für Herzog Ferdinand 
von Bayern. Londorp, Acta publ. XIII S. 601, 1683 für Herzog Joseph 
Clemens von Bayern. 

®) So 1719 in Münster und Paderborn für die Herzöge Philipp 
Moritz und Clemens August von Bayern, Sommer, Die Wahl des Her- 
zogs Clemens August S. 8ff. von Heigel, Münchner Sitz.-Ber. 1899 
S. 347 ff. In Münster und Köln 1801 für Erzherzog Anton Viktor, von 
dem die Stifter Schutz vor der Säkularisation erhofften. August Hein- 
rich Erhard, Die beiden letzten Münsterschen Fürstenwahlen, aus 
den Verhandlungen des ehemaligen Domkapitels zu Münster dargestellt; 
Allg. Archiv f. Geschkde. d. preuss. Staates herausg. v. L. von Ledebur 
XV 1834 8. 97 f. Höynck, Z. f. vat. Gesch. u. Altkde. LVIII 2 1900 
S. 210ff., 219. 

4) Looshorn, Geschichte des Bistums Bamberg VII 2 8. 645f. 
Aus diesem Anlass entstand die Schrift: Historische und recht- 
liche Bemerkungen über das Wahlrecht der Bischöfe, mit Rück- 
sicht auf das Hochstift Bamberg, Frankfurt-Leipzig 1796, welche die 
päpstliche Dispensationsbefugnis in diesem Punkt ausführlich bestreitet, 
8.138 ff. 
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auf die beschworenen Kapitelsstatuten von 1320 und 1466, 
welche eine Wahl ex gremio capituli vorschrieben, und gab 
einen Protest gegen diesen Eingriff in die Rechte und Wahl- 
freiheit des Kapitels zu Protokoll, mit der Klausel, trotz allen 
schuldigen Respektes gegen Kaiser und Papst sei der künftige 
Regent zu ersuchen, bei beiden zu interzedieren, dass aus 
diesem Breve in Zukunft dem Kapitel kein Nachteil erwachse. 
Die Wahl fiel auf Christoph Franz Freiherrn von Buseck. 
Aus diesem Vorgang erhellt deutlich, dass die Kapitel das Er- 
fordernis der Zugehörigkeit zur Kathedralkirche nicht als ge- 
meinrechtlich, sondern als statutarisch gegeben betrachteten und 
darauf den immer vertretenen Rechtsgrundsatz anwandten, 
Papst und Kaiser könnten nicht durch Dispens oder Privileg 
ihren gültigen Statuten Abbruch tun, eine Anschauung, die 
1769 in Koblenz und 1786 in Ems zum Ausdruck kam!?). 


VIII. Die brevia eligibilitatis?). 


Während man im 16. Jahrhundert zunächst beim Fehlen 
der kanonischen Eigenschaften des Bewerbers oder, wenn eine 
Bistumskumulation beabsichtigt war, regelmässig den Weg der 
Postulation beschritt — erinnert sei etwa an Albrecht von 
Brandenburg®) —, wurde es im Zusammenhang mit der Gegen- 
reformation und dem erstarkenden Einflusse der Kurie gegen 
Ende des Jahrhunderts üblich, die vorhandenen Hindernisse 
von vornherein durch ein päpstliches sog. breve eligibilitatis 
aus dem Wege zu räumen und so eine Elektion möglich zu 
machen. Nach kanonischem Recht erfordert eine electio ein- 


!) Vgl. z. B. Art. 13 der Emser Punktationen, Höhler, Arnoldis 
Tagebuch S. 179: „Ueber die Statuten der deutschen Kirchen können 
römische Dispensationen nicht statthaben.“ Koblenzer Art. 13, ebenda 
8.258 f.; Coulin 8. 55f. 

?®) Moser Th. XI S. 359, 374 ff. Sartori I2 8. 11ff. Hinschius 
Il 8. 680, 

?) Oben 8.37 n. 4. 
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fache Stimmenmehrheit der Wähler, während für eine postu- 
latio zwei Drittel aller Stimmen erforderlich sind, sobald ein 
eligibler Gegenkandidat auftritt‘). In den vom Protestantis- 
mus bedrohten Bistümern vor allem Niederdeutschlands war 
aber die Kurie auf die Unterstützung der wenigen zuverläs- 
sigen katholischen Fürstenhäuser, besonders Bayerns und Jülich- 
Kleves, mit ihrer Territorialmacht angewiesen; sie musste 
deren Kandidaten, was Alter, Weihen und Kumulation betraf, 
jede mögliche Erleichterung gewähren, um ihnen in den von 
Protestantismus und religiöser Indifferenz stark zersetzten 
Kapiteln überhaupt eine Majorität gewinnen zu helfen. 

Noch in den sechziger Jahren des 16. Jahrhunderts war 
Ausstellung von Wählbarkeitsbreven nicht üblich. Der Plan die 
einer Postulation des Kardinals Otto Truchsess, Bischofs von 
Augsburg, dem die Kurie im Jahre 1567 am liebsten den 
Kölner Erzstuhl verschafft hätte, musste aufgegeben werden, 
da an eine Zweidrittelmehrheit für ihn nicht zu denken war?). 
Herzog Ernst von Bayern, der Kandidat Roms für den Rück- 
trıtt des Kurfürsten Salentin von Köln, erhielt für die Neu- 
wahl ausser päpstlichen Empfehlungsbreven an das Kapitel im 
Juni 1577 Dispens für die Beibehaltung mehrerer Bistümer, 
von einem förmlichen Wählbarkeitsbreve ist auch hier nicht 
die Rede?). Der erste mir bekannt gewordene Fall ist die 
Wahl Herzog Ernsis in Lüttich am 31. Januar 1581, die 
gegen Erzherzog Matthias auf Grund eines päpstlichen Eligi- 
bilitätsbreves erfolgte‘). In Münster wurde Ernst im Jahre 


1) 0.40 X de elect. 1 6 („duplo maior numerus“). Hinschius II 
S.680. Cod. can. 180 $ 1. Näheres unten S. 240 ff. 

2) Lossen, Köln. Krieg I 8. 17 ft. 

3) Lossen, Köln. Krieg 1 S. 517, 537, 545. Vgl. auch Theiner, 
Annales ecclesiastici p. 277 s. 

#) Joannes Chapeavillus (Chapeauville), Qui gesta ponti- 
ficum Tungrensium, Trajectensium et Leodiensium scripserunt autores 
praecipui, III vol. Leodii 1612—16 UI p. 5ll. B. Fisen, Historiarum 
ecclesiae Leodiensis partes II, Leodii 1696, II p. 3878. Lossen, Köln, 
Krieg IS. 740. R. Schwarz 8. 14. 
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1585 nur postuliert, obwohl gerade hier die Kurie an seiner 
Wahl aufs höchste interessiert war!). Als es sich dann um 
die Nachfolge in die zahlreichen kirchlichen Würden Ernsts, 
besonders die Bistümer, handelte, erhielt sein Neffe Herzog 
Ferdinand, obwohl erst l5jährig, von Clemens VIII. am 
18. März 1593 ein Generaleligibilitätsbreve, das ihn unter 
Dispens von allen kanonischen und statutarischen Mängeln für 
alle kirchlichen Würden, insbesondere für Erzbistümer und 
Bistümer kumulativ wahlfähig machte’). Im 17. Jahrhundert 
werden die Wählbarkeitsbreven häufiger?), auch für Koadjutor- 
wahblen. Im 18. Jahrhundert sind dann, obwohl die Bedrohung 
durch den Protestantismus längst geschwunden war, die Postu- 
lationen geradezu zur Seltenheit geworden, nicht wegen strikter 
Beachtung der kanonischen Vorschriften, sondern weil der 
Papst den ihm genehmen Bewerbern die Wählbarkeit regel- 
mässig durch ein Breve verschaffte. Bis zu den Wahlen in 
Köln und Münster 1501*) haben sich nur wenige Bistums- 
besetzungen ohne die Produktion eines Eligibilitätsbreves voll- 
zogen. 

Rechtlich ist das Wählbarkeitsbreve eine Aeusserung der 
päpstlichen Dispensationsgewalt von den Kirchengesetzen. Der 
Papst erklärt, dass für die Person, auf welche das Breve 
lautet, die Kirchengesetze, welche für die rechtsgültige Elektion 
zum bischöflichen Amt gewisse persönliche Erfordernisse auf- 
stellen oder die Häufung mehrerer Bistümer verbieten, nach 
dieser und jener Richtung hin für einen oder mehrere Wahl- 


') Keller, Gegenreformation I S. 341f. Lossen, Köln. Krieg I 
S.596. R.Schwarz 8.15. 

?) Gedruckt bei Lacomblet U.B. IV S. 741. Vgl. auch Stieve, 
Briefe und Acten IV 8.333. Unkel, Hist. Jb. VIII 1887 S. 245 ff. 

®) 2. B. Breve Pauls V. vom 28. Mai 1610 für Bischof Johann Gott- 
fried von Bamberg, H. Weber, Johann Gottfried von Aschhausen, Würz- 
burg 1889 8. 12. Breve von 1619 für Georg Friedrich von Greiffenklau, 
auf Mainz lautend, Werner, Mainzer Dom II 8, 494. 

*) Das Breve für Erzherzog Anton Viktor im Auszug gedruckt bei 
Höynck, 2. f. vaterl. Gesch. u. Altkde. LVIII 2 1900 S. 219. 
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fälle ausser Kraft treten und somit eine Wahl stattfinden kann, 
gleich als ob jene Hindernisse nicht vorhanden wären. Die 
Punkte, wegen deren in den Wählbarkeitsbreven einzeln oder 
kumulativ Dispens gegeben wurde, waren: jugendliches Alter, 
Mangel der höheren Weihen, Nichtzugehörigkeit zum gremium 
ecclesiae, Kumulation; gewöhnlich wurde noch eine General- 
klausel wegen sonstiger Mängel beigefügt'). 

Die Breven konnten auf ein bestimmtes oder mehrere mit 
Namen genannte Stifter ausgestellt sein oder auch allgemein 
ohne Namensnennung auf ein oder mehrere Stifter oder schliess- 
lich generell auf alle beliebigen Stifter lauten. Wo eine Wahl 
in mehreren Bistümern ermöglicht werden sollte, konnten die 
Breven alternativ, also nur zur Wahl in einem Bistum ver- 
wendbar, oder kumulativ gehalten sein: Das Wählbarkeitsbreve 
des Joseph Clemens von 1688 war kumulativ für Köln, Hildes- 
heim und Lüttich ausgestellt?). Franz Arnold von Metternich, 
Fürstbischof von Paderborn, erhielt vor seiner Wahl in Münster 
im Jahre 1706 ein alternativ auf Münster oder Hildesheim 


1) Breve Innocenz XI. für Joseph Clemens von Bayern vom Jahre 1688, 
Londorp, Acta publica XIII p. 601, auch Moser Th. XI 8. 371f.: 
„... ubtua dilectis filiis Capitularibus et Canonicis earundem Metropolitanae 
Coloniensis Hildesiensis et Leodiensis ecclesiarum, ... licet nec in aetate 
legitima, nec in sacris Ordinibus constitutus, nec dietae Ecclesiae Leo- 
diensis Canonicus aut de gremio Capituli eiusdem Ecclesiae Leodiensis 
existas, nec tam in illo quam in aliis Metropolitanae Coloniensis et 
Hildesiensis Eeclesiarum praedietarum capitulis vocem activam et passi- 
vam habeas, neque alias debite iuxta dispositionem sacrorum Canonum 
et Constitutionum Apostolicarum et Statutorum, Ordinationum, Usuum, 
Indultorum et privilegiorum ipsarum Ecclesiarum respective qualificatus 
sis, ac memoratis Ecclesiis Ratisbonensi et Frisingensi praesis, nihilo- 
minus in Archiepiscopum et Episcopum dietarum Ecclesiarum ... eligi 
... lieite et valide possis et valeas, ita ut Electio de persona Tua . 
valida et efficax existat ... perinde ac si in legitima ad id aetate et 
sacris Ordinibus constitutus . . . reperireris nec praedictis Ratisbonensi 
et Frisingensi Ecclesiis praeesses ... autoritate Apostolica ... concedimus 
et indulgemus. 

AuVeln.l: 
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lautendes Breve!). Das Breve von 1610 für Johann Gottfried 
von Aschhausen, Bischof von Bamberg, das er vor seiner Wahl 
in Würzburg 1617 produzierte, lautete auf eine beliebige 
Kathedral- oder Metropolitankirche Deutschlands?). Das Breve, 
welches Erzherzog Anton Viktor 1801 die Wahl in Köln und 
Münster ermöglichen sollte, war kumulativ für zwei unbestimmte 
Erzbistümer oder Bistümer ausgestellt?). Am begehrtesten blieben 
die Generaleligibilitätsbreven, die unter allseitigem Dispens 
für eine beliebige Anzahl von Bistümern zu verwenden waren. 
Herzog Ferdinand von Bayern hat seit 1593 ein solches be- 
sessen‘), ebenso der Hoch- und Deutschmeister Ludwig Anton 
von Pfalz-Neuburg seit 16885). Prinz Joseph von Hessen- 
Darmstadt (7 1768) erhielt eines im Jahre 1728 und erwirkte 
sich in späteren Jahren als Bischof von Augsburg noch einzelne 
weitere Breven für Köln, Lüttich und Worms‘). In diesem 
Punkte waren die meisten Päpste jedoch zurückhaltend: Kur- 
fürst Max Emanuel von Bayern gelang es nicht, ein General- 
breve für seine Söhne Philipp Moritz und Ölemens August zu 
erlangen, welches die Nachfolge in die geistlichen Würden 
seines Bruders Joseph Olemens sichern sollte. Er erhielt nur 
Spezialbreven für Philipp Moritz auf Münster und Paderborn, 
die Clemens XI. nach dessen frühzeitigem Tod (12. März 1719) 
bereitwillig auf Clemens August übertrug’). 


!) Gedruckt bei Antonius Schmidt, Thesaurus iuris eccles. VII 
p- 390s. Vgl. Eberhard Wiens, Geschichte der Wahl des Bischofs 
von Münster Franz Arnold von Metternich 1706, Z. f. vaterl. Gesch. u, 
Altkde. VI 1843 S. 127 fi., 182. Moser Th. XI S. 379, 

2) Siehe oben 8. 58 n. 3: ut occurrente vacatione quarumcunque 
Cathedralium seu Metropolitanarum eccelesiarum in Germania existentium 
in unius ecclesiae huiusmodi sic vacantis episcopum seu archiepiscopum 
eligi possis et valeas. 

?) Siehe oben S. 58 n. 4, 

“) Siehe oben S. 58. 

5) Im Auszug gedruckt bei Londorp, Acta publica XIII p- 649. 

°) Bischof von Augsburg 1740—1768, Koadjutor von Konstanz 1731; 
Braun, Geschichte der Bischöfe von Augsburg IV $. 449 ff. 

‘) Heigel, Münchner Sitz.-Ber. 1899 S. 355 f. Vgl. oben S. 41 n. 1. 
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Gelegentlich wurden die Breven jedoch mit einer Auflage 
erteilt. So verlangte Innocenz XI. von Herzog Joseph Clemens 
1688 ım Falle seiner Wahl Verzicht auf Regensburg und 
Freising. Das Breve für Herzog Clemens August vom 4. De- 
zember 1723 forderte im Fall seiner Wahl in Lüttich oder 
Hildesheim Aufgabe eines anderen Bistums!). Ein zartes Ge- 
wissen besassen die bayrischen Prinzen übrigens auch in dieser 
Frage nicht. 

Um die Breven pflegte man teils kurz vor der Wahl, teils 
schon Jahre vorher nachzusuchen, um sie gegebenenfalls be- 
reit zu haben. Die „Produktion“ derselben vor dem Kapitel 
erfolgte kurz vor dem Wahltage oder unmittelbar vor Beginn 
des Wahlaktes?). Häufig übernahm es der kaiserliche Hof, 
für seine Schützlinge durch die kaiserlichen Agenten in Rom 
die Breven bei der Kurie zu erwirken und sie dann durch 
eigene Kuriere an den Wahlort zu besorgen; so wiederholt 
im 18. Jahrhundert in Salzburg und Bamberg, hier erfolgte 
die Vorlegung der Breven sogar gelegentlich durch den kaiser- 
lichen Wahlgesandten?). 

Die Erteilung eines Wählbarkeitsbreves durch den Papst 
war eine Gnadensache (res gratiae); in ihr lag naturgemäss 
die Erklärung, dass die Kurie der Konfirmation des Be- 
treffenden keine Schwierigkeiten bereiten werde. Andererseits 


!) Sommer, Die Wahl des Herzogs Clemens August S. 67. Vgl. 
auch R. Schwarz, 8. 22f., 26. Uebrigens erhielt Clemens August auch 
ohne Resignation 1728 noch ein Breve auf Osnabrück ohne Auflage. 

2) Vgl. z. B. das Wahldekret Mainz 1626, Gudenus, Codex dipl. 
anecdotorum IV p. 774ss. Mitunter übten die Kapitel scharfe Kritik an 
den vorgelegten Breven, vgl. oben S. 55 f. Das Breve des Kardinals Sinzen- 
dorf wurde 1745 vom Salzburger Kapitel verworfen, weil der Kardinal 
wegen Podagra zu bischöflichen Funktionen unfähig sei, Judas Thad- 
däus Zauner, Chronik von Salzburg, 6 Theile, fortges. von Corbi- 
nian Gärtner, Theil 7—11, Salzburg 1796—1810, X 8. 642, 

®) J. von Koch-Sternfeld, Die letzten 30 Jahre des Erzbistums 
Salzburg S.36fl. Looshorn, Geschichte des Bistums Bamberg VII 2, 
S. 474, 646, 688 f. en 
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bedeutete die Versagung des Breves für den Bewerber eine 
Erschwerung, für den Hof, der hinter ihm stand, eine Un- 
freundlichkeit und diente meist als deutlicher Hinweis, dass 
sich der Konfirmation Hindernisse in den Weg stellen wür- 
den. So wurde 1688 Kardinal Fürstenberg das Breve für 
Köln verweigert und seine Postulation verworfen!). Mit man- 
nigfachen Intrigen verhinderte Bayern 1612 die Bewerbungen 
des Kaisers um ein Breve auf Salzburg für Erzherzog Leo- 
pold, Bischof von Passau und Strassburg”), 1722 die kaiser- 
lichen Bemühungen um ein Breve für Köln?); in beiden 
Fällen siegte der bayrische Kandidat über den österreichi- 
schen. Andererseits war die Verweigerung eines Breves auf 
Köln für Herzog Johann Theodor von Bayern, Bischof von 
Regensburg, Freising und Lüttich, im Jahre 1761 der Grund, 
dass das Erzstift dem Hause Bayern nach 175jährigem Besitz 
für immer verloren ging*). Uebrigens wurde Lothar Franz 
von Schoenborn, Bischof von Bamberg, dem der Papst auf 
Betreiben des Kaisers das Breve versagt hatte, einstimmig im 
Jahre 1694 zum Koadjutor in Mainz postuliert und daraufhin 
admittiert?). Es kam auch vor, dass für ein Bistum zu einer 
Wahl gleichzeitig mehrere Breven ausgegeben wurden, so er- 
hielten die Salzburger Suffraganbischöfe von Chiemsee, Gurk, 


‘) Das päpstliche Breve mit der abschlägigen Antwort bei Lon- 
dorp, Acta publica XIII p. 602. Vgl. Böhmländer, Oberbayr. Archiv 
LVIS.231f. R. Schwarz S. 22. 

2) Zauner, Chronik von Salzburg VIII S, 1f. 

3) Sommer, Die Wahl des Herzogs Clemens August 8. 25 ff., 53f. 

#) Leonard Ennen, Frankreich und der Niederrhein oder Ge- 
schichte von Stadt und Kurstaat Köln seit dem 30jährigen Kriege bis zur 
französischen Occupation, 2 Bde. Köln-Neuss 1855/56, II S. 383 ff. Wil- 
helm Stoecker, Die Wahl Maximilian Friedrichs von Königsegg- 
Rottenfels zum Erzbischof von Köln und Bischof von Münster 1761/62, 
Münster. phil. Diss. Hildesheim 1910 S!18ff. R. Schwarz, 8.28 n.7. 

5) Karl Wild, Lothar Franz von Schoenborn, Bischof von Bam- 
berg und Erzbischof von Mainz, Heidelberger Abhandl. z. mittleren und 
neueren Gesch. VIII Heidelberg 1904 S. Sf. 
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Seckau und Lavant, die in der Regel auch Kapitulare des Erz- 
stifts waren, oft zugleich Wählbarkeitsbreven: Für die Koad- 
jutorwahl von 1705 gab es deren fünf, 1772 gab es vier!). 


IX. Indigenat?). 


Das kirchliche Recht verlangte vom Bewerber um Seel- 
sorgeämter, also auch für das Bischofsamt, die Kenntnis der 
Landessprache), nicht dagegen das Indigenat*). Reichsrecht- 
lich ist bei verschiedenen Gelegenheiten das Indigenat für die 
Inhaber der geistlichen reichsunmittelbaren Stiftungen als Reichs- 
stände gefordert worden. Dahin sprach sich nachdrücklich der 
Kurerzkanzler Lothar Franz von Schoenborn an den Papst im 
Jahre 1699 aus’). Im Jahre 1688 liess Kaiser Leopold durch 
seinen Wahlgesandten Grafen Kaunitz gegen die Wahl des Kar- 
dinals Fürstenberg geltend machen, dass dieser als eidlich ver- 
pflichteter Untertan des Königs von Frankreich nicht deutscher 
Reichsfürst werden könne‘), worauf allerdings Fürstenberg mit 


!) Zauner, Chronik von Salzburg IX S. 438, XI S. 318; J. von 
Koch-Sternfeld 8. 36ff. 

2) Für das MA. vgl. Werminghoff, HVjSchr. 1908 8.158. Der- 
selbe, Nationalkirchl. Bestrebungen 8.73f. Derselbe, Verfassungs- 
gesch.? 8. 137 f. 

3) C.14 X de off. ind. del. I 31. Reg. Canc. 20. Trid. Sess. XXIV 
de ref. c.7. Vgl. Hinschius II S.490f. J. Symerski, Arch. f. kath. 
K. R. XXX 1875 S. 241ff. L. Jackowski, Die päpstlichen Kanzlei- 
regeln und ihre Bedeutung für Deutschland, ebenda XC 1910, S. 438 ff. 

*)C.5 X de inst. III 7 bezieht sich allerdings zunächst nur auf 
die niederen Kirchenämter. Vgl. Passerini c. 25 n. 647 ss. 

5) Cramer ].c. p. 20.n.4, p. 568 (im Falle Boville, siehe unten 
S. 66): „In Germania non nisi Germani ad cathedrales ... admitti possunt, 
ex eo inter alia, quod ex gremiis harum ecelesiarum eliguntur Episcopi 
et Sacri romani imperii Principes; cuius dignitatis exteri non sunt ca- 
paces: quale Privilegium, cum apud varias alias nationes, approbante 
sancta sede apostolica, reperiatur, etiam hoc in Germanica ... minime 
extingui desiderabit.“ 

8) Die kaiserliche Proposition gedruckt bei Londorp, Acta publica 
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dem Hinweis auf das Verhalten anderer deutscher Fürsten 
und einer urkundlichen Bestätigung Ludwigs XIV. antworten 
konnte, die ihn von jeder persönlichen Fessel an das Haus 
Bourbon befreite‘). Tatsächlich sind auf die deutschen 
Bischofsstühle seit der Reformation keine Ausländer gelangt, 
abgesehen von den nur noch nominell zum Reiche gehörigen, 
in Wirklichkeit unter Frankreich stehenden Stiftern Bisanz 
und Strassburg, in denen Scheinwahlen sich auf die dem König 
von Frankreich genehmen Personen, sämtlich Franzosen, richten 
mussten ?). Gelegentliche Versuche, Franzosen auf deutsche 


XIII p. 604ss. Böhmländer, Oberbayr. Arch. LVI 1912 S. 242. Alles 
Nähere über die Kölner Wahl unten 8. 125 ff. 

‘) Londorp XIII p. 609. — Aus dem MA. vgl. als Analogie die 
Belehnung von Reichsfürsten an der westlichen Grenze durch Frankreich 
und den deutschen König; Julius Ficker, Vom Heerschild, Inns- 
bruck 1862, 8. 72 ff., 76 ff. Fritz Kern, Die Anfänge der französischen 
Ausdehnungspolitik bis zum Jahre 1308, Tübingen 1910, S. 45 ff., 324 fi. 
Albert Werminghoff, Ludwig von Eyb der Aeltere, Halle 1919, S. 58, 
454 2.1. 

?) Das Erzbistum Bisanz ging 1679 mit der Freigrafschaft Bur- 
gund im Frieden von Nymwegen verloren, der grösste, linksrheinische 
Teil des Bistums Strassburg mit den Reunionen 1681 unter Mit- 
wirkung des Bischofs Franz Egon von Fürstenberg, Bernhard Erd- 
mannsdörffer, Deutsche Geschichte vom Westfäl. Frieden bis zum 
Regierungsantritt Friedrichs d. Gr., 2 Bde. Berlin 1892/93, I S. 637, 658 ff. 
Wackernagel, Geschichte des Elsasses S. 285 ff. Gleichwohl wurden 
beide Bistümer bis zum Reichsende als Stände des oberrheinischen Kreises 
fortgeführt und auf den Reichstagen, die Bisanz nie mehr, Strassburg 
erst wieder seit 1730 beschickten, aufgerufen. Moser Th. XI 8. 371 f.; 
Th. XXXIV S. 341 ff., 854. Sartori I1 8.289. Johann Stephan 
Pütter, Institutiones iuris publici, 5. A. Göttingen 1792 $ 93. Zeumer, 
Quellensammlung >, Beilage 8. 552 £.: Der deutsche Reichstag in seiner Zu- 
sammensetzung im Jahre 1792. Die Wahlen der Fürstbischöfe der französi- 
schen Zeit, von denen die vier nach Wilhelm Egon von Fürstenberg 
(1682—1704) sämtlich Fürsten von Rohan waren (1704—1801), behandelt 
ausführlich Grandidier, Oeuyres hist. ined. IV p. 495 ss., V p. 8ss., 
32 ss., 37. Siehe unten 8. 103 f.n. 2. Vgl. auch L.G. Gloeckler, Geschichte 
des Bistums Strassburg, 2 Bde. Strassburg 1879, 80 ILS. 5 ff. Um statuten- 
mässig die Wahl von Franzosen zu ermöglichen, wurde im Jahre 1687 der 
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Bischofstühle zu bringen, sind, gewiss nicht zum Unheil 
Deutschlands, an politischen Schwierigkeiten mehr als an 
Rechtsgründen gescheitert!). Die Reichszugehörigkeit der 
deutschen Fürstbischöfe war rechtlich in gewissem Masse be- 
reits durch die Verfassung der Kapitel gegeben, die nur in 
Ausnahmefällen Angehörige deutscher Fürstenhäuser extra 
gsremium postulierten, in der Regel aber ex gremio wählten 
und Ausländer auf Grund von Statut oder Gewohnheit nicht in 
ihren Schoss aufnahmen). Der Fall des irischen Edelmannes 


dritte Teil der Kanonikate — es gab 12 Kapitulare und 12 Domizellare — 
Franzosen reserviert und für sie durch Statut vom 3. Juni 1713 die Auf- 
nahmebedingungen bezüglich Abstammung gegenüber ihren deutschen 
Kollegen erleichtert; Gallia Christiana in provincias eccles. distrib. 
Ed. Il, XIII vol. Lutetiae Parisiorum 1716—1885, V 1731 p. 775. Die 
Statuten gedruckt bei Cramer, De iuribus et praerogativis nobilitatis 
avitae p. 544 ss. Vgl. die Wählerlisten bei Grandidier l.c. w.]1 
p. 177; ferner Derselbe, Nouvelles oeuvres ined, III= Alsatia sacra I 
Colmar 1899 p. 37 ss. Ueber Bisanz Wetzeru. Welte, Kirchenlexikon?, 
Art. „Besancon‘. 

') So die Absichten Kardinal Richelieus auf Speyer und Trier in 
den Jahren 1634 ff. Josef Baur, Philipp von Sötern, geistlicher Kur- 
fürst von Trier und seine Politik während des dreissigjährigen Krieges I 
Speyer 1897 S.317 ff. Karl Knipschar, Erzbischof Philipp Christoph 
von Trier und seine Beziehungen zu Frankreich, Marb. phil. Diss. 1905. 
Peter Anton Kirsch, Ein Franzose im 18. Jahrhundert als Kandidat 
für den Breslauer Bischofsstuhl, Z. d. V. f, Gesch. Schlesiens XXXIX 1905 
S, 226 ff. Es handelt sich um Ludwig Konstantin Fürst von Rohan, 
der an Stelle des vom König von Preussen ernannten Koadjutors Grafen 
Schaffgotsch treten sollte. Der Standpunkt der Kurie war der: In der 
Nationalität liege kein Hindernis kirchlicherseits; von der statutarischen 
Bestimmung der Wahl de gremio ecclesiae könne abgesehen werden; 
Schwierigkeiten seien jedoch vom Kaiser zu erwarten. 

2) Vgl.S.64 n.2 a. E, für Strassburg; für Passau die Statuten von 
1594 bei Hansiz, Germ. Sacra Ip. 643 ss., welche ausdrücklich die Ultra- 
montani ausschlossen und nur Deutsche von der Kölner bis zur Trientiner 
Diözese für aufnahmefähig erklärten. Für Mainz, Bamberg und Würz- 
burg vgl. Veit, Hist. Jb. 1912 S. 340, 355, 358. Für Hildesheim und 
Worms Coulin $. 55 n. 2. Für das Bistum Breslau bestimmte der 
Kolowratsche Vertrag vom 3. Februar 1504, dass zu Bischöfen von Breslau 
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Jacob von Boville, den der Papst im Jahre 1687 auf eine 
Pfründe in dem gemischtadligen Domkapitel Worms providiert 
hatte, wurde, zumal Boville der erforderlichen Ahnenprobe 
nicht voll Genüge leisten konnte, als ein schwerer Eingriff in 
die Rechte der deutschen Kapitel empfunden und setzte Kaiser 
und Reich gegen die Kurie in Bewegung!). Das Indigenat 
für die deutschen Kapitulare und Fürstbischöfe reichs- und 
kirchenrechtlich festzulegen, war eine der Forderungen der 
deutschen Erzbischöfe auf dem Emser Kongress, welche mit 
den ganzen nationalkirchlichen Bestrebungen des 18. Jahr- 
hunderts über Beratungen und Entwürfe nicht hinauskam?). 


X. Standeszugehörigkeit?). 


Ueber die ständischen Verhältnisse der deutschen Fürst- 
bischöfe gibt im einzelnen die hinten (8. 406 f.) beigefügte 
Tabelle (I) Auskunft, welche für die Zeit von 1500 bis 1648 und 
von 1648 bis 1803 getrennt aufgestellt ist. 421mal wurde in der 


künftig keine Ausländer, sondern nur solche Männer gewählt werden 
sollten, die aus Böhmen, Mähren, Schlesien oder der Ober- und Nieder- 
lausitz stammten. Johann Heyne, Dokumentierte Geschichte des Bis- 
tums Breslau, 3 Bde. Breslau 1860, 64, 68, III S. 394 f. 

) Cramer l. c. p. 138ss., die Urkunden p. 555 ss. Seuffert, 
Geschichte des deutschen Adels S. 193 ff. 

?) Art. 12 der Emser Punktationen, Höhler, Arnoldis Tagebuch 
2.179.200 0ml1n, Sis5, 

®) Für das Mittelalter vgl.: Kurt Löhnert, Personal- und 
Amtsdaten der Trierer Erzbischöfe des 10. bis 15. Jahrhunderts, Greifswald 
1908. Benno Morret, Stand und Herkunft der Bischöfe von Metz, 
Toul und Verdun im Mittelalter, Düsseldorf 1911. Wilhelm Pelster, 
Stand und Herkunft der Bischöfe der Kölner Kirchenprovinz im Mittel- 
alter, Weimar 1909. Johannes Schäfers, Personal- und Amtsdaten 
der Magdeburger Erzbischöfe 986—1513, Greifswald 1908. Johannes 
Simon, Stand und Herkunft der Bischöfe der Mainzer Kirchenprovinz 
im Mittelalter, Weimar 1908. Wilhelm Fischer, Personal- und Amts- 
daten der Erzbischöfe von Salzburg 798—1519, Greifswald 1916. Walter 
Schönecke, Personal- und Amtsdaten der Erzbischöfe von Hamburg- 
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Zeit von 1500 bis 1303 ein Bistum erledigt'). In 133 Fällen 
bestieg ein Angehöriger des hohen, reichsständischen deutschen 
Adels den bischöflichen Stuhl, 79 waren Reichsfürsten, 54 reichs- 
ständische Grafen. Von den übrigen Fällen kommen 136 auf 
die Reichsritter, den niederen reichsunmittelbaren Adel, und 
ebensoviel (136) auf den mittelbaren, landständischen Adel. 
Nur 11 Neuwahlen sind auf Bürgerliche gefallen. Wenn man 
die Bistumskumulationen abrechnet, so hat Deutschland, von 
den bis 1648 säkularisierten Bistümern abgesehen, in der Zeit 
von 1500 bis 1803 38 fürstliche, 42 reichsgräfliche, 123 reichs- 
ritterliche, 129 landsässig-adlige und 10 bürgerliche bischöf- 
liche Reichsfürsten gehabt; hinzu kommen noch 5 Ausländer. 

In der politischen Stellung der deutschen Fürstbistümer 
als staatlicher Territorien lag es begründet, dass sie, noch 
mehr als im Mittelalter ?), so gut wie ausschliesslich Domänen 
des Adels waren), freilich nicht mehr in gleich starkem Masse 
der edelfreien (hochadligen) Geschlechter. Die Standesver- 
hältnisse der Bischöfe entsprechen im wesentlichen der Zu- 
sammensetzung der Kapitel, anders als im Mittelalter, wo bis 
ins 15. Jahrhundert auch die gemischtadligen Kapitel sich 


Bremen 831—1511, Greifswald 1915. Janssen-Pastor, Geschichte des 
deutschen Volkes I[19u.20 1913 8.726 ff. (Verzeichnis). Siehe auch die 
Bischofslisten bei Hauck, Kirchengeschichte II3w* 1912 S. 806 ff, 
172w#2 1906 S. 981 f., IV®w# 1915 8.950 fi, V1-371920 8. 1137 ff. und 
Conradus Eubel, Hierarchia catholica medii aevi II vol. Monasterıi 
1898 und 1901. Ferner im allgemeinen: Schulte, Adel und deutsche 
Kirche S. 61 ff., 349 ff. Werminghoff, Verfassungsgeschichte? S. 111 ff. 

!) 423mal, wenn man das Vakantwerden von Köln und Münster 
im Jahre 1801 hinzurechnet. Zu einer Regierungsübernahme des Neu- 
gewählten, Erzherzogs Anton Viktor, kam es nicht. 

2) Schulte, Adel und deutsche Kirche S. 61 ff., bes. Tabelle 
S.. 67. 

3) Vgl. im allgemeinen Clemens Theodor Perthes, Das deutsche 
Staatsleben vor der Revolution, Hamburg und Gotha 1845 S. 102 ff, bes, 
8.106 f. Ludwig Häusser, Deutsche Geschichte vom Tode Friedrichs 
des Großen bis zur Gründung des Deutschen Bundes 1*, Berlin 1869, 
SIE, 
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mit Vorliebe freiedle Bischöfe setzten‘). Diese Tendenz der 
Kapitel war namentlich in niederdeutschen Bistümern in der 
ersten Hälfte des 16. Jahrhunderts noch spürbar, trat aber 
dann zurück, soweit nicht die Gefahr der Protestantisierung, 
zum Anschluss an ein mächtiges katholisches Fürstenhaus zwang. 

Im Verhältnis zu seiner geringen Zahl hat wie im Mittel- 
alter den stärksten Anteil der hohe deutsche Reichsadel, 
Fürsten und Grafen. Er stellt nicht ganz 26° der deutschen 
Fürstbischöfe; zählt man die Kumulationen mit, so sind es etwa 
31%). Die Bistümer Köln und Strassburg waren ihm seit 
alters vorbehalten, schon entsprechend der hochadligen Zu- 
sammensetzung ihrer Kapitel. Auch die niederdeutschen Stifter 
hatten, wegen ihrer häufigen Verbindung mit Köln seit der 
Gegenreformation, oft fürstliche Bischöfe. Das Haus Wittelsbach 
(bayrısche Linie) stellte allein 9 Fürstbischöfe und ging aus 
33 Wahlen zu Reichsbistümern siegreich hervor. Ihm folgte 
das Erzhaus Oesterreich mit 7 Bischöfen und 11 Bistümern. In 
einzelnen Gliedern brachten es auch Wittelsbacher von Pfalz- 
Neuburg®) und das Haus Sachsen‘) zu nicht unerheblichem Bis- 
tumsbesitz. Um die zahlreichen Bistümer, die sich in wittels- 
bachischer Hand befanden, zu behaupten und zu vermehren, 
schloss Herzog Philipp Wilhelm von Pfalz-Neuburg mit Kur- 
fürst Ferdinand Maria von Bayern am 13. Juni 1673 einen 
förmlichen Vertrag, der ein Vorgehen beider Häuser zugunsten 
eines gemeinsamen wittelsbachischen Kandidaten bei jeder 


N Schulte 8. 64 f., 66 f., 72. 

?) Das Verhältnis wird für den hohen Adel ein noch günstigeres, 
wenn man die Fürstbistümer Magdeburg, Halberstadt, Bremen, Verden, 
Lübeck, Schwerin, Ratzeburg und Minden mitzählt, in denen seit der 
Reformation zumeist fürstliche Administratoren die Einverleibung in 
weltliche Territorien vorbereiteten, vgl. unten S. 305 ff. 

®) Franz Ludwig siehe oben $. 44. Ludwig Anton, Koadjutor 
von Mainz 1691—94, Hoch- und Deutschmeister; Alexander Sigismund, 
Bischof von Augsburg 1690—1737; Joannis, Res Moguntinae p. 984, 
Braun, Geschichte der Bischöfe von Augsburg IV S. 374 ff., 389 ff. 

*) Clemens Wenzeslaus, siehe oben S8. 41. 
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geistlichen Vakanz in Aussicht nahm, ein Vertrag, der freilich 
zunächst eher Entzweiung als Erfolge gezeitigt hat!), Er- 
neuert und auch auf breitere Basis gestellt wurde das Bündnis 
durch die sog. Wittelsbachische Hausunion von 1724°); die Zu- 
sammenarbeit beider Linien hat denn auch in diesem Jahr- 
zehnt zu einer unerreichten geistlichen Machtstellung des Ge- 
samthauses in Deutschland geführt: Im Jahre 1730 waren 
2 Erzbistümer (Köln und Mainz) und 9 Bistümer (Regensburg; 
Freising, Augsburg, Worms; Breslau, Paderborn; Münster; 
Hildesheim; Osnabrück) in wittelsbachischer Hand. Freilich 
erloschen beide Häuser sowie das Erzhaus Oesterreich noch 
im selben Jahrhundert, zum guten Teil weil die jüngeren 
Söhne um der hohen Kirchenwürden willen Zölibatäre ge- 
blieben waren, ein Schicksal, das schon im Mittelalter zahl- 
reiche Familien des hohen deutschen Adels betroffen hatte ?). 

Auffällig ist sodann insbesondere der unverhältnismässig 
grosse Anteil der Reichsritterschaft an der Zahl der 
Bischöfe‘): er beträgt etwa 35°. Einige Bistümer beherrschte 
der niedere unmittelbare Adel fast ausschliesslich, so Mainz, 
Würzburg und Bamberg — alle drei Hochstifter hatten statuten- 
gemäss die Stiftsmässigkeit auf reichsunmittelbare Angehörige 
der Ritterkreise beschränkt; in ıhnen bestand, wie auch in 
Eichstätt, die Tradition, keine Fürsten und nur ex gremio zu 
wählen; die Bamberger und Würzburger Bischöfe waren meist 
fränkische Reichsritter. Auch in den Bistümern Eichstätt, 
Speyer und Worms, in letzterem wegen seiner häufigen Ver- 


!) Böhmländer, Oberbayr. Arch. LVI 1912, 8.175. Riezler, 
Geschichte Bayerns VII S. 218, 234. 

2) Karl Theodor Heigel, Die Wittelsbachische Hausunion 1724, 
Geschichtliche Bilder und Skizzen, München 1894, S. 141. Moser, 
Th. XI S. 358. Riezler, Geschichte Bayerns VIII 1914, S. 355 fl., 365, 
„366 ff., 374 ff. 

9) Schulte S. 264 £.. 231. 

4) Vgl. Heinrich Müller, $. 32. M. greift allerdings mit 50°) 
(n. 52) zu hoch; einige ungenaue Angaben bei Schnepp ®. 190, 220. 
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bindung mit Mainz, war die Reichsritterschaft wie in den 
Kapiteln so auf den Bischofsstühlen ausschlaggebend, in ge- 
ringerem Masse in Trier, Augsburg und Konstanz. Es sind 
naturgemäss die Bistümer in den Teilen Deutschlands, in 
welchen die Reichsritterschaft ansässig war. Man kann wohl 
sagen, der Reichsritterschaft ist der politische Einfluss inner- 
halb des Reiches, welcher ihr durch die Nichtbeteiligung an 
den Kreis- und Reichstagen versagt blieb, in reichem Masse 
in den Kapiteln und vor allem auf den Bischofsstühlen zuteil 
geworden. Eine bedeutsame Stellung nahm insbesondere die 
Bischofsdynastie der Schoenborn ein, die, 1701 in den Reichs- 
grafenstand mit Reichsstandschaft erhoben, in einem Jahr- 
hundert auf 6 Mitglieder 12 Bistümer, darunter 3 Erzbistümer, 
vereinigte?). 

Auf den übrigen Bischofsstühlen herrscht wie in den 
Kapiteln der landständische Adel vor, soweit man nicht 
aus politischen Gründen Anschluss an ein Fürstenhaus nehmen 
musste. In den bayrischen und österreichischen Fürstbistümern, 
dem Erzstift Salzburg und Regensburg, Freising, Passau, 
Brixen und Trient, überwog, soweit nicht Erzherzoge oder 
bayrische Prinzen?) gewählt wurden — in Passau war dies 


') Johann Philipp, Bischof von Würzburg 1642—73, seit 1647 
Erzbischof von Mainz; seit 1663 Bischof von Worms. — Dessen Neffe: 
Lothar Franz, Bischof von Bamberg 1695—1729, seit 1695 Erzbischof 
von Mainz. — Dessen 4 Neffen: Johann Philipp Franz, Bischof von Würz- 
burg 1719—1724; Friedrich Karl, Bischof von Bamberg und Würzburg 
1729—1746; Damian Hugo, Bischof von Speyer 1719—1743, seit 1740 
Bischof von Konstanz; Franz Georg, Erzbischof von Trier 1729—1756, 
seit 1732 Bischof von Worms. ADB. XXXIT, 1891, S. 268 #.; Kneschke 
VDI S. 288 ff. 

?) Im Jahre 1606 beschloss ein Salzburger Peremptorialkapitel auf 
Anregung des Erzbischofs Wolf Dietrich von Raittenau, der so die Ur- 
abhängigkeit des Stifts zwischen den beiden rivalisierenden Nachbar- 
mächten zu erhalten hoffte, ein Statut, wonach die Mitglieder der Häuser 
Oesterreich und Bayern in Zukunft von der Wahl zum Erzbischof passiv 
ausgeschlossen sein sollten. Der Kaiser erhob Widerspruch, und auf 
sein Drängen suspendierte der Papst den betreffenden Paragraphen. 
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namentlich im 16. und 17. Jahrhundert öfters der Fall —, der 
landständische österreichische und bayrische Adel. Auch hier 
sind aus gewissen österreichischen Familien immer wieder 
Bischöfe hervorgegangen, so aus den freiherrlichen, später 
gräflichen Häusern Thun, Spaur, Lodron, Kuenburg, Lamberg, 
Firmian. Die Thun stellten allein für Salzburg 2, für Brixen 1, 
für Passau und Trient je 4 Bischöfe, die Spaur für Brixen 5, 
für Trient 1 Bischof. Etwas isoliert stand das Bistum Chur, 
dessen Bischöfe oft dem Graubündner Adel angehörten. Die 
Mehrzahl der Fürstbischöfe von Lüttich entstammte dem mittel- 
baren Adel der Gegenden um die untere Maas. Ebenso findet 
man auf den Bischofsstühlen der westfälischen und nieder- 
sächsischen Bistümer wie in den Kapiteln häufig den land- 
ständischen Adel der umliegenden Gebiete. 

Auffallend wenig ist der seit dem 16. Jahrhundert in 
Deutschland so zahlreich entstandene Briefadel vertreten. 
Auch der landständische Adel, der zur Bischofswürde gelangt 
ist, war fast ausschliesslich Uradel, wenn er auch häufig 
seinen Freiherrn- oder Grafentitel auf einen kaiserlichen Brief 
zurückführte. Abgesehen von drei reichsständischen Grafen 
Fugger!) kann man nur einzelne wenige Bischöfe dem Brief- 
adel zuweisen?). Es ist die exklusive Politik der Kapitel, die 
es fertiggebracht hat, aus ihren Kreisen und noch viel mehr 
von den Bischofsstühlen jeden Neuadel fernzuhalten. 


Das Statut wurde gleichwohl von da an praktisch befolgt. Mayr-Dei- 
singer, Wolf Dietrich von Raittenau 8. 110ff. Widmann, Geschichte 
Salzburgs III S. 188 f., 253, 279. 

!) Sigismund Friedrich Fugger, Bischof von Regensburg 1598 —1600, 
Schmidlin II S. 114. Jacob Fugger, Bischof von Konstanz 1604—1626, 
Gabriel Bucelinus, Constantia Rhenana, Francofurti 1607 p. 365. 
Holl, Fürstbischof Jacob Fugger. Anton Ignaz Joseph Fugger, Bischof 
von Regensburg 1769—1787, Geschichte der Fürstbischöfe von Regens- 
burg (ohne Verf. u. Ort) 1795 S. 125 ff. 

?\) Siehe unten T. I n.6. Einer von ihnen, der Salzburger Erz- 
bischof Matthäus Lang (1519—1540) entstammte einer Augsburger Patri- 
zierfamilie und wurde 1498 als Kanzler vom Kaiser geadelt; siehe unten 
S. 318 n. 3. 
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Unter den 10 bürgerlichen Fürstbischöfen ist ein Kanz- 
ler, Balthasar Mercklin von Konstanz-Hildesheim (7 1531) 4; 
die 5 bürgerlichen Bischöfe von Brixen und Trient ver- 
danken, zumeist als Beamte, der Gunst der Habsburger ihren 
Bischofsstuhl. 


) Vgl. Joseph Bader, Der Konstanzische Bischof Balthasar 
Mercklin, Reichsvizekanzler, Bisthumsverweser zu Hildesheim und Stifts- 
propst zu Waldkirch, Freiburger Diözesan-Archiv III 1868 S. 1 ft. 
Adolf Hasenclever, Balthasar Merklin, Propst zu Waldkirch, Reichs- 
vizekanzler unter Karl V., Zeitschr. f. d. Gesch. des Oberrheins LXXII 
1918 8.485 ff., LXXIV 1919 8.36 ff. Für das MA, vgl. Schulte S. 66. 


Drittes Kapitel. 
‘Die Vorbereitungen der Wahl. 


L Termin der Wahl, Ladung, Vertretung 
bei der Wahl. 


1. Die Neuwahl musste binnen einer Frist von drei 
Monaten, vom Bekanntwerden der Erledigung des bischöflichen 
Stuhles an gerechnet, vollzogen sein, sonst devolvierte das 
Kollationsrecht an den Papst). Die Kapitel traten daher in 
der Regel alsbald) nach Beginn der Sedisvakanz zu einer 
ausserordentlichen Kapitelssitzung zusammen, zu welcher die 


!) C.35 Dist. LXIL (II. Lat. 1139); c.41 X de eleet. 1 6 (IV. Lat. 1215); 
c. 18 in Vlto eod: Ausführlich Passerini cap. 13, Godehard Jos. 
#bers, Das Devolutionsrecht vornehmlich nach katholischem Kirchen- 
recht, Kirchenrecht]. Abh. herausg. von Stutz, H. 37/38 1906 S. 191 f., 
282 ff. 

2) Auf e. 36 X de elect. I 6, das die Neuwahl vor der Beerdigung 
des alten Bischofs für unstatthaft erklärt, ist nicht immer Rücksicht ge- 
nommen worden, zumal in Deutschland die Beerdigungsfeierlichkeiten 
oft erst nach Monaten beendet waren, Passerinie.13n.13s. Neller, 
De sacrae electionis processu, in Schmidts Thes. iuris eccles. II p. 709. 
Vgl. Hinschius II S. 660. Moser Th. XI S. 390, Bd. XI 8. 75 £. 
Beat Albert von Ramstein wurde am 28. November 1646, zwei Tage nach 
dem Tode seines Vorgängers, Johann Heinrichs von Ostein, zum Bischof 
von Basel gewählt, unter Geheimhaltung des Todes und der Neuwahl, 
also entgegen dem Verbot der electiones clandestinae (c. 42 X de elect. 
1 6), und dann bestätigt, alles mit Rücksicht auf die gefährdete Lage 
des Bistums, Louis Vautrey. Histoire des @veques de Bäle II Ein- 
siedeln 1886 p. 230. 
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auswärtigen Mitglieder nicht geladen wurden, und setzten den 
Termin für die Neuwahl fest. Der Termin musste jedoch 
diesen Zeit lassen zu rechtzeitigem Erscheinen; für sein Hinraus- 
schieben bis gegen das Ende der Frist war meist der Wunsch 
massgebend, über Bewerber und Parteiverhältnisse Klarheit 
zu gewinnen und die Sedisvakanzeinkünfte möglichst lange 
beziehen zu können !). Andererseits musste darauf Rücksicht 
genommen werden, dass die Wahl eine Anzahl Tage dauern 
konnte; mehr als drei Skrutinien aber fanden an einem Tage 
gewöhnlich nicht statt. Sigismund Graf Schrattenbach wurde 
in Salzburg am 5. April 1753, dem letzten Tag der Frist, 4 Uhr 
nachmittags im 49. Skrutinium gewählt’). Es kamen aber 
auch, namentlich wenn die politische Lage es verlangte, grosse 
Beschleunigungen der Wahl vor’). Als Erzbischof Johann 
Gebhard von Mansfeld, Kurfürst von Köln, am 2. November 1562 
starb, waren gerade die Kurfürsten zur Wahl Maximilians II. 
zum römischen König in Frankfurt versammelt. Die Auf- 
forderung des Kurkollegs, die Neuwahl binnen 15 Tagen vor- 
zunehmen oder durch einen Revers die Anerkennung der kur- 
fürstlichen Beschlüsse sicherzustellen, erwies sich als unnötig. 
Das Kapitel hatte die Wahl bereits auf den 19. November 
festgesetzt. Der neugewählte Kurfürst Friedrich IV., Graf von 
Wied, war schon am 23. November in Frankfurt und nahm 


!) So bei den Wahlen in Köln von 1567 und 1577, Lossen, Köln. 
Krieg I S. 26 f., 544, 550. Vgl. im allgem. die Daten beiR. Schwarz, 
Personal u. Amtsdaten. 

?) Zauner, Chronik von Salzburg XI 8. 3f. 

®) So die Wahl Adam Friedrichs Grafen Seinsheim in Bamberg 
am 21. April 1757, Looshorn, Geschichte des Bistums Bamberg VII 2 
3. 197, 200. Die Wahl Franz Wilhelms von Wartenberg in Osnabrück 
am 26. Okt. 1625, Goldschmidt, Lebensgeschichte S. 14, R. Schwarz 
S. 77. Die Wahl Erzherzog Anton Viktors in Münster am 9. Sept. 1801, 
Erhard in Ledeburs Archiv XV 1834 S. 116, vgl. unten 8.143. In 
allen drei Fällen betrug die Sedisyakanz nur wenige Wochen, in ersteren 
beiden waren die Kriegswirren, in letzterem die Furcht vor der Säkulari- 
sation massgebend. 
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am folgenden Tag an der Wahl teil!. Wenn nötig konnte 
der Termin vom Kapitel noch nachträglich verschoben werden ?). 
(rosse Entrüstung dagegen in der gesamten deutschen Kirche 
erregte es, als der Papst die in Münster auf den 29. Juli 1706 
festgesetzte Wahl auf Drängen des Kaisers, um dessen Kan- 
didaten Herzog Karl von Lothringen Zeit zu weiterer Wahl- 
arbeit zu geben, um einen Monat verschob, zumal das päpst- 
liche Breve erst bei Beginn des Wahlaktes zur Verlesung 
kam°?). Eine zweite Wahlverschiebung durch den Papst 
lehnte die Kapitelsmehrheit am 30. August ab und schritt zur 
Wahl Franz Arnolds von Metternich. Die Wahl wurde jedoch 
von beiden Parteien getrennt am 30. September erneut vor- 
senommen mit dem zu erwartenden zwiespältigen Resultat. 
Verlängerungen der Wahlfrist durch den Papst im Einver- 
ständnis mit dem Kapitel sind mehrfach vorgekommen, wenn 
es eine politische Notwendigkeit verlangte *), so in Münster, 
Paderborn und Hildesheim vom Tode des Kölner Kurfürsten 
Clemens August an (6. Februar 1761) auf unbestimmte Zeit; 
da die englisch-preussische Besetzung erst nach dem Pariser 


N») Ulrich Stutz, Der Erzbischof von Mainz und die deutsche 
Königswahl, Weimar 1910, S. 43; Derselbe, Die rheinischen Erz- 
bischöfe und die deutsche Königswahl, Festschrift Heinrich Brunner zum 
9. Geburtstag von Schülern und Verehrern dargebracht, Weimar 1910 
S.76. R. Schwarz 8. 8 f. Bei beiden die ältere Literatur. 

®) Die Wahl in Münster 1801 wurde vom 3. auf den 9. September 
verschoben, da der kaiserliche Wahlkommissar nicht rechtzeitig einge- 
troffen war, Erhard, Ledeburs Archiv XV 1834 S. 97 ff., 116. 
Näheres unten S. 143. 

®) Franz Arnold bezeichnet das Vorgehen des Papstes gegenüber 
dem Erzbischof von Mainz, Lothar Franz von Schoenborn, als „sine ullo 
plane exemplo quasi despotice“, Woker, Der Katholik LXVIII 1 1888 
S. 146. Vgl. unten S 135 ff., daselbst und bei R. Schwarz S. 69 f. 
Daten und Literatur. 

#) So in Bamberg 1633 bei der Wahl des Bischofs Franz von Hatz- 
feld mit Rücksicht auf die Kriegswirren, Looshorn VIS.299f. Ein 
zweimaliges Hinausschieben der Wahl durch den Papst nahm 1601 in 
Brixen das Kapitel geduldig bin, Sinnacher VIIS. 5. 
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Frieden endete, konnten die Wahlen erst am 16. September 1762, 
am 25. Januar und 7. Februar 1763 stattfinden )). 

3, Zu dem Wahltermin mussten sämtliche Wahlberech- 
tigten, auch die abwesenden, geladen werden; ein unrecht- 
mässig Nichtgeladener konnte die Wahl anfechten und ihre 
Nichtigkeitserklärung herbeiführen, oder wie ein kanonistisches 
Sprichwort sagte: eleetioni plus contemptus unius quam con- 
tradietio multorum obsistit ?). Der Wahltermin wurde daher 
öffentlich durch Anschlag an den Kirchentüren der Kathedrale 
(ad valvas ecclesiae) bekanntgegeben und alle Teilnahmeberech- 
tigten zunächst in dieser Form zum Erscheinen aufgefordert ?). 
Die abwesenden Kapitulare wurden ausserdem schriftlich vom 
Kapitel geladen‘). Die Ladung unterblieb jedoch bei Ex- 
kommunizierten, den sonst notorisch nicht Wahlberechtigten °), 
bei zu weit entfernten Kapitularen oder wenn die Ladung 
nur mit ernster Gefahr auszuführen gewesen wäre®). In 


') Siehe unten S. 106 f. 

2) 0, 18, 28, 35, 86, 42 X de elect. 16. Reiffenstuel, ad X 
I6n. 115. Passerini, e. 11, bes. n. 120. Hinschius 1] S. 125 ., 661: 
Neller in Schmidts Thes. II p. 710. M. D. Bouix, Tractatus de 
capitulis, Parisiis 1852 p. 195 s. Vgl. Julius Gierke, Darf bei Kapitels- 
wahlen hinsichtlich der Feststellung der absoluten Majorität der con- 
temptus mit in Anschlag gebracht werden? D.Z. f. KR. X 1901 8. 271 #. 

®) Neller p. 710. Moser Th. XIS. 394. Für Köln vgl. das Postul.- 
Dekret Fürstenbergs von 1688, Lünig, Reichsarchiv XVI S. 902. Für 
Würzburg siehe das Protokoll der Kapitelssitzung vor der Wahl Julius 
Echters 1573, Clemens Val. Hessdörfer, Julius Echter von Mespel- 
brunn, Fürstbischof von Würzburg und Herzog von Franken (1573—1617). 
Eine Festschrift, Würzburg 1917, 8.28f. Für Salzburg: Wahlritus 
von 1586, Hansıiz, Germania Sacra II p. 645 u. 1055 (1727). 

*) Die näheren Formalitäten z.B. in dem n. 3 zit. Dekret. Vgl. 
Passerinic. 11n. 41. 

5) So unterblieb 1694 in Lüttich die Ladung der 14 beim letzten 
Aegidienkapitel nicht erschienenen Kapitulare, oben 8.30. Passerini 
« 1Iln. 71ss. Vgl. Otto Gierke, Das deutsche Genossenschaftsrecht 
III Berlin 1881 S. 320. 

°) Die Quellen drücken sich verschieden aus: c. 18 cit.: quamvis 
ecclesiastica consuetudo non exigat, ut ad electionem pastoris canon ic 
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Deutschland pflegten die Wahlberechtigten nicht nur inner- 
halb der eigenen oder benachbarten Kirchenprovinz, sondern aus 
dem ganzen Reich geladen zu werden !). Als Kardinal Bouillon 
sich über seine Nichtladung zur Lütticher Wahl 1694 beim 
Kapitel beschwerte und als contemptus mit Anfechtung drohte, 
wies ihn das Kapitel nicht nur auf seine ungesetzliche Abwesen- 
heit vom letzten Aegidienkapitel hin?), sondern auch auf den 
bestehenden Kriegszustand in den Niederlanden, auf seine 
französische Staatsangehörigkeit und Reichsfeindschaft, die 
seine Ladung und Anwesenheit für das Kapitel gefährlich 
und nach kanonischem Recht als nicht erforderlich erscheinen 
liessen. Seine Anfechtungsklage beachtete der Papst nicht °). 

Am Vortage der Wahl wurden dann sämtliche ortsanwesen- 
den Kapitulare in der Regel noch einmal schriftlich geladen ®). 

3. Nach kanonischem Recht?) war die schriftliche Ein- 


taın remoti vocentur; c. 28: ad electionem vocati, si tamen sine periculo 
potuerint convocari; c. 35: fratribus omnibus, qui fuerint in provincia, 
eonvocatis; c. 42: praesentibus omnibus, qui debent et volunt et possunt 
commode interesse. Vgl. Neller p. 710s. Reiffenstueln. 118 s, 
Passerini c. 11.n.33 ss. 

!, Neller p. 711. Statut und Gewohnheit waren hier massgebend. 
Das Regensburger Statut von 1295 (A. Mayer, Thes. novus II p. 47), 
das Ladungen ausserhalb der Salzburger Provinz oder sogar der Diözese 
verbietet, dürfte nach der Reformation nicht mehr in Uebung gewesen 
sein. Ein in Bologna zum Studium weilender Kapitular wurde 1545 in 
Mainz nicht geladen, Gudenus, Codex diplom. IV p. 661. 

2) Oben 8. 30. 

®) Die Antwort des Kapitels gedruckt bei Lünig, Supplementum 
p. 387 ss. und Moser Th. XI S. 342 ff., oben S. 30. Ueber einen ähnlichen 
Fall 1649 in Lüttich vgl. Foullon II p. 284; Daris V 1 p. 278 ss.; 
F. Henaux, Histoire du pays de Liege, 3° &d. 2 vol. Liege 1872—74, 
II p. 461. 

4) Vgl. das Wahldekret Paderborn 1661, Wilhelm Richter 
Studien und Quellen zur Paderborner Geschichte I Paderborn 1893 S. 74. 

5) 6.42 8 1X de elect. 16; c.46 in VIEo de elect. 16. Reiffen- 
Sstwelers 170, 18135, Dasseriını e 10,0. 2], Snssckcen sun 
Neller Thes. II p. 711 ss. Moser Th. XIS. 344 f. Hinschius II 
S. 126. Vel. auch Maring, Generalkapitel S. 95 ff. 
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sendung eines Votums seitens eines abwesenden Geladenen 
nicht erlaubt. Dagegen konnte der absens in eo loco, de quo 
debeat advocari, iustoque impedimento!) detentus einen Pro- 
kurator bestellen. Dieser musste nur, wenn er dem Kapitel als 
Stimmberechtigter angehörte, zur Ausübung des Stimmrechtes 
notwendig zugelassen werden. Die Vollmacht konnte eine 
Generalvollmacht sein oder auch ganz bestimmte Anweisungen 
enthalten?). In Deutschland kamen Bevollmächtigungen bei 
fast jeder Wahl vor, und zwar pflegte man einen Konkapitu- 
laren zu beauftragen. Dem Grunde der Abwesenheit wurde, 
zumal in einem so vornehmen Kapitel wie Köln, dessen Kapi- 
tulare den verschiedensten Reichsgebieten angehörten, nicht 
allzu streng nachgefragt’). Die Vollmacht musste schriftlich 


') Der Grund musste auf Verlangen eidlich bekräftigt werden, c. 42 
$1 eit., hierzu pflegte die Vollmacht den Vertreter ausdrücklich zu er- 
mächtigen. Ueber die Art des Grundes verlautet nichts Näheres, Neller 
führt p. 712 in Analogie nach kanonischem und zivilem Recht an: Krank- 
heit, Unsickerheit des Weges, Seuchengefahr, Todesfall, Ladung vor Ge- 
richt, Kirchendienst, Studien, allenfalls auch Reichsdienst, und lehnt 
blosse Unbequemlichkeit und Aemterhäufung ab. Doch werde es mit 
Bischöfen in Deutschland nicht so genau genommen. Vgl. Reiffen- 
stueln. 183. Passerini c. 10. n. 40 

?) Das folgt richtiger Meinung nach aus ce. 46 cit. Vgl. Passerini 
c. 10n. 43. Hinschius II S. 126 n. 14. Bei der Kölner Wahl des 
Gebhard Truchsess im Jahre 1577 erklärte die bayrische Partei des 
Herzogs Ernst vota incerta für unzulässig, um die Stimme des Mindener 
Bischofs Hermann Grafen von Schauenburg anzufechten, dessen Vollmacht 
auf den, welchem vota maiora et saniora zufielen, gelautet haben soll, 
Die Ungültigkeit anderer Stimmen war mit Häresie begründet. Die 
Appellation wurde in Rom verworfen. Lossen, Köln. Krieg I S. 571 f., 
615 f., 623 ff. Theiner, Annales eccles. II p. 370 ss. Aus demselben 
und anderen kanonischen Gründen focht Kardinal Fürstenberg 1688 in 
Köln das votum des Markgrafen Hermann von Baden an, das Graf Königs- 
egg unter Anerkennung seitens der Kapitelsmehrheit abgegeben hatte, 
ebenfalls erfolglos; Londorp, Acta publ. XIII p. 628, Böhmländer, 
Oberbayr. Arch. LVI S. 244. Die Vollmacht des Markgrafen (gedruckt 
bei Lünig, Reichsarchiv XVI, 8. 900) enthielt übrigens die Weisung, 
in erster Linie Joseph Clemens zu wählen. 

°) In Köln waren 1801 von 22 wahlberechtigten Kapitularen nur 
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erteilt sein und wurde vor Beginn der Wahl vom Kapitel 
nach ihrer formellen Seite hin geprüft, der Inhalt des Man- 
dates brauchte nicht bekanntgegeben zu werden !). 


I. Unterhandlungen, Vorberatungen, 
Vorwahlen. 


1. Die Zeit vom Eintritt der Sedisvakanz bis zum fest- 
gesetzten Termin der Wahl füllen die Aktionen und Ver- 
handlungen aller derjenigen politischen Faktoren aus, deren 
Interessen durch die Bischofswahl näher oder ferner berührt 
wurden, oder die aus der Neubesetzung irgend einen politischen 
Vorteil zu ziehen gedachten. Die Zeit von fast drei Monaten 
war lang genug, um dem freien, durch rechtliche Regeln nur 
wenig eingeschränkten Spiel der politischen Kräfte volle 
Entfaltung zu gewähren. Und wessen Interessen konnten in 
dem vielgestaltigen Heiligen Römischen Reich Deutscher Nation 
durch die Neuwahl in einem Fürstbistum nicht getroffen wer- 
den! Domkapitel, Kaiser und dessen Gesandte, Papst und 
Nuntius, Stiftsstände, Territorialfürstenhäuser, Reichsadel, oft 
sogar die auswärtigen Mächte Frankreich, Spanien wegen der 
Niederlande, die Generalstaaten, England-Hannover, sie alle 
haben es dauernd oder zeitweise versucht, Einfluss auf die 
Neubesetzungsfragen zu nehmen. So interessant gerade diese 


8 persönlich anwesend, darunter 4 Priesterherren. 13 Kapitulare hatten 
einen Vertreter bestellt. Höynck, Zeitschr. f. vaterl. Gesch. u. Altkde. 
LVIII 2 S. 218 f. In Münster waren 1650 von 41 Kapitularen 21 an- 
wesend, 3 durch Prokuratoren vertreten, 17 abwesend, Franz Heers, 
Die Wahl Christoph Bernhards von Galen zum Fürstbischof von Münster, 
Münster. phil. Diss. Hildesheim 1908 8. 51 f. Sonst war die Zahl der 
Prokuratorien weit geringer, vgl. ausser S. 76n.3: Lossen, Köln. Krieg II 
S. 293 (1583); für Bamberg: Looshorn VI 8. 508 (1683), 566 (1693), 
632 (1708), VII 2 S. 107 (1753), 475 (1779), 645 (1795). 

!) Vgl. die Verhandlungen 1688 in Köln, Postulationsdekret Fürsten- 
bergs, gedruckt bei Lünig, Reichsarchiv XVI S. 902 f.; Böhmländer, 
Oberbayr. Arch. LVI S. 244. 
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Vorverhandlungen für den politischen Historiker sind, da sie ihm 
einen Einblick gewähren in die Ziele, Kampfmittel und Kräfte- 
verhältnisse all jener politischen Mächte, in die Entstehungs- 
geschichte des Ergebnisses, das dann am Wahltag meist fertig 
zum Vorschein kam, so wenig bieten sie dem Rechtshistoriker, 
der nur da einsetzen kann, wo die politischen oder wirtschaft- 
lichen Kräfte rechtliche Gestalt gewinnen. Das eben gehört 
zu den Charakteristika der Periode nach 1648, dass die alten 
Formen vielfach als tote Schale empfunden werden, das neue 
Leben aber noch nicht die Kraft besitzt, seinen Inhalt in 
feste neue Formen zu prägen. Im wesentlichen sind es zwei 
Rechtsgrundsätze, die bereits die Ereignisse vor der Wahl zu 
beherrschen bestimmt erscheinen, der Grundsatz der Freiheit 
der Kapitelswahl von allem weltlichen Einfluss und Zwang, 
den man im Wiener Konkordat von 1448 ausgesprochen !) und 
im Westfälischen Frieden anerkannt?) fand, und das Verbot 
jedes simonistischen Zustandekommens der Wahl, beide Rechts- 
sätze im kanonischen Recht begründet°), aber praktisch 
mehr ideale Grundforderungen als tatsächlich gewissenhaft be- 
achtete Rechtsregeln. Wieweit von einem rechtlichen Einfluss 
des Kaisers und einzelner Fürsten auf die Bischofswahl ge- 
sprochen werden kann, wird im folgenden Kapitel erörtert 
werden; hier ist in der Hauptsache nur einiges über Papst 
und Kapitel zu sagen. 


2. Im 16. Jahrhundert hat die Kurie zunächst unter 
der erschütternden Wirkung der deutschen Reformation und 
während der langsamen inneren Wiedererstarkung der alten 
Kirche nur wenig Einfluss auf das Zustandekommen der deut- 
schen Bischofswahlen nehmen können. Nach dem Trienter 


') $2, Zeumer, Quellensammlung’ S. 267: Item in ecelesiis metro- 
politanis et cathedralibus... fiant electiones canonice, 

2) Art. V$ 16 u. 17, Zeumer a. a. O. 8. 405 £. 

°») 0.43 X de elect. 16 (1215); c. 12, ce. 59 X de elect. I6; e. 2 


de sim. in Extrav. comm. V 1. 
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Konzil wurde der kuriale Einfluss hier wie auf allen kirch- 
lichen Gebieten neu belebt!). Die deutschen Bischofswahlen zu 
überwachen und nach Möglichkeit zu leiten, gehörte zu den 
Aufgaben der ständigen Nuntiaturen, welche für Deutschland, 
neben der seit 1513 am Kaiserhof bestehenden, 1579 in Luzern, 
1584 ın Köln und 1596 in Brüssel errichtet wurden ?). Ins- 
besondere die Kölner Nuntiatur, deren Sprengel den ganzen 
Westen des Reiches umfasste, gewann alsbald für die Bischofs- 
wahlen die grösste Bedeutung’). Seitdem ist bei den Vor- 
bereitungen fast jeder bedeutsameren Wahl ein Nuntius 
beteiligt. Er fand sich sogar häufig am Wahlort persönlich 
ein, zumal wo es galt, ein bedrohtes Bistum gegen Häresie 
und Säkularisation zu schützen und einem der Kirche treu er- 
sebenen Bewerber zum Siege zu verhelfen. Die Tätigkeit der 
Nuntien bestand dann in schriftlichen und mündlichen Ver- 
handlungen mit dem Kapitel und den einzelnen Domherren, 
in der Ueberreichung der zahlreichen Breven, welche die päpst- 
lichen Ermahnungen an die Kapitel enthielten *), und in der 


!) Vgl. die Schilderung bei Schmidlin, Kirchliche Zustände I 
S. XXXVIILf£., die besonders auf die deutschen Bischöfe Bezug nimmt. 
Sonst statt anderer Ranke, Die römischen Päpste II, Sämtl. Werke 
XXXVII® S. 24 fi, 748: 

2) Hinschius I S. 525 f. Stutz, Kirchenrecht? 8. 345, Säg- 
müller 1I?S.429. Nuntiaturberichte aus Deutschland I. u. III. Abt. 
und in den Quellen und Forschungen a. d. Gebiet der Geschichte herausg. 
v. d. Görresges., bes. die Einleitungen. 


3) Max Lossen, Zur Geschichte der päpstlichen Nuntiatur in 
Köln 1573—1595, Sitz.-Ber. d. phil.-phil. u. hist. Klasse d. K.B. Akad. d. 
Wiss. zu München 1888 I S. 159 ff. Siehe unten S. 190 f., 225 #&. Karl 
Unkel, Die Errichtung der ständigen apostolischen Nuntiatur in Köln, 
Hist. Jahrb. d. Görresges. XII 1891 8. 505 ff., 721 ff. Joseph Hansen, Der 
Kampf um Köln 1576—84, Nuntiaturberichte aus Deutschland III. Abt. 
Bd. I Berlin 1892 8. 720 ff. 

4) Die Breven enthielten entweder allgemeine päpstliche Ermahnungen 
und Wünsche im Interesse der Kirche, Bestätigungen der Wahlfreiheit, 
u. dergl. oder Fürsprachen für bestimmte Kandidaten. Solche Breven 
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Anwendung aller sonstigen Mittel, mit denen die Wahl im 
Sinn der Kurie gelenkt und Hindernisse beseitigt werden 
konnten. So fanden, um nur einige Beispiele zu nennen, die 
Verhandlungen vor den Wahlen der Jahre 1577, 1583 und 
1595 in Köln !), 1601, 1604 und 1626 in Mainz ?), 1574, 1577, 
1585 und 1611 in Münster), 1601 in Brixen), 1617 in 
Würzburg) und 1628 in Basel°) unter einflussreicher Be- 
teiligung der Nuntien statt. Insbesondere verdankt das Haus 
Wittelsbach nicht zum wenigsten der Arbeit der Nuntien die 
Wahlen der Herzöge Ernst in Köln (1583) und Münster (1585) 
und Ferdinand in Köln (1595). Geradezu bestimmend war in 


zahlreich gedruckt bei Theiner, Annales ecclesiastici, III vol. passim. 
Londorp, Acta publica XIII p. 602 s. 

!) Lossen, Köln. Krieg’I S. 481 f., 501f., 510 ff., 520 ff., 544 f., 
557 £., 568 f. (1577, Nuntius Bartolomeo Porzia), II S. 255 f., 270. ff., 278 ft., 
981 f., 284 f. (1583, Nuntien Bonomi u. Malaspina), dazu: Hansen, Der 
Kampf um Köln 1576—1584. Für die Wahl 1595: Stieve, Briefe und 
Acten IV 8. 330—39; Unkel, Hist. Jahrb. VIII S. 245 ff., 583 ff. (Nuntien 
Frangipani und Garzadoro). Vgl. Lossen, Köln. Nuntiatur, Münchner 
Sitz.-Ber. 1888 S. 159 ff. 

2) Joannis, Res Moguntinae I p. 900, 910s., 985. Werner, 
Mainzer Dom II S. 447, 461, 494. 

®) Keller, Gegenreformation IS. 51 ff. Nr. 155, 157, 159 ff., 175, 
177 (1574, Nuntius Kaspar Gropper), S. 305 f. Nr. 359 f., 865 f., 369, 
371, 375 f. u. weiterhin (1576/77, Nuntius Gropper), S. 341 Nr. 531 (1585, 
Nuntius Bonomi). Lossen, Köln. Krieg I S. 245 ff., 438 ff., II S. 588 ff. 
Ders., Kölner Nuntiatur. Wilhelm Eberhard Schwarz, Die Nuntia- 
turkorrespondenz Kaspar Groppers nebst verwandten Aktenstücken (1573 
bis 1576), Quellen u. Forschungen a. d. Geb. d. Gesch. herausg. v. d. Görres- 
gesellsch. V Paderborn 1898. Stephan Ehses u. Aloys Meister, 
Die Kölner Nuntiatur, Nunt.-Ber. aus Deutschland 1585—90, ebenda IV 
Paderborn 1895 S. XLVIIL £., 75£. Keller IIL S. 270 ff. Nr. 211, 216, 219 fi. 
(1611, Nuntius Albergati). 

‘) Johann Freiseisen, Christoph IV. Andreas Frhr. v. Spaur 
Bischof von Brixen (1601—1613), und das kirchliche Leben in seiner 
Diözese, Brixen 1900 8. 7 f. 

’) Weber, Johann Gottfried von Aschhausen $. 43. 

‘) Vautrey, Histoire des evöques de Bäle II p. 191. 
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Salzburg für die Wahl des Marx Sittich von Hohenems im 
Jahre 1612 die Tätigkeit des Sondernuntius Antonio Diaz, 
der zuvor die Resignation des Erzbischofs Wolf Dietrich er- 
zwungen hatte‘). Als nach dem Dreissigjährigen Krieg die 
Gefahr für die katholischen Hochstifter gebannt war, trat die 
Wirksamkeit der Nuntien etwas zurück. Doch fand z. B. 
Clemens Joseph 1688 in Köln bei dem Nuntius Tanara will- 
kommene Unterstützung ?). Vollends unterstanden die Wahlen 
ım Bistum Chur, besonders seit der Mitte des 17. Jahrhunderts, 
dem massgeblichen Einfluss und Schutze der Luzerner Nuntien 
und der kaiserlichen Gesandten gegen die Ansprüche des Gottes- 
hausbundes ?). 


3. In der Zeit bis zur Neuwahl wurden in der Regel eine 
grössere Anzahl von Kapitelsitzungen abgehalten, an denen 
die jeweils ortsanwesenden Kapitulare teilnahmen. In ihnen 
wurden die päpstlichen, kaiserlichen und fürstlichen Gesandten 
offiziell empfangen, ihre Wünsche betreffend die Wahl ent- 
gegengenommen und beantwortet. Die sachlich weit wichti- 
geren Vorgänge spielten sich freilich in den nichtamtlichen 
Verhandlungen ab. Ausserdem dienten jene Sitzungen der 
Vorbereitung der kommenden Wahl, und zwar im wesentlichen 
in zwei Richtungen: einmal wurde die Wahlkapitulation be- 
raten und endgültig aufgestellt und sodann die Frage nach der 
Person des künftigen Bischofs erörtert, die Stellung- 
nahme der einzelnen Kapitulare und der Parteien im Kapitel 


!) Zauner, Chronik von Salzburg VII S. 178, VOIS.Iff. Franz 
Martin, Erzbischof Wolf-Dietrichs letzte Lebensjahre 1612—1617, Fest- 
schrift aus Anlass d. 50jähr. Bestandes d. Ges. f. Salzb. Ldskde., Salz- 
burg 1910 8. 157 ff. Schmidlin I 8.81 ff., 90 ff. Widmann, Ge- 
schichte Salzburgs III S. 249 f., 251 ff. 

?) Böhmländer, Oberbayr. Arch. LVI S. 208 ff., 243. 

3) Mayer, Geschichte des Bistums Chur II S. 174 ff. (1581), 231 ff. 
(1601), 312 fi. (1627), 419 ff. (1661), 431 (1691), 443 f. (1728), siehe unten 
S. 114 f. n. 3 und über die gelegentliche Anwesenheit von Nuntien beim 
Wablakt selbst unten S. 120 f. 
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geklärt, wobei häufig bereits Beschlüsse über die Art der Wahl 
und die Person des zu Wählenden zustande kamen. 

Ueber die Wahlkapitulationen wird unten im Zusammen- 
hang zu sprechen sein. 

Bezüglich des zweiten, nicht minder wichtigen Gegen- 
standes der Kapitelsberatungen handelt es sich hier nicht darum, 
auf die einzelnen Wahlfälle mit ihren meist ganz individuellen 
Begleitumständen einzugehen '), sondern nur kurz zu zeigen, 
wie weit der eigentliche Wahlakt in den Verhandlungen vor- 
bereitet, insbesondere ihm vorgegriffen werden konnte. 

In formeller Hinsicht mussten die zur Vorbereitung des 
Wahltages notwendigen Massnahmen beschlossen und angeord- 
net werden bezüglich der in der ganzen Diözese abzuhalten- 
den Bittgottesdienste ?), bezüglich der Sicherheit und Ruhe am 
'Wahlorte, der zum Wahlakt zu ladenden Zeugen und Notare. 
In einigen Bistümern, so in Bamberg und Würzburg °), scheint 
es Sitte gewesen zu sein, wenn möglich schon einige Tage 
vor der Wahl über die Wahlform Beschluss zu fassen, mit- 
unter sogar die Skrutatoren zu bestimmen. 

Während der Gegenreformation bis in den Dreissigjäh- 
rigen Krieg war die Grundfrage, über die es zu entscheiden 
galt, meist: Wahl eines Bischofs der strenggläubigen, kurialen 
Richtung oder eines Mannes von vermittelnder Gesinnung. 
Damit verband sich häufig, keineswegs immer, die Entschei- 


!) Vgl. z.B. die Einzeldarstellungen von August Heinrich Er- 
hard, Franz Wilhelm Woker, KarlTheodorvonHeigel, Franz 
Heers, Ernst Böhmländer, Wilhelm Stoecker, KarlSommer, 
Leo Körholz, F. Schroeder über Bischofswahlen des 17. und 18. Jahr- 
hunderts. 

2) Vgl. Trid. Sess, XXIV de ref. c. 1. Passerini cap. 16 n. 1. 
Neller, Thes. II p. 710. 

3) Looshorn, Geschichte des Bistums Bamberg VI S. 460 (1672), 
VII2, 8S.1(1746). Hessdörfer, Julius Echter 8. 28 f. (1573). Weber, 
Johann Gottfried von Aschhausen 8. 43 f. (1617). Auch die Aufzeichnungen 
von 1586 über die Salzburger Wahlen setzen einen Beschluss über die 
Wahlform voraus, Hansiz, Germania Sacra II p. 645 s., 648. 
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dung über den Anschluss an ein katholisches Fürstenhaus, 
insbesondere Bayern, oder über den Zusammenschluss mit an- 
deren Hochstiftern. Das waren die grossen Fragen, welche die 
Wahlen jener Zeit zu Köln, Strassburg und Münster, zu Pader- 
born, Osnabrück und Hildesheim beherrschten, und deren Klä- 
rung in den Vorberatungen angestrebt werden musste, freilich 
in stetigem Zusammenhang mit den jeweiligen, oft so kompli- 
zierten Personenfragen. Die oberdeutschen Hochstifter waren 
schon in jener Zeit von eigentlichen Glaubensgegensätzen nicht 
so stark berührt, eher von innerkirchlichen Reformen und von 
der Stellungnahme zu den Nachbarterritorien. Unter dem Druck 
dieser Entscheidung standen z. B. die Wahlen in Salzburg und 
Passau. In diesen grossen Fragen nun wurden zum Teil bereits 
vor der Wahl Entscheidungen herbeigeführt oder wenigstens 
Klarheit erzielt und damit meist auch über die Person entschie- 
den, so z. B. 1568 in Hildesheim zugunsten Ernsts von Bayern }), 
1567 in Köln für Salentin von Isenburg, 1583 für Herzog 
Ernst), 1585 in Paderborn für Dietrich von Fürstenberg °), 
1612 in Salzburg für Marx Sittich von Hohenems *). In ande- 
ren Fällen, so bei der Kölner Wahl des Gebhard Truchsess 
im Jahre 1577 brachte erst der Wahlgang selbst die Ent- 
scheidung °), in Münster kam 1577 wegen der Parteigegen- 
sätze eine Wahl überhaupt nicht zustande °). 

Auf rein politischem Gebiet bewegten sich die Gegensätze 
seit dem Westfälischen Frieden. Zu beachten ist nur, dass 
bei den immer häufiger werdenden Koadjutorwahlen ”) die 
Person des Koadjutors regelmässig von vornherein feststand 


!) Lossen, Köln. Krieg I 8. 133 f., 142. 

2) Lossen, Köln. Krieg I S. 17 ff., II S. 258 ff. 

®) Wilhelm Richter, Geschichte der Stadt Paderborn, 2 Bde. 
1899 u. 1903, IIS. 5 fl. 

%) Oben S. 83. 5) Lossen, Köln. Krieg I S. 567 fl. 

6) Keller, Gegenreformation I S. 305 f., Nr. 359 fl. Lossen, 
Köln. Krieg I S. 488 fi. 

?) Siehe unten S. 389 ff. 
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und die Entscheidung des Kapitels hinter dem Entschluss 
des regierenden Fürsten meist zurücktrat. Bei den nieder- 
deutschen und rheinischen Wahlen spielten die Gegensätze 
der Mächte Frankreich, Bayern, Oesterreich und Preussen 
ständig in die Personenfragen hinein, und die Kapitel kamen 
wiederholt in die Lage, über die Frage der Selbständigkeit, 
der Anlehnung an Frankreich, an Bayern oder Oesterreich 
durch Wahl eines Angehörigen dieser Häuser zu entscheiden. 
So stand 1647 in Mainz die Wahl Johann Philipps von Schoen- 
born schon vor dem Wahltag fest), in Köln und Münster 1761 
die Wahl des Grafen Maximilian Friedrich von Königseck- 
tothenfels 2), 1801 die des Erzherzogs Anton Viktor), in 
Münster 1650 die Trennung von Bayern und die Wahl Christoph 
Bernhards von Galen®), ın Trier 1768 die Wahl Clemens 
Wenzels von Sachsen’), während es auch in jener Zeit an 
zwiespältigen Wahlen ebensowenig gefehlt hat wie an solchen, 
deren oft unerwartetes Ergebnis erst der Wahltag brachte. 
In anderen Bistümern galt die Wahrung der eigenen Selb- 
ständigkeit, wenigstens äusserlich, von vornherein als Grund- 
satz, so in Mainz, Würzburg, Bamberg und Eichstätt, wäh- 
rend sich in Augsburg, Regensburg und Freising im wesent- 
lichen bayrischer, in Salzburg, Passau, Brixen und Trient aus- 
schliesslich österreichischer Einfluss behauptete. Auch bei den 
Wahlen in diesen Hochstiftern, in denen in der Regel weniger 
eine politische Frage, als die der Person oder der Verbindung mit 
einem Nachbarbistum eine Rolle spielte, wurden sich die Kapitel 


!) Viktor Loewe, Frankreich, Oesterreich und die Wahl des Erz- 
bischofs Johann Philipp von Mainz im Jahre 1647, Westdeutsche Zeitschr. 
XVI 1897 S. 172 ff.; siehe unten S. 94, 102 n. 2. 

?) Stoecker, Die Wahl Maximilian Friedrichs S. 18 ff., 37 ff. 

®) Höynck, Zeitschr. f. vat. Gesch. LVIII 2 S. 210 ff, Erhard 
in Ledeburs Archiv XV S. 97 fi.; siehe unten $. 143. 

‘) Heers, Die Wahl Christoph Bernhards von Galen 8. 6 ff., 42 #. 
R. Schwarz 8,65 f. 

°) Schroeder, Hist. Jahrb. d. Görresges. XXX 1909 S. 24 ff, 
274 ff.; oben S. 41. 
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zum Teil noch während der Vorberatungen über den Neu- 
zuwählenden klar, zum Teil konnte das Ergebnis erst durch 
die Wahlgänge festgestellt werden !), 


4. Man kann daher nicht sagen, dass die Wahl selbst 
im Laufe der Zeit schlechthin zu einem bedeutungslosen Formal- 
akt geworden wäre. In zahlreichen, namentlich den politisch 
weniger bedeutsamen Fällen war sie das nicht, sondern erst 
am Wahltag fiel die Entscheidung, ganz abgesehen davon, 
dass eine unerwartete Wendung auch ein anscheinend sicheres 
Wahlresultat noch im letzten Augenblick umstossen konnte. 
Nur wurden die Fälle, auch abgesehen von den zahlreichen 
Koadjutorwahlen, immer häufiger, in denen das Wahlergeb- 
nis völlig vorbereitet war. Gelegentlich versuchte man sogar, 
es rechtlich zu sichern. 

Es musste das Bestreben jedes Kandidaten oder seiner 
Vertrauensleute sein, eine festgeschlossene Partei hinter sich 
zu bringen. Das ist bei den meisten Wahlen geschehen. 
Konnte nun jemand von vornherein oder durch Vereinbarung 
mit einem Rivalen und Uebertritt von dessen Partei eine feste 
Anhängerzahl gewinnen, welche die nötige Mehrheit darstellte, 
so war die Wahl gesichert. Gelegentlich haben sich sogar 


!) Der Verlauf der einzelnen Wahlen ist auch hier durchaus in- 
dividuell verschieden, In Bamberg z. B. stand im 18. Jahrhundert die 
Person des zu Wählenden innerhalb des Kapitels meist fest, unter Rück- 
sichtnahme anf das oft mit Bamberg verbundene Bistum Würzburg und 
auf den kaiserlichen Hof, Looshorn VI 8.630 ff. (Friedrich Karl Graf 
Schoenborn Koadjutor 1708), VIT 2 8.1 ff. (Johann Philipp Anton Frhr. 
von Frankenstein 1746), S. 106 ff. (Franz Konrad Graf Stadion 1753), 
S. 197 ff. (Adam Friedrich Graf Seinsheim 1757), S. 472 ff. (Franz Lud- 
wig Frhr. von Erthal 1779), S. 688 ff. (Georg Karl Frhr. von Fechenbach 
Koadjutor 1800). In Eichstätt waren 1736 und 1757 eine grosse Anzahl 
Skrutinien nötig, um zwischen den Bewerbern zu entscheiden (Sax, 
Hochstift und Stadt Eichstädt S. 306, 318; Bischöfe und Reichsfürsten von 
Eichstädt II S. 626 f., 650 £.), ebenso in Salzburg 1745, 1747, 1753 und 
1772 (Zauner, Chronik von Salzburg X S. 642 ff., 684 ff. XI SeS ft. 
J. v. Koch-Sternfeld, 8. 41). 
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eine Anzahl Kapitulare durch Revers auf einen bestimmten 
Kandidaten verpflichtet. So einigten sich 1568 zwölf Hildes- 
heimer Domherren mit Bischof Burkard auf den jungen Her- 
zog Ernst von Bayern als künftigen Bischof, die Wahl fand 
erst 1573 statt !); in Bamberg erklärten am 19. Oktober 1693 
zwölf von den zwanzig Kapitularen mit Namensunterschrift, dass 
sie Lothar Franz von Schoenborn zum Bischof wählen wollten, 
seine Wahl erfolgte auch am 16. November ?); die gleiche 
Verpflichtung gingen 1728 zwölf Osnabrücker Domherren für 
Clemens August von Bayern vor dessen Wahl ein’). Der- 
artige Vorgänge scheinen überhaupt nichts Aussergewöhnliches 
gewesen zu sein. Kirchenrechtlich waren sie nicht ausdrück- 
lich verboten, legten aber immerhin den Gedanken an simoni- 
stische Umtriebe nahe. In Trier waren z. B. durch recht an- 
‘echtbare Mittel die Stimmen der meisten Domherren für 
ÜÖlemens Wenzel „dahin vinculiert, dass sie sich sowohl ın 
causam mortis als coadjutoriae festzubleiben anheischig ge- 
macht“; die Wahl konnte daher am 10. Februar 1768 „per 
viam Spiritus Sancti seu quasi inspirationis“ erfolgen '),. In 
Münster bestand ein Statut, der sog. Unionsbrief vom 12. Dezen:- 
ber 1641, das die eidliche Verpflichtung der Kapitulare zum 
Ausdruck brachte, keine geheimen Abmachungen für eine 
Neuwahl zu treffen, sondern alle Beschlüsse dem Gesamtkapitel 
zu überlassen. Als nun am Abend vor der nächsten Neuwahl, 
am 13. November 1650, die Kapitelsmehrheit in einer mehr 
oder weniger unverbindlichen Vorbesprechung sich über die 
Person des künftigen Bischofs, Christoph Bernhards von Galen, 
klar wurde, benutzte der ehrgeizige Dekan Mallinckrodt, der 
seine eigenen Aussichten geschwunden sah, diese angebliche 
Verletzung des Unionsbriefes zu einer Anfechtung der Wahl, 


') Lossen, Köln. Krieg I S. 133, 142. 

”) Wild, Lothar Franz von Schoenborn 8. 7. 

) Sommer, Die Wahl des Herzogs Clemens August, $. 76. 
‘) Schroeder, Hist. Jahrb. d. Görresges. XXX 1909 8. 285 f. 
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freilich vergeblich '). Aehnlich blieb die Appellation der 
sächsischen Partei gegen die Wahl des Grafen d’ Oultremont 
1763 in Lüttich erfolglos, die sich auf die unbewiesene Be- 
hauptung eingegangener bündiger Verpflichtungen der Gegen- 
partei stützte ?). 

Dass die Durchführung einer Wahl mitunter sehr hohe 
Anforderungen an die Finanzen des Bewerbers und seines 
Hauses stellte, ist aus zahlreichen Beispielen bekannt. Bei der 
Wahl Johann Philipps von Schoenborn 1647 in Mainz gab der 
französische Vertreter Vautorte 43500 Lire an Bestechungs- 
geldern aus von den ihm zu diesem Zweck zur Verfügung 
gestellten 100000 Lire®). Den bayrischen Hof kostete die 
Wahl des Prinzen Philipp Moritz in Paderborn und Münster 
1719 angeblich 500000 Al. '). Vielfach hört man geradezu 
von den Geldgeschenken, die den einzelnen Kapitularen ge- 
macht wurden, um ihre Stimmen zu sichern. Aus dem Jahre 1763 
ist aus Hildesheim eine eigenhändige Aufzeichnung des Bischofs 
Friedrich Wilhelm von Westphalen erhalten über die neunzehn 
„capitulares, so in der Hildesheimischen Bischofswahl vor 
mich gewest sind oder doch wenigstens in scrutinio accedieret 
haben“, nebst den Summen, welche die einzelnen erhielten, und 
den Pfründen, zu denen sie befördert wurden°’). Für die Wahl 


!) Heers, Die Wahl Christoph Bernhards von Galen S. 7, 19, 
42.f., 65 fl. 

2) Joseph Daris, Histoire du diocese et de la principaute de 
Liege (1724—1852) I Liege 1868 p. 207 s. 

3) Georg Mentz, Johann Philipp von Schoenborn, Kurfürst von 
Mainz, Bischof von Würzburg und Worms, 2 Bde. Jena 1896 u. 1899, 
18.48. Vgl. auch Karl Wild, Johann Philipp von Schönborn, gen. 
der deutsche Salomo, Heidelberg 1896 S. 101 ff. 

*, Karl Theodor von Heigel, Die Wahl des Prinzen Philipp- 
Moritz von Bayern zum Bischof von Paderborn und Münster, Sitz.-Ber. 
d. Münchner Akad. d. Wiss. 1899 II S. 380. — Auch über den Geld- 
aufwand beider Parteien bei der Kölner Wahl von 1688 sind wir unter- 
richtet, Böhmländer, Oberbayr. Archiv LVI, S. 197, 206 f., 214, 237, 
239 f. 

5) ©. L. Grotefend, Die Bestechung des Hildesheimischen Dom- 
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des Erzherzogs Maximilian Franz im Jahre 1780 in Münster 
erhielten die österreichisch gesinnten Kapitulare je 8000 Taler, 
die Prälaten 10000, der Domdechant 12000 ausser den Ge- 
schenken !). Auch gelegentlich der Wahl Clemens Wenzels 
1768 in Trier gab es ein widerliches Feilschen mit einzelnen 
Domherren um Geld, Kostbarkeiten und Pfründen ?). Von 
derlei simonistischem Gebaren hat man jedoch in jener Zeit 
selbst in gut katholischen Kreisen wenig Aufhebens gemacht. 


5. Gelegentlich kam es geradezu zu einer Vorwahl, 
einem Kapitelsbeschluss, eine bestimmte Person zu wählen. 
Ein frühes Beispiel ist die Wiederwahl Hugos von Hohen- 
landenberg in Konstanz, die in einer Vorberatung am 
27. Juni 1531, ın feierlicher Form dann am 28. Juni statt- 
fand ?). Häufiger werden diese Fälle erst im 18. Jahrhundert ?). 
In einer formlosen Vorwahl einigte sich 1724 das Würzburger 
Kapitel auf seinen Dechanten Christoph Franz von Hutten, um 
so dem mit der Ankunft des kaiserlichen Wahlkommissars zu 
erwartenden Druck des Wiener Hofes zu entgehen °). 


kapitels bei der Wahl des Bischofs Friedrich Wilhelm von Westphalen 
im Jahre 1763, Arch. d. hist. Ver. f. Nd.Sachsen 1873 S. 194 ff., vgl. 
dazu Bertram, Bischöfe von Hildesheim S. 242. 

!) Erhard, Ledeburs Archiv XV 1834 S. 43. 

?) F. Schroeder, Hist. Jahrb. d. Görresges. XXX 1909 S. 24 ff., 
274 ff., bes. 280 ff. Andere Beispiele: Die Wahlen des Gebhard Truchsess 
und des Herzogs Ernst in Köln (1577 u. 1583), Lossen, Köln. Krieg I 
S. 570 ff., II S. 281; F. Schroeder, Eine kanonische Wahl im Zeit- 
alter des Josephinismus, Hist. Jahrb. d. Görresges. XXVII 1906 S. 551 f., 
729 ff. (Wahl der sächsischen Prinzessin Kunigunde 1775 zur Aebtissin 
des hochadligen Reichsstifts Essen). 

®) Willburger 8. 168 f. 

*) Moser berichtet Bd. XI S. 79 über zwei „vorläufige Wahlen“: 
Emmerich Joseph 'von Breidenbach, Mainz 1763, und Hieronymus Graf 
Colloredo, Salzburg 1772; im letzteren Fall kann man von einer Vorwahl 
kaum sprechen, Colloredo gewann extra capitulum nach unentschiedenen 
Skrutinien die Majorität, J. von Koch-Sternfeld S. 43. 

°) Siehe unten $. 154 ff. 
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In Lüttich einigte sich 1724 das Kapitel dahin, dass der 
Propst drei Kandidaten präsentieren, der Dechant einen aus- 
wählen solle, da keine Aussicht bestand, einen der beiden 
Dignitare durchzubringen. Das geschah auch gelegentlich 
einer Vorberatung. Die Designation fiel auf Georg Ludwig 
von Berghen, der dann am 7. Februar wirklich gewählt wurde !), 

Die förmlichen Wahlen Karls von Dalberg 1787 zum 
Koadjutor Friedrich Karls von Erthal in Mainz und Worms 
erfolgten erst, nachdem Dalberg in beiden Kapiteln in einer 
Vorwahl zum Koadjutor „designiert“ worden war?). Es mag 
wohl sein, dass bei weiterem Fortbestand der alten Reichs- 
verfassung und der nur noch durch diese Stütze gehaltenen geist- 
lichen Staaten sich ein ähnliches Designationsverfahren vor der 
formellen Wahl namentlich in den Bistümern von politischer 
Bedeutung als Regel herausgebildet hätte. Die Spiritualisie- 
rung der katholischen Kirche in Deutschland, die mit dem Reichs- 
deputationshauptschluss begann, lenkte die Wahl wieder zurück 
in kanonische Bahnen. 


!) DarisIp.54. Foullon (III p. 497 s.) und Bouille (III p. 567) 
berichten nichts von diesen Vorgängen. 

?2) Karl Frhr. von Beaulieu-Marconnay, Karl von Dalberg 
und seine Zeit, 2 Bde., Weimar 1879, IS. 63 ff, 95 f., 101 f., 106. Zu: 
nächst hatte eine vorläufige Abstimmung das Ergebnis: 10 Stimmen für 
Fechenbach, den österreichischen, 10 für Dienheim, den kurfürstlichen, 
4 für Dalberg, den Kandidaten des Fürstenbundes. Darauf trat der Kur- 
fürst mit seiner Partei zu Dalberg über, in einer Kapitelssitzung am 
1. April 1787 erfolgte die Designation. Vgl. unten 8. 142f. Auch die 
Wahlen der vorhergehenden Mainzer Kurfürsten, des Emmerich Joseph 
von Breidenbach 1763 und des Friedrich Karl von Erthal 1774, waren 
rein formell, ihr Resultat schon vorher Öffentlich bekannt, Werner, 
Der Dom von Mainz III S. 179 £., 231. 


Viertes Kapitel. 


Die kaiserlichen Rechte, insbesondere der 
Wahlkommissar und die Exklusive. 


Die Praxis. 
I. Der Wahlkommissar. 


1. Zustand im 16. und 17. Jahrhundert. Zu den 
meisten Wahlen geistlicher Reichsfürsten von politischer Be- 
deutung, insbesondere zu solchen in den Kurfürstentümern, 
entsandte der Kaiser im 16. Jahrhundert eine gewöhnlich aus 
zwei oder drei Mitgliedern oft Angehörigen des Reichshofrates, 
bestehende Gesandtschaft. Diese musste vor allem bei den 
Vorbereitungen zur Wahl im Sinne der kaiserlichen Politik 
tätig sein, indem sie kaiserliche Empfehlungsschreiben über- 
brachte oder sich ihres Auftrages mündlich vor dem Kapitel 
entledigte, die einzelnen Kapitulare für den Kandidaten des 
Wiener Hofes zu gewinnen und dem Kaiser feindliche Ein- 
flüsse innerhalb wie ausserhalb des Kapitels zu beseitigen oder 
unwirksam zu machen suchte. Damit ist aber auch die Auf- 
gabe der kaiserlichen Gesandten umgrenzt; bei der Wahl 
selbst, ebenso unmittelbar vor- wie nachher, stehen ihnen keine, 
namentlich keine rechtlichen Befugnisse irgendwelcher Art zu. 
Ihre Tätigkeit unterscheidet sich im Grunde genommen in 
nichts von derjenigen der zahlreichen Gesandten deutscher 
Reichsstände, oft auch ausserdeutscher Fürsten, welche sich 
der politischen Bedeutung der Wahl für ihre Auftraggeber 
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entsprechend, einfanden. In zahlreichen anderen Wahlfällen, 
nicht nur in den kleineren, das Reichsinteresse weniger berüh- 
venden Bistümern, hielten es die Kaiser nicht für notwendig, 
sich durch eine Gesandtschaft vertreten zu lassen. 


a) So finden sich bei den Wahlen der Mainzer Erzbischöfe, 
der Kurerzkanzler des Reiches, regelmässig im 16. Jahrhundert 
kaiserliche Gesandtschaftenein. Bei der Wahl Albrechts 
von Brandenburg im Jahre 1514 waren zwei kaiserliche Kom- 
missare im Verein mit einer bayrischen Gesandtschaft für 
Herzog Ernst von Bayern tätig und machten dem Kapitel 
tormelle Angebote bezüglich kostenloser Erlangung der nötigen 
päpstlichen Dispense, der Konfirmation und des Pallıums, 
während Kurfürst Ludwig von der Pfalz persönlich für seinen 
Bruder warb und eine brandenburgische Gesandtschaft die 
Sache Albrechts vertrat). Der kaiserliche Gesandte, Graf 
Haag, ging sogar so weit, dem Kapitel zu erklären, Albrecht 
sei dem Kaiser nicht genehm, da der Kaiser nicht zwei Brüder 
im Kurkolleg wünsche, das Kapitel solle ihn daher nicht 
wählen, worauf eine ablehnende Antwort unter Hinweis auf 
die dem Kapitel zustehende Wahlfreiheit erfolgte ?). Zur Wahl 
Sebastians von Heussenstamm im Jahre 1545 erschienen als Ver- 
treter des Kaisers der Reichsvizekanzler selbst und als Vertreter 
des römischen Königs Ferdinand dessen Kanzler Jacobus Jonas 
und nahmen an der kirchlichen Feierlichkeit teil?). Auch 


!) May, Albrecht II. von Mainz und Magdeburg 18.25 ff. Aloys 
Schulte, Die Fugger in Rom I S. 97 ff, bes. S. 101. Koser, Ge- 
schichte der Brandenb.-preuss. Politik I S. 198 f. Vgl. auch Joannis, 
Res Moguntinae Ip. 823. Werner, Der Mainzer Dom II S. 340. Hennes, 
Albrecht von Brandenburg, S.4. Fritz Mehl, Die Mainzer Erzbischofs- 
wahl vom Jahre 1514 und der Streit um Erfurt in ihren gegenseitigen 
Beziehungen, Bonner phil. Diss. 1905. Eine Hallenser phil. Doktorarbeit 
von Kurt Runge über die Wahlen Albrechts in Magdeburg und Mainz 
ist, wie mir Herr Professor Werminghoff mitteilt, in Arbeit. 

2) May S. 25. 

®) Joannis I p. 847. Werner II S. 282. 
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bei den Wahlen Johann Adams von Bicken 1601), Johann 
Schweikhards von Kronberg 1604?) und Georg Friedrichs von 
Greiffenklau 1626 °) sind die Namen der Wahlgesandten des 
Kaisers überliefert. Die Wahl Johann Philipps von Schoen- 
born im Jahre 1647 geschah dagegen ohne den kaiser- 
lichen Gesandten Grafen Loewenstein, da zwar nicht die Stadt 
Mainz selbst, die zu diesem Zwecke dem Kapitel freigegeben 
wurde, wohl aber die Zitadelle von den Franzosen besetzt war ‘). 
Graf Loewenstein und die kaiserlichen Vertrauensleute Brömser 
und Schenkherr vertraten vielmehr die Interessen des Wiener 
Hofes von Frankfurt aus und meist schriftlich, anscheinend 
ohne dass man etwa den Versuch machte, freies Geleite 
für sie auszuwirken, wie dies für den päpstlichen Nuntius ge- 
schehen war. 

Auch bei den in der Geschichte der Gegenreformation so 
bedeutsamen Kölner Wahlen der zweiten Hälfte des 16. Jahr- 
hunderts waren regelmässig kaiserliche Kommissare tätig. So 
vermittelten Philipp Frhr. zu Winneburg und Beilstein, Graf 
Hermann von Neuenar und Dr. Johann Hegenmüller im Auf- 
trag des Kaisers bei der Resignation Friedrichs von Wied im 
Jahre 1567 zwischen Erzbischof und Kapitel und ermahnten 
darauf ihrer Instruktion gemäss das Kapitel zur Wahl eines 
unzweifelhaft katholischen Erzbischofs und wohl geeigneten 
Kurfürsten aus seinem Schosse; falls das Kapitel jedoch zu 
postulieren genötigt sei, empfahl der Kaiser Kardinal Otto Truch- 
sess von Augsburg, den Begünstigten der Kurie. Die weitere 
offizielle Tätigkeit der Gesandten bestand in der gelegentlichen 


') Joannis I p. 900. Werner II S. 447. 

?) Joannis Ip. 905. Werner II S. 461. 

®) Joannis I p. 935. 

*) Loewe, Frankreich, Oesterreich und die Wahl des Erzbischofs 
Johann Philipp von Mainz im Jahre 1647, Westdeutsche Z. XVI S. 172 ff., 
bes. S. 182, 186 f. Vgl. auch Joannis I p. 961. Werner III S. 2. 
Wild, Johann Philipp von Schoenborn, $. 101 ff. Mentz, Johann 
Philipp von Schoenborn I 8. 46 ff. 
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Ueberreichung kaiserlicher oder päpstlicher Schreiben zugunsten 
des Kardinals, neben der unter der Hand eine nicht amtliche 
Tätigkeit nach den geheimen Weisungen des Kaisers gegangen 
sein mag !). Ausserdem hatten sich zahlreiche andere Beauf- 
tragte eingefunden, so von seiten des Kardinals selbst und des 
Erzherzogs Ferdinand von Tirol. Auch bei dem Rücktritt 
Salentins von Isenburg im Jahre 1578, ebenso bei den Vor- 
bereitungen der Wahl, die schliesslich auf Gebhard Truchsess 
fiel, erschienen neben Gesandtschaften von Spanien, von Bayern, 
Braunschweig, Jülich, Kurmainz und Kurtrier, die alle vom 
Kapitel empfangen wurden und ihre Wünsche vorbrachten, 
besonders abgeordnete kaiserliche Kommissare, die unter Zu- 
sicherung vollkommen freier Wahl die kaiserlichen Empfehlungen 
für Herzog Ernst von Bayern ausrichteten. Die Antwort des 
Kapitels lautete an alle Gesandten gleich: Man gedenke in 
freier Wahl so zu wählen, dass es zu Gottes Ehre, zum ge- 
meinen Besten und zum Wohlgefallen von Papst und Kaiser 
gereichen werde ?). Obwohl die nächste der Absetzung des 
Gebhard Truchsess folgende Wahl (1583), aus der Herzog Ernst 
von Bayern hervorging, von höchster politischer Bedeutung 
war, traten die kaiserlichen Gesandten Dr. Gail, Hofrat Kurz 
und Freiherr von Breiner in den Verhandlungen über die 
Neubesetzung des Kölner Stuhls in den Hintergrund; am Wahl- 
tag, dem 23. Mai, war überhaupt nur noch Dr. Gail in Köln 
anwesend ?). Bei der Koadjutorwahl Herzog Ferdinands von 
Bayern im Jahre 1595 scheint ein Vertreter des Kaisers über- 
haupt nicht beteiligt gewesen zu sein, auch nicht bei den 
langwierigen Vorverhandlungen über dieselbe *). 

In Bamberg finden wir z. B. bei den Wahlen von 1561 
bis 1609 keinen kaiserlichen Gesandten. Im Jahre 1561 begnügte 


!) Lossen, Der Kölnische Krieg I S. 9 ff., 20 ff. 

2) Lossen, Der Kölnische Krieg I $. 538 ff., 544 ff., 568 f. 

3) Lossen, Der Kölnische Krieg II S. 267 ff., 292. 

#) Stieve, Briefe und Acten IV 8. 350 ff. Unkel, Die Coadjutorie 
des Herzogs Ferdinand, Histor. Jahrb. d. Görresges. VIII S. 245 ff, 583 ff. 
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man sich mit einer Anzeige des Wahlergebnisses an den Kaiser '), 
für die Wahl von 1609 hatte Kaiser Rudolf bei seiner Kondo- 
lation schriftliche Ermahnungen an das Kapitel bezüglich der 
Neuwahl gerichtet, freie Wahl zugesichert und einen Wahl- 
gesandten in Aussicht gestellt, dann jedoch, zu spät für den 
wahltermin, den Fürstbischof Julius Echter von Würzburg 
dazu ernannt, so dass man sich auch hier mit einer Wahl- 
anzeige begnügte ?). Bei der nächsten Wahl im Jahre 1623 
fand sich ein kaiserlicher Wahlbotschafter ein, der auch für 
die gleichzeitige Würzburger Neuwahl bestimmt war und beide 
Kapitel ermahnte, mit Rücksicht auf die Kriegsgefahr in beiden 
Bistümern denselben Bischof zu wählen). Dann hören wir 
bis 1683 bei Looshorn, der sonst alle Einzelheiten getreulich 
wiedergibt, nichts mehr von kaiserlichen Wahlgesandten *). 
Bei den im 16. Jahrhundert völlig unter kaiserlichem Ein- 
fluss stehenden Lütticher Koadjutorwahlen von 1522, 1541, 
1549 und 1563°) wird nur gelegentlich der Wahl des Jahres 
1549 eine Gesandtschaft erwähnt, die den kaiserlichen Willen 
durchsetzen musste. Nach langem Sträuben gegen die Wahl 
eines Koadjutors gab das Kapitel nach und machte dem Kaiser 
einen Fünfervorschlag, aus dem dieser Robert von Berghen 
auswählte ©). Zur Wahl Ernsts von Bayern im Jahre 1581 


1) Wilhelm Hotzelt, Veit II. von Würtzburg, Fürstbischof von 
Bamberg 1561—1577, Freiburg i. Br. 1919, Studien u. Darstell. a. d. Ge- 
biet d. Geschichte, i. A. d. Görresges. herausg. von Hermann von 
Grauert, IX 3.u. 4. Heft S. 19. Vgl. Looshorn, Gesch. d. Bistums 
Bamberg V S. 44 ff. (1561), 108 ff. (1578), 130 (1580), 148 f. (1583), 
218 f. (1593), 281 f. (1599). 

?) Weber, Johann Gottfried von Aschhausen 8. 7 f. Vgl. Loos- 
horn V23.807. 

3) Looshorn VIS.7 f. 

*) Looshorn VIS. 299 ff. (1633), S. 367 f. (1642), S. 423 ff. (1653), 
S. 460 ff. (1672), 8. 530 ff. (1683). 

°) Vgl. Lossen, Köln. Krieg IS.711f. R.Schwarz, Personal- 
und Amtsdaten S. 34—38, daselbst die weitere Literatur. 

°%) Chapeauville, Gesta Pontificum Leodiensium, III p. 362. 
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erschienen zwar jülichsche und spanische, nicht dagegen kaiser- 
liche Gesandte !). 

Wohl aber vertraten im 16. und 17. Jahrhundert bei den 
Neubesetzungen des Salzburger Stuhles, die freilich das öster- 
reichische Interesse stets unmittelbar berührten, eigene Wahl- 
botschafter die Wünsche des Wiener Hofes, meist unter Ueber- 
reichung von offiziellen Empfehlungsschreiben an das Kapitel 
für bestimmte Kandidaten; in wesentlich den gleichen Formen 
machte sich jedoch auch der bayrische Einfluss bei den Wahlen 
im Erzstift geltend ?). Bayerische Wahlgesandte finden sich 
ferner in Würzburg im Jahre 1573 bei der Wahl des Julius 
Echter von Mespelbrunn ?) und 1590 in Eichstätt *). Im Jahre 
1565 veranlasste eine bayrische Gesandtschaft den Freisinger 
Bischof Moriz von Sandizell zum Verzicht zugunsten des jungen 
Herzogs Ernst von Bayern und das Kapitel zur Zustimmung °). 
Kommissare der Tiroler Landesregierung begegnen regel- 


Daris, Histoire du diocese et de la principaute de Liege IV p. 153 s. 
R. Schwarz 8. 36. 

) Lossen, Köln. Krieg IS. 733 fi. 

2, Widmann, Geschichte Salzburgs II S. 358 (1512), III 8. 83 £. 
(1554), 8. 151 (1587). Mayr-Deisinger, Wolf Dietrich von Raittenau 
S.ıf. Martin, Wolf Dietrichs letzte Lebensjahre, Mitt. d. Ges. f. 
Salzburger Ldskde. L 1910 S. 157 ff., 182: Die bayrischen und öster- 
reichischen Gesandten erschienen 1612 erst nach der Wahl zur Gratu- 
lation. Zauner, Chronik von Salzburg VIII S. 1 ff. (1612), S. 105 ff. 
(1619), S. 301 £. (1668). 

3) Johann Nepomuk Buchinger, Julius Echter von Mespel- 
brunn, Bischof von Würzburg 1573—1617, Würzburg 1843 8. 34f. Der 
bayrische Gesandte wurde als offizielle Persönlichkeit feierlich eingeholt und 
verlas seine Wahlbotschaft vor versammeltem Kapitel auf dem Kapitelhaus, 
ohne jedoch einen bayrischen Prinzen direkt zu empfehlen, wie man er- 
wartet hatte. Vgl. ferner Vitus Brander, Julius Echter von Mespel- 
brunn, Fürstbischof von Würzburg, sein Leben und Wirken usw., Würz- 
burg 1917 8.41 ff. August Amrhein, in der Festschr. 1917, herausg. 
v. Hessdörfer 8. 27 ff. 

4) Sax, Hochstift und Stadt Eichstädt 8. 222 f. Derselbe, Die 
Bischöfe und Reichsfürsten von Eichstädt II S. 472 f. 

5) Lossen, Köln. Krieg I S. 78. 
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mässig bei den Wahlen im Hochstift Brixen ein !), — ohne 
dass in all diesen Fällen kaiserlicher Botschafter Erwähnung 
geschieht. 

b) Bei zahlreichen Wahlen, namentlich in den niederdeut- 
schen Bistümern, deren Ausgang im Zeitraum der konfessionellen 
Gegensätze und Kämpfe für die eine oder andere Religions- 
partei oft von grösster Tragweite sein konnte, fehlen nach- 
weisbar kaiserliche Wahlgesandte. Soweit sich da 
kaiserlicher Einfluss geltend machen konnte, arbeitete er ledig- 
lich mit den Mitteln der grossen Politik, im Einvernehmen mit 
der Kurie und den katholischen Fürstenhäusern. Eine unmittel- 
bare Einwirkung auf die Kapitel fand dann höchstens schrift- 
lich statt. Als weitere Beispiele seien genannt: Die Wahl des 
Herzogs Ernst von Bayern in Hildesheim im Jahre 1573, die 
das Stift vor der Protestantisierung rettete und das bayrische 
Fürstenhaus, dessen Werk zum grössten Teil die Erhaltung 
und Wiederherstellung des Katholizismus im westlichen Nieder- 
deutschland ist, zuerst im Norden festen Fuss fassen liess ?); 
ferner die Strassburger Doppelwahl vom Jahre 1592, als der 
in Strassburg verbliebene protestantische Teil des Kapitels, 
die sog. „Bruderhöfischen“, Markgraf Johann Georg von Bran- 
denburg, der katholische Teil in Zabern Herzog Karl von 
Lothringen wählte); die Osnabrücker Wahlen von 1623 
und 1625, aus denen Eitel Friedrich von Hohenzollern und 
Franz Wilhelm von Wartenberg, der unermüdliche Verfechter 
katholischer Interessen im Dreissigjährigen Krieg und bei den 
Friedensschlüssen von Münster und Osnabrück, hervorgingen *); 


') Sinnacher, Beyträge zur Geschichte der bischöflichen Kirche 
Säben und Brixen in Tyrol VII S. 245 ff. (1525), 331 ff. (1539), 388 ff. (1542), 
625 ff. (1580). 

?) Lossen, Köln. Krieg I S. 141f. 

®) Stieve, Briefe und Acten IVS.53 ff. Vgl. auch Grandidier, 
Histoire de l’6glise et des &vöques de Strassbourg, Oeuvres hist. ined. 
IV p. 434 ss. 

*) Stüve, Geschichte des Hochstifts Osnabrück 1624—1647, Mitt. 
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und schliesslich die meist nicht minder bedeutsamen Münsterer 
Wahlen von 1566, 1574, 1577, 1585 und 1611). 

Erst als 1650 in Münster nach dem Tode Kurfürst Ferdi- 
nands von Köln zur Neuwahl geschritten werden musste, ernannte 
der Kaiser den Grafen von Nassau, der sich übrigens selbst 
eine Zeit lang Hoffnung auf den Münsterer Stuhl gemacht 
hatte, zu seinem Wahlbevollmächtigten, um für den kaiserlichen 
Kandidaten, Erzherzog Leopold Wilhelm, Bischof von Passau 
und Strassburg, zu arbeiten ?). Sein Auftrag ging dahin, vor 
allem dafür zu sorgen, dass keine persona ingrata gewählt 
werde, sich bei einer Wahl ex gremio neutral zu verhalten, 
bei einer Postulation für Leopold Wilhelm einzutreten und 
das Interesse des Kaisers an Münster sowie die gefährdete 
Lage des Stiftes zu betonen. Der Graf teilte darauf seine Mis- 
sion und Beglaubigung dem Kapitel schriftlich mit, das auch 
vom Kaiser selbst benachrichtigt worden war, mit der Bitte, 
ihn als Kommissar bereitwillig anzuhören. Am 6. November 1650 
— als Wahltag war der 14. November angesetzt — traf der Ge- 
sandte in Münster ein und übermittelte seine Originalbeglau- 
bigung an das Kapitel, das ihn am 9. November feierlich ak- 
holte, am Dom empfing und im Kapitelsaal seinen Vortrag 


d. V. f. Gesch. u. Ldskde. von Osnabrück XIIS.1ff., 19,54 ff. Runge, 
Die Wahl Eitel Friedrichs von Hohenzollern, ebenda XXIV 8. 156 ft. 
Meurer, Franz Wilhelm, Bischof von Osnabrück, ebenda X S. 245 ff. 
Goldschmidt, Lebensgeschichte des Kardinalpriesters Franz Wilhelm 
Grafen von Wartenberg S. 14. Beide Wahlen fanden unter der Ein- 
wirkung des Krieges statt. 

) Keller, Die Gegenreformation in Westfalen und am Nieder- 
rhein I 8.279, 362 ff.: Wahl Johanns von Hoya 1566; 8. 41 ff., 56 f., 
164 ff., 385 ff.: Postulation Johann Wilhelms von Kleve; S. 295 ff., 456 ff.: 
gescheiterte Wahl 1577; 8. 341 f., 526 f.: Wahl Ernsts von Bayern 1585; 
III S. 270 ££., 370 ff.: Koadjutorwahl Ferdinands von Bayern 1611. Lossen, 
Köln. Krieg I S. 224 ff., 232 ff., 438 ff.; II S.595 fl. Wilhelm Eber- 
hard Schwarz, Die Anfänge des Münsterischen Bischofs Johann von 
Hoya, 1566—1568, Z. f. vaterl. Gesch. u. Altkde. (Westf.) LXI 1911, 
S. 14 ff. 

?) Heers, Die Wahl Christoph Bernhards von Galen 8. 13 fi. 
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entgegennahm, durch welchen der Graf ım kaiserlichen Auf- 
trag den Erzherzog zur Wahl empfahl. Das Kapitel sicherte 
in seiner Antwort wohlwollende Erwägung und gewissen- 
hafte Wahl zu, war jedoch von vornherein entschlossen, ex 
gremio zu wählen, denn „die potentia des Hauses Oester- 
reich konnte ebenso schädlich sein als Bayern‘. 

Hier begegnet der kaiserliche Wahlkommissar in nahezu 
denselben Formen wie später im 18. Jahrhundert, nur fehlt 
die einstweilige Uebergabe der Temporalien im Dom nach dem 
Te Deum, die später Regel war; aber auch die feierliche Ein- 
holung des Gesandten nach der Wahl zum Dankgottesdienst und 
zur Gratulation wird nicht erwähnt). Dass die Anwesenheit eines 
Vertreters des Kaisers damals noch nicht als rechtsnotwendig 
empfunden wurde, geht daraus hervor, dass bei der Wahl 
Ferdinands von Fürstenberg zum Koadjutor Christoph Bern- 
hards von Galen im Jahre 1667 ?), soviel man sieht, kein Wahl- 
gesandter vorhanden war. Erst von 1706 ab wird in Münster, 
wie in allen anderen Hochstiftern, zu jeder Wahl ein kaiser- 
licher Kommissar ernannt. Noch im Jahre 1725 wundert 
sich das Eichstätter Domkapitel, als der kaiserliche Hof einen 
Wahlkommissar dorthin entsendet; seines Wissens sei dies 
etwas Ungewöhnliches und geschehe jetzt zum ersten Male; 
freilich muss das kapitelische Gedächtnis etwas kurz gewesen 
sein, denn schon bei den Wahlen der Jahre 1697 und 1705 
waren kaiserliche Wahlgesandte anwesend ’°). 

BT en, Decas de vita et rebus gestis Christophori Bernardi 
I p. 55. Vielmehr erhielt Christoph Bernhard erst am 2. Februar 1561 
ein Lehnsindult auf 6 Monate. 

®) Ab Alpen II p. 11-54. Tücking, Geschichte des Stiftes 
Münster unter Christoph Bernhard von Galen 8. 150 ff. Vgl. auch die zeit- 
genössischen Druckschriften: Vera et brevis relatio electionis Coadjutoris 
Monasteriensis hoc 1667 anno die 19. Julii ibidem celebrata, iussu Christ. 
Bernardi publ. typis divulgata, Monast. Raesfeld 1667, und Fürst]. Münste- 
rischer warhaffter Gegenbericht auff die Chur-Cöllnische speciem facti die 
Münsterische Coadjutor-Wahl betreffend. Gedruckt i. J. 1667 am 17. Sept, 


°) Merkwürdige Reichshofrathsgutachten, I. Theil, Frank- 
furt a. M. 1792, S. 142. 
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c) Ergebnis. Die angeführten Beispiele werden den 
Beweis genügend erbringen, dass im 16. und 17. Jahrhundert 
von einer rechtlichen Mitwirkung des Kaisers bei den Wahlen 
in den deutschen Reichsbistümern nicht die Rede sein darf. 
Die Beteiligung des Kaisers an den Vorverhandlungen und 
den Wahlen selbst, sofern überhaupt von einer solchen ge- 
sprochen werden kann, blieb durchaus auf dem politischen 
und diplomatischen Gebiet und unterschied sich in nichts von 
derjenigen der deutschen Reichsstände und auswärtiger inter- 
essierter Höfe. Gesandtschaften, schriftliche und mündliche 
Vorstellungen, gelegentlich wohl auch von klingender Münze, 
wirtschaftlichen Vorteilen oder Auszeichnungen unterstützt, 
das sind die Mittel, mit denen der Kaiser wie jeder andere 
Hof die Kapitel bearbeitet, wozu dann freilich als wirksamstes 
der Weg über Rom kommt. Insbesondere können die häufig 
erwähnten Wahlgesandtschaften bis in die zweite Hälfte des 
17. Jahrhunderts hinein noch nicht als rechtliches Institut be- 
trachtet werden. Rechtliche Funktionen stehen ihnen nicht 
zu; ihre Gegenwart ist durchaus unwesentlich für die Vornahme 
der Wahl; für den Wahltag wird ihrer in den Berichten über- 
haupt kaum gedacht. Der Dreissigjährige Krieg mochte ihre 
Entsendung oft von vornherein unmöglich machen. Am regel- 
mässigsten finden wir sie in den das kaiserliche Hausinteresse 
am nächsten berührenden Bistümern, oft neben bayrischen 
Wahlkommissaren, und in den Erzbistümern Mainz und Köln. 
Vollends ein Exklusivrecht hat der Kaiser niemals beansprucht. 
Als man z. B. in Mainz im Jahre 1514 seinem ausdrücklichen 
Wunsche, den Brandenburger nicht zu wählen, keine Folge 
leistet, geschieht kaiserlicherseits nichts weiter. Auch in den 
zahlreichen Fällen, in denen der Kaiser im 16. und 17. Jahr- 
hundert den protestantischen postulierten Bistumsadministra- 
toren die Regalien, ja sogar Lehnsindulte, wegen mangelnder 
päpstlicher Konfirmation verweigerte, hat der Kaiser, soviel 
man sieht, niemals durch Erklärung gegenüber dem Kapitel 
bestimmte protestantische Kandidaten von der Wahl auszu- 
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schliessen versucht, etwa mit dem Hinweis, dass er ihnen die 
Belehnung versagen würde‘). Es kann lediglich von sog. 
Stimmenexklusive die Rede sein, indem der Kaiser ebenso wie 
die sonst bei den Wahlen interessierten Höfe, falls ihre eigenen 
Kandidaten zu geringe Aussichten hatten, durch Gewinnung der 
erforderlichen Stimmenzahl die absolute Majorität, bei Postu- 
lationen die Zweidrittelmajorität für den missliebigen -Kandıi- 
daten zu verhindern trachteten ?). Diese Tatsachen der Praxis 
stehen durchaus damit im Einklang, dass wir kaiserliche Rechte 
bei der Besetzung der deutschen Reichsbistümer in der Literatur 
des 17. Jahrhunderts nirgends erwähnt finden ?). 


2. Der Wahlkommissar des 18. Jahrhunderts. 
Die geschilderten Verhältnisse änderten sich noch in der zweiten 
Hälfte des 17. Jahrhunderts in mehrfacher Hinsicht. Seit dem 
Ende des 17. Jahrhunderts finden wir im Gegensatz zu früher 
bei jeder Bischofs- und Koadjutorwahl, auch in den kleineren 
norddeutschen Bistümern, einen einzigen kaiserlichen Wahl- 
gesandten oder Wahlkommissar, nicht mehr mehrere, er- 
wähnt, der als amtliche Persönlichkeit an den Vorbereitungen 
zur Wahl und an deren Abschluss, nicht aber am Wahlakt 
selbst, teilnimmt). Mit gewissem amtlichem Charakter aus- 


!) Lossen, Köln. Krieg I S. 694 f.,, 125 f., 3381 "Ritter 
Deutsche Geschichte I 8. 310 f., 580, 585, 620—622, II S. 420. 

2) So ging z.B. bei der Wahl Johann Philipps von Schoenborn 1647 
in Mainz, da der streng kaiserlich gesinnte Graf Kratz unter dem fran- 
zösischen Druck, der auf Kapitel und Stadt lastete, auf die Wahl nicht 
hoffen konnte, des Kaisers Streben mit Erfolg dahin, wenigstens die 
Wahl des französischen Parteigängers Philipp Ludwig von Reiffenberg 
zu verhindern, dessen! Aussichten übrigens bei der Zusammensetzung des 
Kapitels von vornherein gering waren. Deshalb trat der Kaiser für Jo- 
hann Philipp ein. Vgl. Loewe, Westd. Z. XVI S. 172 ff. Weiter 
können hierher die Fälle gerechnet werden, in denen katholische Fürsten- 
häuser, insbesondere Oesterreich, Bayern und Jülich, bestrebt sein mussten, 
unter allen Umständen protestantische Bewerber auszuschliessen; vgl. die 
oben betreffs der Kölner und Münsterer Wahlen angegebene Literatur. 

°) Vgl. unten 8. 151 fi. 

°) Vgl. z.B. Looshorn, Geschichte des Bistums Bamberg VI, 
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gestattet erscheinen daneben nur noch bayrische Wahlgesandte im 
Erzbistum Salzburg und den Bistümern Eichstätt, Freising, Passau 
und Regensburg !). Das Bistum Strassburg, wo seit der Wahl 
Wilhelm Egons von Fürstenberg im Jahre 1682 keine kaiserlichen 
Gesandten, wohl aber französische Kommissare an den Schein- 
wahlen teilnehmen, bleibt hier ausser Betracht). Sonstige Ge- 


S. 530 ff. (1686), S. 566 ff. (1693), VII 2 S. 106 fi. (1753), 8. 197 ft. 
(1757), 8. 472 ff. (1779), 8. 643 ff. (1795), 8. 688 ff. (1800). Buchinger, 
Geschichte des Fürstentums Passau II S. 416 (1689), 8. 440 (1723), S. 449 
(1761), S. 453 f. (1763), S. 467 ff. (1783). Zauner, Chronik von Salz- 
burg VII S. 301 £. (1668), IX S. 425 &. (1705), XS. 3 f. (Hansiz, 
Germania Sacra II p. 1055) (1727), S. 627 ff. (1745), S. 684 ff. (1747), 
RT Ss. 293 f., 318 £. (1772). 

!) Siehe unten 8. 111 ff. 

?) Vgl. Grandidier, Oeuvres hist. ined. IV p. 489 s. (1682), 
p- 495 ss. (1701), V p. 8 ss. (1742), p. 32 ss. (1756). Ueber die Teilnahme 
der königlichen Wahlkommissare und die Rechte des Königs berichtet 
Grandidier (V p. 14 s.): „Quand se fait en Alsace une election 
d’abbe, l’usage s’est introduit, que les commissaires du roi y assistent, 
mais ils se font deux proces-verbaux, l’un dans lequel il est fait mention 
des dits commissaires et c’est celui qu’on envoie au roi, l’autre ou il 
n'est fait aucune mention des dits commissaires, celui-la est envoy& & 
Rome: le roi confirme ces mömes elections par un brevet et £crit les 
trois lettres ordinaires au pape, au cardinal proteceteur et au cardinal 
charge des affaires; les brevets ne sont point envoyes & Rome. Lors de 
l’eleetion d’un evöque ou d’un coadjuteur de Strassbourg, il n’a point de 
brevet, mais seulement les trois lettres. L’elu n’adopte l’election que 
sous le bon plaisir du pape et du roi, mais dans le proces-verbal on fait 
seulement mention du pape. Les commissaires du roi n’assistent point 
ä l’election; ils n’entrent point dans le chapitre, mais ils sont temoins 
de tout ce qui se passe & l’exterieur; ils assistent ä la solennelle publi- 
cation de l’elu, au Te Deum qui la suit et & l’installation. L’autorite du 
roi est ainsi respectee autant qu’elle peut l’etre, sans que l’election soit 
sujette & &prouver des difficultes de la part des tribunaux romains, par 
lesquelles il faut qu’elle passe, Le prince Constantin de Rohan, en 
envoyant le 26 avril 1741 au cardinal de Rohan les copies des &lec- 
tions des grands-doyens, lui mande que c’est pour servir de preuve que 
le chapitre s’est toujour convoqu& librement, sans permission pre- 
alable de la cour, et que les &lections se sont faites sans l’intervention 
d’aueun commissaire. Il ne faut pas non plus des lettres patentes du 
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sandtschaften, die häufig genug sind, haben keine amtlichen 
Eigenschaften. Als etwas Aussergewöhnliches erscheint es, dass 
Kaiser Joseph im Jahre 1708 bei der Koadjutorwahl seines 
Reichsvizekanzlers Friedrich Karl von Schoenborn in Würzburg 
in einem Empfehlungsschreiben an das Kapitel erklärt, in 
diesem Falle im Vertrauen zu Erzbischof Lothar Franz von 
Mainz, Bischof von Würzburg, dem Oheim des Empfohlener, 
von der Entsendung eines Wahlkommissars absehen zu wollen ?). 


a) Allgemeine Rechtsanschauung wurde es, dass die An- 
wesenheit eines kaiserlichen Gesandten zur Wahl- 
zeitam Wahlortrechtlichnotwendig sei in dem Sinne, dass 
dem Kaiser mindestens Gelegenheit geboten werden musste, einen 
Wahlbotschafter zu senden und seine Botschaft schriftlich oder 
mündlich dem Kapitel auszurichten. Der Kaiser konnte daher 
Insinuation des Todesfalles und eines entsprechend gelesten 
Wahltermins verlangen ?). Darauf erfolgte dann die kaiser- 


roi pour un coadjuteur, car un coadjuteur ne prend possession ni du 
temporel ni du spirituel, qu’apres la mort du coadjute; il ne präte 
qu’alors le serment entre les mains du roi et entre ceux du chancelier 
pour le temporel.“ Im Kapitelschreiben an den König von 1756 (ebenda 
p- 36) heisst es: „Le chapitre de Strassbourg, assembl& avec la permission 
de Votre Majeste, a elu ce matin d’une voix unanime, pour eveque de 
ce diocese le prince Constantin de Rohan; nous n’avons cherche qu’ä 
plaire& V.M.en rendent justice aux qualites personelles de notre confröre.* 
Das Wahldekret wurde zunächst nach Paris gesandt, dem König zur 
Genehmigung vorgelegt und dann direkt nach Rom befördert zusammen 
mit kgl. Promotorialschreiben, Grandidier V p. 20 (1701), p. 36 (1756). 
Vor dem Regierungsantritt leistete der Bischof dem König den Treueid, 
V p. 7 (1704); gleichwohl erfolgten für den rechtsrheinischen Bistumsanteil 
die alten üblichen Belehnungen seitens der deutschen Kaiser, V p. 7 (1723), 
die letzte am 16. November 1779 an Louis-Rene, prince de Rohan-Guemeng, 
V p. 42. Vgl. oben 8.64 n. 2. 

1’Looshern VIIS.691. 

?) Moser Th. II Cap. 30 $1 8. 298; Th. XI Cap. 38 $ 116 8. 391; 
Bd. III Cap. 14 8 35 8. 289; Bd. XI Cap. I $ 47 8.75 f. Merkwürdige 
Reichshofratsgutachten I S. 143. Dahin sprach sich auch unter 
Bezugnahme auf das Wormser Konkordat das Reichshofratsdeputations- 
gutachten über die Würzburger Bischofswahl von 1724 aus, ebenda S. 193 f. 
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liche Kondolation und die Mitteilung von der Ernennung eines 
Wahlkommissars, vielfach verbunden mit wohlgemeinten Rat- 
schlägen betreffend die Wahl und bestimmten Empfehlungen. 
Oft gingen die Ansprüche des Kaisers aber weiter. Kaiser 
Karl VI. betrachtete es im Jahre 1724 als Verletzung seiner 
Rechte, dass das Würzburger Kapitel vor Eintreffen des 
Wahlkommissars mit den Vorberatungen begonnen hatte, zumal 
da sich dieselben ganz unzweideutig gegen die kaiserliche Emp- 
fehlung Friedrich Karls von Schoenborn richteten und beinahe 
zu einer Vorwahl geführt hatten). Während der Sedisvakanz 
nach dem Tode des Salzburger Erzbischofs Leopold Anton Frei- 
herrn von Firmian im Jahre 1744 hatte das Kapitel aus Furcht 
vor bayrischer Vergewaltigung österreichische Truppen in die 
Stadt aufgenommen. Daraufhin verweigerte Kaiser Karl VII. 
die Entsendung eines Wahlkommissars bis zur Entfernung der 
Truppen und erklärte eine trotzdem vorgenommene Wahl als 
den Reichs- und Kirchengesetzen widersprechend ?). Er drohte 
mit Schritten bei der Kurie, um die Konfirmation dieser unter 
bewafinetem Druck erfolgten Wahl zu verhindern, und mit 
der Nichtanerkennung des Gewählten als Reichsfürsten. Das 
Kapitel war zunächst der Meinung, da in den Konkordaten 
von 1448 der kaiserlichen Wahlgesandten keine Erwähnung 
geschehe, sei seine Anwesenheit nicht rechtlich nötig, wurde 
aber dann durch den Hinweis auf das Wormser Konkordat 
unschlüssig und setzte die Bemühungen um das Erscheinen 
eines Kommissars fort. Erst als der Ablauf der dreimonatigen 
Frist drohte, nahm es am 12. Januar 1745 die Wahl vor. 
Durch den Tod Karls VII. erledigte sich die Angelegenheit 
von selbst. 


!) Reichshofratsgutachten IS. 183 ff, 192 fi. 

?2) Zauner, Chronik von Salzburg X S. 627 ff.; die Aktenstücke 
dazu bei Anton Faber, HKuropäische Staatscanzley, 120 Bde. Frank- 
furt und Leipzig 1697—1759, XC 8.576 ff., XCI 8. 297 ff., besonders 
die beiden kaiserlichen Schreiben an das Kapitel vom 25. November und 


9. Dezember 1744, XC 8. 599, 618. Vgl. auch Moser Bd. XI S. 66. 
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Noch deutlicher wurde die Rechtsnotwendigkeit der Teil- 
nahme eines kaiserlichen Vertreters bei der Erledigung der 
vier niederdeutschen Hochstifter Münster, Paderborn, Osna- 
brück und Hildesheim durch den Tod ihres Inhabers, des Erz- 
bischofs Clemens August von Köln, im Jahre 1761). Die 
vier Bistümer waren von Hannover bzw. Preussen besetzt, welche 
sich zeitweise mit Säkularisationsabsichten trugen. Als nun 
die Kapitel die Wahltermine festsetzten, dem Kaiser insinuierten 
und vom Kaiser die Ernennung seiner Gesandten, beim nieder- 
sächsischen Kreis des Grafen Raab für Osnabrück und Hildesheim, 
beim niederrheinischen Kreis des Grafen Reischach für Münster 
und Paderborn mitgeteilt erhielten, verbot der Herzog von Braun- 
schweig als Höchstkommandierender die Vornahme der Wahlen 
und versagte den kaiserlichen Kommissaren die Pässe. Der König 
von England wollte schliesslich die Wahlen in Münster, Pader- 
born und Hildesheim gestatten, jedoch ohne einen Vertreter 
des Kaisers. Darauf erklärte Graf Reischach, der Kaiser werde 
keinen Bischof anerkennen, der ohne die Gegenwart seines 
Vertreters gewählt sei. Auch die Kapitel verweigerten die 
Vornahme der Wahl, die Wahltermine wurden von ihnen 
mehrfach verschoben, die Wahlfristen vom Papst verlängert, 
schliesslich auf unbestimmte Zeit. In einem Hofratsdekret 


) Wilhelm Stoecker, Die Wahl Maximilian Friedrichs von 
Königsegg-Rottenfels zum Erzbischof von Köln und Bischof von Münster 
1761/62, Münster. phil. Diss. Hildesheim 1910 S. 26 f£., 46 ff. Albert 
Stoffers, Das Hochstift Paderborn zur Zeit des siebenjährigen Krieges. 
Z. f. vaterl. Gesch. u. Altkde. (Westfalen), LXIX 2 1911 8. 1 ff. u. LXX 2 
S.68 f. Joseph Wenzel, Die Wahl Wilhelm Antons von der Asse- 
burg zum Bischof von Paderborn 1763, Münster. phil. Diss. 1912, Fulda 
1912 8. 12 ff. Körholz, Die Wahl des Prinzen Friedrich von York 
zum Bischof von Osnabrück 8.8 f. Bertram, Die Bischöfe von Hildes- 
heim 8. 242 f. Moser Bd. III Cap. 14 8 35 S. 288 £.; Cap. 1 $ 46 
S. 74f. Anton Faber, Neue europ. Staatscanzley, 52 Bde. Frank- 
furt und Leipzig 1761—83, V 8. 227—294 enthält zugehörige Aktenstücke 
des Jahres 1761. Reinhold Koser, Geschichte Friedrichs des Grossen, 
4 Bde., 4, u. 5. Aufl., Stuttgart-Berlin 1912—1914, III S. 164. 
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an den Reichstag vom 8. Mai 1761) sprach der Kaiser seine 
Entrüstung über die Verletzung der Reichsgesetze aus und bat 
um Beratung betreffs Abhilfe, doch ist hierauf nichts weiter 
erfolgt. Nach dem Abschluss des Friedens von Fontainebleau 
und der gleichzeitigen Wendung der englischen Politik konnten 
die Wahlen dann in Gegenwart der kaiserlichen Kommissare 
ordnungsgemäss vorgenommen werden, in Münster am 16. Sep- 
tember 1762, in Paderborn am 25. Januar, in Hildesheim am 
7. Februar 1768. 

Die Wahl in Münster im Jahre 1801 wurde am Wahltag, 
dem 3. September, noch nach der Ernennung der Skrutatoren, der 
Zeugen und des Notars ausgesetzt, da der angekündigte Kom- 
missar, Graf von Westphalen, noch nicht eingetroffen war, und 
erst nach seiner Ankunft am 9. September vorgenommen ?). 

b) Zu diesen Missionen wurden bis ins 18. Jahrhundert 
in der Regel Beamte des kaiserlichen Hofes, meist Mitglieder 
des Reichshofrates bestimmt, nur gelegentlich Vertrauens- 
leute des Kaisers im Reich, wie der Graf von Nassau zur Wahl 
Bernhards von Galen 1650 in Münster, nur selten Geistliche °). 

Im Laufe des 18. Jahrhunderts wurde es üblich, die kai- 
serlichen bei den Kreisen beglaubigten Gesandten 
in jedem einzelnen Fall zu Wahlkommissaren zu ernennen‘). 


!) Abgedruckt bei Faber, Neue europ. Staatscanzley V S. 227—36. 

?) Erhard, Die beiden letzten Münsterschen Fürstenwahlen, Lede- 
burs Archiv XV S. 1 ff, 97 ££.; vgl. unten S. 143. 

3) Moser erwähnt (Th, III Cap. 30 $ 8, 8.299 f.) einen derartigen 
Fall für die gefürstete Abtei Kempten, In einem Gutachten des Jahres 
1687 wird dem Kaiser ein Abt als Wahlkommissar rühmend vorgeschlagen 
(Reichshofratsgutachten]|S. 144): „Dann er neben seinen schönen Qua- 
litäten und Studia einen trefflichen modum agendi und praxin in publicis, 
auch die Präsumtion ex ante actis beym Chursächsischen und Branden- 
burgischen Hof für sich hat, ... auch eines jovialischen und anmuthigen 
Humors ist, umb das Werk durcheinander zu bringen, eines in das andere 
zu schütten, denen obstaculis zu begegnen und die Gemüter auf eine 
artige Manier zu gewinnen weiss ..e" 

*) Wie heute in Preussen die Oberpräsidenten; Stutz, Bischofs- 
wahlrecht S, 79. 
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Spielte sich doch, was von politischem Leben und Reichs- 
bewusstsein bei den kleineren Ständen, dem „Reiche“ im engeren 
Sinn, vorhanden war, damals in der Kreisverfassung ab '). 
Die kaiserlichen Kreisgesandten erhielten dann bei jeder Sedis- 
vakanz von Wien ihre Spezialvollmacht mit den nötigen In- 
struktionen und wurden auch in allgemeinen Weisungen von 
seiten des Reichsvizekanzlers, dem sie ihre Relationen abzu- 
statten hatten, mit der Wahrnehmung der kaiserlichen Inter- 
essen bei den in ihren Kreisen auftauchenden Neubesetzungs- 
fragen beauftragt”). Die eigentliche Entscheidung in Fragen 
der Neubesetzung der Bistümer, noch mehr aber bei Koad- 
jutorwahlen, lag im 18. Jahrhundert meist weder im Wahlakt 
selbst noch in seinen ‘unmittelbaren Vorbereitungen, sondern 
in den Monate, oft Jahre vorher mit allen Mitteln der Diplo- 
matie geführten Verhandlungen aller Interessierten. Nur 
genaueste Kenntnis der geistlichen Höfe und ständige Ueber- 
wachung ihrer Beziehungen konnte dem Wiener Hof dauern- 
den Einfluss sichern und hat es mit Erfolg getan, so dass in 
den letzten 150 Jahren des alten Reiches die kaiserliche Reichs- 
politik ihre Hauptstütze an den Höfen der geistlichen Wahl- 
fürsten fand ’°). 

c) Was nun zunächst die äussere Seite der offi- 
ziellen Tätigkeit des kaiserlichen Kommissars bei den 
Bischofswahlen betrifft, so hat sie das 18. Jahrhundert mit 
einem ausgebildeten Zeremoniell umkleidet *). Der Gesandte, 


') Fritz Hartung, Deutsche Verfassungsgeschichte vom 15. Jahr- 
hundert bis zur Gegenwart, Grundriss der Gesch. Wiss., herausg. von 
Aloys Meister II 4, Berlin-Leipzig 1914, S. 103. 

?) Vgl. Moser Th. III Cap. 30 $ 8 S. 299; Bd. III Cap. 14 $ 35 
S. 290. Eugen Guglia, Zur Geschichte der Bischofswahlen in den 
deutschen Hochstiftern unter Joseph II. MJOeG. XXXIV 1913 S. 296—314, 
bes. S. 297, 

3) Häusser, Deutsche Geschichte I* S. 97” ff. Heinrich von 
Treitschke, Deutsche Geschichte im 19. Jahrhundert I? Leipzig 1879 
8.7£.15f, Hart ung a. a.0. 8.91f.,.100 f;, 107. 

‘) Vgl. etwa die Angaben und Schilderungen bei: Moser Th. II 
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dessen Ernennung und Auftrag dem Kapitel bereits durch 
kaiserliches Reskript mitgeteilt war, wurde bei seiner An- 
kunft feierlich empfangen und in die für ihn bestimmten, 
meist in der bischöflichen Residenz gelegenen Appartements 
geleitet, worauf er dem Kapitel sein Kreditiv übersandte. Die 
zu Wahlkommissaren ernannten Kreistagsgesandten trafen je- 
doch häufig inkognito ein, erkundeten zunächst in vertraulichen 
Besuchen die Situation und brachten die kaiserlichen Wünsche 
an. Erst kurz vor der Wahl „deployierten“ sie dann „den 
grossen caractere eines kaiserlichen Wahlcommissarii“ und 
bezogen ein vornehmes Appartement !). Dann erfolgte offi- 
zielle Visite und Gegenvisite?) zwischen dem Kommissar und 


Cap. 30 S. 300; Th. XI Cap. 38 8. 896, 419 ff.; Bd. III Cap. 14 8. 290; 
Bd. XI Cap. 1 8. 66 E., 75fl., Sf. Guglia, MJOeG. XXXIV 1913 
S. 296 ff. Buchinger, Geschichte des Fürstentums Passau II S. 449, 453 f., 
467 ff. (Schilderung der Wahlen von 1761, 1763 und 1783). J.v. Koch- 
Sternfeld, Die letzten 30 Jahre des Hochstifts und Erzbistums Salz- 
burg 8.5 fl., 36 ff. (1772). Zauner, Chronik von Salzburg X 8. 684 ff. 
(1747), XI S. 318 ff. (1772). Merkwürdige Reichshofratsgutachten 
Th. 18.141 ff. (Würzburger Wahl von 1724). Wyttenbachu. Müller, 
Gesta Trevirorum III p. 245 s. (Auszug aus dem Wahlinstrument von 
1729. Sommer, Die Wahl des Herzogs Clemens August von Bayern 
S. 63 (Koadjutorwahl Köln 1722). Stoecker, Die Wahl Maximilian 
Friedrichs S. 20 ff. (Köln 1761), S. 26 ff., 46 ff. (Münster 1762). Heers, 
Die Wahl Christoph Bernhards von Galen zum Fürstbischof von Münster, 
Ss. 12 ff. (1650). Erhard, Die beiden letzten Münsterschen Fürsten- 
wahlen; Ledeburs Archiv XV S. 116 ff. (1801). Looshorn, Geschichte 
des Bistums Bamberg VI S. 566 ff. (1693), VII2 8. 106 ff. (1753), S. 472 ft. 
(1779), S. 643 f. (1795). Meichelbeck-Baumgärtner, Geschichte 
der Stadt Freising und ihrer Bischöfe, Freising 1854 8. 253 ff. (1727), 
S. 268 ff. (1763), S.309 f£. Faber, Neue europäische Staatscanzley XXIX 
1771 S. 308 ff.: Von dem Bischöflich Regensburgischen Wahlgeschäfte 
(1769), Zeremoniellprotokoll. Franz Xaver Remling, Geschichte der 
Bischöfe zu Speyer, 4 Bde. Mainz 1852/53 (Bd. III u. IV = Urkunden- 
buch I u. II), II S. 706 ff. (Damian August von Limburg-Stirum, 1770). 

!) Guglia, MJOeG. XXXIV S. 301. 

2) Vgl. die Schilderung solcher Visiten in Goethes Wahrheit und 
Dichtung, Buch 5, gelegentlich der Wahl Josephs II. 1764. 
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den Dignitaren, oft auch sämtlichen Kapitularen, wobei häufig 
jeder einzelne Domherr ein kaiserliches Handschreiben erhielt '). 
An dem vom Kapitel zur Entgegennahme der kaiserlichen 
Wahlbotschaft festgesetzten Tage fand unter grossem Zeremo- 
niell Auffahrt des Gesandten vor dem Kapitelshause und feier- 
licher Empfang durch das Domkapitel statt, dem dann im 
Kapitelsaale die Eröffnung der kaiserlichen Proposition vor 
versammeltem Kapitel folgte. Der Wahlbotschafter hielt seine 
Ansprache von einem Thronsessel aus, bedeckten Hauptes, wäh- 
rend die Domherren auf einfachen Sitzen unbedeckt blieben. 
Der Inhalt der kaiserlichen Wahlbotschaft war, wenn sie nicht 
eine Empfehlung enthielt, worüber unten, durchaus stereotyp. 
Der Kaiser ermahnte das Domkapitel, in gesetzmässiger, freier 
Wahl einen Bischof zu wählen, der dem Reiche als patrioti- 
scher Reichsfürst, den Stiftslanden als tüchtiger Landesherr 
und der Kirche als würdiger Vorsteher zur Ehre gereiche, 
wobei er dem Kapitel Schutz und Beistand durch seinen 
Kommissar mit Rat und Tat verhiess ?). Zur Antwort erhob 
sich das Kapitel und versprach durch seinen Dechanten, auch 
in den Fällen einer kaiserlichen Empfehlung, es werde in 
kanonischer Wahl dem Besten des Reiches und der Kirche 
Genüge tun. Nur ausnahmsweise fand dieser Akt am Wahl- 


') Z. B. Regensburg 1769, Moser Bd. XI S. 66 f. 

2) Bei der Wahl in Eichstätt 1784 z. B. sagte der Kommissar u. a.: 
„Se. kaiserliche Majestät habe nicht unterlassen wollen, die Kapitulare 
gnädigst und wohlmeinend zu erinnern und zu ermahnen, sie mögten 
bey ordentlich vorgehender Wahl ihren dem alleinenden Gott, kaiser- 
licher Majestät und dem Reich, auch dem Fürsten- und Bistum schuldigen 
Treu und Pflichten nach ihre Bedenken und Ratschläge und Stimmen zur 
Wahl auf einen solchen richten, welcher der Kirchen sowohl als dem 
Eichstädtischen Lande und Untertanen als ein guter Hirt und getreuer 
recht deutsch gesinnter Patriot wohl vorstehen.... Ihro kön. kais. Maje- 
stät als römischem Kaiser und obristen Lehnsherrn angenehm, mithin dem 
Reich liebwert und nützlich sein könne.“ Guglia, MJOeG. XXXIV 8. 302. 
Die Rede des kaiserlichen Wahlkommissars, Grafen von Seydewitz, 1769 
in Regensburg bei Faber, a. a. O. 8. 315 ff. 
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tag selbst statt !), gewöhnlich einige Tage vorher. Am Wahl- 
tag wohnte der Gesandte häufig bereits dem Hochamt De 
Spiritu Sancto bei und wurde jedenfalls nach vollzogener Wahl 
durch eine Abordnung des Kapitels in den Dom zu einem 
Ehrenplatz im Chor auf der Epistelseite (vom Altar aus links) ge- 
leitet, worauf die Proklamation erfolgte und das Te Deum ge- 
sungen wurde. Anschliessend nahm der Gesandte an der Gratu- 
lation teil und sprach häufig hierbei das kaiserliche Wohlgefallen 
mit dem Wahlergebnis aus”). Dann fand regelmässig in der 
zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts die einstweilige Uebergabe 
der Regalien an den Neugewählten statt, davon später. Nach 
offizieller Beteiligung an den anschliessenden Festlichkeiten, 
Entgegennahme eines Ehrengeschenkes und nach den Abschieds- 
visiten erfolgte schliesslich die Abreise des Wahlkommissars. 


d) Neben den kaiserlichen Wahlkommissaren begegnen 
in amtlicher Eigenschaft nur noch bayrische Wahlgesandte 
in den Bistümern Eichstätt, Freising, Passau und Regensburg 
sowie im Erzstift Salzburg’), abgesehen von den zahlreichen 


1!) Z. B. in Köln 1761, Stoecker 8.20 f., und Münster 1762, ebenda 
8, 46 fi, 

2) Im Wahlinstrument für Franz Georg von Schoenborn, Erzbischof 
von Trier, i.J. 1729 heisst es z. B.: Interea Syndicus ad Ablegatum 
Caesareum, Comitem de Kuffstein, in Archiep. palatio commorantem, ad 
denuntiandum eidem hanc electionem deputatus fuit, moxque redux 
singulare benefati Ablegati praeostensum hac de re gaudium renuntiavit, 
simulatque quod ad assistendum eiusdem publicae in choro Metropolitano 
publicationi quam primum comparere, ac inter aliorum congratulantium 
vota suum quoque superaddere velit et ambiat. Wyttenbach-Müller, 
Gesta Trevirorum III p. 245 =. 

3) Wigulaeus Xaverius Aloysius Frhr. v. Kreittmayr, 
Grundriss des allgemeinen Deutschen und Bayr. Staatsrechts, 3 Theile, 2. Aufl. 
München 1789 $ 136 S. 261. Moser Bd. XI Cap. 1$48 8.77 fl. Sax, 
Hochstift und Stadt Eichstädt S. 222 f. (1590), S. 300 (1725); Der- 
selbe, Die Bischöfe und Reichsfürsten von Eichstädt II S. 472 f., 613 ff. 
Meichelbeck-Baumgärtner S8. 253 ff. (Freising 1727), S. 268 ff. 
(1768), S. 285 f. (1769). Buchinger, Fürstentum Passau II $. 416 
(Passau 1689), S. 440 (1723), S. 449 (1761), 8. 458 f. (1763), 8. 467 ff. 
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Gesandtschaften und Vertretungen deutscher und auswärtiger 
Höfe sowie der Generalstaaten, die sich zur Wahl in den für 
sie politisch bedeutsamen Bistümern einfanden. Dieser Vor- 
zug des bayrischen Hauses beruhte auf altem, zum Recht ge- 
wordenen Herkommen und entsprang der politischen Not- 
wendigkeit der Einflussnahme auf die mit ihren Jurisdiktions- 
rechten in bayrisches Gebiet eingreifenden Bistümer !). Das 
Zeremoniell war mit feierlichem Empfang, Auffahrt, Kapitels- 
audienz, kurfürstlicher Wahlbotschaft, Teilnahme an der Feier 
im Dom und Gratulation genau dem für den kaiserlichen Wahl- 
kommissar nachgebildet ?), wobei sich nicht selten Gelegenheit 
zu unerquicklichen Zeremoniellstreitigkeiten ergab’). Uebri- 
gens wachten die Kapitel sorgfältig über ihre Unabhängigkeit 
von Bayern; das Salzburger Kapitel verwahrte sich z. B. im 
Jahre 1668 gegen die Anrede: „An unsere besonders lieben 
getreuen...Herren“ und lehnte 1772 die Bezeichnung des 
Gesandten als „Commissaire“ ab). In seiner Wahlbotschaft 
erinnerte der Kurfürst für gewöhnlich an die Wohltaten der 
Herzöge von Bayern als Stifter und Förderer der Bistümer, an 


(1783). Hansiz, Germania Sacra I p. 779 ss. (1689), II p. 1055 (Salz- 
burg 1728). Zauner VIII S. 105 ff. (1619), S. 301 (1668), X S. 684 ff. 
(1747), XIS. 318 f. (1772). I. v. Koch-Sternfeld S. 38 (1772). Faber, 
Neue Staatscanzley XXIX S. 313 (Regensburg 1763), S. 321 ff. 

'!) Wahrscheinlich wurde dies Institut möglichst in Anlehnung an die 
schon im 16. Jahrhundert üblichen landesherrlichen Kommissare bei den 
landständischen Prälatenwahlen ausgestaltet. Hier beherrschten sie die 
Wahl vollständig, waren vielfach sogar beim Wahlakt selbst als Skruta- 
toren tätig. Vgl. Emil Friedberg, Die Gränzen zwischen Staat und 
Kirche und die Garantien gegen deren Verletzung, 3 Bde., Tübingen 1872, 
18.219 f., 227 £., 247. Ernst Mayer, Die Kirchenhoheitsrechte der 
Könige von Bayern, München 1884 8. 59 f. 

?) Moser, Bd. XI 8.78. J.v. Koch-Sternfeld 8.38. Meichel- 
beck-Baumgärtner 8.268 ff. Buchinger II $S. 449, 453 f., 467 ff. 

®) J. v. Koch-Sternfeld S. 38. Bei beiden Gesandten trat die 
Wache zur Auffahrt ins Gewehr, aber nur beim kaiserlichen wurde das 
Spiel gerührt, Buchinger II 8. 453 f., 467 fi. 

‘) Zauner VHT S. 801f. J. v. Koch-Sternfeld 8. 38, 


Bayrische Wahlgesandte. 113 


das enge Verhältnis des bayrischen Kreises und die natürliche 
Verbindung beider Länder, empfahl auch gelegentlich seinen 
Kandidaten '). Nicht selten gerieten die beiden Wahlkommissare 
bei den Vorbereitungen der Wahl, namentlich in Salzburg 
und Passau, hart aneinander ?). Uebrigens standen seit dem 
Westfälischen Frieden die Kirchen Salzburg und Passau völlig 
unter österreichischem °), Eichstätt, Freising und Regensburg 
überwiegend unter bayrischem Einfluss. 


e) Die wesentlichen amtlichen Aufgaben der kai- 
serlichen Wahlkommissare ergaben sich daraus, dass 
sie die Rechte des Kaisers als des Reichsoberhauptes bei der 
Bischofswahl wahrzunehmen hatten. Die deutschen Bischöfe 
waren Reichsfürsten, ebenso wie die weltlichen Fürsten bis 
zum Reichsende durch den Lehnsnexus mit dem Reichsoberhaupt 
verbunden. Ihr bischöfliches Amt erlangten sie gemäss den 
Grundsätzen des kanonischen Rechtes, jedoch nach Massgabe 
der deutschen Konkordate des 15. Jahrhunderts, die bis zum 
Umsturz der kirchlichen Verhältnisse des alten Reiches als 
rechtliche Grundlage betrachtet wurden, und des auf ihnen be- 
ruhenden deutschen Gewohnheitsrechtes, ferner gemäss den 
örtlichen Gewohnheiten und dem späteren Reichsgesetzesrecht *). 
Wie die weltlichen Fürsten auf Grund der Sukzessionsordnung, so 
hatten die geistlichen Fürsten auf Grund ihres Kirchenamtes 
den Anspruch auf Belehnung. Die Kaiser übten daher einerseits 
kraft ihres Advokatierechtes nach Massgabe der Verhältnisse den 
Schutz aus über unbeeinflusstes Zustandekommen einer kanoni- 
schen Wahl, anderseits überwachten sie die Beobachtung der in 
den Konkordaten und sonstigen Reichsgesetzen aufgestellten Nor- 
men des Reichsrechtes. Zu beidem waren sie kraft ihrer Wahl- 


1) J.v.Koch-SternfeldS.38. Meichelbeck-Baumgärtner 
S. 253 fi., 268 ff. 
2) Buchinger II S. 440. Zauner VII 8. 105 ff. Wıdmann, 
Geschichte Salzburgs III S. 273 ft. 
>) Widmann III S. 316. Schroedl, Passavia Sacra 8. 354 f. 
*) JPO. Art. V 816, Zeumer, Quellensammlung? Nr. 197, S. 405 f. 
8 
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kapitulationen verpflichtet‘). Nach diesen Richtungen hin war 
der Wahlkommissar als Vertreter des Kaisers tätig. Als Drittes 
kommt im Laufe des 18. Jahrhunderts hinzu die einstweilige 
Uebertragung der Temporalien an den Neugewählten bei ein- 
helliger Wahl. Inwieweit der Kaiser als Reichsoberhaupt eine 
direkte Beeinflussung der Wahl durch Empfehlung und Ex- 
klusive beanspruchte und durchführte, ist als letzter Punkt zu 
erörtern. 

Der kaiserliche Schutz für eine ungestörte und freie 
kanonische Wahl wurde den Kapiteln meist schon in dem auf die 
Insinuation erfolgenden kaiserlichen Reskript zugesichert, dann 
dem Wahlkommissar anempfohlen und von diesem in seinem 
Vortrag dem Kapitel wiederholt ?), Die praktische Bedeutung 
und Wirksamkeit dieses Schutzes hing freilich immer sehr 
wesentlich von der politischen Lage ab, wie die Verhinderung der 
Wahlen in den niederdeutschen Bistümern durch Hannover-Eng- 
land während der Jahre 1761 und 1762 zeigt. Tatsächlich wirk- 
sam war der Schutz, den der Kaiser durch seinen Wahlge- 
sandten dem benachbarten Hochstift Chur gegen die bei jeder 
Wahl neu hervortretenden Forderungen des Gotteshausbundes 
zuteil werden liess). Hier gelang es seit 1661 den Be- 


!) Vgl.z.B. Wahlkap. Kaiser Franz IL, Art. I $1 Schutz und Schirm- 
pflicht des Kaisers als advocatus; Art. XIV Verpflichtung zur Wahrung 
der Konkordate; bei Johann Jacob Schmauss, Corpus iuris public, 
neue verm. Aufl. d. Gottlieb Schumann, Leipzig 1759 S, 1489, 1529. 

?) Moser Th. III Cap. 30 $ 11 S. 300; Bd. III Cap. 14 $ 55, 
S. 290. Merkwürdige ReichshofrathsgutachtenIS. 146, 155, 193 f. 
Für die Wahl des Basler Bischofs Joseph Sigismund von Roggenbach 
verhiess im Jahre 1782 der Kaiser dem Kapitel ausdrücklich seinen Schutz 
gegen die befürchtete Wahlbeeinflussung seitens Frankreichs zu gunsten 
des Kardinals Rohan von Strassburg, Vautrey, Histoire des ev@ques de 
Bäle II p. 423 s. 

®) Johann Georg Mayer, Geschichte des Bistums Chur, 2 Bde., 
Stans 1907—1914, II S. 419 #. (1661), 430 ff. (1692), 443 ff, (1728), 458 ff. 
(1755), 479 £. (1777), 534 f. (1793). Schon seit. dem 15. Jahrhundert hatte 
der „Gotteshausbund“, welcher aus den Gerichtsgemeinden der ehemaligen 
Untertanen, der Stiftsleute, des Bistums Chur, den „Gotteshausgemeinden“, 
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mühungen der päpstlichen Nuntien und der kaiserlichen Kom- 
missare, die Wahlen in kanonischer Form frei von der be- 
anspruchten Mitwirkung der Gotteshausleute durchzuführen. 
Nur der Macht des Kaisers oder vielmehr des habsburgischen 
Nachbars verdankte es das Hochstift, dass nach den Bündner- 


bestand, als Vogteiinhaber auf Grund einer Schutz- und Schirmgewalt 
Einfluss auf die Besetzung des Bistums genommen, In den beiden Artikel- 
briefen von 1524 und 1526 wurden die Forderungen des Bundes formu- 
liert, dass der Bischof mit Rat des Gotteshausbundes zu wählen sei und 
Bundesangehöriger sein müsse, im Jahre 1541 die sog. 6 Artikel auf- 
gestellt und von Bischof Lucius Iter und dem Kapitel angenommen. Diese 
Ansprüche setzte der Bund bei den Wahlen bis 1636 durch. Ulrich von 
Mont war der erste Bischof, der 1661 gegen den Willen des Bundes 
gewählt wurde und nicht Bundesangehöriger war. Zwar erkannte der 
Nuntius noch 1661 die Rechte des Bundes an, gleichwohl brachte von 
da an der Gotteshausbund bei jeder Wahl seine alten Forderungen ver- 
geblich vor: Wahl eines Angehörigen der drei Bünde, die mit Rat des 
Gotteshausbundes erfolgen müsse, d.h. der Voranzeige und der Ratifikation 
des Bundes bedürfe und auf eine dem Bunde genehme Person zu fallen 
habe. Regelmässig wiesen Nuntius und kaiserlicher Gesandter die An- 
sprüche zurück. Vgl. bes.: Eichhorn, Episcopatus Curiensis p. 153 ss., 
Codex probationum p. 167 s., 174s. Conradin von Moor, Geschichte 
von Currätien und der Republik „gemeiner drei Bünde“, 3 Bde. Chur 
1870—1874, I S. 836 fi, II 18. 158 ff, II 28. 1022 ff. P. C. Planta, 
Geschichte von Graubünden, 2. A. Bern 1894 8. 182 ff. G. W. Röder 
Historisch-staatsrechtliche Beleuchtung der Hoheitsrechte des Bundes 
Graubünden in Angelegenheit des Bistums Chur, Chur 1835. Chr. L. von 
Mont und Pl. Plattner, Das Hochstift Chur und der Staat. Geschicht- 
liche Darstellung ihres wechselseitigen Verhältnisses von den ältesten 
Zeiten bis zur Gegenwart. Chur 1860 und 1879. Johann Franz Fetz, 
Geschichte der kirchenpolitischen Wirren im Freistaat der drei Bünde. 
Vom Anfang des 17. Jahrhunderts bis auf die Gegenwart. Chur 1875. 
J. Danuser, Die staatlichen Hoheitsrechte des Kantons Graubünden 
gegenüber dem Bistum Chur, Zürcher (jur.) Diss. 1897 S. 7—28. Mayer I 
S. 319 f., IIS.2 ff, 90 ff., 98£., 122 f., 174 f., 231 fi., 310 ff. Ueber die 
6 Artikel vgl. bes. Eichhorn]. c., DanuserS. 15 ff, Mayer ll S. 90f. 
Die Einzeluntersuchungen sind teils völlig rechtspolitischer Natur, teils 
(am wenigsten Danuser) vom politischen Standpunkt des Verfassers be- 
einflusst. Kaiserliche Wahlkommissare begegnen in Chur seit 1728, 
Danuser $. 27, Mayer II S. 444 f. 
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wirren des 16. und 17. Jahrhunderts seine Reichszugehörigkeit 
und Reichsunmittelbarkeit gewahrt blieb. Das Bistum Sitten, 
dem dieser Schutz fehlte, stand schon seit 1604 endgültig unter 
dem Einfluss der Gemeinden und des Landrates, welcher von 
da an den Bischof aus einem Vierervorschlag des Kapitels 
nominierte !). 

Die Kaiser nahmen ferner das Recht für sich in Anspruch, 
dieBeobachtung der reichsgesetzlichen Bestimmungen 
bezüglich der Bischofswahlen durch ihre Gesandten über- 
wachen zu lassen. Die Leitung der Wahlhandlungen selber 
oder auch nur die Anwesenheit beim eigentlichen Wahlakt 
haben sie?) nie für ihre Gesandten beansprucht ®). Es ist viel- 
mehr der Grundsatz der Wahlfreiheit, auf den sich zumeist 
Vorsorge und Ueberwachungstätigkeit des Gesandten richten. 
Regelmässig kehrt in ihren Instruktionen und in den Be- 
glaubigungsschreiben an die Kapitel die Wendung wieder, 
der Kommissar habe für ordnungsgemässe Durchführung der 
Wahl zu sorgen und das Kapitel dabei mit Rat und Tat zu 
unterstützen; er dürfe nicht dulden, dass die Wahlfreiheit von 
irgend jemand widerrechtlich beeinflusst werde *). Ein Reichs- 


!) Mengis, Rechtsstellung des Bistums Sitten S. 53 ff. 

2) Anders als hie und da die Wahlkommissare im 19. Jahrhundert; 
Stutz, Bischofswahlrecht 8. 75 fi., 230 f. 

®») Nur Th. Bouille, Histoire de la ville et pays de Liege, 3 vol. 
Liege 1724—1732, III p. 567, berichtet über die Wahl Georg Ludwigs 
von Berghen zum Bischof von Lüttich im Jahre 1724: Le comte de Kuf- 
stein, qui avoit ete envoy& par l’Empereur, pour assister de sa part & 
l’election, eut audience du Chapitre le 3. Fevrier, ou il exposa sa com- 
mission ... il demanda d’etre present & l’election, mais lui ayant ete 
remontre, qu’elle se faisoit par des Suffrages qui se donnoient en secret, 
il se contenta d’ötre present & la publication dans le Choeur de l’Eglise. 

*) Vgl. Kreditiv an das Domkapitel zu Eichstätt vom Jahre 1725, 
Reichshofrathsgutachten I S.145f.: „Als thun wir hier zu den... 
Grafen von Wurmbrand ... als unsern kaiserlichen Commissarius hier- 
mit abschicken, um vorgedachte neue freye Bischoffswahl in unserm 
kaiserlichen Namen bestens befördern und einrichten zu helfen und Euch 
zu dem Ende mit guthem Rathe an die Hand zu gehen, damit ein solcher 
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hofratsdeputationsgutachten über die Würzburger Bischofs- 
wahl von 1724 bezeichnete es als eine Missachtung des kaiser- 
lichen, auf das Wormser Konkordat gegründeten Ueber- 
wachungsrechtes, der „facultas directiva“, und als eine Ver- 
letzung der kanonischen Vorschriften über die Bischofswahl, 
dass sich die Kapitulare vor dem Eintreffen des Gesandten 
schriftlich und ehrenwörtlich auf einen Kandidaten verpflichtet 
hätten !). Da auf diese Weise „der Notifikation des Wahl- 
tages und der Abschickung eines kaiserlichen Kommissars 
aller Effekt benommen“ sei, wäre der Kaiser berechtigt, die 
Wahl nicht anzuerkennen, die Regalien zu verweigern und die 
Konfirmation zu hintertreiben. Auch machte die Deputation 
Vorschläge, wie sich der Kommissar in Zukunft bei der Ueber- 
wachung der Wahlen gegen ähnliche Rechtswidrigkeiten zu 
verhalten habe. Letzten Endes müsste er unter feierlichem 
Protest gegen eine ungesetzliche Wahl den Wahlort verlassen. 
Als bei der Vakanz des Bistums Regensburg im Jahre 1768?) 


möge ordentlich gewählet werden, welcher zuvörderst zur höchsten Ehre 
(@ottes, sowohl der Kirchen als dem Hochstift und denen von Römischem 
Kaiser und dem Reich zu Lehen tragenden Landen, Leuten... ein wür- 
diger und nützlicher Vorsteher und Regent, mithin uns und dem Reich 
ein angenehmer deutschpatriotischer Geist-Fürstlicher-Mitstand seye,“ 
Guglia, MJOeG. XXXIV 8. 300 f., Weisung an den Gesandten zur Eich- 
stätter Wahl 1784, Grafen Hartig: „... aber nicht zugeben, dass die 
Wahlfreiheit von irgend jemand andern widerrechtlich beeinflusst werde.“ 

!) Merkwürdige Reichshofrathsgutachten IS. 192 ff. Vgl. 
das kaiserliche Reskript an den Kommissar in derselben Wahlsache, ebenda 
S. 187 ff. Der Kaiser verlangt die Wiederherstellung der Wahlfreiheit 
der Kapitulare durch Zurücknahme der Verpflichtung, sonst Hinausschie- 
ben des Wahltermins. Die ausführliche Relation des kaiserlichen Kom- 
missars Grafen Wurmbrand über die Würzburger Vorkommnisse, die dem 
Gutachten zu Grunde liegt, siehe ebenda 8. 153 ff. 

?) Vgl. Höhler, Arnoldis Tagbuch 8. 26 ff. Als dem im Jahre 1768 
verstorbenen Joseph von Hessen-Darmstadt, Bischof von Augsburg, sein 
Koadjutor Erzbischof Clemens Wenzel von Trier, Herzog von Sachsen, 
nachfolgte, wurden gemäss der Bestätigung zum Koadjutor seine Bis- 
tümer Freising und Regensburg frei. Papst Clemens XIII. erklärte die- 
selben gemäss den Konkordaten selbst besetzen zu wollen, musste aber, 
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das Kapitel die Neuwahl unter grundsätzlicher Anerkennung 
des päpstlichen Provisionsrechtes vornehmen wollte, ermahnte 
der Kaiser in einem Reskript vom 30. November 1768) als 
„Obrister Vogt und Schirmer der Teutschen Kirchen“ das 
Kapitel, dieser Verletzung der Konkordate durch den Papst 
einen rechtskräftigen Widerspruch entgegenzusetzen und ihn 
der Kurie anzuzeigen, und liess durch den Wahlkommissar in 
der Proposition an das Kapitel den kaiserlichen Protest am 
16. Januar 1769 wiederholen ?), der ausserdem auch direkt 
der Kurie zugegangen war. Gelegentlich der Münsterischen 
Koadjutorwahl des Jahres 1780 wandte sich die Minderheit 
des Kapitels, um dem Druck des Kölner Kurfürsten zu entgehen, 
mit einer Beschwerde wegen vorgekommener Illegalitäten an den 
Kaiser und bat ıhn, ihre Rechte durch einen Wahlkommissar 
schützen zu lassen). Auch die Wahlen im Bistum Osnabrück, 
wo auf Grund des Westfälischen Friedens ein katholischer 
Bischof mit einem protestantischen aus dem Hause Ernst 
Augusts von Braunschweig-Lüneburg alternierte, fanden regel- 
mässig unter Aufsicht eines kaiserlichen Wahlbotschafters statt, 
welcher für die Durchführung der Bestimmungen des Westfäli- 
schen Friedens *) und der capitulatio perpetua zu sorgen hatte). 

Bei dieser Ueberwachung der Bischofswahlen haben es 


dem allgemeinen Entrüstungssturm in Deutschland weichend, die Wahl 
durch Konsistorialdekret vom 4. Dezember 1768 (8. 252) den Kapiteln für 
diesen Fall freigeben. Vgl. unten S. 294 f. 

') Horix, Concordata nationis Germanicae III p. 110 ss. 

?) Horix Ill p. 114 ss. Moser Bd. XI Cap. 18 27 S. 48. 

?) Erhard, Die beiden letzten Münsterschen Fürstenwahlen, Lede- 
burs ArchivXV 8.35 ff. Vgl, auch Christian Wilhelm von Dohm, 
Denkwürdigkeiten meiner Zeit IL. Lemgo und Hannover 1814, S. 345 f. 

*) JPO. Art. XII $ 1—6, Zeumer, Quellensammlung? S. 424. 

’) Die Sedisvakanzzeit nach dem Tode Bischof Ernst August 1. 
(2. Februar 1698) und die Wahl Karls von Lothringen. Nach den Auf- 
zeichnungen des Iburger Abtes Maurus Rost, mitgeteilt von Carl Stüve, 
Mitt. d. V. f. Gesch. u. Ldskde. von Osnabrück XVI 1891 8.117 ff. Max 
Bär, Die Wahl Ernst August II. zum Bischof von Osnabrück und die 
Stellung zur Kurie (1716), Arch. d. hist. V. f. Nd.-Sachsen 1902 $. 85 ff. 
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jedoch die Kaiser sorgfältig vermieden, auf Grund von formalen 
Fehlern beim Wahlvorgang dem Gewählten die Anerkennung 
zu versagen oder in irgend einer Form ein Entscheidungs- 
rechtbeiZwiespältigkeiten zu beanspruchen. Regalien- 
verweigerung aus formalen Gründen ist nie ernstlich erwogen 
worden; auch das besprochene Reichshofratsgutachten sah sie 
nur als ultima ratio vor und stellte die diplomatische Einwir- 
kung auf die Kurie in den Vordergrund. Vielmehr haben die 
Kaiser derartige Fälle immer stillschweigend der Entscheidung 
des Papstes überlassen und auf die Erteilung und Versagung 
der Konfirmation Einfluss zu gewinnen versucht. Erst bei der 
Lütticher Doppelwahl von 1763 gab der kaiserliche Wahl- 
kommissar der allgemein herrschenden Praxis ausdrücklich die 
kaiserliche Sanktion, indem er am 20. April 1763 im Namen 
des Kaisers die Entscheidung der zwiespältigen Wahl als 
einer rein geistlichen Sache der Kurie anheimstellte und die 
Anerkennung eines der Gewählten als Reichsfürst seitens des 
Kaisers von der päpstlichen Entscheidung abhängig machte. 
Denselben Rechtsstandpunkt vertrat ein kaiserliches Reskript 
an das Kapitel vom 30. April 17631). Der Papst entschied 
zugunsten des Grafen d’Ouitremont gegen Herzog Clemens 
Wenzel von Sachsen. Die literarische Fehde, die sich diesem 
Vorgang anschloss, wird unten?) besprochen werden. 

Auch von einer kaiserlichen Genehmigung der 
Wahl oder Bestätigung des Gewählten, die gelegentlich in 


Carl Stüve, Das Zeremoniell bei der Wahl Ernst August II. zum 
Bischof von Osnabrück am 2. März 1716, Mitt. d. V. f. Gesch. u. Ldskde. 
von Osnabrück XIII 1886 S. 233 ff. Körholz, Die Wahl des Prinzen 
Friedrich von York zum Bischof von Osnabrück S.71ff. Freckmanın, 
Die Capitulatio perpetua, Mitt. d. V. f. Gesch. u. Ldskde. von Osnabrück 
XXXI 1906 8. 129 ff. 

1) Götting. Anzeigen von gelehrten Sachen I Göttingen 1767 8.129 f. 
Dürr, De iudice controversiarum, Schmidt, Thes. iuris ecel. II 1773 
p. 3856. Daris, Histoire du diocöse et de la principaute de Liege I 
p. 205 ss. Vgl. unten S. 177 ff. 

Re 177 fl. 
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der Literatur erwähnt wird !), kann im Rechtssinn nicht die 
Rede sein. Seit die kaiserliche Exklusive und das kaiserliche 
Empfehlungsrecht in der Praxis gescheitert waren (siehe unten), 
konnte auch an eine kaiserliche Bestätigung des Gewählten 
etwa durch den Wahlkommissar nicht gedacht werden. In der 
Tat ist sie praktisch nie beansprucht worden. Der Gesandte, 
welcher nach der Wahl dem Te Deum im Dom beiwohnte, 
gratulierte vielmehr lediglich dem Neugewählten im Namen 
des Kaisers und sprach ihm wie dem Kapitel in der Regel 
das kaiserliche Wohlgefallen mit dem Wahlergebnis aus °). 
Dabei mochte wohl häufig ein Ausdruck wie „kaiserliche Appro- 
bation* fallen, der Anschein einer kaiserlichen Mitwirkung 
konnte leicht gegeben sein, ähnlich wie im 19. Jahrhundert 
und noch heute, so z. B. am 9. Januar 1920 in Köln bei der 
Wahl des Erzbischofs Karl Joseph Schulte ?), der preussische 
Kommissar eine Erklärung über die Nichtbeanstandung der 
Wahl abgibt und so gewissermassen die Genehmigung seiner 
Regierung ausspricht‘). Eine Bestätigung im Rechtssinn war 
das bei den Reichsbistümern — anders bei den Landesbis- 
tümern im Osten — im 18. Jahrhundert ebensowenig wie heute 
bei den preussischen Bistümern°). Ebenso hatte die Wahl- 
anzeige an den Kaiser seitens des neuen Bischofs und die kaiser- 
liche Gratulation nur zeremoniellen und Höflichkeitswert ®). 


!) Vgl. z. B. Vautrey, Histoire des ev&ques de Bäle II p. 385. 
Höynck, Die Wahl des letzten Kurfürsten und Erzbischofs von Köln. 
Z. f. vat. Gesch. u. Altkde. LVII 2 S. 219. Georg Joseph Bessen, 
Geschichte des Bistums Paderborn II Paderborn 1820 8. 365 (1782). 

?) „... quam (sc. electionem) futuram fore iucundam Caesari testatus 
est comes de Cuffstein,“ Wahl Georg Ludwigs von Bergen zum Bischof 
von Lüttich im Jahre 1724, J. E. Foullon, Historia Leodiensis per 
episcoporum et principum seriem digesta, III vol. Leodii 1735—87 III p. 498. 
Stoecker, Die Wahl Maximilian Friedrichs von Königsegg-Rottenfels 
zum Erzbischof von Köln 8. 22 f. 

°) Laut Kölnischer Volkszeitung vom 10. Januar 1920 No. 27. 

‘) Stutz, Bischofswahlrecht 8. 79 ff. 5) Ebenda 8. 81 f. 

°) Moser Bd. XI Cap. 1 8 53b 8. 89. 
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Wichtiger ist, dass im Laufe des 18. Jahrhunderts die 
einstweilige Uebergabe der Regalien durch den Wahl- 
kommissar unmittelbar nach der Wahl üblich wurde, die den 
Gewählten in den Stand setzte, ohne erst ein Lehnsindult 
nachsuchen zu müssen, sofort die Regierung des Hochstiftes 
in temporalibus zu übernehmen. Dem neugewählten Kur- 
‚fürsten von Mainz übertrug der kaiserliche Wahlbotschafter 
gleichzeitig auch das Erzkanzleramt durch Germanien !). Jene 
Massnahme wurde von den Kapiteln sehr ungern gesehen, 
da sie deren Sedisyvakanzadministration verkürzte, und häufig 
wohl nicht beachtet. Noch im Jahre 1779 erging für Salz- 
burg ein Reichshofratskonklusum ?), welches anorduete, dass 
der kaiserliche Wahlgesandte dem Erzbischof nach der Wahl 
sofort die vorläufige landesherrliche Gewalt zu übergeben 
habe, und dass die Sedisvakanzrechte des Kapitels damit auf- 
hörten. 


f) Das Institut des Wahlkommissars, das als eine Fort- 
bildung der zunächst rechtlichen Charakter entbehrenden fürst- 
lichen Sondergesandtschaften zu den Bischofswahlen erscheint, 
dürfte in seinem Aufkommen und seiner rechtlichen Ausge- 
staltung mit beeinflusst worden sein durch die Stellung des 
Kaisers als König von Böhmen zu seinen erblän- 
dischen Bistümern. Von den drei alten Bistümern in den 
Ländern der böhmischen Krone wurde das Erzbistum Prag 
seit 1561 durch königliche Nomination besetzt °). In den Bis- 
tiimern Breslau und Olmütz (seit 1777 Erzbistum) besassen 

1) Moser Bd. XI Cap. 1 $ 39 8. 68 u. 8 50.8.85. Sartori 12 
S 338, S. 87. Dürr, De iudice controversiarum, 'Thes. III p. 438. Vgl. 
weiter z. B. Stoecker S. 22 (Köln 1761). 

?) Gedruckt bei Judas Thaddäus Zauner, Corpus iuris publici 
Salisburgensis, Salisburgi 1792 p. 9 ss.; vgl. Denselben, Chronik von 
Salzburg VIII S. 405 f. 

%) Anton Ludwig Frind, Geschichte der Bischöfe und Erz- 
bischöfe von Prag, Prag 1873 S. 180 ff. Luksch, Art. „Prag“, Wetzer 
und Weltes Kirchenlexikon? X 1897 Sp. 293. 
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die Domkapitel das Wahlrecht !). In beiden Bistümern treffen 
wir nun seit dem 17. Jahrnundert bei den Bischofswahlen regel- 
mässig k. böhmische Wahlkommissare, hohe böhmische oder 
schlesische Landesbeamte, z. B. den Oberstkanzler oder den 
Vizekanzler Böhmens, welche, genau wie später die kaiserlichen 
Kommissare im Reich, dem Domkapitel eine landesherrliche 
Proposition übermittelten und nicht dem Wahlakt, wohl aber. 
seiner kirchlichen Einleitung und der Proklamation beiwohnten, 
anscheinend in der Regel auch der Stellungnahme des Kaisers- 
Königs gegenüber dem Neugewählten unmittelbar nach dem 
Wablakt Ausdruck gegeben haben. 

Für Olmütz, wo die erste bekannte Erwähnung von 
1637 datiert, erstattete.am 23. April 1660 das k. Tribunal 
für Mähren ein Gutachten, nach welchem die Wahl im Bei- 
sein eines k. Kommissars stattzufinden habe, dem ein votum 
propositivum zustehe 2). In Breslau, wo der kaiserliche Hof 
etwa seit dem 17. Jahrhundert regelmässig seinen Kandidaten 
durchsetzte gegen den harten, oft erneuten Widerstand des 
Kapitels, das die Wahl nicht zu einer Scheinwahl werden 
lassen wollte’), finden wir von 1596 an stets kaiserliche 
9) Vgl. Anton Breitenbach, Die Besetzung der Bistümer Prag 
und Olmütz bis zur Anerkennung des ausschliesslichen Wahlrechts der 
beiden Domkapitel, Z. d. deutschen V. f. d. Gesch. Mährens und Schlesiens 
VII 1904 S. 1ff.; auch B. Dudik, Mährens allgemeine Geschichte X 
Brünn 1883 8.19 f. Luksch, Art. Olmütz, Kirchenlexikon? IX Sp. 835 ff. 
Für Breslau: Heyne, Dokumentierte Geschichte des Bistums Breslau 
II S. 346 ff. Im 19. Jahrhundert: Olmütz auf Grund der const. Suprema 
von 1777 (Pius VL), Breslau auf Grund der Bulle De salute animarum 
vom 16. Juli 1821, Hinschius ILS. 658. 

2), Christian Ritter d’Elvert, Zur Geschichte des Erzbistums 
Olmütz, Beiträge zur Österreichischen Rechtsgeschichte III. Teil, Schriften 
der Historisch-statistischen Sektion der k. k. mährischen Gesellschaft zur 
Beförderung des Ackerbaues, der Natur- und Landeskunde, Brünn 1895 
S. 145. Die folgenden Erwähnungen für die Wahlen von 1711, 1738, 
1745, 1761; vgl. auch die ausführlichen Wahlschilderungen von 1811, 
1815 und 1855, ebenda $. 145 ff. Note. 

°) Die Literatur über die Bischofswahl seit dem 15. Jahrhundert bei 
Stutz, Bischofswahlrecht $. 140 ff. 
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Wahlkommissare in der geschilderten Tätigkeit!), die dem 
kaiserlichen Willen gegenüber dem Kapitel in rücksichtsloser 
Weise Geltung verschafften: so insbesondere gegen die Wahl 
des Bonaventura Hahn 1596, des Grafen Lichtenstein 1682 
und für Kardinal Sinzendorf 1732°). Am 29. August 1720 
erging ein k. k. Reskript des Inhalts: electiones in eo 
regno celebrandas in praesentia Commissarli Regii, cujus sit: 
1. monere ad electionem personae idoneae, et quantum fieri 
possit, etiam indigenae, 2. providere ne supremo iuri patro- 
natus aut aliis iuribus regiis aliquid detrahatur, 3. examinare 
statum fundationis una cum administratione bonorum, 4. prae- 
seribere Oapitulo necessitatem praesentandi personam electam 
ad confirmationem regiam?). Obwohl unmittelbare Hinweise 
noch fehlen, kann es hiernach doch als wahrscheinlich gelten, 
dass dies im 17. Jahrhundert mit der zunehmenden Macht- 
stellung des Landesherrn in den Erblanden bereits völlig aus- 

!) Heyne III S. 801 (1596), 802 (1598), 804 (1600), 839 ff. (1625). 
Bei den Wahlen von 1447 und 1520, über die wir genau unterrichtet 
sind, findet sich von Kommissaren oder Gesandten noch keine Spur. 
Franz Xaver Seppelt, Die Anfänge der Wahlkapitulationen der 
Breslauer Bischöfe, Z. d. V. f. Gesch. u. Alt. Schlesiens IL 1915 S. 192, 
194 ff. Carl Otto, Ueber die Wahl Jakobs von Salza zum Bischof 
von Breslau und die derselben unmittelbar folgenden Ereignisse (1520 bis 
1521), ebenda XI 1871 S. 303 ff. Ferdinand Troska, Die Bewer- 
bungen des Markgrafen Johann Albrecht von Brandenburg um den Bres- 
lauer Bischofssitz im Jahre 1520 und 1521, ebenda XXIX 1895 S. 1 ft. 

2) (Joseph) Jungnitz, Die Bischofswahl des Bonaventura Hahn 1596, 
ebenda XXXIV 1900 S. 258 ff., 258 fi., 283. Derselbe, Die Breslauer 
Bischofswahl 1682/83, ebenda XXXV 1901 S. 245 fi., 254 f£ Colmar 
Grünhagen, Die Bischofswahl des Kardinals von Sinzendorf 1732, 
ebenda XXVI 1892 S. 196 ff., 199 ff. Preussen übernahm das Institut 
des Wahlkommissars und wendete es erstmalig bei der Koadjutorwahl 
des Prinzen Hohenlohe im Jahre 1787 an, Colmar Grünhagen, Das 
Bistum Breslau nach dem Tode Friedrichs des Grossen, ebenda XXVII 
1394 8. 179 f#., 204 ff. 

») Johannes Franeiscus Lotharius de Schrodt, Institu- 
tiones Juris Canonici, III partes Pragae 1771—74 lib. I tit, V $ 337. 
Neller in Schmidts Thesaurus II p. 729 s. 


124 H.E. Feine, Besetzung der Reichsbistümer (1648—1803). 


gebildete Institut gegen Ende des Jahrhunderts mehr oder 
weniger bewusst auf das Reich übertragen worden ist oder 
mindestens zur Ausgestaltung der kaiserlichen Gesandtschaften 
zu Wahlkommissaren wesentlich beigetragen hat. 


II. Die Exklusive. 


Im 17. Jahrhundert war es etwas ganz Selbstverständ- 
liches, dass die kaiserlichen Gesandtschaften bei den Bischofs- 
wahlen die Interessen ihres Hofes betreffs der Kandidaten, 
genau wie die Gesandtschaften anderer Fürsten, gegenüber 
dem Kapitel nicht nur auf den geheimen Wegen der Diplo- 
matie, sondern auch öffentlich vertraten, indem sie etwa bei 
ihren offiziellen Kapitelsaudienzen in der mündlichen Ansprache 
einen Kandidaten empfahlen und kaiserliche Empfehlungs- 
schreiben dem Kapitel überreichten oder auch von der Wahl 
bestimmter Persönlichkeiten mehr oder weniger deutlich ab- 
mahnten. Auch die päpstlichen Eligibilitätsbreven und Dis- 
pense wurden häufig durch die Gesandtschaften des Hofes, 
der sie erwirkt hatte, dem Kapitel vorgelegt. Das änderte 
sich auch zunächst nicht mit der Ausbildung des kaiserlichen 
Wahlkommissars als eines reichsrechtlichen Institutes. Es 


!) Bei der Passauer Wahl von 1689 empfahl der Wiener Gesandte 
Graf Kaunitz durch besondere kaiserliche Handschreiben Graf Johann 
Philipp von Lamberg, dasselbe tat der bayerische Wahlkommissar; 
Hansiz, Germania Sacra I p. 779. Buchinger, Gesch. d. Fürsten- 
tums Passau S. 416. Schroedl, Passavia Sacra, 8. 865. Vor der 
Wahl des Joseph Dominicus Grafen Lamberg im Jahre. 1723 in Passau 
arbeitete der bayrische Gesandte für einen bayrischen Prinzen, der kaiser- 
liche für einen Österreichischen Untertan und gewann elf Kapitulare zu 
einer Verabredung für eine Wahl ex gremio. Demgegenüber berief sich 
der bayrische Gesandte auf die Wahlfreiheit. Hierauf erklärte das Kapitel, 
es wolle keinen Reichsuntertan für wahlunfähig erklären, wählte aber 
gleichwohl den österreichischen Kandidaten. Hansiz p.817; Buchinger 
3.440; Schroed1 8.371. — Auch die Salzburger Koadjutorwahl von 1705 
erfolgte unter starkem kaiserlichem Druck. Der zugleich zur Schlichtung 
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entstand sogar am kaiserlichen Hofe die Tendenz, diesen bis- 
her rein diplomatischen Einfluss nach der negativen wie nach 
der positiven Seite hin zu einem rechtlichen zu gestalten. Der 
Kaiser nahm einerseits wie bei der Papstwahl, so auch bei 
der Bischofswahl das Recht der Exklusive in Anspruch und 
verlangte anderseits, dass die Kapitel die kaiserlichen Rekom- 
mendationen mit dem schuldigen Respekt beachteten. 


1. Bei der Kölner Wahl des Jahres 1688!) trat der 


kaiserliche Ausschlussanspruch zum erstenmal in Erscheinung 


der Beschwerden des Kapitels nach Salzburg entsandte Kommissar Grat 
Windischgrätz hatte die Aufgabe, „die Wahl eines grati Coadjutoris durch- 
zuführen‘, und zwang das Kapitel durch Nichtannahme seiner Beschwerden 
zur Ausschreibung der Wahl. Die Aufnahme der Klausel „ad electionem 
grati Coadjutoris“ konnte er freilich nicht durchsetzen. Auch wählte 
das Kapitel nicht den vom Kaiser empfohlenen Bischof von Augsburg, 
sondern Franz Anton Grafen Harrach, Bischof von Wien. Zauner, Chronik. 
von Salzburg IX S. 429 ff. 

!) Aus der umfangreichen Literatur sei hervorgehoben: Gundling, 
Discours über den vormaligen und itzigen Stand der deutschen Chur- 
fürstenstaaten IV S. 1202 ff., mit Urkundenmaterial. Ennen, Frankreich 
und der Niederrhein I S. 470. Ch. Gerin, Le pape Innocent XI et 
l'election de Cologne en 1688, Revue des questions historiques XXXIII 
1883 p. 81ss. Hans Prutz, Die Kölner Wahl und Frankreichs 
Friedensbruch 1688, Histor. Taschenbuch begründet von Friedrich 
von Raumer, herausg. von W.Maurenbrecher 6. Folge IX. Jahrg. 
Leipzig 1890 S. 163 ff. Ernst Münch, Geschichte des Hauses und 
Landes Fürstenberg, III Aachen und Leipzig 1832 S. 308 £., 313 ff., 320 f. 
M. Huisman, Essai sur le regne du Prince Ev&que de Liege Maximilien 
Henri de Baviere, Memoires publiees par l’Academie royale du Belgique 
LIX 1899/1900, p. 143ss. Max Immich, Papst Innozenz XI. 1676 bis 
1689, Berlin 1900 8. 77 fi. Vor allem die gründliche Arbeit Ernst 
Böhmländers, Die Wahl des Herzogs Joseph Klemens von Bayern 
zum Erzbischof von Cöln 1688, Oberbayr. Arch. f. vat. Gesch., München 
LVI 1912 S. 173 f£., LVII 1913 S. 224 ff. Urkunden und zeitgenössische 
juristische Streitschriften bei Londorp, Acta publica XIII 1708 p. 601 ss., 
XIV 1714 p. 83 ss. Lünig, Reichsarchiv V S. 465 ff., VII 8. 367, XVI 
S. 898 ff. Vgl. auch Moser Th. UI S. 301 f. und Gundling IV S. 1202 ff 
Ferner: Erdmannsdörffer, Deutsche Geschichte IS. 719 ff. H.v 
Zwiedineck-Südenhorst, Deutsche Geschichte im Zeitraum der Grün 


126 H. E. Feine, Besetzung der Reichsbistümer (1648—1803). 


und gewann rechtlich klare Form. Etwa seit der Gründung 
des Rheinbundes (1659) stand das Erzstift Köln unter seinem 
unselbständigen Kurfürsten Maximilian Heinrich, Herzog von 
Bayern, und seinen beiden allmächtigen Ministern und Günst- 
lingen Franz und Wilhelm Egon von Fürstenberg durchaus unter 
dem Einfluss Ludwigs XIV. Das Ziel der kaiserlichen wie jeder 
deutschen Politik musste es sein, Kurköln vor dem Schicksal 
Strassburgs zu bewahren, das ihm drohte, wenn dem franzö- 
sischen König gelang, seinem ergebenen Anhänger, Kardinal 
Wilhelm von Fürstenberg, Bischof von Metz und Strassburg, die 
Nachfolge in Köln zu sichern. Zwar die am 7. Januar 1688 
vollzogene Koadjutorwahl Fürstenbergs !) wurde vor ihrer Be- 
stätigung durch den Tod des Kurfürsten am 4. Juni hinfällig, 
Fürstenberg hatte aber noch immer eine feste Majorität im 
Kapitel hinter sich und als Dechant und Kapitelsvikar, auf 
französische Truppen in Bonn gestützt, die Macht in Händen. 
Oesterreichs und Bayerns Hoffnung beruhte auf dem Papste, 
welcher die dem Kardinal verweigerte Eligibilität dem jungen 
Herzog Clemens Joseph von Bayern gewährt hatte. Der Ge- 


dung des preussischen Königtums, 2 Bde. Stuttgart 1890, 1894, IS. 584 f., 
IIS.5fi. — Parallelen zum Vorgehen Frankreichs aus dem Mittelalter 
bei Kern, Französische Ausdehnungspolitik, bes. S. 45 ff., 324 ff. 

!) Der neben dem äusserst geschickten bayrischen Geschäftsträger 
Dr. Johann Friedrich Karg in Köln weilende kaiserliche Sondergesandte 
Graf Kaunitz verlangte im Namen des Kaisers am 4. Jänner vor dem 
Kapitel vergeblich mit Rücksicht auf den guten Gesundheitszustand des 
Kurfürsten die Einstellung der Koadjutorwahl, da sonst Köln dem Reiche 
unwiederbringlich verloren gehe. Böhmländer, Oberbayr. Arch. LVI 
S. 202, 213. Am 14. Juni ersuchte der Kaiser sämtliche Kurfürsten, dem 
Kardinal als Untertan Frankreichs (vgl. oben 8.63 f,) die Aufnahme ins 
Kurkolleg zu verweigern, die Koadjutorie für ungültig zu erklären und 
dem Kapitel die Anerkennung Fürstenbergs als Koadjutor oder Eirzbischof 
zu widerraten, eine Aufforderung, der nur Brandenburg nachkam. Vom 
Kapitel verlangte der Kaiser, es solle jeden weiteren Schritt in der 
Wahlfrage bis zur päpstlichen Entscheidung unterlassen, und drohte mit 


anderweitiger Verfügung über die Regalien (20. Juni), Böhmländer 
3.285, 
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sandte Graf Kaunitz war vom Kaiser zunächst nur zu „einem 
Appell an das nationale Gewissen der Domherren* beauftragt. 
Unter der Einwirkung des bayrischen Bevollmächtigten Dr. Karg 
wurde seine Ansprache an das Domkapitel am 14. Juli 1688 
„zu einer flammenden Anklage gegen den kurkölnischen Minister 
contra patriam“ '). Kaunitz erinnerte daran, dass mit der 
geistlichen Würde nicht nur ein Fürstentum als Reichslehen, 
sondern die Kurwürde verbunden sei. Ein Mann wie Fürsten- 
berg aber könne nicht zum Kurkolleg zugelassen werden. Die 
Wahlfreiheit des Kapitels sei vielmehr durch das Reichsinter- 
esse beschränkt. Der Kaiser wolle die Wahlfreiheit des 
Stiftes gegen Frankreich schützen; der Kardinal aber dürfe 
nicht gewählt werden, vielmehr möge das Kapitel einen wür- 
digen Mann aus seiner Mitte in schriftlicher und geheimer 
Abstimmung wählen ?).. Am 19. Juli erklärte dann Kaunitz 
im Auftrag des Kaisers kurz vor Beginn der Wahl dem Kapitel, 
wenn Fürstenberg durchdringen sollte, werde der Kaiser die 
Regalien der Kur von der erzbischöflichen Würde trennen °). 

Man sieht, der Kaiser sprach sich zunächst nicht grund- 
sätzlich ein Ausschlussrecht zu, sondern erklärte, in diesem 
einen ausserordentlichen Falle die Regalien im Reichsinteresse 


!) Böhmländer, Oberbayr, Arch. LVI S. 241 f. Der Inhalt der 
Rede ist angegeben bei Ennen, Frankreich und der Niederrhein I 
S. 488 f. Ferner bei Londorp XII p. 605 ss., XIV p. 127 Bs. und 
danach bei Moser Th. III S. 301 f, 

2) Londorp XIV p.128A: ... Non posse virum talem ad Collegium 
Eleetorale admitti, nec esse dubium, quin parem haec nova postulatio, 
si fiat, cum priore sit sortitura effectum. Nullam igitur a Capitulo in 
persoram D. Cardinalis faciendam esse reflexionem, nolle tamen Majesta- 
tem Caesaream per hoc libertati suffragiorum quicquam praeiudicare, 
imo eandem potius tueri, ne hie pariter, uti et Argentinae factum prorsus 
adimatur. Considerandum esse, quod Dioecesibus Germaniae temporalis 
Jurisdictio cum Regalibus adnexa sit, ideoque non posse illis illimitatam 
plane eligendi libertatem competere; sed etiam in tantum esse restrictam, 
ut non liceat ab interesse Imperii recedere, 

2) Ennen a. a. 0, 8.491. Böhmländer, Oberbayr, Arch. LVI 
S. 244. t 
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verweigern zu müssen und verlangte vom Kapitel hierauf 
Rücksichtnahme !). Die vielleicht gar nicht von Wien ange- 
regte Behauptung von der Beschränkung der Wahlfreiheit 
durch das Reichsinteresse wies jedoch weiter. Und praktisch 
lag tatsächlich in den Erklärungen des Grafen Kaunitz ein 
Ausschluss von der Wahl. Von der Gegenpartei ist das Vor- 
gehen des Kaisers auch so aufgefasst worden: In seiner 
„Praeliminaris et summaria responsio“ weist Fürstenberg auf 
den Widerspruch der kaiserlichen exclusio zur Wahlfreiheit 
der Kapitel hin ?), ebenso in seiner „Exacta facti species“ auf 
die Verletzung des kanonischen Rechtes durch einen welt- 
lichen Exklusiveingriff in die Wahl’). Am 9. August wurde 
in einer Kapitelsitzung ein Rundschreiben an die deutschen 
Domkapitel beschlossen, man möge sich gemeinsam beim Kaiser 
verwenden, dass dieser künftig „keinen vor den anderen, bey 
erfolgenden Wahlen specialiter recommendieren, viel weniger 


!) Ebenso in dem bei Moser Th. III S. 305 als Antwort des Kaisers 
an Ludwig XIV. ohne nähere Angabe abgedruckten Schreiben. 

?) Praeliminaris et Summaria, purae tamen innitens veritati 
Responsio Eminentissimi Principis Cardinalis de Furstenberg etc. data 
ad propositionem a Sacrae Caesareae Majestatis Legato, Excellentissimo 
Comite de Kaunitz, decima quarta Julii 1688, Illustrissimo et Reveren- 
dissimo Capitulo Metropolitano Coloniensi praelectam. Londorp XIII 
p- 604 ss. (auch: Exacta facti species, Bonnae 1688 p. 47 ss. und 
inExposition du droit de M. le Card. de Furstenberg, Paris 1688 
p. 1 ss.) Non bene conveniunt exclusio D. Cardinalis et libera suffragiorum 
conservatio, quae utinam non minorem hic, quam Argentorati pateretur 
diminutionem, ubi nemo exclusus, imo nec unus prae altero .... specialiter 
commendatus fuit. 

®) Exacta facti species cum solida remonstratione non existen- 
tis praetensae electionis Serenissimi Principis Josephi Clementis Duecis 
Bavariae etc, Londorp XIII p. 617 ss. (auch gesondert Bonnae 1688 
und Exposition du droit ete., Paris 1688 p. 1ss.) p. 629 B: Quidquid 
autem sit, an... Cardinalis ... sub pretextu tam enormium delictorum 
3psi in praefata Capitulari propositione Domini Comitis de Kaunitz 
imputatorum non citatus, non auditus, non convictus, ab electione vel 
postulatione passiva, per potestatis saecularis Ministrum excludi potuerit, 
uti minime fieri posse probat Passerinus. 
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aber diesen oder jenen Exclusivam geben“ lasse). Auch Lud- 
wig XIV., der sich wieder einmal zum Schützer deutscher 
Reichsgrundgesetze und Freiheiten aufwarf, sprach von einer 
„exclusion formelle de la part de !’Empereur“ ?). Schliesslich 
stellte auch die „Justitia triumphans“, die ausführliche Ver- 
teidigungsschrift der Wahl des Joseph Clemens, den Grundsatz 
auf, Wahlfreiheit dürfe nicht Wahlwillkür bedeuten; notorische 
Reichsfeinde seien ebenso wie kirchlich Disqualifizierte von der 
Wahl von vornherein ausgeschlossen und vom Kaiser auszu- 
schliessen?). Zur Begründung wird hier zum ersten Male das 
Wormser Konkordat herangezogen, auf Grund dessen der Kaiser 
das Recht behalten müsse, einem Feind des Reiches die Regalien 
zu verweigern ‘!). 

Im Laufe des Kölner Wahlstreites von 1688 tritt also 
das kaiserliche Exklusivrecht bei Bischofswahlen, zunächst nur 
gegen offenbare Reichsverderber gerichtet, zuerst in die Er- 
scheinung, und zwar auf der Grundlage eines Regalienver- 
weigerungsrechtes, das, wie wir noch sehen werden, im An- 
schluss an diese aufsehenerregende Wahl in der Literatur häu- 
fig erörtert wurde. Obwohl in diesem Fall der Kaiser die 
öffentliche Meinung Deutschlands durchaus auf seiner Seite 


!) Böhmländer, Oberbayr. Arch. LVII S. 234. Die wichtigen 
Stellen bei Moser Th. III S. 302 f. 

2, Böhmländer.a.a. O.S. 236. Moser Th. III S. 304 £. 

3) Justitia Triumphans seu Profligatum Bellum, quo Electio 
Canonica de Persona ... Josephi Clementis.... per Satyram quandam..., 
impugnata ... optimis et solidissimis fundamentis Juris Canoniei propu- 
gnatur et defenditur, bei LondorpXIV p.88 ss., p. 107 B: ... quapropter 
eligendi libertas dietis capitulis concessa, merito in tantum restringenda 
et circumscribenda est, ut saltem non eligant Caesari et Imperio notorie 
infensum, exosum et ingratum, considerando quod inhabiles et odiosi in 
qualibet concessione sint exclusi. P. 108 B Der Kaiser darf dem Kapitel 
legem dare, ne in eleetionibus suis talem personam eligant, quae ratione 
connexae dignitatis temporalis a sua Sac. Caes. Majestate et Imperio ex 
causis relevantibus, certis et cognitis ad gremium consultationum publi- 
carum non admitti potest, sed ab investiturae rejiei deberet. 

*) p. 107 Ba. 
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hatte, scheute man sich doch, die Konsequenzen zu ziehen; die 
Aufnahme des Joseph Clemens ins Kurfürstenkolleg erfolgte 
erst, als die päpstliche Entscheidung zu seinen Gunsten ge- 
fallen war !). Zudem verwarf der ganz von streng kirchlichen 
Doktrinen und Idealen erfüllte Innocenz XI. die Postulation 
Fürstenbergs nicht mit Rücksicht auf die kaiserliche Exklu- 
sive oder auf die politische Stellungnahme des Kaisers, sondern 
wegen der ihr anhaftenden kanonischen Mängel ?). 


2. Bei der Wahl des Jahres 1706 in Münster trat 
dann Joseph I. mit der kaiserlichen Exklusive als einem un- 
verhüllten Machtanspruch offen hervor’). In der Absicht, seinem 
Verwandten, Herzog Karl von Lothringen, Bischof von Osna- 
brück, zum Bistum Münster zu verhelfen, und empört darüber, 
dass der Paderborner Bischof Franz Arnold von Metternich, dessen 
Unterstützung er sicher zu sein glaubte, plötzlich als erfolg- 
reicher Mitbewerber auftrat, liess der Kaiser diesem durch seinen 
Wahlkommissar die förmliche Exklusive erteilen. Graf Eck gab 
am 26. Juli, drei Tage vor dem festgesetzten Wahltermin, vor dem 
Kapitel die Erklärung zu Protokoll*): „dass der Bischof von Pader- 


!) Böhmländer, Oberbayr. Arch. LVII S. 225 ff., 230, 237, 255, 272 ff, 

2) Böhmländer, a.a. 0. S. 238, 251f., vgl. G&erin p. 108 ss., 127. 

3) J. Ph. Abelin, Theatrum Europaeum XVII, Francofurti a. M. 
1718, annus 1706 p. 161ss. Europäische Fama von 1706 LVI. Theil 
S.646 fi. Faber, Staatscanzley XLS. 689 ff. (enthält einige Aktenstücke). 
Relation veritable de ce qui s’est passe ä& Munster au sujet de 
V’Election del’Ev&que d’aujourd’hui, par une personne desinteresse, Mayence 
1706, 1707, auch deutsch übersetzt Mainz 1706. Moser Th. III S. 305 ff., 
Th. XI S. 364 ff. (mit Aktenstücken). Eberhard Wiens, Geschichte- 
der Wahl des Bischofs von Münster Franz Arnold von Metternich 1706, 
2. f. vat. Gesch. u. Altkde. (Westf.) VI 1843, S. 127 ff. Erhard, Ge- 
schichte Münsters S. 568 f. Woker, Die Bischofswahlen von Münster 
in den Jahren 1706 und 1719, Der Katholik LXVIII 1888 S. 141 ff. 

*) Wiens a.a. 0. 8. 135 nach dem Wahlprotokoll, Moser Th. III 
S. 306. Die Instruktion Ecks lautete dahin, Metternich die Exklusive zu 
geben und zu erklären, dass ihn der Kaiser, auch wenn die Wahl und 
die Konfirmation zustande kämen, nimmermehr mit der weltlichen Herr- 
schaft belehnen werde, Moser und Wiens a.a. O0. Die Versuche Ecks, 
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born eben derjenige sei, in welchen Seine Kaiserliche Majestät 
solche Diffidenz gesetzt, dass Sie deretwegen nicht nur jeden- 
falls in Rom sich seiner Konfirmation zu widersetzen, sondern 
auch die Regalien und Weltlichkeiten zu verweigern veranlasst 
worden, mithin ein hochwürdiges Domkapitel ermahnet, auf 
eine andere Ihrer Majestät anständigere Person die bevor- 
stehende Wahl zu richten, hierauf gebührende Reflexion zu 
nehmen und dem ganzen Hochstift keine gefährliche Weit- 
läufigkeit und Unruhe zuzuziehen, widrigenfalls diejenigen, 
welche dagegen handelten, es zu seiner Zeit zu verantworten 
wissen würden.“ Gleichzeitig wiederholte ein kaiserliches Reskript 
den Ausschluss Metternichs und die Empfehlung Lothringens !). 
Die treibende Kraft hierbei war der junge Reichsvizekanzler 
Friedrich Karl von Schoenborn ?), der auf die Notwendigkeit 
einer kräftigen kaiserlichen Reichsregierung im Interesse der 
katholischen Religion hinwies;: Man müsse bedacht sein auf 
„Combinier- und Zusammenziehung der katholischen Bistümer, 
umb nach Erforderniss der jetzigen gefährlichen Conjunctur 
denen Protestierenden so viel immer möglich das Gewicht zu 
halten“ ?). 

Der Schritt des Kaisers erregte nicht geringes Aufsehen 
in Deutschland, zumal auch ein vom Kaiser erwirktes päpst- 
liches Breve die Wahl um einen Monat verschob. Nicht nur 
Preussen und die Generalstaaten traten als Verfechter der 
Wahlfreiheit und der deutschen Konkordate gegen die Ex- 
klusive auf*), vor allem der Kurfürst von Mainz, Lothar Franz 


das Ziel des Wiener Hofes ohne förmliche Exklusive zu erreichen, waren 
vergeblich, 

!) Gedruckt bei Faber S. 702 ff, und danach bei Moser 8. 307 f. 

?) Ueber Friedrich Karl von Schoenborn als Reichsvizekanzler und 
weiter über den Versuch des Kurerzkanzleıs Lothar Franz, durch seinen 
Neffen und die Reichskanzlei Einfluss auf die kaiserliche Reichspolitik zu ge- 
winnen, vgl. im allgemeinen Wild, Lothar Franz von Schoenborn S8. 130 ff. 

3) Woker S. 142, 147. 

4 Die Schreiben bei Faber, Staatscanzley XI S. 696 ff., 705 ff., 
Moser Th. III S. 308 fi, 
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von Schoenborn, tadelte das Vorgehen des Kaisers, die Exklu- 
sive könne „sehr weit ausgehende Difficultäten und schädliche 
Folgen haben, alle Stifter würden für die Freiheit der Wahl 
eintreten und für die ihrige fürchten“ ). Der Kaiser versuchte 
zunächst seinen Standpunkt aufrechtzuerhalten ?), musste aber 
dem starken Druck der Reichsstände nachgeben, die Exklusive 
aufheben und stellte die Entscheidung der Kurie anheim °). 
Der Papst erklärte die unterdessen erfolgte Wahl beider Kan- 
didaten für ungültig und ernannte ex plenitudine potestatis 
Metternich zum Administrator von Münster. Der Vorschlag 
des Reichvizekanzlers, dem Kaiser, um seinem Ansehen genug- 
zutun, für diesen Fall eine förmliche Approbation der Wahl 
zu gestatten, wurde vom Kurfürsten von Mainz als den deutschen 
Stiftern präjudizierlich abgelehnt ®). 

Damit hatte allerdings die kaiserliche Politik eine Nieder- 
lage erlitten, die nicht mehr gutzumachen war. Seitdem ist es von 
der kaiserlichen Exklusive bei Bischofswahlen in der Praxis still 
geworden. Gelegentlich der Kölner Wahl des Clemens August 
von Bayern im Jahre 1722 hören wir noch, dass der Reichs- 
vizekanzler Friedrich Karl von Schoenborn für den Kaiser das 
Recht der Exklusive in Anspruch nahm’). Auch das Reichs- 
hofratsdeputationsgutachten über die Würzburger Bischofs- 
wahl von 1724 sprach dem Kaiser vi supremae potestatis recto- 
riae et advocatiae das Ausschlussrecht zu ). In der Praxis aber 


1) Woker 8. 147. 

?) In einem Antwortschreiben des Kaisers an die Generalstaaten 
heisst es: Libertas Capitulorum Germanicorum in eligendis Presulibus Nobis 
prae aliis vi officii Nostri curae esse debet, et est ita, ut vix credamus 
Capitula hac in parte opem et praesidium vestrum requisitura esse; non 
etiam is libertas illa, unius alteriusve personae probabili exclusione, 
cuius exempla non omnino insolita sunt, adimitur, quandoquidem illis 
inter plurimos elegibiles liberrimum arbitrium relinquitur. Faber 8. 729 £., 
Moser S. 311. s 

®) und *) Woker 8. 155, 160. 

°) Sommer, Die Wahl des Herzogs Clemens August von Bayern 8.47 f. 

°) Merkwürdige Reichshofrathsgutachten Th. I 8. 19 f. 
Vgl. unten $. 134 ff. 
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hütete man sich, von diesen Recht Gebrauch zu machen, den 
Wahlgesandten wurde ausdrücklich jede Form der Exklusive 
untersagt !). Besonders Kaiser Joseph I. hat ausdrücklich 
den Grundsatz der formellen Wahlfreiheit anerkannt ?). 


II. Das kaiserliche Empfehlungsrecht. 


1. Der Kaiser erhob häufig einen gewissen Anspruch darauf, 
seine Empfehlung auch beachtet zu sehen, während sich die 
Kapitel gerade dagegen heftig sträubten, um nicht ihre Nach- 
giebigkeit gegen den kaiserlichen Willen zur rechtlichen Ver- 
pflichtung erstarren zu lassen. Eben deshalb nahmen sie viel- 
fach auf den kaiserlichen Wunsch keine Rücksicht ?). 

So empfahl der Kaiser im Jahre 1706 dem Domkapitel 
von Münster unter ausdrücklicher Aufrechterhaltung der Wahl- 
freiheit den Bischof von Osnabrück, Herzog Karl von Loth- 
ringen zur Postulation *), schritt aber dann, als er sein Ziel 
auf diplomatischem Wege nicht erreichen konnte, zur förm- 


!) Instruktion zur Würzburger Wahl 1724, zur Eichstätter Wahl 
1725, Reichshofrathsgutachten IS. 190, 202. Vgl. auch betreffend 
Eichstätt 1784, Guglia, Bischofswahlen in den deutschen Reichsstiftern 
unter Joseph I. MJOeG. XXXIV S. 298. 

?) Guglia, MJOeG. XXXIV 8.296 ff., bes. S. 299,309, 314. Unten S. 158. 

9) Moser Th. III S. 300, Bd. III 8. 290. Sartori 12 8. 226. 
Guglia, MJOeG. XXXIV S. 309. 

#) Aus einem Schreiben Josephs I. an das Kapitel: „... Wir lassen, 
im übrigen (d. h. abgesehen von der Exklusive Metternichs), dem Capitel 
die ihm zustehende freye Wahl ungekränckt, und da Wir, nebst Ihro 
Päbstl. Heiligkeit, dissmal dazu vor andern des Bischoffs zu Osnabrüg 
Lbd. gnädigst recommendiren, ist es so weit an dem, dass eure Wahl- 
freyheit dadurch im geringsten berührt werde, dass selbige vielmehr be- 
stärcket wird, indem Wir sowohl, als Ihr Päbstl. Heiligkeit, gesehen, da:s 
die Beystimmung von eines jeden freyen Willkühr dependire, und Wir 
diejenigen zu loben, auch es um sie dancknehmig zu erkennen haben, 
welche mit Ihro Päbstl. Heiligkeit und Unserer Meinung die Ihrige ver- 
einigen, und eine solche doppelte Recommendation bey sich gelten lassen 
werden, darnach ihr euch denn zu richten wissen werdet...“ Moser 
Th. III S. 307 £. 
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lichen Exklusive des erfolgreicheren Nebenbuhlers, des Pader- 
borner Bischofs Franz Arnold von Metternich, allerdings vergeb- 
lich”). Die Würzburger Wahl von 1724 gab dann An- 
lass, dass sich der Reichshofrat mit den kaiserlichen Rekom- 
mendationen beschäftigte ?). Noch vor Eintreffen des Botschaf- 
ters hatte der Kaiser durch Reskript dem Kapitel seinen Reichs- 
vizekanzler, Friedrich Karl von Schoenborn, seit 1708 Koad- 
jutor seines Oheims Lothar Franz in Bamberg, zur Wahl 
empfohlen. Das Kapitel hatte sich daraufhin, um dem bei An- 
kunft des Kommissars zu erwartenden Druck zu entgehen, 
schriftlich in einer Art Vorwahl auf die Person seines Dechanten 
Christoph Franz von Hutten verpflichtet, so dass dem Gesandten 
Graf Wurmbrandt nach’ seiner Ankunft die Unwirksamkeit 
der kaiserlichen Empfehlung bald klar wurde°®). Auf seinen 
Bericht wies ihn der Kaiser an, von den Domherren die Zurück- 
nahme der Verpflichtung zu verlangen und die Empfehlung unter 
sorgfältiger Vermeidung einer Exklusive zu wiederholen ®). 


!) Oben S. 130 ft. 

2) Merkwürdige Reichshofrathsgutachten I S. 141 ft. 
Nach einer Einleitung des Herausgebers S. 141—152 folgt S. 153—186 
die ausführliche „Schlussrelation des kaiserlichen Commissars Grafen von 
Wurmbrandts über die im Jahre 1724 zu Wirzburg vorgenommene Bischoffs- 
wahl“, dann S. 187—191 ein „Kaiserliches Rescript an den Kaiserl. 
Commissarium zu Wirzburg, Grafen von Wurmbrandt, die dortige Wahl 
betreffend,“ und schliesslich (S. 192—203) das auf der Schlussrelation 
beruhende „Reichshofrathsdeputationsgutachten über die Wirzburgische 
Bischoffswahl vom Jahre 1724, insonderheit über die Frage: wie sich 
künftig bey den Wahlen deutscher Bischöffe zu benehmen sey?* Be- 
sonders das Verhalten des Kommissars und des kaiserlichen Hofes bei 
Rechtswidrigkeiten im Wahlvorgang und die kaiserliche Empfehlung 
werden ausführlich behandelt. 

®) Auf seinen Vortrag beim Kapitel erhielt Wurmbrandt die übliche 
Antwort, man würde eine solche Person wählen, welche dem Stift nütz- 
lich und Ihro Kaiserl. Majestät angenehm sein könnte, S. 174. 

*) Reskript S. 190: „Wir hielten annoch beständig dafür, dass 
bey jetzigen verwirrten Weltläuften und Religionshändeln, das Stift 
einen solchen Bischof und Regenten nötig habe, welcher demselbigen 
und dem Vaterland, sowohl durch guten Rath, als in der That standhaft 
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Auch hier gelang es dem Kaiser nicht, seinen Willen durch- 
zusetzen. Vor ernsteren Schritten, sei es einer Exklusive oder 
Regalienverweigerung, sei es auch nur bei der Kurie, schreckte 
er aber nach den üblen Erfahrungen gelegentlich der Mün- 
sterischen Wahl von 1706 zurück; so viel war ihm die Sache 
wohl nicht wert. 

Interessant sind nun die Folgerungen, die der Reichs- 
hofrat in seinem auf der Schlussrelation Wurmbrandts be- 
ruhenden Gutachten zieht: „Allerdings sind E. K. M. auch be- 
fugt, eine tüchtige Person, in welche Sie vor andern ein aller- 
gnädigstes Vertrauen setzen, einem wählenden Domkapitel 
vorzuschlagen; und ist dasselbe vor eine dergleichen Kaiserl. 
Vorschrift salva libera electione allen gebührenden Respect 
zu tragen, allerdings schuldig“ (S. 195). Wurmbrandts Gut- 
achten sprach dem Kaiser dies Recht als dem summus advo- 
catus und successor fundatorum der deutschen Reichskirchen 
zu und näherte es so dem Patronatrecht !). Gegen dies kaiser- 


vorstehen könne, welches beydes Wir in der Person unseres Reichsvice- 
canzlers wissen, und nicht zweifelten, dass er sich zuvörderst des Stifte, 
und deren Stände und Unterthanen Heil und Wohlfahrt aufs beste werde 
angelegen und empfohlen seyn lassen: Wenn Du denn zur Bestärkung 
Unserer Kayserl. Recommendation ferner noch hinzusetzen kannst, was 
Du nach der Sachen und der wählenden Gemüther Beschaffenheit möglich, 
diensam und förderlich erachten wirst. 

Wenn Du aber wegen Kürze der Zeit, oder anderer Ursachen besser 
zu sagen finden solltest, das Capitulum gleich zusammen rufen zu lassen, 
um ihnen insgesamt dieses vorzutragen, welches Wir Deinem Urtheil ledig- 
lich anheimstellen; so kannst Du dieses, wie vorstehet in Unserem Kaiser]. 
Namen verrichten: Wobey Du Dich sowohl aller Verheissungen, als Be- 
drohungen, sonderlich jemand die exelusivam zu geben, oder Unserer 
Verwickelung gänzlich zu enthalten, bevorab auch den päbstlichen Hof 
nicht mit einzumischen und die Unserem Reichsvicecanzlern von Seiner 
Heiligkeit ertheilte Bullam Bligibilitatis als eine päbstliche Recommen- 
dation nicht vor- oder anzuziehen hast, gestalten demselben dadurch 
nur die Erlaubniss und Qualification, dass er kann erwählet werden, zu- 
gelegt wird.“ 

1) 8.175 f. Des näheren führte er aus S. 157 f.: „Dass E. K. Maje- 
stät nach unzehligen in älteren und neueren Zeiten vorgekommenen 
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liche Recht habe sich das Kapitel, führt der Reichshofrat 
weiter aus, schwer verfehlt und zugleich mit der gesetzwidrigen 
und ohne Wahlkommissar vorgenommenen Vorwahl dem Kaiser 
weitere Schritte bezüglich Regalienverweigerung und bei der 
Kurie an die Hand gegeben. Doch empfehle sich ein zu 
scharfes Vorgehen jetzt nicht, vielmehr müsse man für die 
Zukunft vorbeugen durch „Extrahierung eines Verbotes solcher 
Gesetzwidrigkeiten seitens der Kurie“ und durch geeignete In- 
struktion der Wahlkommissare (8. 199 ff.). Allgemein könne 
man sagen, dass „Öffentliche Kaiserl. Recommendationes in 
dergleichen Wahlfällen selten ihren gewünschten Effect er- 
reichten“, eher das Gegenteil, daher empfehle es sich, „künftig- 
hin vor derley Öffentlichen recommendationen in publicis 
rescriptis an sich zu halten“, vielmehr die Entsendung des 
Wahlkommissars mit geheimer Instruktion zu beschleunigen, 
„da dann derselbe bey seiner baldigen Ankunft ın loco electio- 
nis, die Verbindungen oder Verständnisse deren Capitularium 
hindern, und die Sache weit leichter zu E. K. M. allerhöchsten 
Intention dirigieren könnte, als wenn die Abschickung nach 
bereits geäusserter allergnädigsten Meynung, und die Ankunft, 
re in Capitulo non amplius integra, geschiehet“. Dies be- 
deutete freilich bei theoretischer Aufrechterhaltung des kaiser- 
lichen Rechtsstandpunktes seine praktische Preisgabe. Johann 
Jacob Moser sprach es geradezu aus, dass der Kaiser nicht 
befugt sei, „einen Candidaten in solcher Maasse vorzuschlagen, 


Exempeln berechtigt, eine tüchtige Person, in welche Sie ein allergnä- 
digstes Vertrauen setzen, dem wählenden Domcapitul bestermasen nicht 
allein zu recommendiren, sondern auch, dass der schuldigste allerhöchste 
Respeckt gegen E. K. Majestät allerdings erfordern wolle, dass ein zeitl. 
Domeapitul in seinem gehorsamsten Antwortschreiben auf E. K. Majestät 
erlassenes Kaiserl. Rescript an dasselbe mit geziemender Bescheidenheit 
anzeige, oder wenigstens dem K. Commissario mündlich eröffne, wenn 
selbiges auf den Commendatum Caesareum in der beschehenen Wahl 
keine Reflexion machen könne noch wolle.“ Weiteres a. a. 0. 8. 174 fi. 


Ein Widerspruch zum Grundsatz der Wahlfreiheit könne hierin nic).t 
gefunden werden. 
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dass auf denselben notwendig müsse reflectiret werden“ !). In 
Uebereinstimmung mit den vom Reichshofrat aufgestellten 
Grundsätzen erging die Instruktion für den Kommissar bei 
der Eichstätter Bischofswahl von 1725 ?). 


2. Von da an hat sich während des ganzen 18. Jahr- 
hunderts der Wiener Hof die grösste Zurückhaltung mit 
amtlichen Empfehlungen auferlegt; insbesondere hat 
Kaiser Joseph II. sorgfältig den Anschein vermieden, die Wahl- 


') Th. HI Cap. 30 $ 10 8. 300; Bd. III Cap. 14 $ 35 8. 290. 
Noch weiter geht Sartori I2 S. 226: „Die Wahlfreiheit gestattet nicht, 
dass der Kaiser weder directe noch indirecte einen Candidaten vorschlage.“ 
Aehnlich die anonyme Schrift von 1789 „Ueber das kaiserliche Empfeh- 
lungs und Ausschlussrecht“ (unten S. 174 n. 2). Für ein wirksames kaiser- 
liches Empfehlungsrecht trat noch in jenen Jahren ein Johann Richard 
von Roth, in seinem Staatsrecht deutscher Reichslande, 2 Theile 
I Mainz 1788, Il Frankfurt und Leipzig 1792, 18.39 f. und seinem kaiser- 
lichen Empfehlungs- und Ausschliessungsrecht, unten S. 174 n. 2. 

2) Reichshofrathsgutachten Theil I S. 202 f. „... Indem 
nun dieser Vortrag (vor dem Kapitel) ganz general und auf niemand 
gerichtet ist, so soll auch unser Commissarius sich in seinen destfalls 
obhabenden Verrichtungen auf ein besonderes Subjectum weder für uns 
noch für sich auslassen, vielweniger die Wahlireiheit mit eiwas beschränken, 
beschweren, verwirren oder aufziehen, oder zuerkennen, vielweniger eine 
heim- oder öffentliche Exelusivam geben, dass uns dieser oder jener nicht 
anständig oder unangenehm sein werde, sondern diesfalls denen wählenden 
Kapitularen allerdings den freyen Willen zur Wahl lassen, vor allem 
jedoch ohnvermerkt zu penetrieren suchen, wohin die majora ihr Ab- 
sehen haben, und sich dann solchergestalten dabey aufführen und äussern, 
dass derjenige, welcher etwa zu der bischöflichen Würde gelangen möchte, 
sich über keine widrige Unserseitige officia zu beschweren, sondern viel- 
mehr Unsere unter der Hand angewandte Kaiserliche Güte zu glauben, 
zu erkennen, Uns derentwegen unterthänigsten Dank zu sagen und dafür 
verbunden zu seyn, Ursach habe, masen Unser Kaiser]. Commissarius 
für den, welcher die gewisseste Hoffnung hat, seine Officia, soviel es 
nämlich ohne einigen Schein oder Argwohn des Lasters der Simonie und 
Kränkung der nach denen geistlichen Rechten freyen Wahl geschehen 
kann, mit anwenden mag, ohne jedoch auch zu zeigen, oder sich merken 
zu lassen, dass er von Unsert- oder seinetwegen für einen mehr als den 
andern geneigt seye.“ 
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freiheit der Kapitel irgendwie amtlich beeinflussen zu wollen !). 
Als im Jahre 1788 der Reichsvizekanzler Graf Colloredo das 
Gesuch des Fürstbischofs von Regensburg, Grafen Törring, um 
kaiserliche Unterstützung bei der Freisinger Bischofswahl be- 
fürwortete, „jedoch unter genauer Beibehaltung des Grund- 
satzes der dem Domkapitel vollkommen belassenen Wahlfreiheit 
und ohne jemand andern ex gremio ein exclusivum zu geben“, 
bemerkte Kaiser Joseph eigenhändig: „Sie werden dem Fürst- 
bischof von Regensburg antworten, dass mir seine Wahl zu 
dem Bistum Freising besonders angenehm sein werde, dass 
ich aber bekanntermassen zum unveränderlichen Grundsatz 
angenommen hätte, den Domcapiteln durch Anempfehlungen 
nicht beschwerlich zu fallen, sondern ihnen durch eine freie 
kanonische Wahl mit der einzigen Rücksicht auf das Beste 
der Kirche und den Nutzen des Hochstiftes die Bestimmung 
des Würdigsten ganz zu überlassen. Joseph“ ?). 


IV. Die politischen Wahlen seit etwa 1750. 


Diese Politik der äusserlichen Zurückhaltung liess sich bei 
den Besetzungsfragen in den oberdeutschen Hochstiften, die 
sich ohnehin dem österreichischen bzw. bayrischen Einfluss 
nicht entziehen konnten, allenfalls durchführen?). Weit schwie- 


!) Die Instruktion für den Kreistagsgesandten Grafen Hartig zur 
Eichstätter Wahl von 1784 lautete dahin: Er möge als kaiserlicher 
Kommissar seinen Einfluss zugunsten des Grafen Cobenzl geltend machen, 
jedoch solle die Wahlfreiheit des Kapitels nicht nur prinzipiell, sondern 
auch tatsächlich so weit respektiert werden, dass eine offene Parteinahme 
des Kommissars für einen bestimmten Bewerber, Versprechungen, Drohungen 
vermieden werden sollten. Er dürfe „aber nicht zugeben, dass die Wahl- 
freiheit von irgend jemand andern widerrechtlich behindert werde“. Guglia, 
MJOeG. XXXIV S. 299 f. 

2) Guglia, MJOeG. XXXIV S. 313 £. 

3) Wie intensiv übrigens trotzdem die Tätigkeit der kaiserlichen 
Wahlgesandten blieb, zeigt die Schilderung Guglias MJOeG. XXXIV 
9. 298 ff. für Eichstätt 1784. 
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xiger war es, den Schein zu wahren bei den Neubesetzungen 
der west- und niederdeutschen Bistümer, die in allen Fragen 
der Antagonie zwischen Oesterreich und Preussen eine Rolle 
spielen mussten. Gerade Joseph II. war im Zusammenhang 
mit seiner Reichspolitik eifrig bestrebt, die Stellung seines 
Hauses im Reich zu kräftigen durch Gewinnung von Reichs- 
bistümern für Mitglieder und Anhänger des Kaiserhauses !). 


Schon die Wahlen Adam Friedrichs von Seinsheim im 
Jahre 1757 ?2) und Franz Ludwigs von Erthal 1779 °) in Bam- 
berg erfolgten unter deutlicher kaiserlicher Parteinahme, da 
der Wahlkommissar beidemal päpstliche Breven für den kaiser- 
lichen Kandidaten produzierte. Noch schärfer war das Eintreten 
des Wahlgesandten für den bereits am 12. März 1795 in Würzburg 
mit österreichischer Unterstützung gewählten kaiserlichen Partei- 
gänger Georg Karl Freiherrn von Fechenbach, dessen Wahl 
der Kaiser in Bamberg auf Grund eines Eligibilitätsbreves 
durchsetzen wollte, obwohl Fechenbach nicht ex gremio war t). 


) Leopold von Ranke, Die deutschen Mächte und der Fürsten- 
bund I Leipzig 1871 (Ges. Werke XXXI) S. 95, 224, 227. Vgl. ausser 
dam unten zu den Wahlen in Trier und Köln Gesagten noch F. Schroeder, 
Eine kanonische Wahl im Zeitalter des Josephinismus, Hist. Jahrb. d. 
Görresges. XXVII 1906 S. 55lfl., 729 ff. (es handelt sich um das frei- 
adelige Reichsstift Essen). 

2) Looshorn, Gesch. d. Bistums Bamberg VII2 S. 197 £. 

®) Looshorn VII2 8. 472 ff., 474. Vgl. auch G. M. Sprenke, 
Franz Ludwig aus dem freiherrlichen Geschlecht von Erthal, von 1779 
"bis 1795 Fürstbischof zu Bamberg und Würzburg und in Franken Herzog, 
Würzburg 1826 8.19 ff. Bernhard, Franz Ludwig von Erthal, Tübingen 
1852,8.6 ff. Friedrich Leitschuh, Franz Ludwig von Erthal, Fürst- 
bischof von Bamberg und Würzburg, Herzog in Franken, Bamberg 1894 
Ss.1f. 

# Looshorn VIL2 8.643 ff. Der Wahlkommissar Graf Schlick 
verlangte am 6. April eine Deputation des Kapitels zu sprechen und er- 
klärte ihr: es sei ihm mitgeteilt worden, dass zwischen mehreren Dom- 
kapitularen die Abrede getroffen sei, nur einen Bischof ex gremio zu 
wählen. Das verstosse gegen die Gesetze und sogar gegen den Westfälischen 
Frieden. Ferner: der Fürstbischof von Würzburg habe ein Breve Rligi- 
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Das Kapitel liess sich nicht einschüchtern und wählte am 
7. April 1795 Christoph Franz Freiherrn von Buseck, der dann 
im Jahre 1800 auf Wunsch des Kaisers Fechenbach zum Koad- 
jutor wählen liess !). 

Unter dem Einfluss des österreichisch-preussischen Gegen- 
satzes standen vor allem die Wahlen in den Erzstiftern Mainz 
und Köln und im Bistum Münster. Von den Wahlen der Jahre 
1762 bis 1764 in den Hochstiftern Münster, Paderborn, Hildes- 
heim und Osnabrück ist schon oben die Rede gewesen ?). Die 
Wahl des österreichfreundlichen Reichsgrafen Johann Friedrich 
Karl von Ostein in Mainz im Jahre 1743 erfolgte unter sanftem 
Einfluss der Nähe österreichischer Heere °?). Als der Kölner Erz- 
stuhl mit dem Tod des durch sein stetes Geldbedürfnis auf fran- 
zösischer Seite festgehaltenen Kurfürsten Clemens August im 
Jahre 1761 frei wurde, hatten weder der österreichische Kan- 
didat, Herzog Karl von Lothringen, noch der bayrische, Kardinal 
Johann Theodor, Herzog von Bayern, Fürstbischof von Lüttich, 
Freising und Regensburg, Aussicht auf Erfolg, letzterer darum 
nicht, weil ihm der Papst das Wählbarkeitsbreve verweigerte. 
Das Kapitel war entschlossen, einen Kandidaten zu wählen, 


bilitatis vom Papste, der Kaiser habe es ausgewirkt und wünsche, dass 
beide Fürstentümer beisammen blieben. Bereits acht Domherren hätten 
sich für ihn erklärt, was er dem Kaiser berichtet habe. Schlick erhielt 
hierauf keine Antwort und behielt sich weiteres vor. Gegen die Wahl 
Busecks unternahm er keine Schritte, gratulierte vielmehr wie gewöhn- 
lich. Vgl. auch: Jäck, Das geistliche Fürstentum Bamberg, Arch. f. Gesch, 
u. Altkde. v. Oberfranken II 1 1842 S. 40 ff. Die Wahl Busecks gab 
Anlass zu der 1796 anonym in Frankfurt und Leipzig erschienenen 
Schrift: Historische und rechtliche Bemerkungen über das 
Wahlrecht der Bischöfe, mit Rücksicht auf das Hochstift Bamberg, die 
u. a. dem Papst die Dispensationsbefugnis bei Mangel des Kanonikats 
bestritt. 

!) Looshorn VI12 8. 688 ft. 

2) Vgl. oben S. 106 f. 

’) Gundling, Stand der deutschen Churfürstenstaaten I S. 344. 
Werner, Der Mainzer Dom III 8. 156. Koser, Geschichte Fried- 
richs d. Gr, I4u.5 8, 433. 
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der neutral bleiben konnte. Der kaiserliche Wahlkommissar 
Graf von Pergen konnte daher mit gutem Gewissen die Neu- 
tralität seines Hofes versichern. Die Wahl fiel am 6. April 1761 
auf Maximilian Friedrich von Koenigseck-Rothenfels !), der unter 
dem Einfluss von Preussen, Hannover-England und Holland, 
besonders der gewandten Werbetätigkeit des holländischen 
Gesandten von Wartensleben am 16. September 1762 auch das 
Bistum Münster erlangte?). Die Wahl Clemens Wenzels von 
Sachsen 1768 in Trier wurde, von Oesterreich begünstigt, 
in langwierigen Unterhandlungen gesichert °). 

Mit grosser Geschicklichkeit, ohne die geringste formal- 
juristische Blösse zu bieten, inszenierte der Staatskanzler Fürst 
Kaunitz im Jahre 1780 die Koadjutorwahlen des Erzherzogs 
Maximilian Franz in Köln und Münster): Bekannt ist die 
wohlgelungene Intrige des von Oesterreich gewonnenen kur- 
kölnischen Ministers Belderbusch, der den preussisch ge- 
sinnten Prinzen Joseph von Hohenlohe-Bartenstein zur arg- 
losen Bewerbung um die Würde eines Koadjutors veranlasste, 


') Stoecker, Die Wahl Maximilian Friedrichs von Königsegg- 
Rottenfels zum Erzbischof von Köln und Bischof von Münster S. 1—22. 
Koser, Geschichte Friedrichs d. Gr. IIl4u.5 S. 164. R. Schwarz 8. 281. 

2) Stoecker 8. 26 fi. 

3) F. Schroeder, Wie wurde Clemens Wenzeslaus Kurfürst von 
Trier? Hist. Jahrb. d. Görresges. XXX 1909 S. 24 ff., 274 fl. 

#) Chr. W.vonDohm, Denkwürdigkeiten meiner Zeit IS. 295 bis 
378, Wahl des Erzherzogs Maximilian von Oesterreich zum Coadjutor 
im Erzstift Cölln und im Hochstift Münster. Erhard, Die beiden letzten 
Münsterschen Fürstenwahlen, Ledeburs Archiv XVS.1 ff. L.v.Ranke, 
Die deutschen Mächte und der Fürstenbund IS. 9 ff. Grünhagen, 
Das Bistum Breslau nach dem Tode Friedrichs des Grossen, Z. d. V. £. 
Gesch. Schlesiens XXVIII S. 196 f. Ennen, Frankreich und der Nieder- 
rhein II S.400 ff. A.Ritter von Arneth, Geschichte Maria Theresias 
X Wien 1879 8. 692 ff. Eugen Guglia, Maria Theresia, ihr Leben 
und ihre Regierung, 2 Bde. München u. Berlin 1917, II 8.242 f., 326. 
Weitere Literatur bei Hüffer, ADB. 21 1885 8. 56 f., 71fl. Faber, 
Neue Europ. Staatseanzley LIII 1781 enthält zugehörige Aktenstücke, 
Koser Ill#u.5 S, 488. 
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um dadurch den Aerger des greisen Kurfürsten und die 
Eifersucht der übrigen Domherren zu erregen und zugleich 
zur Abwehr dieser angeblich von Preussen betriebenen Kandi- 
datur die Anrufung der österreichischen Protektion und dann 
in weiterer Folge die Wahl des Erzherzogs zum Koadjutor 
herbeizuführen. Nachdem so der Kurfürst gewonnen war, 
vollendete die geschickte Bearbeitung der Kapitulare durch 
den österreichischen Sondergesandten Grafen Metternich und 
das unüberlegte Vorgehen Preussens, das durch seinen Ge- 
sandten von Emminghaus grundsätzlich von der Koadjutor- 
wahl abraten und eventuell Bartenstein dem Kapitel zur Wahl 
empfehlen liess, den Erfolg des Wiener Hofes. Noch unge- 
schickter war das Eintreten der preussischen Bevollmächtigten, 
besonders des Generals von Wolffersdorf, in Münster für den 
langjährigen Statthalter Franz Friedrich Wilhelm Freiherrn von 
Fürstenberg. In Köln wie in Münster beantragte der Kurfürst 
selbst die Wahl des Erzherzogs. Der Wiener Hof hatte keinen 
offiziellen Schritt zu tun nötig, die Fürstenbergische Minderheit 
im Kapitel wandte sich sogar an den Kaiser mit der Bitte, 
sie gegen den ungesetzlichen Druck des Kölner Kurfürsten zu 
schützen. In beiden Stiftern vollzog sich die Wahl des Erz- 
herzogs ohne Schwierigkeiten, da Friedrich der Grosse vor Ge- 
waltanwendung zurückschreckte. 

Die mit diesem Erfolg errungene Machtstellung des Hauses 
Habsburg-Lothringen in Niederdeutschland und das weitere 
Streben Oesterreichs, in die deutschen Stifter, besonders in 
Westfalen und in Hildesheim einzudringen, wurde freilich ein 
Anlass zum Abschluss des Fürstenbundes unter Preussens 
Führung '). Unter dem Einfluss Preussens erfolgte im Jahre 1787 
die Koadjutorwahl Karl Theodors von Dalberg in Mainz’). 


!) L.v. Ranke, Die deutschen Mächte und der Fürstenbund I S. 224, 
227. Ludwig. Häusser, Deutsche Geschichte I Berlin 1861 S. 157 f. 
Koser, Friedrich der Grosse III4u.5 S, 488 f., 496 fl. 

®)L.v. Ranke,a.a.0. 8. 363 ff. Otto Mejer, Zur Geschichte 
der römisch-deutschen Frage I Rostock 1871 8.110 ff. Häusser a.a. 0. 
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Galt es doch, für Kurfürst Friedrich Karl von Erthal im Ein- 
vernehmen mit dem König von Preussen das Kurerzkanzler- 
amt dem Fürstenbund zu sichern. Die Wahl erfolgte, nachdem 
sich der Kurfürst mit der Kapitelsmehrheit und unter Vermitt- 
lung Karl Augusts von Weimar mit Preussen über die Person 
Dalbergs verständigt hatten, gegen den österreichischen Kandi- 
daten Fechenbach, den späteren Bischof von Würzburg und 
Bamberg, 

Ueber der nächsten politisch bedeutsamen Wahl in Deutsch- 
land, derjenigen des Erzherzogs Anton Victor in Köln und 
Münster im Jahre 1801, lagen schon die Schatten der unab- 
wendbaren Säkularisation '). Das Eingreifen Preussens, das 
Verschiebung der Wahl bis nach Erledigung des Säkulari- 
sationsgeschäftes verlangte und schriftlich wie durch seine 
Gesandten erklären liess, die vollzogene Wahl nicht anerkennen 
zu wollen, galt nicht so sehr der Besetzung der Bistümer 
durch einen Erzherzog als der Gefahr, durch einen Erzbischof 
aus dem Hause Habsburg doch noch um den erhofften Ge- 
winn bei der Säkularisierung gebracht zu werden. 


I8S.220f. K.v. Beaulieu-Marconnay, Karl von Dalberg I 8. 63 ff. 
Schotte, Histor. Jahrb. d. Görresges. XXXV 1914 S. 330 ff. 

1) „Aktenstücke, die über die neuerliche Wahl eines Kurfürsten und 
Erzbischofs von Kölln und Fürstbischofs von Münster entstandenen 
Irrungen betreffend,“ Franz Dominicus Häberlins Staatsarchiv VII, 
Helmstedt und Leipzig 1802 S. 334 ff. u. 414 ff. Erhard, Ledeburs 
Arch. XV S. 97 f. Harless, Die letzten Schicksale des Cölnischen 
Erzstifts und Domcapitels, Z. f. preuss,. Gesch. u. Ldskde. XI 1874 
S. 482 ff. und XII 1875 S. 1ff., bes. XII S.7 fl. Häusser a.a. 0. II 
S.358 ff., 389 ff. O. Mejer a. a. 0.18. 148f. H. Brück, Geschichte 
der katholischen Kirche Deutschlands im 19. Jahrhundert I? Mainz 1902 
S. 69 ff. Höynck, Die Wahl des letzten Kurfürsten und Erzbischofs von 
Köln, Z. f.! vaterl. Gesch. u. Altkde. LVIII 2 1900 S. 210—222. Hans 
Westerburg, ‘Preussen und Rom an der Wende des 18. Jahrhunderts, 
Kirchenrechti. Abh. herausg. von Stutz, H.48 Stuttgart 1908 8. 143 ff. 
Karl Theodor von Heigel, Deutsche Geschichte vom Tode Fried- 
richs des Grossen bis zur Auflösung des alien Reiches II, Berlin u. Stutt- 
gart 1911 S. 394 fi. 
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Wir sehen, die Kaiser ebenso wie die Fürsten des Reiches 
schon immer, bedienten sich im späteren 18. Jahrhundert nicht 
mehr rechtlicher Mittel, um den unentbehrlichen Einfluss auf 
die Besetzung der Bistümer geltend zu machen. Jede Neu- 
besetzung eines grossen Bistums wurde eine rein politische 
Frage und als solche in die grossen, Deutschland und Mittel- 
europa bewegenden Gegensätze mit hereingezogen. Die recht- 
lich-technische Schwierigkeit bestand nur darin, die alten längst 
überlebten Formen noch sorglich zu wahren, vor allem das 
kostbare Privileg der Wahlfreiheit der deutschen Kirchen äusser- 
lich nicht anzutasten und doch für die politischen Notwen- 
digkeiten Durchlässe zu finden. Am einfachsten lag die Sache 
bei der so häufig angewandten Koadjutorie, da es hier auch 
kirchenrechtlich wesentlich auf den Willen des Coadjutus an- 
kam. Dass man selbst bei gewöhnlichen Wahlen Mittel und 
Wege fand, haben die besprochenen Beispiele gezeigt. Der 
preussische Diplomat Christian Wilhelm von Dohm hatte durch- 
aus recht mit dem Facit!): „Der beste Weg, den ein Hof 
betreten konnte, um eine geistliche Fürstenwahl nach seinem 
Sinne zu leiten, bestand darin, ein Glied des Kapitels, das in 
demselben bereits viele Anhänger hatte, für sich zu gewinnen 
und dasselbe insgeheim zu unterstützen und in den Stand zu 
setzen, seine Partei zur Mehrheit zu erheben. Der Hof selbst 
musste hierbei so wenig wie möglich erscheinen und denen, 
die sich seinen Absichten geneigt beweisen würden, nur im 
Geheim und mit Schonung jeder feineren Empfindung, Beweise 
seiner Erkenntlichkeit zusichern, dabey aber sorgfältig alles zu 
vermeiden suchen, was Drohung schien.“ 


V. Ergebnis. 


Die kirchlichen Zustände in Deutschland waren vor und 
während des Dreissigjährigen Krieges, vor allem wegen der 


') Chr. W. von Dohm, Denkwürdigkeiten meiner Zeit I S. 316, 
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fortwährenden Veränderungen des Besitzstandes der Religions- 
parteien unsicher und schwankend gewesen. Hatte sich doch 
um 1630 der Einfluss des Kaisers und des Papstes mit nahezu 
absoluter Gewalt auf die geistlichen Fürstentümer bis ins Erz- 
stift Bremen erstreckt, um wenige Jahre danach auf die öster- 
reichischen Erblande sich beschränkt zu sehen. Unter diesen 
Umständen bedeutete die jeweilige politische Macht alles. Zu 
fester Rechtsbildung konnte es erst wieder kommen, als durch 
den Westfälischen Frieden der kirchliche Besitzstand endgültig 
festgelegt wurde und auch die innerkirchlichen Zustände im 
Reich zur Ruhe kamen. In allen öffentlichrechtlichen Ver- 
hältnissen des Reiches wie der Reichskirchen sehen wir daher 
seit dem Frieden von Münster und Osnabrück eine rechtliche 
Konsolidation, die ım 18. Jahrhundert in eine von Forma- 
lısmus und Zeremoniell überwucherte Erstarrung übergeht, 
anders als in den grösseren weltlichen Territorien, deren Ent- 
wicklung lebensvoll und kräftig bleibt. Zugleich macht sich 
der Zug der Zeit zur Beherrschung aller öffentlichen Lebens- 
verhältnisse, somit auch der kirchlichen, durch die absolute 
Fürstengewalt, auch in den Beziehungen des Kaisers zu den 
Reichsbistümern bemerkbar. Diese Zeitströmung führte in den 
katholischen Territorien teils nach deutsch-protestantischem, 
teils nach französischem Vorbild zum sog. Josephinischen Staats- 
kirchentum und unterstützte in den Beziehungen des Kaisers 
zur Kurie die Entstehung eines kaiserlichen Exklusivrechtes 
bei den Papstwahlen, das, übrigens von der Kirche niemals 
anerkannt, der Mitte des 17., vielleicht erst der ersten Hälfte 
des 18. Jahrhunderts seine rechtliche Ausgestaltung verdankt). 
Was das Verhältnis von Kaiser und Reichsbistümern betrifft, 
so trug dies Moment, zugleich mit dem der rechtlichen Kon- 
solidation, bei zur Ausbildung des Instituts des kaiserlichen 
Wahlkommissars ?2) und eines kaiserlichen Exklusivrechtes bei 


) Sägmüller, Kirchenrecht I? S. 404 ff., daselbst die weitere 
Literatur. Ferner Stutz, Bischofswahlrecht S. 231 ff. 
2) Ueber den Kommissar im allgemeinen urteilt Otto Hintze (Der 
H. E. Feine, Besetzung der Reichsbistümer. 10 
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den deutschen Bischofswahlen. Letzteres wusste sich freilich 
weder in der Praxis noch im Staats- und Kirchenrechte volle 
Geltung zu verschaffen und trat in der zweiten Hälfte des 
18. Jahrhunderts wieder in den Hintergrund. Dabei kommt 
der unten zu besprechenden theoretischen Rezeption des Wormser 
Konkordates nur eine untergeordnete Bedeutung für die prak- 
tische Rechtsgestaltung zu. Das Institut des Wahlkommissars 
sowie die Ansätze zur Exklusive und zu dem massgeblichen 
Empfehlungsrecht des Kaisers haben sich im wesentlichen 
selbständig entwickelt, wohl in Anlehnung an erbländische, 
böhmische Verhältnisse, besonders in den Bistümern Breslau 
und Olmütz. Die Wiederaufnahme der Wormser Bestimmungen 
in das geltende Recht” diente nur zur besseren theoretischen 
Fundamentierung der kaiserlichen Rechtsansprüche. Doch sollte 
der Gedanke vor allem der Exklusive nicht aus dem deutschen 
Staatskirchenrecht verschwinden. Während nämlich der Ein- 
fluss des Kaisers als des Reichsoberhauptes einer Wiederbele- 
bung nicht fähig war, ist die Bedeutung der Territorialfürsten 
für die Besetzung der in ihrem Machtbereich liegenden Bis- 
tümer im Steigen, nicht nur die der katholischen, Oesterreich 
und Bayern, sondern auch die der protestantischen, vor allem 
Preussen und Hannover. Begnügte sich dieser Einfluss im 
15. Jahrhundert noch mit den diplomatischen Mitteln der 
grossen Politik, so griff er in den Circumscriptionsbullen der 
Restaurationszeit und den zugehörigen Breven auf die Exklu- 
sive des 18. Jahrhunderts zurück, während wir in dem An- 
spruch eines massgeblicben Empfehlungsrechtes wohl eine Vor- 


Commissarius und seine Bedeutung in der allgemeinen Verwaltungsge- 
schichte, Histor. Aufsätze Kar] Zeumer zum 60. Geburtstag dargebracht, 
Weimar 1909 8. 483 ff., 526): „Insbesondere aber ist die Institution des Com- 
missarius ein Mittel der monarchischen Disziplin und der absolutistischen 
Staatsautorität in der Verwaltung gewesen“; folgt ein Hinweis auf seine 
allgemeine Bedeutung im 17. und 18. Jahrhundert. Was in den anderen 
Staaten lebensvoll sich entwickelte, konnte im Hl. Röm. Reich nur ein 
kümmerlicher Ansatz bleiben. 
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stufe zur landesherrlichen Nomination erblicken können. Der 
moderne Staat des 19. Jahrhunderts konnte der Besetzung der 
Bistümer, obwohl oder gerade weil die Bischöfe aufgehört 
hatten, Reichsfürsten zu sein, noch weniger gleichgültig gegen- 
überstehen als der Staat des 18. Jahrhunderts. Und wie der 
moderne Staat seine Grundlagen zum nicht geringen Teile 
dem absoluten Staate verdankt, so konnten auch seine Regie- 
rungsmittel vielfach an die des 18. Jahrhunderts anknüpfen. 


Die zeitgenössische staatsrechtliche Theorie. 


Bisher sind die kaiserlichen Rechte bei der Bischofswahl 
lediglich in ihrer praktischen Anwendung an der Geschichte der 
Wahlen des 16. bis 18. Jahrhunderts betrachtet worden. Ein 
näheres Eingehen auf ihre theoretische Fundamentierung und 
Ausgestaltung um die Wende des 17. und im 18. Jahrhundert 
zeigt eine so grosse Mannigfaltigkeit der wissenschaftlichen 
Anschauungen, oft einen so starken Gegensatz zur Praxis, dass 
eine besondere Darstellung der kaiserlichen Mitwirkungsrechte 
bei der Besetzung der Bistümer nach den zeitgenössischen 
Theorien notwendig erscheint. Ein Blick in die Literatur 
lehrt nun, dass man diese Rechte, insbesondere die Entsendung 
des Wahlkommissars, im 18. Jahrhundert fast regelmässig mit 
dem Wormser Konkordat in Zusammenhang brachte. Wir 
haben derartige Hinweise bereits in der Praxis gefunden. Die 
Prüfung der Literatur hat also auf zweierlei ihr Augen- 
merk zu richten: Auf die Stellung des Kaisers zur Bistums- 
besetzung überhaupt und auf die Rolle des Wormser Konkor- 
dats im deutschen Kirchenstaatsrecht. 


I. Das Wormser Konkordat ım Mittelalter. 


Was zunächst das Wormser Konkordat betrifft, so braucht 
auf die berühmte durch Dietrich Schäfer 1905 in Fluss 
gebrachte Kontroverse über die rechtliche Bewertung und Gel- 
tung des Wormser Konkordates nicht eingegangen zu wer- 


148 H.E. Feine, Besetzung der Reichsbistümer (1648—1803). 


den !). Denn so viel dürfte, insbesondere auch nach den Unter- 
suchungen Adolf Hofmeisters von 1915 2), wohl feststehen °), 
dass seit dem Wormser Konkordat das Reich formell an seinen 
Rechten gegenüber den Reichsbistümern in der Regalienfrage 
(Zepterinvestitur vor der Konsekration) dauernd festgehalten 
hat, und zwar „im wesentlichen in den Formen, die Calıxt II. 
zum erstenmal in einem rechtlichen Dokument niederlegte“. 
Der 1122 gefundene Ausgleich entsprach eben am ehesten 
den tatsächlichen Verhältnissen %). Im übrigen wird man 
Schäfer?) und seinem Schüler Paul Kopfermann °) darin unbe- 


) Dietrich Schäfer, Zur Beurteilung des Wormser Konkor- 
dates, Abhandlungen der.Kgl. Preussischen Akademie der Wissen- 
schaften vom Jahre 1905, Berlin 1905. Gegen die Schäfersche Auf- 
fassung von der beschränkten Bedeutung des W.K., zumal der päpst- 
lichen Urkunde, haben sich im wesentlichen ausgesprochen: Albert 
Hauck, Kirchengeschichte Deutschlands III 3u.4 Leipzig 1906 8. 1047 ff. 
Ernst Bernheim, Das Wormser Konkordat und seine Vorurkunden 
hinsichtlich Entstehung, Formulierung, Rechtsgültigkeit, Untersuchungen 
zur deutschen Staats- und Rechtsgeschichte herausg. von Otto von Gierke 
H. 81 Breslau 1906. Hermann Rudorff, Zur Erklärung des Wormser 
Konkordats, Quellen und Studien zur Verfassungsgeschichte des deutschen 
Reichs in Mittelalter und Neuzeit herausgegeben von Karl Zeumer, 
I 4 Weimar 1906. Alfred von Wretschko, ZRG. XLI Germ. Abt. 
1907 8. 604 ff. Johann Baptist Sägmüller, Die Bischofswahl bei 
Gratian, Görresgesellschaft, Sektion für Rechts- und Sozialwiss. H. 1 
Köln 1908. Vgl. auch Fritz Salomon, Der Sachsenspiegel und das 
Wormser Konkordat, ZRG. XLIV Germ. Abt. 1910 8. 137 fi. Schäfers 
endgültige Stellungnahme steht noch aus, vgl. Dietrich Schäfer, 
Consilio vel iudicio = mit minne oder mit rechte, Sitz.-Ber. d. Kgl. Preuss. 
Akad. d. Wiss. 1913 XXXVIL 8. 719 ff. am Ende. 

®) Adolf Hofmeister, Das Wormser Konkordat. Zum Streit 
um seine Bedeutung; Forschungen und Versuche zur Geschichte des 
Mittelalters und der Neuzeit, Festschrift Dietrich Schäfer zum sieb- 
zigsten Geburtstag dargebracht von seinen Schülern, Jena 1915 S. 64—148. 

®) Vgl. Schröder, Deutsche Rechstgeschichte® I S. 545, aber auch 
unten S. 181 f. 

*) Hofmeister 8. 116 £. 5) Zur Beurteilung etc. 8. 89. 

°) Das Wormser Konkordat im deutschen Staatsrecht, Berl. phil. 
Diss. 1908 8, 15 ff. 
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dingt zustimmen müssen, dass dem späteren Mittelalter und dem 
16. Jahrhundert das Wormser Konkordat höchstens noch als 
historisch bedeutsame Tatsache, aber nicht mehr als geltendes 
Reichsgesetz bekannt war. Was die übrigen dem Kaiser in der 
Urkunde des Papstes Calixtus 1122 zugestandenen Rechte be- 
trifft, die praesentia regis !) und das Entscheidungsrecht zwie- 
spältiger Wahlen, so kann ihre rechtliche Geltung und Aus- 
übung über den Tod Heinrichs V. hinaus hier völlig unerörtert 
bleiben; denn dass seit Friedrich II. kein Kaiser mehr derartige 
Rechte mit Erfolg dauernd geltend gemacht hat, zumal nicht 
unter Berufung auf das Wormser Konkordat, wird ja wohl 
nirgends bestritten. Insbesondere ergibt eine Prüfung der reichen 
Literatur über die Bischofswahlen des 13. bis 15. Jahrhunderts?), 


') Vgl. Bernheim, Wormser Konkordat $. 73; Derselbe, Die 
praesentia regis im Wormser Konkordat, Hist. VjSchr. X 1907 S. 196 ff., 
bes. 210 ff, 

2) Albert Hauck, Kirchengeschichte Deutschlands IV 3u.4 Leip- 
zig 1913 S. 114 ff., 196 ff., 686 ff., 777 ff., Vlu.2 Leipzig 1920 8. 10 ff., 
19f., 39#., 63f., 470, 521ff., 529, 603 f., 647 ff., 6988. Hermann 
Krabbo, Die Besetzung der deutschen Bistümer unter der Regierung 
Kaiser Friedrichs II. (1212—1280), Hist. Studien herausg. von Ebering 
H. 25 Berlin 1901. Derselbe, Die ostdeutschen. Bistümer, besonders 
ihre Besetzung unter Kaiser Friedrich II., Berlin 1906, ebenda H. 53. 
Wilhelm Fuchs, Die Besetzung der deutschen Bistümer unter Papst 
Gregor IX. (1227—1241) und bis zum Regierungsantritt Papst Inno- 
cenz’ IV. (1241), Berliner phil. Diss. 1911. Paul Aldinger, Die Neu- 
besetzung der deutschen Bistümer unter Papst Innocenz IV. (1243 bis 
1254), Leipzig 1900. Matthias Schuler, Die Besetzung der deutschen 
Bistümer in den drei rheinischen Kirchenprovinzen in den ersten Jahren 
Papst Bonifaz’ VIII. 1295—1298, I. Die Besetzung der Bistümer bis 
auf Bonifaz VIII. Berl. phil. Diss. 1909. H.Hörnicke, Die Besetzung 
der deutschen Bistümer während des Pontifikats Clemens’ V. (1305 bis 
1314), Berl. phil. Diss. 1919. Kassian Haid, Die Besetzung des 
Bistums Brixen in der Zeit von 1250—1376, Publ. des österr. hist. Inst. 
in Rom II, Wien-Leipzig 1912. H. Kröger, Der Einfluss und die Politik 
Kaiser Karls IV. bei Besetzung der deutschen Reichsbistümer, Münst. 
phil. Diss. 1885. Otto Loegel, Die Bischofswahlen zu Münster, Osna- 
brück und Paderborn seit dem Interregnum bis zum Tode Urbans IV. 
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dass persönliche Anwesenheit des Kaisers und Entscheidung von 
Doppelwahlen nur ganz vereinzelt vorkamen !), dass auch die 
Beschickung der Wahlen durch kaiserliche Gesandtschaften zu 
den Ausnahmen gehörte. Namentlich unter Karl IV. ?) und seinen 
Nachfolgern, besonders dann unter Friedrich III.°), nahm der 


(1256—1389), Münst. Beitr. z. Gesch.-Forsch. herausgegeben von Theo. 
dor Lindner, H.4 Paderborn 1883. Franz Kummer, Die Bischofs- 
wahlen in Deutschland zur Zeit des grossen Schismas (1373—1418), Leip- 
zig 1892. Alfred von Wretschko, Zur Frage der Besetzung des 
erzbischöflichen Stuhles in Salzburg im Mittelalter, Mitt. d. Ges. f. Salzb, 
Ldskde. XLVII (auch sep. Stuttgart) 1907 S. 191 ft. 

!) „Verhüllte Wahlpräsenz* in Bamberg 1242 und Trier 1241, 
Aldinger 8. 7f£, 11 ff, 43. „Wahlentscheidung durch Regalienver- 
leihung“ in Trier 1241 und Lüttich 1238, S. 11 fi., 20 ff, 41. Ein letzter 
ganz vereinzelter Fall ist der 1400 von König Ruprecht in Würzburg 
getroffene Wahlentscheid zugunsten Johanns von Egloffstein, der dann 
sofort die Regalien erhielt und erst hierauf vom Papst bestätigt wurde. 
Kummer S. 144 f. 

?) Vgl. Kröger a.a.0. Fritz Vigener, Kaiser Karl IV. und 
der Mainzer Bistunisstreit, Westdeutsche Z. Erg.-H. XIV Trier 1908, bes. 
S.1f. Hauck, Kirchengeschichte V 1—4 8. 650 ff., 654. 

®) Ausser in seinen Landesbistümern erhielt Friedrich III. 1446 im 
habsburgischen Hausinteresse Nominationsrechte für die Reichsbistümer 
Chur, Brixen und Trient, Heinrich Ritter von Srbik, Die Be- 
ziehungen von Staat und Kirche in Oesterreich während des Mittelalters, 
Innsbruck 1904 8.34 f. Werminghoff, Verfass.-Gesch.? 92; doch kam 
das Nominationsrecht nicht zur Geltung, da sich Kaiser und Kapitel im 
Bunde gegen die päpstlichen Provisionen wehren mussten, Hans von 
Voltelini, Beiträge zur Geschichte Tirols, Z. d. Ferdinandeums 3. F. 
XXXII Innsbruck 1889 8. 1 ff., 19.; Oskar Lechleitner, Der 
Kampf um die Rechtskraft der deutschen Konkordate im Bistum Trient, 
ebenda LVII 1913 S.1 ff. — Wenn im Jahre 1479 Papst Sixtus IV. auf 
Verlangen des Kaisers und aus Anlass der gegen den kaiserlichen Wunsch 
1475 erfolgten zweiten Wahl Diethers von Isenburg den Kapiteln der 
Reichsstifter Mainz, Köln, Trier, Salzburg, Losannen, Passau, Freising, 
Regensburg, Eichstätt, Bamberg, Würzburg, Speyer, Strassburg, Münster, 
Lüttich, Utrecht und Kamerik gebot, nicht eher zu einer Neuwahl zu 
schreiten, als bis sie vom Kaiser dazu aufgefordert wären (Chmel, 
Monum. Habsb. 13 8. 386 ff.), so scheint diese Anordung keine weiteren 
Folgen und längeren Bestand gehabt zu haben; vgl. A. Bachmann, 


Die Rechte des Königs im späteren Mittelalter. 151 


kaiserliche Einfluss auf die Besetzung der Bistümer seinen 
Weg über das Papsttum selbst. Vollends der kaiserliche Wahl- 
kommissar, diese Schöpfung des 17. und 18. Jahrhunderts, hat 
mit der praesentia regis des Wormser Konkordats nicht das 
mindeste zu tun; er ist nicht, wie sich das 18. Jahrhundert 
dachte !), eine in ununterbrochener Kontinuität bis auf die 
Staufer und Heinrich V. zurückzuführende Rechtseinrichtung. 


II. Die Theorie bis auf Moser. 


1. Die Theorie des 17. Jahrhunderts. Erst dem 
17. Jahrhundert gehört die Begründung und Entfaltung der 
Wissenschaft vom deutschen Staatsrecht an ?). Im ganzen wird 
im 17. Jahrhundert die Frage nach den kaiserlichen Mitwir- 
kungsrechten bei den Bischofswahlen entweder nicht unmittelbar 
behandelt, so in den weitverbreiteten Werken von Daniel 
Otto°?), Dietrich Reinkingk*) und dem grossen Kom- 
pendium des Johann Limnäus°), oder unter allgemeinen 
und historischen Gesichtspunkten, dann oft nur für die Ver- 
gangenheit, wie etwa zunächst beiConrad von Einsiedel‘®), 


Deutsche Reichsgeschichte im Zeitalter Friedrichs III. und MaxI. II Leip- 
zig 1894 S. 655, 670 f.; Werminghoff, Verfass.-Gesch.? S. 92. 

!) Noch Hinschius (II S. 575 f.) ist nicht ganz frei von solchen 
Vorstellungen. 

2?) R(oderich) Stintzing und Ernst Landsberg, Geschichte der 
deutschen Rechtswissenschaft, 3 Abt., München u. Leipzig 1880—1910, 
I u. I von Stintzing, IIl u 2 von Landsberg, IS. 1ff., 32 f. 

3) De iure publico Romani imperii, Jenae 1617 p. 608 ss. Das 
Werk wird als das „erste staatsrechtliche Kompendium‘ betrachtet; 
Stintzing, Gesch. d. deutschen Rechtswiss. I S. 669. 

+) Tractatus de regimine seculari et ecclesiastico, Francofurti a. M, 
1619, vgl. lib. III el. I cap. VI 'De vocatione ministrorum Ecclesiae et 
quatenus illa ad curam eccles. principis pertineat, p. 324 ss. Stintzing 
II 8. 198 ff. 

5) Tus publicum imperii Romano-Germaniei I—V, Argentorati 1657 
bis 1666. Vgl. etwa lib. II cap. IX. Stintzing II S. 214 fl. 

6) Tractatus de iuribus ad Imperatoris Romani-Teutonici Majesta- 
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Joachim Stephani!) und Heinrich Meibom?). Auch 
Pufendorf?°), Conring‘#, Schilter°) und Ziegler®) 
heben die historische Bedeutung und die dauernde Geltung 
des Wormser Konkordats, und zwar beider Urkunden, der kaiser- 
lichen wie der päpstlichen, hervor, ohne jedoch die einzelnen 
Bestimmungen über die Bischofswahl dem geltenden deutschen 
Staatsrecht beizuzählen. Schilter und Ziegler behaupten sogar, 
ersterer unter dem deutlichen Einfluss von Petrus de Marcas 
berühmter Concordia Sacerdotü et Imperü (in Paris 1641 zuerst 
erschienen) und der von Frankreich eindringenden Souveränitäts- 
lehre des Johann Bodinus, dass den Kaisern als unveräusser- 
licher Teil ihrer Herrschergewalt („pars Tod %vptov ac maie- 
statis“ Schilter) die Einsetzung der Bischöfe zustehe. Auch 
der den Limnäus an Stoffreichtum und Umfang noch über- 
treffende Vitriarius illustratus des Johann Friedrich Pfef- 
finger ist für unsere Frage durchaus unergiebig ?). 


tem pertinentibus sive de regalibus, Halae 1619 p. 246 ss. Vgl. zu Note 
3—6 Kopfermann S. 27 fi. 

!) De iurisdictione libri IV, ed. II Francofurti Viadr. 1604 cap. 12 
p. 772 88. 

?) De iure investiturae episcopalis, Opuscula historica varia, edidit 
Henricus Meibom (Neffe), Helmestadii 1660 p. 455 ss. 

?) Severini de Monzamban' Veronensis de statu Imperii Ger- 
manici... liber unus, Genevae 1667, neu herausg. von Fritz Salomon, 
Zeumers (Quellen und Forschungen III, Weimar 1910 cap. III $6. Vgl. 
Kopfermann 9.355 £. 

*#) Hermann Üonring, De constitutione episcoporum Germaniae; 
Exercitationes acad. de republica imperii Germanici, Helmestadii 1674; 
auch Opera, edidit Johann Wilhelm Goebel, II Nr. 8 p. 699 ss., 
Brunswigae 1730 p. 732. Vgl. Kopfermann 9. 29 fl. 

5) Johannes Schilter, De libertate ecclesiarum Germaniae, 
Jenae 1683 p. 561 ss., 618 s., bes. p. 567. Vgl. Landsberg, Gesch. d. 
deutschen Rechtswiss. III1 S. 61. Kopfermann S. 32. 

6) Caspar Ziegler, De episcopis eorumque iuribus, privilegiis 
et vivendi ratione, Norimbergae 1686 p. 255—314, bes. p. 303ss. Vgl. 
Kopfermann 8. 31. 

”) 1. Ausg. II vol. Friburgi 1691, vgl. 2. Ausg. II vol. Gothae 1698/99, 
Ip. 1248. Erst die 4bändige Ausgabe Frankfurt a. M. 1712 enthält I 


ei ee ee 
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2. Die Rezeption des Wormser Konkordates, 


a) Nähere positivrechtliche Behandlung erfahren kaiser- 
liche Mitwirkungsrechte bei den Bischofswahlen erst im Zu- 
sammenhang mit der Wiederaufnahme des Wormser Konkor- 
dates ins geltende Recht, die Kopfermann bereits dargelegt 
hat. Praktische und gegenwärtige Geltung haben zuerst 
Johann Friedrich Rhetz (1683), Heinrich Linck 
(1680) °?) und Jacob Bernhard Multz (1690)°) den Worm- 
ser Bestimmungen über die Regalienleihe beigelegt. In vollem 
Umfange erklärte zuerst Gottfried Wilhelm Leibnitz 
sämtliche Wahlbestimmungen des Konkordates für geltendes 
Recht, indem er es an zweiter Stelle in seinen Codex iuris 
gentium diplomaticus (Hannover 1693) einreihte *) mit der 
Ueberschrift: Concordatum Nationis Germanicae antiquissimum 
circa Electiones et Investituras Episcoporum et Abbatum inter 
Imperatorem Henricum V. et Papam Calixtum factum Worma- 
tiae in Conventu Imperii Anno 1122 ... Ex quo intellegitur 


p. 65 die unten zu erwähnenden Worte Leibnitzens. Weitere Ausgabe 
Gothae 1731. Pfeffinger führt zwar das Recht, die Bischöfe ein- 
zusetzen, als in dem ius circa sacra des Kaisers enthalten an (III p. 12 s.), 
beklagt aber den Verlust durch das Wormser Konkordat (I p. 65). Auch 
bei Besprechung des Wiener Konkordates bedauert er die Verdrängung 
des weltlichen Einflusses auf die Besetzung der Bistümer (I p. 1397). 
Im selben Sinn die Stelle I 1366, 1389 s. Nur die seit 1712 eingefügte 
Bemerkung (I p. 65, siehe unten $8. 153 n. 4) deutet weiter. 

!) Institutiones iuris publici Germanici Romani, Francofurti Viadr. 
1683 lib. I cap. 2 8 114—117 p. 124s. Vgl. Kopfermann 8. 38 f. 

2) De concordatis nationis Germanicae, Altdorffi 1680 $ 25. Be- 
sonders aber: Tractatus de iure episcopali, ed. V. Francofurti et Lipsiae 
1699 p. 454. Kopfermann 9. 39 f. 

3) Repraesentatio Majestatis Imperatoriae, Oettingae 1690 pars II. 
cap. 63 membr. 2 $ 114 a. E. p. 928 B. 

4) Schäfer a. a. 0.8.89. Kopfermann S. 32f. Diese Worte 
Leibnitzens hat u.a. Johann Friedrich Pfeffinger in seine vier- 
bändige Ausgabe des Vitriarius illustratus, Francofurti a. M. 1712 auf- 
genommen, lib. I tit.5 $ 11 =1Ip. 65. Vgl. Kopfermann 8. 69. 
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majus superesse Imperatori ius in electionibus!) 
quam vulgo agnosei solet. Kopfermann weist nun nach (8. 41 f.), 
dass diese völlig neue Inanspruchnahme des Wormser Kon- 
kordates für gegenwärtige Rechte des Kaisers bei den Bischofs- 
wahlen wahrscheinlich ebenso wie eine Giessener Universi- 
tätsrede des Juristen Johann Nicolaus Hert von 16892), 
die auf Grund des Wormser Konkordates dem Kaiser ein Ent- 
scheidungsrecht in der streitigen Kölner Wahl von 1688 
zusprach, durch eben diese Kölner Wahl, die damals im 
Mittelpunkt der europäischen Politik stand, veranlasst wor- 
den ist. 

Von da an werden die Bestimmungen von Worms immer 
wieder von den deutschen Staatsrechtslehrern herangezogen, 
um dem Kaiser eine Mitwirkung oder Beeinflussung bei den 
Bischofswahlen zu vindizieren. Und zwar gehen diese Be- 
strebungen nach drei Richtungen: Aus der 1122 zugestandenen 
praesentia regis wird das kaiserliche Recht, sich durch einen 
Wahlkommissar vertreten und die Wahl beaufsichtigen zu 
lassen, abgeleitet. Die Vorschriften über die Regalienleihe 
dienen zur Begründung des kaiserlichen Rechtes, die Regalien 
zu verweigern und mit Rücksicht darauf bereits bei der Wahl 
einem Kandidaten die „Exclusiva“ zu geben. Drittens wird 
auf Grund der Wormser Bestimmungen über streitige Wahlen 
dem Kaiser vielfach auch für die Gegenwart ein Entschei- 
dungsrecht beigelegt. Gelegentlich führte man dagegen der- 
artige kaiserliche Rechte, ohne sich auf den Spezialtitel des 
Wormser Konkordates zu berufen, als zu den iura impera- 
toris ecclesiastica circa sacra gehörig’), auf ein allgemeines 
kaiserliches Schirmrecht (ius advocatiae ecclesiae) oder ein aus 


!) Auch im Original hervorgehoben, 

?) Commentationes atque opuscula, Francofurti a. M. 1700 II p. 465 ss. 

°®) Ueber die iura Imperatoris circa sacra, deren Theorie und Ein- 
teilung vgl. L. A. Warnkölnig, Die staatsrechtliche Stellung der kathol. 
Kirche in den kathol. Ländern d. deutschen Reiches, bes. im 18. Jahr 
hundert, Erlangen 1855 S. 27 ff., bes. 8. 35 f., 43, 48, 54f., 60 f. 
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der höchsten Staatsgewalt fliessendes Verordnungsrecht ım 
Interesse des Staates (ius cavendi) zurück. 


b) Jacob Bernhard Multz, ein eifriger Verteidiger 
kaiserlicher Machtbefugnisse !), leitet in seiner 1690 zu Oettin- 
gen erschienenen Repraesentatio majestatis imperatoriae aus dem 
auf dem Wormser Konkordat beruhenden königlichen Recht 
zur Regalieninvestitur die Befugnis des Königs ab, einem 
Bischof die Regalien zu verweigern und ihm somit die Aner- 
kennung zu versagen, auch ihn der Regalien wieder verlustig 
zu sprechen. Dadurch sei der König viel besser gestellt als 
zur Zeit des Nominationsrechtes ?). Schliesslich könne immer- 
hin auch heutzutage noch der Kaiser auf Grund seiner höch- 
sten Staatsgewalt, des „supremum Dominium“, im Interesse 
des Reiches über die Einsetzung der Bischöfe verfügen °). 

Aehnlich führt Johann Wolfgang Textor), der Ahne 


Goethes, unter den kaiserlichen Reservatrechten circa sacra 


!) Landsberg III 1 S. 42 nennt seine Repraesentatio ein „ultra- 
cäsaristisches* Werk. Vgl. Kopfermann a. a. 0. S. 40. 

2) Pars II cap. 33 membr. 2 $ 114°=p. 928B. Nach Besprechung 
der Zepterinvestitur und Erwähnung der mit dem W.K. wieder einge- 
führten kanonischen Wahl heisst es: Et tamen imperatori invito non 
potest obtrudi episcopus inidoneus, quemadmodum nec ipse idoneum 
temere repudiare: Sed et episcopos temporalibus rursus privare ad ius 
ipsius pertinebat, quod nudam nominationem multis parasangis superat; 
nam temporalia ipsos reddunt divites et potentes.. Auch an anderer 
Stelle ($ 160 s. = p. 934B) folgert er aus der Tatsache der Regalienleihe 
(ohne das W.K. zu erwähnen): Quemadmodum nullibi sancitum, quod 
Imperatori invito Episcopus in Germania obtrudi possit, neque ullus 
Imperatorum eo se astrinxit, quod nolens volens electum investire tenea- 
tur: Ita Imperatori hodie integrum est, si legitimae adsint causae, 
recusare electum vel postulatum. Die Beziehungen zur Kölner Wahl von 
1688 sind unverkennbar. 

3) 8 113=p.927B. Cum autem huie (sc. pontifici) omnimodam 
exemtionem non concedat Imperium, sed iure supremi Dominii, quo 
Investitura per anulum et baculum Majestati Imperatoris excessit, aliter 
hodieque, et quandocumque e re Imperii visum fuerit, de Episcoporum 
constitutione disponi posset. 

#) Vgl. Landsberg IU1S.42. Kopfermanna.a.O. 45 ft. 
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das Recht an, die Bischöfe einzusetzen oder zu bestätigen. 
Es sei zwar seit einigen Jahrhunderten ausser Uebung ge- 
kommen !); auf Grund des Wormser Konkordates bleibe dem 
Kaiser jedoch zweierlei: Die persönliche Gegenwart und das 
Entscheidungsrecht bei streitigen Wahlen, wobei es auf die 
Mitwirkung des Metropoliten nicht sonderlich ankomme ?). Das 
Präsenzrecht werde auch heutzutage häufig ausgeübt, indem 
sich der Kaiser durch einen Wahlkommissar vertreten lasse. 
Uebereinstimmung von Theorie und Praxis wird nur bezüglich 
des Wahlkommissars festgestellt, und auch da mit vorsichtigen 
Worten, die deutlich zeigen, dass seine Anwesenheit nicht aus- 
nahmslose Regel war). In seinem zweiten Werke schreibt Tex- 
tor diesem Wahlgesandten bei streitigen Wahlen mit Rücksicht 
auf das Wormser Konkordat nicht nur beratende, sondern als 
Vertreter des Kaisers entscheidende Stimme zu %). Wie schwie- 


!) Tus publicum Caesareum, Francofurti a. M. 1721, zuerst erschienen 
1697, tit. XI $ 37 ss., 8 83 (p. 336): quae hactenus deduxi, ut ostenderem 
haud certo constare Imperatorem hoc iure penitus excidisse, quamquam 
quod ad possessionem vel quasi hodienam attinet, sensu absoluto vix queat 
defendi, dum cernimus Episcopos catholicos a clero eligi et a Pontifice 
Romano confirmari; ius ipsum tamen ex his omnibus... adhuc referen- 
dum putavi inter Caesarea reservata. 

?) 8 84 (p. 336 s.): nam et ipsa Calixtinae pacificationis formula... 
Caesari in Germaniae Episcopis duo reliquit: sc. ut electiones ipso fiant 
praesente; deinde ut in casu dissensus eligentium Imperator accessu suo 
ex iudicio Metropolitani majora constituat, atque sic electio episcopalis 
non tantum Imperatoriam praesentiam efflagitat, sed et in casu dissensus 
Capitularium supremam declarationem Imperatori tribuit....$8 85: neque 
vero quod de iudicio Metropolitani adhibendo in dissensu eligentium 
dietum est, universale censeri debet, quippe cum ipsius Metropolitani.., 
electioni haud quadret, neque praecisae necessitatis visum ... 

®) $ 85 (p. 337): quod vero praesentiam attinet, satis est Impera- 
torem adesse per legatum, quae res hodienum servari videtur, dum saepius 
ad Episcoporum electiones legati Caesarei mittuntur. 

*) Ius publicum statuum Imperii, Tuebingae et Francofurti 1701, 
tit. X 8 83 p. 528: Sane hodienum Imperatorem adesse Electionibus 
Episcoporum, non personaliter sed per legatos, experientia testatur, 
adeoque si eligentes dissentiant, Caesareus legatus in Electionibus non 
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rig es in der Praxis wäre, gegen einen Kirchenfürsten mit 
Niehtanerkennung oder Regalienentzug vorzugehen, seit der 
Klerus die Wahl und Rom die Bestätigung erlangt habe, dafür 
führt Textor die Fürstenbergische Wahlsache zu Köln 1688 an?). 

Ganz ähnliche Gedankengänge wie Hert und Textor ent- 
hält, von beiden beeinflusst, ein anonymer Aufsatz vom 
Jahre 1703 im VII. Bande der in Halle erscheinenden Obser- 
vationes selectae ad rem litterariam spectantes ?). Im Gegen- 
satz zu der herrschenden, für die kaiserliche Sache ungünstigen 
Beurteilung des Wormser Konkordates ($ 1) heisst es ($ 4): 
Id potius sustinere audeo, non esse illis pactis tantam 
iacturam Caesareis iuribus illatam ac vulgo circumfertur, quin 
potius stantibus quoque illis pactis ampliora adhuc superesse 
iura Imperatoribus circa Episcopos et Episcopatus Germaniae 
ac vulgo creditur puto. Die Grundlage der Rechte, die gerade 
durch das Wormser Konkordat dem Kaiser bis auf die Gegen- 
wart erhalten geblieben ist, bildet das Jus Regium, die kaiserliche 
Machtfülle, die Advocatia und das Jus Patronatus ($ 5 u. 7). 
Aus dem Wesen des letzteren folge notwendig eine Mitwirkung 
bei der Wahl. Heutzutage komme das Wormser Konkordat 
zur Anwendung in Gestalt eines kaiserlichen Approbations- 
rechtes und des rechtlichen Erfordernisses der Gegenwart des 
Kaisers oder seines Gesandten, der die Wahl leiten und die 
kaiserliche Genehmigung aussprechen müsse °). Daraus wird mit 


suasoriam solam, sed ad extremum decisoriam quoque autoritatem exer- 
cere poterit. 

>15:.28547 9.31. 

?) p. 35055. Observatio XVI. de iure Caesaris in episcopos et 
episcopatus Germaniae Vgl. Kopfermann 8.48. 

») 85 (p. 355 8.): Non tamen ut dixi, absolute in Germania circa 
modum electionis Iure Regio et Patronatus se abdicavit Imperator hacce 
transactione (das W.K.), sed salva sibi caeteroquin iura Regia et Patro- 
natus reservavit, Illa itaque iura consistunt in expresso consensu 
et approbatione summi Principis in personam electam, 
salva ea remanserunt penes Germaniae Imperatores et ab hisce quoque 
exercentur. Nach Zitierung des päpstlichen Privilegs von 1122 fährt er 
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deutlicher Anspielung auf den Fall Fürstenberg in Köln ge- 
folgert, dass der Kaiser auch zur Zurückweisung eines Koad- 
jutors, selbst eines konfirmierten, berechtigt sei, wenn von 
ihm Gefahr für das Reich drohe ($ 8). Auch könne der Kaiser, 
wenn er Unheil für Reich und Kirche fürchte, einen bestätig- 
ten und approbierten Koadjutor an der Einnahme des bischöf- 
lichen Stuhles hindern }). 

Während also die Staatsrechtslehrer des 17. Jahrhunderts 
sich im allgemeinen mit gegenwärtigen königlichen Mitwirkungs- 
rechten bei der Bischofswahl wenig beschäftigen, mehren sich aus 
Anlass der Kölner Wahl von 1688 die Stimmen, die dem Kaiser 
ganz bestimmte Rechte betreffend den Ausschluss eines Kandi- 
daten vindizieren, und zwar auf Grund des Wormser Konkordates, 
dessen Bestimmungen zuerst Textor, dann der Hallenser Ano- 
nymus mit der Praxis in Uebereinstimmung zu bringen suchen. 
Erst um die Wende des 18. Jahrhundets wird das Wormser 
Konkordat den Konkordaten des 15. Jahrhunderts an die Seite 
gestellt und werden seine Bestimmungen von der Theorie als 
geltendes Staatsrecht rezipiert?). 


Die Schriften von Heinrich Cocceji’), Christian 
Thomasius®), Justus Henning Böhmer), Gottlieb 
Gerhard Titius‘®) und Johann Nicolaus Gundling’) 


fort: Substantialiter itaque circa electionem Episcopi germani praesentia 
et auctoritas Caesaris vel ipsius Legati requiritur, non ut 
assideat, sed ut ipsam electionem dirigat et comprobet. 

') & 9. Das ergebe sich aus den Worten des pactum Calixtinum; 
quae ex his iure tibi debet, faciat. 

?\ Kopfermann 9, 50 ft. 

®) Iuris publici prudentia compendio exhibita, Francofurti Viadr, 
1695, ed. IV 1723 p. 303 ss. 

*) Historia contentionis inter imperium et sacerdotium, Halae 1722. 
Vindiciae iuris majestatis circa sacra, Halae 1699. 

?) Ius ecclesiasticum Prot., IV. ed. Halae 1738 I p. 273, 316 ss. 

°) Specimen iuris publici Romano-Germanici, II. ed. Lipsiae 1708 
p- 204. 

‘) Abriss zu einer rechten Reichshistorie, Halle 1707 S. 106 f. 
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befassen sich meist nur kurz mit dem Thema und bringen zu 
dem gewonnenen Rechtsstandpunkt jedenfalls nichts Neues, 
haben ıhn zum Teil noch gar nicht angenommen )). 


c) Erst durch die jüngeren Vertreter der Hallischen staats- 
rechtlich-historischen Schule, Schmauss?), Spener°), Mas- 
cow“) und Hahn’), ist, wie Kopfermann (8. 56 ff.) nach- 


) Vgl. Kopfermann 8. 53 f. 

2) Johann Jacob Schmauss, Kurzer Begriff der Reichshistorie, 
Leipzig 1720 S. 162 f.: Gegenwart der kais, Kommissare bei der Wahl 
auf Grund des W. K. In der 2. Ausgabe seines Corpus iuris publieci 
Sacri Rom. Imp. acad., Lipsiae 1727, das für das 18. Jahrhundert mass- 
gebend geblieben ist, vgl. Pütter, Literatur d. d. Staatsrechts II S. 443 ff., 
steht das W. K. an erster Stelle. Die Sammlung hat den Untertitel: 
„Enthaltend des heil, Röm. Reichs Grundgesetze“ und enthält nur das- 
jenige, „so heut zu Tage vim legis hat und in Observanz ist“. 

®) Jacob Carl Spener, Teutsches Ius publicum, Frankfurt-Leip- 
zig 1723—1726, erschienen 7 Teile. Vgl. hier: Buch 1 Cap. 5 $4=T.I 
8.104 f.; Buch 2 Cap. 5 $6=T.11 8.239 ff.; Buch 2 Cap. 14 $ 4u.5 = 
T. UI S. 392 ff., 399 ff. Interessant ist die vorsichtig-zögernde Stellung 
Speners, der zwar das Wormser Konkordat als ein „rechtes ewiges 
Fundamental-Reichsgesetz“ betrachtet (I S. 104), aber ihm gegenwärtige 
Bedeutung nur in Rücksicht des so „autorisierten und bis auf diese 
Stunde erhaltenen Risses zwischen der Geist- und Weltlichkeit unter den 
katholischen Ständen“ zuschreibt. Daher sei die Regalienleihe, allerdings 
unter anderem Symbol, noch heute in Geltung (II S. 241, III S. 400), 
das kaiserliche Wahlentscheidungsrecht sei dagegen gänzlich ausser Uebung 
gekommen (II S. 244 n. f., III S. 401 n. a). Ein besonderes Recht, auf 
Grund des Wormser Vertrages einen Wahlkommissar zu entsenden, kennt 
Spener ebenfalls nicht, er bemerkt nur bezüglich der gegenwärtigen 
kaiserlichen Mitwirkung (Il S. 243): „Der Kayser kunte recommendieren, 
auch wohl einen Gesandten zu dem Capitul deputieren.*“ Von einer An- 
wendung der einzelnen Bestimmungen des Konkordates auf die Gegen- 
wart, besonders beim Wahlkommissar, ist bei ihm noch nicht die Rede. 

4) Johannes Jacobus Mascovius, Prineipia iuris publiei 
Imperii Rom-Germ., Lipsiae 1739, urteilt über die Geltung des W. K. 
(lib, Icap. V$4=p.18 und lib. IV cap. IV $4=p. 236 u.$8=p. 237) 
sehr vorsichtig und führt ausdrücklich nur die Regalieninvestitur darauf 
zurück, Erst in der 6. A. 1769 heisst es (p. 388): Inde durat quod impe- 
rator ad electiones Praesulum commissarium mittit. Unter den iura circa 
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weist, die Aufnahme des Wormser Konkordates unter die Reichs- 
orundgesetze etwa in den zwanziger Jahren des 18. Jahrhun- 
derts erfolgt. Erst damit wurde seinen Bestimmungen über die 
Bischofswahl allgemeine Geltung beigelegt und für den Kaiser 
das Recht des Wahlkommissars, ein Approbations- und Aus- 
schlussrecht und vielfach sogar ein Entscheidungsrecht strei- 
tiger Wahlen beansprucht. 


3. Johann Jacob Moser. Hatten die bisher genann- 
ten Theoretiker ihre Resultate teils auf philosophisch-dogmati- 
schem, teils auf rein historischem Wege gewonnen, ohne sich 
durch den Rechtsgebrauch ihrer Zeit bestimmen zu lassen, oft 
auch von politischen Grundsätzen entscheidend beeinflusst, so 
wird das mit dem grossen Empiriker Johann Jacob Moser 
anders. Ihm ist die Geschichte und die abstrakte Theorie wenig 
oder nichts, die Praxis und das Aktenmaterial der einzelnen 
Frage alles). 

Moser hat die fragliche Materie ausführlich und unter 
Heranziehung eines umfangreichen Stoff- und Aktenmaterials 
behandelt, nach seiner Art durchaus pragmatisch und unvor- 
eingenommen ?). Seine praktische Stellungnahme entspricht 
daher völlig dem, was uns die Betrachtung der Bischofs- 
wahlen selbst ergeben hat. 

Die Bestimmungen des Wormser Konkordates stehen 
auch nach Moser noch gegenwärtig in Geltung und bilden die 
Grundlage der kaiserlichen Rechte bei der Bistumsbesetzung, 


sacra Imperatori reservata bezieht sich keines auf die Bischofswahlen, 
kbA Vicap. 1e8/37284, = 9,207 88 

°) Simon Friedrich Hahn, Vollständige Einleitung zu der 
Teutschen Staats- Reichs- und Kayser-Historie und dem daraus fliessenden 
iure publico, Halle-Leipzig 1721—1724 III S. 163: Durch das W.K. habe 
der Kaiser das Recht erhalten, die Wahlen persönlich zu dirigieren oder 
durch Kommissare leiten zu lassen und zwistige Wahlen zu entscheiden, 
sowie den Erwählten zu bestätigen und zu investieren. 

') Vgl. Landsberg, Gesch. d. deutschen Rechtswiss. III 1 8. 320 ff. 

°) Im I, II. und XI. Teile seines Teutschen Staatsrechts, Nürnberg, 
Frankfurt, Leipzig und Ebersdorff i. V. 1739, 1740 und 1743, sowie im 
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bezüglich des Wahlkommissars und der Regalienleihe !): „Der- 
selbige (der Wormser Vertrag) hat noch jetzo seinen grossen 
Nutzen; denn daher rühret: 

1. dass alle unmittelbare Stiffter in Deutschland die freye 
Wahl haben, 

2. dass der Kayser seine Gesandten dabey haben darft, 

3. dass die geistliche Stände ihre Regalien vom Kayser zu 
Lehen empfangen müssen, wobey ehedessen andere Oeremonien 
beobachtet wurden, als wenn ein Weltlicher belehnt ward, 

4. dass die Belehnung nicht eher erfolget, als biss der Er- 
wählte von dem Papst in seinem geistlichen Amt bestätti- 
get ist.* 

$S 37: „Doch ist es freilich an deme, dass nicht alle 
Punkten dieses Vergleiches mehr in Uebung seynd; denn 
1. werden keine Transalpini oder Italiänische Bischöfe mehr 
von dem Kayser belehnet.... 

2. Ob zwar die Kayser jezuweilen, bey strittigen Wahlen, 
noch ihr ihnen allhier vorbehaltenes Recht einigermassen her- 
vorgesucht haben, so hat doch der Papst das Hauptwerck alle- 
mal für sich gezogen und entschieden, wobey es auch die 
Kaysere bewenden lassen.“ 

Der Wahlkommissar, so führt Moser auf der Rechts- 
grundlage des Wormser Vergleiches aus ?), wird als Vertreter 
des Kaisers zu Bischofs- und Koadjutorwahlen abgesandt. Mit- 
hin muss der Wahltermin dem Kaiser rechtzeitig angezeigt 
werden ?). Persönlich erscheint der Kaiser nicht mehr zu 
den Wahlen *%). Bei dem Wahlakt selbst darf der Gesandte 


III. und XI. Bande seines Neuen Teutschen Staatsrechts, Frankfurt und 
Leipzig 1772 und 1775, die als eine Ergänzung zu betrachten sind. 

1) Th. I Cap. 17 $ 36. 8. 353 f. 

2) Th. III Cap. 30 88 1—29; Th. XI Cap. 38 $$ 83—85, 116, 128, 
163, 169; Bd. III: Von denen Kayserlichen Regierungsrechten und Pflichten, 
cap. 14835; Bd. XI: Persönliches Staatsrecht derer Teutschen Reichsstände, 
cap. 1 88 38 f. 

3) Th. XI Cap. 38 $ 115 f.; Bd. III Cap. 14 $ 35. 

4 Th. III Cap. 30 8 8; Bd. III Cap. 14 8 35. 
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nicht anwesend sein und muss daher dem Kapitel vorher die 
kaiserliche Wahlbotschaft ausrichten, obwohl man ein anderes 
aus dem Wortlaut des Vergleiches schliessen könnte!). „Was 
nun die Gerechtsamen des Kaysers bey dergleichen Gelegen- 
heiten betrifft, so legt der Vergleich ihm nur bey, dass die 
Wahlen in seiner Gegenwart geschehen sollen, mithin ist er 
weder befugt, einen Candidaten in solcher Maße vorzuschlagen, 
dass auf denselben nothwendig müsste reflectieret werden, noch 
kann er einem dem Capitul anständigen Candidaten die Ex- 
clusivam geben“ ?). 

Dass der Kaiser ein Exklusivrecht noch nie mit Er- 
folg geltend gemacht hat, wird dann an der Kölner Wahl 
von 1688 und der Münsterer von 1706 ausführlich nachge- 
wiesen ?). Auch in seinen Kayserlichen Regierungsrechten von 
1772 verhält sich Moser zu dem kaiserlichen Exklusivrecht ent- 
gegen seinen zahlreichen Verteidigern durchaus ablehnend ®), 
der Kaiser habe noch nie durch die Exclusiva einen Kandi- 
daten wahlunfähig gemacht und sei daher jedenfalls nicht im 
Besitze, in der Theorie müsse der Anspruch unentschieden 
bleiben). Auch jede unkanonische Beeinflussung oder Be- 
drohung des Kapitels ist durch das Konkordat verboten. Vor- 


') Th. III Cap. 30 $ 7; Bd. III Cap. 14 $ 85. 

?) Th. III Cap. 80 $ 10; Bd. III Cap. 14 $ 35. 

®) Th. III Cap. 30 $ 12—29; Th. XI Cap. 38 $ 83—85; Bd. III 
Cap. 14 $ 35. 

*) Die Stelle Bd. III Cap. 14 $ 35 8. 290 f. hat durch die Ein- 
fügungen der Zensurbehörde den entgegengesetzten Sinn erhalten. Die 
eingeklammerten Worte sind wegzudenken und zu Beginn ein „noch“ ein- 
zufügen: (wohl aber) kann er einem Kandidaten die Excelusivam geben 
(wenn dieser gesetzmässige Ausstellungen hat, oder es mit dem erklärten 
Reichsfeind hält). Vgl. die Bemerkung Mosers vorn nach der Vorrede 
vor der Inhaltsangabe. Diese gefälschte Ansicht Mosers ist daher oft 
zitiert worden, z.B. Georg Joseph Wedekind, Dissertationes duae, 
Bonnae 1778; Altera de iure cavendi comprehenso in iure circa sacra 
p. 49. Warnkönig, Die staatsrechtliche Stellung der katholischen 
Kirche 8. 68. 

°) Bd. III Cap. 14 $ 35; Bd. XI Cap. 1 $ 38. 
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schlag oder Empfehlung eines Kandidaten werden dem Kaiser 
nicht völlig abgesprochen !). 

„Uebrigens bestehen die Verrichtungen eines Kayserlichen 
Commissarii bey einer Wahl darinn: 1. Er thut dem in Corpore 
versammelten Capitul einen Vortrag und erinnert sie, eine tüchtige 
Person zu erwählen, unter Versprechung Kayserlichen Schutzes. 
2. Wenn die Wahl fridlich abgehet, notifiziert das Capitel den 
Ausschlag dem Kayserlichen Commissario durch Deputierte 
und ladet ihn in die Kirche ein: Allda gratuliert er dem Neu- 
erwählten und übergibt ihm im Namen des Kaysers (eins- 
weilen) die Verwaltung des weltlichen Regiments (biss zur 
förmlichen Belehnung) ?). Erfolget aber eine zwiespältige 
Wahl; so unterbleibt es und der Kayserliche Commissarius 
behält sich nur bevor, die Sache an seinen Hof zu berichten“ °). 
Schliesslich ist der Kaiser befugt, sich zu widersetzen, wenn 
der Papst ein Stift in Deutschland auf eine den Konkordaten 
widersprechende Weise besetzen will oder wenn er widerrecht- 
lich in die Administration der Temporalien eingreift, auch zu 
verhindern, dass Streitigkeiten über Wahlkapitulationen vor 
den Papst kommen '). 

Als Pragmatiker, für den nur das aktenmässig nachzu- 
weisende Geschehnis vorhanden ist, lehnt also Moser ein kaiser- 
liches Exklusivrecht bei der Bischofswahl ab, für das er keinen 
Beleg findet. Er weiss sehr wohl, dass der Kaiser befugt 
ist, auf Grund des Lehnsverhältnisses die Regalien bei Bruch 
des Lehenseides zu entziehen, wie er ja selbst die Verhängung 
der Reichsacht über Kurfürst Clemens Joseph von Köln im 
spanischen Erbfolgekriege als Beispiel anführt °); aber daraus 
nun ein kaiserliches Recht abzuleiten, die Regalien beim Fehlen 
der reichs- und lehnsrechtlichen Voraussetzungen von vorn- 


') Th. HI Cap. 30 $ 9 u. 11; Bd. III Cap. 14 $ 35. 

2) Die eingeklammerten Worte sind von der Zensur in Mosers 
Konzept eingefügt. 

3) Bd. II Cap. 14 $ 35. *) Bd. III Cap. 14 $ 38—40. 

5) Th. I Buch 1 Cap. 17 $ 36 und Th. III Buch 2 Cap. 36 $ 34. 
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herein zu verweigern, mithin den Kandidaten auszuschliessen, 
kommt ihm gar nicht in den Sinn, da es nie praktisch ge- 
worden ist. Das den Kaisern im Wormser Vertrag zugestan- 
dene Recht zur Entscheidung streitiger Wahlen lehnt Moser 
für die Gegenwart gleichfalls ab }). 

Diese beiden Punkte, das Recht der Exclusiva und das 
kaiserliche Entscheidungsrecht in zwiespältigen Wahlen, sind 
nun seit dem Erscheinen von Mosers Staatsrecht bis gegen Ende 
des Jahrhunderts Gegenstand lebhafter Erörterung und zahl- 
reicher Einzeluntersuchungen gewesen ?). Darüber blieben sich 
auch in der zweiten Hälfte des Jahrhunderts Staatsrechtslehrer 
und Kanonisten einig — ich nenne von ersteren noch besonders 
Johann Stephan Pütter°), Johann Heinrich Christian 
von Selchow *) und Joseph von Sartori?), von letz- 
teren Anton Schmidt‘) und Franz Anton Dürr”) — dass 


) Th. II Cap. 30 $ 30 8. 312; Th. XI Cap. 40 S. 473 f.; Bd. TU 
Cap. 14 8 36 S. 295 ff.; Bd. XI Cap. 1 S. 125 f. Ausführlich in Des- 
selben Päpstlichem Entscheidungsrecht in zwiespältigen Wahlen geist- 
licher Reichsfürsten, Neueste kleine Staatsschriften, Frankfurt und Leip- 
zig 1768, Näheres unten $. 178 ff. — Anders verhielt es sich bei streitigen 
Wahlen in den protestantischen Stiftern, hier kam nach Moser dem 
Kaiser in gewissen Fällen ein Entscheidungsrecht zu, das auch mehrfach 
ausgeübt wurde, Th. III Cap. 30 $ 31—55 8. 313 ff. und Bd. III Cap. 14 
8 37 8. 297 Ei. 

2) Aufgeführt bei Pütter, Lit. d. deutschen Staatsrechts III S. 683 f.; 
Moser Bd. II 8. 233 f.; Sartori, Geistl. u. Weltl. Staatsrecht I 2 
8.283 f., 262 f.; Kopfermann S. 63 £. 

°) Institutiones iuris publici Germanici, ed. IV. Goettingae 1787 
S 415 p. 496 =. 

*) Elementa iuris publici Germanici, Goettingae 1769. S. führt unter 
den lura Caesari reservata circa sacra in $ 348 (p. 358.) auf das ius com- 
missarium ad electiones praesulum ablegandi, als pristinae quasi maiesta- 
tis reliquiae; als Zweck gibt er an: ne electio contra leges fiat, nec iura 
imperatoris Jaedantur. Ueber Selchow vgl. Landsbergllli S. 354 ff. 

5) Bd. 12.8. 225 £. 

°) Institutiones Juris Ecclesiastici Germaniae accommodatae, ed. II. 
Heidelbergae 1774 I p. 418 s. $ 264. 

”) De iudice controversiarum, in Schmidts Thes. III p. 417: Quod 
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die Bestimmung des Wormser Konkordates über die kaiser- 
liche Präsenz in Kraft trete, so oft der Kaiser einen Wahl- 
kommissar entsende, und dass dieser die Gesetzmässigkeit der 
Wahl zu beaufsichtigen habe. 


IH. Die Exklusive. 


1. Rechtsgrundlage für das Verhältnis von Kaiser 
und Kirche bei den Bischofswahlen ist in fast allen Darstel- 
lungen das Wormser Konkordat. Doch wird den kaiserlichen 
Rechten meist ein allgemeinerer Unterbau gegeben. Scheller!) 
geht in seiner Dissertation über den kaiserlichen Wahlkommis- 
sar vom ius principis circa sacra aus, auf Grund dessen der 
obersten Staatsgewalt die Verordnungs- und Leitungsbefug- 
nis in allen äusseren kirchlichen Angelegenheiten zustehe, mit- 
hin grundsätzlich auch die Einsetzung der Bischöfe ?). Die 
advocatia bedeute mehr eine Schutzpflicht des Staates gegen- 
über der Kirche. Grosse Teile des ius circa sacra seien den 
Kaisern durch die Päpste mit Gewalt entrissen worden, die 
Ueberbleibsel desselben bezüglich der Bistumsbesetzung ent- 
halte der Wormser Vertrag, der als dem Kaiser abgezwungen 


Concordatum Calıxtinum non ex toto sit sublatum, sed toties tacite 
renovetur, quoties Imperator mittit commissarium ad Electiones Episco- 
porum, hoc facile conceditur Authori (Pestel, vgl. unten S. 177 £.). 

) Johann Sigismund Scheller, De iure et reservato Impera- 
toris mittendi commissarios ad actum electionis ecclesiasticorum 8. R. G. J. 
Principum et Praesulum, Dissert. Altorf. 1738. 

2) P. 5: Intelligimus autem per hoc ius circa sacra omne illud 
regimen externum, quo eorum actiones diriguntur, qui in uno coetu et 
societate Ecelesiae eivili vivunt, et quorum causae, quatenus subiectioni 
in externo foro subiectae sunt, ad supremam eius directionem spectant; 
p- 8: ... etiam in Imperio Germ. summo capiti vi iuris circa sacra 
Majestatiei atque regalis.... competere proprio iure prospicere saluti 
ecclesiae, fidos pastores eligendo, dignos Episcopos instituendo, pravos- 
que ... dejieiendo et removendo. Scheller steht hier, wie er selbst 
p- 6 angibt, unter dem Einfluss der protestantischen Lehre vom ius circa 
sacra des Christian Thomasiusund JustusHenning Boehmer. 
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nach Möglichkeit zu seinen Gunsten auszulegen sei'!). Ganz 
ähnlich bezeichnet Winckler?) als origo des Rechtes des 
Wahlkommissars die kaiserliche advocatia, die in einer tutela 
im kirchlichen Interesse bestehe, und einem cavere, ne detri- 
mentum capiat res publica®). Der fons propior sei das Wormser 
Konkordat, welches die Ueberreste der alten weit umfang 
reicheren kaiserlichen Rechte enthalte®). Ebenso bildet für 
den ‚Wittenberger Professor Wippermann’°) das fundamen- 
tum proximum für das Recht der Exclusiva die Advocatia Im- 
peratoris in Ecelesias Germanicas. Das Wormser Konkordat 
hat sie nicht beschränkt oder gar beseitigt, sondern neben 
seinen sonstigen Bestimmungen über Wahl und Investitur nach 
zwei Richtungen, Gesandtschafts- und Entscheidungsrecht, 
näher präzisiert. „Salvum igitur mansit ius Imperatoris su- 
premum in ecclesias Germanicas“ (p. 13). Als zweites funda- 
mentum remotum wird die summa Imperatoris ubique in Ger- 
mania potestas nur angedeutet®). Der Bamberger Kanonist 


') P. 17—21, 22. Inter reliquias iuris circa sacra pertinet Reser- 
vatum Imperatoris (nämlich der Inhalt des Wormser Vertrages), quod 
adeo non restringendum, sed extendendum. 

®) Abraham Gottlieb Winckler, De commissario Imperatoris 
in electione praesulum Germaniae immediatorum, Dissert. Goetting 
Chemnitiae 1744. 

E)SPRRVIL XIX AR KV 

*) P. XXlIss. Ilud est pactum, quo stabilitum est firmatumque 
ius Imperatoris, ablegandi ad praesulum electiones commissarios, .. Sunt 
hae, post celebratissimum illud ius primariarum precum, reliquiae, quas 
velut ex naufragio collectas nostri hodienum tenent imperatores. 

?) Carolus Guilelmus Wippermann, De fundamento et in- 
dole iuris exclusivae, maxime eius, quo Caesar uti potest, quando capitula 
Germanica in eligendo praesule sunt occupata, Diss. Rinteln. 1767, auctore 
Georgio Philippo Habicht advoc, ord. illustr. cancell., quae floret 
Bueckeburgi Schaumburgo-Lippiacae. Vgl. Moser Bd. III S. 234 u. 293 
und Pütter Literatur II S.55. Wippermann war Professor zu Rinteln 
seit etwa 1760. Vgl. auch die Rezension bei Johann Henrich Chri- 
stian von Selchow, Jurist. Bibliothek III Göttingen 1770 8. 585 ff, 

).B.9, vgl, pas 15: 
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Hammer!), ferner Augustin Leyser?) und David Georg 
Strube?) gehen in ihren Untersuchungen über die kaiserlichen 
Rechte bei der Bischofswahl unmittelbar vom Wormser Kon- 
kordate aus. Nur Johann Caspar Barthel?) sucht sie 
lediglich „ex jure Naturae et Gentium“ abzuleiten. 


2. Verteidiger und Gegner. Trotz des annähernd 
gleichen Ausgangspunktes gelangen die Genannten zu ganz 
verschiedenen Resultaten, besonders bezüglich der kaiserlichen 
Exclusiva. 


a) Am weitesten gehen Scheller, der sich 1738 als erster 
eingehender mit der Exklusive beschäftigt hat, und Wipper- 
mann; ablehnend verhält sich Winckler. Aus der kaiserlichen 
Advokatie, speziell aus dem Wormser Vertrag, folgert Schel- 
ler (p. 22 ss.), dass die Wahlen unter Anwesenheit und Lei- 
tung des Kaisers oder seines Vertreters stattfinden müssten, 
sonst seien sie nichtig. Daraus ergeben sich des näheren 
zehn effectus, die mit Beispielen belegt werden: Der Kaiser 
muss rechtzeitig Mitteilung von der Sedisvakanz und dem 
Wahltermin erhalten, er kann die Wahl inhibieren, muss die 
Gesetzmässigkeit der Wahl überwachen und unberechtigte Ein- 
griffe des Papstes zurückweisen, darf Kandidaten empfehlen 
und vorschlagen, schlichtet und entscheidet streitige Wahlen °) 


!) Alexander Hammer, De iure Principis catholiei circa sacra, 
Diss. Bamberg. 1744, auch in Schmidts Thes. III p. 676 ss. 

2) Augustinus Leyser, Meditationes ad Pandectas, vol. V et VI 
Lipsiae 1794 Nr. 40 p. 1226 ss. Quantum Caesari circa electiones episcoporum 
et abbatum liceat, disquiritur. Professor in Wittenberg, Helmstädt, seit 
1729 bis zu seinem Tode 1752 wieder in Wittenberg, „einer der geist- 
reichsten Praktiker der deutschen Rechtswissenschaft*, Landsberg 
III 1 8. 206 ff. 

®) David Georg Strube, Von den Rechten der deutschen Kayser 
bei den Ertz- und Bischöflichen Wahlen, Rechtliche Bedenken, I. Teil, 
Hannover 1763 Nr. XII 8. 65 ff. Gestorben 1778 als Vizekanzler in Han- 
nover, vgl. Pütter Lit. des teutschen Staatsrechts I S. 395 ft. 

*) Siehe unten 8. 172 f. 

5) P. 26 ss. Hier werden nur Beispiele aus der Stauferzeit angeführt. 
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und ist berechtigt, die exelusiva zu geben. Auch bei der Ab- 
setzung eines Bischofs und bei den Koadjutorwahlen (p. 32 ss.) 
muss sein Vertreter anwesend sein. Das Ausschlussrecht begrün- 
det Scheller (p. 28 ss.) auf dreifache Weise: Die Bestimmung des 
Wormser Konkordates wäre sinnlos, wenn der Kaiser einer Wahl 
nur tatenlos zusehen dürfte. Ferner sei der Kaiser eidlich ver- 


bunden, für das Wohl des Reiches zu sorgen; er müsse daher 


die Wahl eines Reichsfürsten verhindern können, von welchem 
dem Reich Verderben drohe. Der dritte Grund liege im Lehns- 


nexus: Der Kaiser müsse jemand, der die Erfordernisse eines 


getreuen Lehnsmannes nicht erfülle, qui non faciat, quod ipsi 
debet, zurückweisen können; daher competere Imperatori ius 
dandi per Commissarium suum uni vel alteri candidato, de quo 
forsan electores cogitare possent, qui vero sibi et Imperio parum 
acceptus, periculosus et inimicus est, Exclusivam (p. 28). Er- 
folgt die Wahl trotzdem, so hat es der Kaiser in der Hand, 
die Regalien zu verweigern. Als Beispiele dienen, wie bei 
allen Genannten, nach ihrer Richtung jeweils ausgewertet, die 
Wahlen von 1688 und 1706. 

Wippermann leitet aus seiner Advokatie 16 Folgerun- 
sen ab, unter denen das ius mittendi legatum und das ius 
decidendi electionem discordem ausdrücklich auf das Wormser 
Konkordat begründet werden. Das Ausschlussrecht definiert 
er juristisch scharf als ius summi imperantis, quo hic eum, cui 
ex electione, ab aliis suscipienda, spes dignitatis obtinendae 
affulget, dignitatis in ipsum conferendae incapacem ex iusta 
causa valide declarare potest, und grenzt es vom votum nega- 
tivum, vom ius confirmandi und ius regalia denegandi ab!). 
Er begründet es im einzelnen fünffach*): Das öffentliche Wohl 
jedes Staates verlange es. Die kirchliche Obrigkeit könne nicht 
in weltlichen Dingen ohne Zustimmung der weltlichen Gewalt 
handeln, auch das Wormser Konkordat enthalte in der Investi- 


2)/ DAL I SS SO BSAR ER! 
2) P, 84 ss. 
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tur eine quasi confirmatio und daher eine Aufrechterhaltung 
der kaiserlichen Autorität. Die Bischöfe sind Reichsfürsten 
und Vasallen des Kaisers und unterstehen in Ansehung der 
Regalien und der bezüglichen Erfordernisse dem Kaiser, Wenn 
ferner dem Kaiser bei der Papstwahl ein Ausschlussrecht zu- 
stehe, um wieviel mehr bei der Bischofswahl. Als Beispiele 
für die Ausübung des Rechtes führt auch er die Wahlen 
Köln 1688 und Münster 1706 an. Was die Form der Exklu- 
sive betrifft, so kann sie, im Gegensatz zu der bei Papstwahlen 
nötigenfalls mehrmals, durch den Wahlkommissar mündlich 
oder schriftlich oder durch kaiserliches Schreiben allein einge- 
legt werden, jedoch nur vor der Veröffentlichung des Wahl- 
ergebnisses!). Die Exklusive muss ferner durch einen zu- 
reichenden Grund gestützt werden, da sonst die Wahlfreiheit 
der Kapitel in Frage gestellt wäre, und zwar dadurch, dass das 
Wohl des Reiches es erfordere oder dass ein Mangel in der 
Person nach Reichsrecht vorliege ?). Diese Gründe müsse der 
Kaiser wohl öffentlich nennen, brauche aber den Beweis nicht 
anzutreten’). Praktisch werde das Recht dadurch, dass der 
Kaiser dem im Widerspruch zur Ausschliessung Gewählten die 
Regalien verweigern und die Administration der Temporalien 
verbieten könne t). Wichtig ist, dass Wippermann die kaiser- 


DE 727.88: 

?) P. 29: Quotiens salus Imperii Romano-Germanici postulat, ne 
candidatus Imperatori et Imperio infensus, tranquillitatis publicae tur- 
bator... ad dignitatem episcopalem promoveatur, und: Quotienscunque 
capitulares, vel omnes vel aliqui, electionem candidati, qui ex legibus publi 
cis Germaniae, libertatibus privilegiis episcopatuum praesul esse non 
potest, moliuntur, toties Imperator optimo iure talis candidati election 
intercedit... Jam cui ius ad finem competit (gemeint wohl die Regalien- 
verweigerung), ius quoque habet ad media, ad finem hunc obtinendum 
necessaria. 

5) P. 30, daher habe der König von Preussen mit Recht den Mangel 
der Gründe dem Kaiser im Jahre 1706 zu Münster vorgehalten, der Aus- 
schluss sei ungültig gewesen. 

2 B.:83 8: 
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liche Exklusive bei der Bischofswahl mit der bei der Papst- 
wahl, welche im 18. Jahrhundert die Literatur bereits stark 
beschäftigte, in sachliche Beziehung setzt!). Wie der Kaiser 
als summus et unicus ecclesiae Romanae, immo totius ecclesiae 
christianae advocatus bei der Papstwahl einen Kandidaten aus- 
schliessen kann, so als advocatus ecclesiarum Germanicarum 
bei der Bischofswahl. 

Gegen die These Wippermanns wendet sich in scharfen 
Worten Johann Heinrich Christian vonSelchow?), und 
Moser hat dessen Ausführungen in seine Kayserlichen Regie- 
rungsrechte von 1772 übernommen). Die Begründung der 
Exklusive aus einer kaiserlichen Schutzgerechtigkeit bedeute 
eine petitio principüi, nicht alles, was Kaiser und Reich nütz- 
lich sei, sei deshalb zugleich Rechtens. Entscheidend ist für 
Selchow und Moser die Praxis. 1688 sei Kardinal Fürsten- 
berg nicht auf Grund der Exklusive, sondern mangels der für 
eine Postulation notwendigen Zweidrittelmehrheit vom Papst 
zurückgewiesen worden, nachdem sich das Kapitel um die 
Exklusive gar nicht gekümmert habe. Und 1706 in Münster 
sei der Kaiser mit der Exklusive weder gegen das Kapitel 
noch gegen den Papst durchgedrungen. Der Kaiser habe also 
„keinen ruhigen actum possessorium aufzuweisen und sein 
Recht müsse den wichtigsten Zweifeln ausgesetzt sein“. 


b) Wippermann steht jedoch nicht allein; er selbst kann 
sich ausser auf Scheller *) noch auf Johann Caspar Bar- 
thel, den Anonymus der Observationes Hallenses’), 
Johann Nicolaus Hert®), Augustin Leyser, David 
Georg Strube, Johann Maximilian von Günde- 


') Kurz behandelt p. 3—8, daselbst die zeitgenössische Literatur. 
Vgl. auch Moser Th. III Cap. 40 8. 558 ff. 

?) Jurist. Bibliothek III Göttingen 1770 S. 585 ff. Auch: Elementa 
iuris publici Germanici $ 348 p. 358 s. Hier wird die Exklusive als eine 
Beeinträchtigung der Wahlfreiheit abgelehnt. 

3) Neues Teutsches Staatsrecht, Bd. III 8.293 f. Vgl. oben 8. 162 £, 

*) bis ©) Siehe oben 8. 167 f., 157 f., 154 f. 
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rode!)undJohann Georg Estor berufen?). Der Hallenser 
Anonymus und Hert haben, ähnlich Multz und Textor, 
wie wir schon sahen, das Recht der Exclusiva noch nicht 
klar von einem Bestätigungs- und Regalienverweigerungsrecht 
unterschieden. Das ist in der Wissenschaft anscheinend zuerst 
von Scheller (1738) geschehen, wenn auch den Männern der 
Praxis mindestens seit der Wahl von 1706 die Sache geläufig 
sein musste. Auch Leyser’?) leitet aus dem Wormser Kon- 
kordat, dessen ungünstige Beurteilung im Sinne der kaiser- 
lichen Rechte er entschieden ablehnt (p. 1228s.), nur das kaiser- 
liche Recht der Investitur ab, eine Art Bestätigung, die keine 
leere Formalität sei, sondern aus gewichtigen Gründen wohl 
verweigert werden könne, wie es der Kaiser im Jahre 1688 
gegenüber dem Kardinal Fürstenberg mit Recht erklärt habe °). 
Das bedeutet noch nicht die Exklusive. 


!) Abhandlung des Teutschen Staatsrechts, Giessen 1743 4. Buch 
3. Cap. $ 13. S. 529 f. Aus dem Wormser Konkordat folgert G, als 
geltendes Recht: Die Wahl muss dem Kaiser rechtzeitig angezeigt und 
kann von ihm aus wichtigen Gründen verboten werden. Ein Wahl- 
kommissar muss sie leiten und beaufsichtigen, der Kaiser kann Kandi- 
‚daten vorschlagen und ausschliessen. Streitige Wahlen kann er gütlich 
beilegen, selbst entscheiden oder das Stift selbst besetzen. Hieraus und 
aus der Regalieninvestitur erhelle, „dass dem Kayser alle Gewalt bey 
der Wahl und Bestättigung der geistlichen Reichsständen noch nicht 
benommen seye, mithin die Gegenwart dessen Gesandten, bey derselben 
noch von einiger Würckung seye*. 

?) Wippermann p. 38. Freilich kann er p. 2 mit Recht sagen. 
Paucula etiam sunt, quae de hoc Imperatoris iure exclusivae circa eligendos 
praesules nonnulli tantum iuris publiei ecelesiastici Germaniei interpretes 
tradiderunt. 

3) Meditationes ad Pandectas VI Lipsiae 1734 p. 1226 ss. 

*) P. 1229 s.: Tum investitura per sceptrum non vana cerimonia 
est, sed confirmatio electionis factae et obligatio electi ad praestanda ea, 
quae tanquam vasallus et possessor terrarum sibi concessarum debet 
quaeque aliis imperii vasallis incumbunt. Nec absolutam Üaesari electos 
recipiendi investiendique necessitatem impositam credo. Equidem sine 
caussa electos recusari non posse, largior facile. At si quis apertus 
Caesaris imperiive hostis hostiumve foederatus vel homo manifeste impro- 
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Ausführlich beschäftigt sich Strube !) mit dem kaiserlichen 
Ausschlussrecht. Auch für ihn ist die Grundlage das Wormser 
Konkordat, das die Entsendung des Wahlkommissars rechtfertige 
und den Kaiser nicht verbinde, die Belehnung zu erteilen, wenn 
sie aus rechtlichen Ursachen verweigert werden könne. Daraus 
ergibt sich für Strube ein Ausschlussrecht bei der Wahl, 
das er aber nicht rechtlich klar erfasst und von der Regalien- 
verweigerung getrennt hat. In den Fällen, wo einem welt- 
lichen Reichsstand die Belehnung versagt werden kann, wenn 
er nämlich ein Reichsfeind ist und dem Reiche als Reichsfürst 
Gefahr bringen würde, darf der Kaiser die Exclusiva geben, 
nicht aber schon, wenn er dem Kaiser und seinem Hause ein 
unbequemer Kandidat ist. Letzteres müsste eine unzulässige 
Einschränkung der den Kapiteln gewährleisteten Wahlfreiheit 
bedeuten ?). 

Ohne jede Rücksicht auf das Wormser Konkordat, eine 
kaiserliche Advokatie oder ein ius cavendi, vielmehr rein aus 
politischen und Nützlichkeitserwägungen leitet der Würzburger 
Kanonist Johann Caspar Barthel für ausserordentliche 
Fälle die kaiserliche Exklusive bei Bischofswahlen ab°®). Er 
seht von der kaiserlichen Exklusive bei Papstwahlen aus, die 


bus aut ad sacrum munus ineptus, vel per sortes aliasve illicitas artes 
eligatur, huic Caesar investituram denegare et potest et, ni contra officium 
suum peccare velit, debet. Ausserdem folgert Leyser aus dem Kon- 
kordat das kaiserliche Recht auf Anwesenheit, wobei praesens et ille 
dieitur qui per legatum comparet, und auf Entscheidung streitiger Wahlen. 
Die Metropoliten hätten hierbei nur beratende Stimme, die Entscheidung 
liege beim Kaiser, p. 1229. 

!) Rechtliche Bedenken, II. Theil, Hannover 1763 8. 65 ft. 

?) St. verwirft daher wie Wippermann den Rechtsstandpunkt 
Kaiser Josephs I., der im Jahre 1706 bei der Wahl in Münster als hin- 
länglichen Grund ansah, quod indignabatur et diffidebat candidato, p. 69. 
Die betreffenden Schreiben Josephs I, bei Faber, Staatskanzley XI 
S. 694, 729, vgl. oben S. 180 ff. 

3) Diss. de canonica episcoporum Germaniae constitutione, 1749, 
abgedruckt in Opuscula iuridica, tom II.,, Bambergae et Wirceburgi 1771, 
opusc. IV. p. 315 se., 342—48, 
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er nicht als „residuum quoddam“, sondern „ex Jure Naturae 
et Gentium“ erklärt, und fragt sich, ob daraus nicht dieselbe 
Berechtigung für die Bischofswahlen folge. Die Parallele wird 
aber als sachlich durchaus unzutreffend grundsätzlich ab- 
gelehnt. Nur „in casu extraordinario manifesti et maxime in 
communi Statuum Imperii Judicio fundati metus et periculi, 
ne Imperator Imperiumque ab eligendo in episcopum graviter 
turbari, infestari ac exterorum in auxilium vocata potentia con- 
euti queat,“ dürfe eine Exelusiva statthaben (p. 348). 

Eine ähnliche Stellung zur kaiserlichen Exklusive wie 
Moser, nur theoretisch besser begründet, nimmt die Disser- 
tation Wincklers über den Wahlkommissar ein. Auch für 
Winckler ist die Grundlage (origo) des kaiserlichen Rechtes die 
advocatia, die massgebliche Rechtsquelle jedoch das Wormser 
Konkordat, aus dem sich ein ıus Imperatoris, ablegandi ad prae- 
sulum electiones commissarium ergibt. Quum enim antea Cae- 
saris omnis res ageretur auspiciis, ita iam nil nisi exiguae 
potestatis servabatur umbra, nimirum ius adsidendi electionibus, 
curandique ut omnia fiant Xata rafıy naı xara Evaymosovnv !). 
Die Exklusive dagegen lehnt Winckler ab. Aus der kaiser- 
lichen Advokatie könne man sie nicht herleiten, denn diese 
sei bezüglich der Bischofswahl klar umgrenzt durch das Worm- 
ser Konkordat. Auch das Staatsinteresse mache sie nicht 
nötig. Eine Parallele mit der Papstwahl wäre unzutreffend ?). 
Durchschlagend in dieser Hinsicht ist für Winckler, dass ein 
votum exelusivum nur geben könne, wer überhaupt stimmbe- 
rechtigt sei®). Das Entscheidungsrecht in streitigen Wahlen 
sei den Kaisern verloren gegangen. Als Bestandteil der Kon- 
firmation stehe es den Päpsten zu ®). 

c) Das Recht der kaiserlichen Exklusive ist bis zum Ende 


) P. XXIH, ähnlich p. XXVI. Kopfermann 9. 68 hat daraus, 
wohl nicht ganz im Sinne Wincklers, ein ius adridendi gemacht. 

BEP. IXKXIs. 

:) P.XXXVII». 

ZFPAX LIES. 
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des alten Reiches streitig geblieben, zahlreiche Publizisten 
und auch ein Teil der Kanonisten sprachen sich dafür aus. 
Von ersteren seien hier noch genannt der Heidelberger Georg 
Joseph Wedekind mit seiner oft zitierten Dissertation De 
iure cavendi von 17752), Johann Richard von Roth?) 
und Joseph von Sartori, der im 11. Kapitel seines breit an- 
gelegten Werkes „Geistliches und Weltliches Staatsrecht der 
Deutschen Catholischgeistlichen Erz-, Hoch- und Ritterstifter“ 
(1788 ff.) zwar dem Kaiser ein Vorschlagsrecht nicht zugestehen 
wollte, ihm aber nach dem Vorgange von Wippermann bei Gefahr 
für den Bestand des Reiches unter Namhaftmachung der Gründe 
ein Ausschlussrecht zusprach ?). Ablehnend verhielten sich 
Johann Heinrich Christian von Selchow‘*) und sein 
Lehrer Johann Stephan Pütter, dessen 1754 als Ele- 


!) Dissertationes duae, altera de iure cavendi comprehenso in iure 
circa sacra, Bonnae 1778 p. 49. Vgl. Pütter, Literatur II 8. 126. 
Warnkönig, Die staatsrechtl. Stellung der kathol. Kirche 8. 46 ff. 

2) Johann Richard von Roth, Von dem kaiserlichen Emp- 
fehlungs- und Ausschliessungsrechte bei teutschen Bischofswahlen, Mainz 
1790, als Erwiderung auf die Schrift: Veber das kaiserliche Emp- 
fehlungs- und Ausschliessungsrecht bei teutschen Bischofs- 
wählen, Fortsetzung der Briefe zweener Domberren im April u. Mai 1789, 
Frankfurt-Leipzig 1789; vgl. Pütter-Klüber, Literatur IV S. 527 £. 

3) 12, 1788 Cap. 11 $ 431 ff. 8.224 ff. Vgl. Landsberg, Gesch. d. 
deutschen Rechtswiss. III1 8.428 ff. S. führt als Beispiel für eine recht- 
mässige Ausschliessung die Kölner Wahl von 1688 an, für eine unrecht- 
mässige und darum mit Recht erfolglose die Münstersche Wahl von 1706, 
da kaiserliche Diffidenz nicht genüge und eine Angabe wichtiger Gründe 
nicht erfolgt sei. Auch er zieht $ 486 S. 230 f. die Parallele mit der 
Papstwahl. Siehe auch Franz Lambert Humler, Kurzer Begriff von 
dem allerhöchsten Range, Titel und Wappen des Römischen Kaysers, 
Frankfurt 1770, der für die Exklusive eintritt, vgl. August Friedrich 
Schott, Unpartheyische Kritik über die neuesten juristischen Schriften, 
XVII. Stück Leipzig 1770 8. 615 f.; Moser Bd. III S. 296. Innocentius 
Steiner (praes. Stocker), Dissertatio de iure imperatoris in electionibus 
episcoporum quantum ad exclusivam, Friburgi 1777, war mir nicht zu- 
gänglich. 

*) Siehe oben S. 164. 
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menta, seit 1770 als Institutiones iuris publici Germanici er- 
schienener Grundriss bis 1802 zahlreiche Auflagen erlebte und 
massgebenden Einfluss vor allem auf das akademische Studium 
ausübte ). Andere, wie der Leipziger Christian Gottlieb 
Biener?) und der Mainzer Johann Baptist Horix’) 
vermieden ein näheres Eingehen auf diese Frage. 

Unter den Kirchenrechtslehrern verhalten sich die 
strenggläubigen Richtungen allen Eingriffen der weltlichen 
Gewalt auf kirchliches Gebiet, insbesondere einem staatlichen 
ius cavendi gegenüber, ablehnend *). Besonders genannt sei 
der Bamberger Alexander Hammer, der nach Aufzählung 
der Gründe für und wider die Exklusive zu einem glatten Nein 
nicht den Mut findet’); ferner der Benediktiner Martin Ger- 
bert, Abt von St. Blasien, der in seinem Buch „De legitima 
ecelesiastica potestate circa sacra et profana“ sich heftig gegen 
die Mitwirkung der Fürsten bei kirchlichen Wahlen wendet ®). 
Dagegen will der Heidelberger Kanonist Philipp Anton 
Schmidt dem Kaiser wider einen das Reich mit schwerem Scha- 
den bedrohenden Kandidaten die Exklusive nicht verweigern; 
freilich: quippe qui in hac. hypothesi ne quidem ex mente 


1) Ed. IV. Goettingae 1787 lib. IX cap. I $ 415 p. 497: Nec.., ius 
exelusivam dandi imperatori amplius conceditur. Ed. VI. 1802 $ 415 p. 481. 
Vgl. Landsberg, Gesch. d. deutschen Rechtswiss. III 1 8. 340 f. 

2) Commentarii de origine et progressu legum iuriumque Germani- 
corum, partes II Lipsiae 1787 u. 90, p. II lib.1. cap. II $8 p. 162, und 
Derselbe, Bestimmung der kaiserlichen Machtvollkommenheit in der 
teutschen Reichsregierung, Leipzig 1780 U. Theil 8.30 f. u. 62 ff. Vgl. 
Pütter, Literatur II S. 116 f. 

®) Concordata nationis Germanicae, II p. 2, 13 ss.,; vgl. Pütter, 
Literatur II S. 52. 

*) Vgl. Warnkönig S.37f. 

5) De iure principis catholici circa sacra, 1744, Schmidt, Thes- 
saurus iuris eccl. III p. 676 ss. $ XIX ss. p. 693, Grundlage ist auch für ihn 
das Wormser Konkordat & XVIls. p. 691 s.; vgl. J. Fr. von Schulte, 
Quellen II1 S. 171. 

6) St. Blasiis 1761 lib. III cap. IV p. 402 ss.; vgl. J. Fr. von Schulte, 
Quellen III 1 8. 227 f. 
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sacrorum canonum sat dignus diei potest!). Die unter dem 
Einfluss des Naturrechtes und der Aufklärung, insbesondere 
des Josephinischen Staatskirchentums stehenden Kanonisten, 
vor allem seit der Mitte des 18. Jahrhunderts, erkennen dagegen 
dem Kaiser und generell dem Landesherrn auf Grund des ius 
cavendi eine Exklusive bei der Besetzung der Bistümer und 
Abteien zu; so in ihren vielbenutzten Lehrbüchern Maurus 
von Schenkl?), Paul Joseph Riegger°), Joseph Jo- 
hann Nepomuk Pehem) und Franz Wenzel von Cronen- 
fels°’), sämtlich Schriftsteller bayrischen oder österreichischen 
Ursprungs. 


IV. Entscheidung bei streitigen Wahlen. 


Wie wir schon sahen, war die gegenwärtige rechtliche Be- 
deutung der Wormser Bestimmung über die kaiserlichen Befug- 
nisse bei streitigen Wahlen‘) in der Wissenschaft des 18. Jahr- 


') Institutiones iuris ecclesiastici Germaniae accommodatae, ed. II. 
II vol. Heidelbergae 177418 265 p. 419s. Auch Schmidt leitet aus dem 
Wormser Konkordat $ 264 ab: ut Imperatori legitime insinuandus sit 
Episcopi obitus, futurae electionis tempus signifieandum; eius quoque 
est auctoritate Caesarea electionem adiuvare, turbas removere, ne quid 
in praeiudicium libertatis iuriumque tum Imperii, tum Imperatoris, tum 
ecclesiae Germaniae fiat providere. $ 265: Commendare potest absque 
Candidatum quendam Imperator... Vel.J. Fr. von Schulte, Quellen 
III 1 8. 248 ff. 

?) Institutiones iuris ecclesiastici, Germaniae imprimis et Bavariae 
accommodatae, ed. IV. partes II Coloniae 1808, p. I $ 349 p. 435, unter 
Anführung des Falles Fürstenberg. Vgl. auch Warnkönig 9. 51f.; 
J. Fr. von Schulte, Quellen III 1 S. 285 ff. 

?) Institutiones iurisprudentiae eceles.. IV partes, ed. III. Vindo- 
bonae 1777 p. 18354 p. 317 f., unter Berufung auf den Fall Fürsten- 
berg. Vgl. J. Fr. von Schulte, Quellen III 1 8. 208 £. 

*) Praelectiones in ius ecclesiasticum universum, Pars I. Vindo- 
bonae 1801 $ 807 p.553s. J. Fr. von Schulte, Quellen III 1 S. 259 f. 

°) Institutiones iuris canonici, partes II Pragae 1770, nach Schott, 
Critik II 8.206. J. Fr.von Schulte, Quellen III 1 8. 246. 

°) ... concedo electiones episcoporum et abbatum Teutoniei regni 
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hunderts umstritten, seit man nach dem Vorgange von Leib- 
nitz für die einzelnen Vertragspunkte des Wormser Konkor- 
dates Geltung in der Gegenwart beanspruchte. Hert, Textor, 
Leyser, Scheller und Strube waren ausdrücklich für den Kaiser 
als obersten Schiedsrichter in zwiespältigen Wahlen unter Be- 
rufung auf das Konkordat eingetreten !), Spener und Moser 
hatten sich unter Berufung auf die Praxis ablehnend ver- 
halten?). Da kam aus Anlass der zwiespältigen Lütticher 
Wahl von 1763 die Frage ausgiebig zur Diskussion ?). Der 
Wahlkommissar und ein kaiserliches Reskript hatten die Ent- 
scheidung als eine rein geistliche Sache dem Papste anheim- 
gestellt‘). Gegen diese Rechtsauffassung wandte sich die 1766 
ohne Ortsangabe anonym erschienene Schrift „Erörterung des 
Entscheidungsrechtes in zwiespältigen Wahlen geistlicher 
Reichsfürsten“, die nach Pütters Angabe’) den Sekretär Pestel 
bei dem damaligen holländischen Gesandten zu Mainz zum 
Verfasser hatte und nicht geringes Aufsehen erregte ®). Pestel 


qui ad regnum pertinent, in praesentia tua fieri absque simonia et aliqua 
violentia; ut si qua inter partes discordia emerserit, metropolitani vel 
comprovincialium consilio vel iudicio saniori parti assensum et auxilium 
praebeas. Der Sinn dieser Worte war im 18. Jahrhundert übrigens ebenso 
unklar und verschieden ausgelegt wie zu Ende des 19. Jahrhunderts, vgl. 
Schäfer, Consilio vel iudicio = mit minne oder mit rechte, Berl. Sitz.- 
Ber. 1913 XXXVI S. 719 ff. 

!) Vgl.auch: MerkwürdigeReichshofratsgutachten1S.204ff., 
Auszug aus einem Bedenken de iure imperatoris circa electionem epi- 
scoporum Germaniae, verfasst vom Reichshofrath von Berger im Jahre 1725, 
der ebenfalls auf Grund des W.K. dem Kaiser noch für die Gegenwart 
ein Entscheidungsrecht zuspricht, das er bei den Kölner Wahlvorgängen 
von 1688 betätigt und päpstlich anerkannt findet. 

2) Ebenso die Dissertation von Winkler, siehe oben S. 173. 

3) Vgl. hierzu Kopfermann S. 70 ff.; Moser Bd. XI 8.125 ff. 
Oben S. 119. 

4) Göttingische Anzeigen von gelehrten Sachen, I Göttingen 1767 
8.129 f. Dürr bei Schmidt, Thesaurus iuris ecelesiastici II p. 356. 

5) Litt. d. teutschen Staatsrechts III S. 683. 

6) Vgl. auch die Besprechungen: Gött. Gel. Anzeigen IS. 129 ff. und 
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behauptet, die Entscheidung einer streitigen Bischofswahl als 
einer offenbar weltlichen Sache könne der Papst nur auf Grund 
einer klaren Vertragsbestimmung beanspruchen (S. 23). Das 
Wormser Konkordat, die „Grundsäule* aller folgenden Ver- 
träge, das weder je geändert noch je aufgehoben sei — und 
nur ein ausdrücklicher Akt könne gelten —, schliesse jedoch 
in unzweideutigen Worten den Papst vom Entscheidungsrecht 
aus zugunsten der Kaiser, die ihr Recht in zahlreichen Fällen, 
ausgeübt hätten!). Auch die nachträglich eingeführte Konfir- 
mation sei als rein geistlicher Akt für Kaiser und Reich gleich- 
gültig, die Belehnung habe zu erfolgen auf Grund des Elektions- 
instrumentes, mithin einer Prüfung des Wahlvorganges, und 
nicht, wie Moser?) behauptete, der Konfirmationsbulle?). Wenn 
bei den streitigen Wahlen von 1688 und 1706 die Kaiser aus 
friedfertiger Gesinnung von ihrem Rechte auch keinen Gebrauch 
gemacht hätten, so könne es doch nie durch Nichtgebrauch 
verloren gehen; das zu Lüttich beliebte Verfahren dagegen 
bedeute eine Preisgabe kaiserlichen Rechtes und eine Verletzung 
der Reichsverfassung, die nur so zu erklären sei, dass der Kaiser 
seinen Gesandten nicht habe desavouieren wollen ®). 

Diese Ausführungen erfuhren entschiedenen Widerspruch 
von publizistischer wie von kanonistischer Seite. Der Mainzer 
Kanonist Franz Anton Dürr) und Johann Jacob Moser‘) wider- 
legten sie in eigenen Schriften. 


J.H.Chr. vonSelchow, Jurist. Bibliothek III Göttingen 1770 8. 591 f. 
— Mainz war in jenen Jahrzehnten der Hort der metropolitanen Oppo- 
sition gegen Rom. 

) 8.50 ff, 59—1835. 

?) Einleitung zum Reichshofrathsprozess, 4 Theile, Frankfurt und 
Leipzig 1734, III S. 522. 

2)°9,.107,01095 *) 8.130 ff, 136 ft. 

°) Dissertatio de iudice controversiarum in causis electionum episco- 
porum Germaniae, Maguntiae 1768. Zitiert nach dem Abdruck in 
Schmidts Thesaurus II p. 354—442. Ueber Dürr vgl. Pütter, Litt. 
d. teutschen Staatsrechts II 8. 51 f. 

°) Das päpstliche Entscheidungsrecht in zwiespältigen Wahlen geist- 
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Die gründlichen Untersuchungen Dürrs beginnen mit 
einer Aufzählung der Argumente Pestels und enden mit einer 
Widerlegung jedes einzelnen. Sein eigenes Hauptargument, für 
das er sich auf van Espen!), Thomassin?), Neller?), Böhmer®), 
Pertsch’) und Fleischer‘) berufen kann, besteht darin, dass 
mit dem Konfirmationsrecht des geistlichen Oberen notwendig 
ein Wahlprüfungs- und daher ein Entscheidungsrecht in strittigen 
oder zwiespältigen Wahlen verbunden sei, diese also als rein 
geistliche Angelegenheiten vor den geistlichen Richter gehören’). 
Auch das Wormser Konkordat habe die Entscheidung nicht 
dem Kaiser, sondern dem Metropolitan und den Provinzial- 
bischöfen übertragen, dem Kaiser aber nichts anderes belassen, 
als deren Entscheidung durchzuführen (p. 384). Dieser Rechts- 
zustand sei trotz gelegentlicher Verstösse einzelner Nachfolger 
Heinrichs V. und unter ausdrücklicher Anerkennung durch die 
bekannten Privilegien Ottos IV. und Friedrichs II. von 1209 
und 1213 nur in so fern geändert worden, als das Konfirmations- 
und damit das Entscheidungsrecht seit dem 14. Jahrhundert 
auf die Päpste überging und seitdem von ihnen bis auf die 
jüngsten Zeiten immer geübt wurde. Der Nachweis für die 
letzten Jahrhunderte konnte freilich nicht schwer fallen. 


licher Reichs-Fürsten, geprüfet und vertheidiget. Neueste kleine Staats- 
schriften, Frankfurt u. Leipzig 1768 Nr. 1. 

!) Zegerus Bernhardus van Espen, Ius ecclesiasticum uni- 
versale, Opera omnia I Coloniae 1748, pars I tit. 14 cap. 1,284, 3 p. 69 ss. 

?) Lodovicus Thomassinus, Vetus et nova Ecclesiae disciplina 
circa beneficia et beneficiarios, zuerst Parisiis 1691, hier Magontiaci 1787 
pars II lib. II vol. V cap. 7u.8 p.41 ss. 

3) Georgius Christophorus Neller, De sacrae electionis 
processu in Schmidts Thes. iuris ecel. II p. 697 ss., 724 ss, 

4) JustusHenningBoehmer, Ius ecclesiasticum Protestantium, 
ed. IV. Halae 1738, lib. I tit. 6 $ 60, 69 u. 71 p. 315, 324. 

5) JohannesGeorgiusPertsch, Elementa iuris canonici et pro- 
testantium ecclesiastici, Jenae 1735, lib. I tit. 19 $ 326 ss. p. 214 s. 

6) Johann Lorenz Fleischer, Einleitung zum geistlichen Recht, 
Halle 1724, B. I Cap. 23 8. 292 f. 

?) Cap. 281 p. 372». 
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Mit etwas anderer Begründung lehnt Moser Pestels An- 
sicht ab: Das Entscheidungsrecht sei als wesentlicher Bestand- 
teil des Konfirmationsrechtes allerdings 1122 dem Kaiser über- 
tragen worden, dann aber — gesetzlich endgültig festgelegt durch 
die Bestimmung der deutschen Konkordate des 15. Jahrhun- 
derts: fiant electiones canonicae, quae ad sedem apostolicam 
deferantur — mit der Konfirmation auf den Papst überge- 
gangen !). Die Praxis der letzten Jahrhunderte und die Rechts- 
anschauung des Wiener Hofes selbst, wie sie in den Wahlen 
von Köln 1688, Münster 1706 und vor allem Lüttich 1763 
zum Ausdruck gekommen war, hatten Dürr und Moser frei- 
lich völlig auf ihrer Seite. Ihre Ansichten sind seitdem 
herrschend geblieben ®), Pestel wird nur vereinzelt beifällig 
zitiert?). Der Versuch Humlers®), die weltliche und die 
geistliche Seite der Streitfrage zu trennen durch Unterscheidung 
bloss zwiespältiger und unkanonischer Wahlen, wodurch bei 


118.20 u. Bd, 11T 8.295 £ 

2) Zustimmend z.B. von Selchow, Elementa iuris publici $ 348 
p. 858 s. und Jurist. Bibliothek III S. 589 ff. Pütter, Institutiones juris 
publ. Germ., ed. IV. 8415 p. 497. Antonius Schmidt, Institutiones 
iuris ecclesiastici I $ 671 p. 203ss. Christianus Gottlieb Biener, 
Commentarii de origine et progressu legum iuriumque Germanicorum, 
Pars II. Lipsiae 1790 p. 162: Haec igitur prima est inter sedem Roma- 
nam et imperium Germanicum de regimine sacro inita pactio (sc. das 
Wormser Konkordat), valet adhuc, nisi quod modus investiturae mutatus, 
electio ad solum capitulum translata et ius discordem electionem definiendi 
in Pontificem Romanum translatum fuit. 

?) Wippermannl.c.p.39: politissimi acerrimique ingenii auctor 
anonymus. Auch der Herausgeber der „Merkwürdigen Reichshofraths- 
gutachten‘“ zitiert Teil IS.146 Pestel beifällig und bemerkt, dass 
erst die Lütticher Wahl von 1763 den Ansprüchen des römischen Hofes 
das Siegel aufgedrückt habe. 

*) Franz Lambert Humler, Kurzer Begriff von den aller- 
höchsten Range, Titel und Wappen des Römischen Kaysers, nebst bey- 
gefügter Erläuterung der unbeschränkten kayserlichen Majestütsrechte, 
Frankfurt 1770 $ 27—34. Vgl. Schott, Critik XVIl. Stück S. 612 ff, 
615 f.; Moser Bd. III S. 296. 
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ersteren dem Kaiser, bei letzteren dem Papst die Entscheidung 
zufiele, ist wenig beachtet worden. Auch Joseph von Sartori 
hat sich den Ausführungen Dürrs hinsichtlich Begründung 
und Ergebnis durchaus angeschlossen )). 


V. Die Reihenfolge von Konfirmation, Investitur 
und Konsekration. 


Im I. Teile seines Teutschen Staatsrechts von 1737?) hatte 
Moser aus dem Wormser Konkordat gefolgert, dass die päpst- 
liche Konfirmation der kaiserlichen Belehnung voranzugehen 
habe, wie dies in der Praxis seit dem Westfälischen Frieden 
unzweifelhaft Rechtens war. Gegen diese Behauptung wandte 
sich 1739 die Wittenberger Dissertation von Johann Wil- 
helm Hoffmann’) mit der Darlegung, dass im Wormser 
Konkordat die Zepterinvestitur vor der geistlichen Bestätigung, 
d. h. der Uebertragung des geistlichen Amtes (confirmatio) fest- 
gesetzt sei; letztere war noch zur Zeit Heinrichs V. mit der 
Weihe verbunden und wurde erst im 13. und 14. Jahrhundert 
nach Rom gezogen. Nach dem Sprachgebrauch von 1122 sei 
also electus gleich non confirmatus und die von den Päpsten 
durchgeführte Neuerung, die Konfirmation zur Voraussetzung 
der Investitur zu machen, electus als confirmatus, non con- 
secratus auszulegen und nur den reinen Formalakt der Weihe 
nach der Investitur vorzunehmen, sei eine Verkehrung von 
Sinn und Wortlaut des Wormser Vertrages. Dieser Auffassung 
schloss sich nun Moser 1768 an®), und sie ist im 18. Jahrhundert, 


!) Geistliches und Weltliches Staatsrecht I2 Cap. 12 S. 235 ff. 

2) 8. 353; siehe oben 8. 161. 

3) Johannes Guilelmus Hoffmann, Ad Concordatum Henrici V. 
et Callisti II. de investituris episcoporum et abbatum, Diss. phil. Witten- 
berg. 1739. $8ss., p.28ss. Der Auslegung des W. K. durch Hoff- 
mann pflichtete Dürr bei, De iudice controversiarum in Schmidts 
Thesaurus II p. 431 n.t. 

*) Das päpstliche Entscheidungsrecht, Neueste kleine Staatsschriften 
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ud 


vor allem durch Pütter!), herrschend geblieben, zumal sie auch 
dem Sprachgebrauch seit der Reformation entsprach, nach dem 
sich der noch nicht geweihte Bischof nach Wahl und Konfir- 
mation nicht mehr als electus, sondern als episcopus electus 
et confirmatus bezeichnete. Auch in diesem Punkte stand also 
nach der Auffassung des 18. Jahrhunderts das Recht der Zeit 
mit dem Wormser Konkordat im Widerspruch ?). 


VI. Approbationsrecht. 


Vielfach wurde seit dem Ende des 18. Jahrhunderts dem 
Kaiser auf Grund der Wormser Bestimmungen über die Regalien- 
leihe ein Verweigerungsrecht und damit ein förmliches Appro- 
bations- oder Bestätigungsrecht gegenüber einem Gewählten zu- 
gesprochen; so von Multz, Textor, Hert, Leyser und Günderode 
(s. 0.), auch von Pestel, der dem Kaiser?) geradezu ein Recht zur 


Nr. 1$3. Mit der Aufgabe des Bestätigungs- (Approbations-) Rechtes und 
der Entscheidungsgewalt in zwiespältigen Wahlen habe der Kaiser Raum 
gemacht für die päpstlichen Konfirmations- und Entscheidungsbefugnisse, 
so dass seitdem eine Belehnung erst erfolgen könne, nachdem der geist- 
liche Obere gesprochen habe. 

!) Institutiones iuris publ. Germ., ed. IV. lib. IX cap. I $415 p. 497: 
hodie tamen hanc investituram praecedit confirmatio papalis. Derselbe, 
Historische Entwickelung der heutigen Staatsverfassung des teutschen 
Reiches, 3 Teile 2. Aufl. Göttingen 1788.18. 154: Seit der Zeit Philipps von 
Schwaben haben die Päpste bewirkt, „dass seitdem ein ganz umgekehrtes 
Herkommen bis auf den heutigen Tag daraus erwuchs. Denn nunmehr 
bat ein teutscher Bischof nicht unmittelbar nach seiner Wahl, sondern 
erst nach erhaltener päpstlicher Bestätigung die Belehnung beim Kaiser 
zu suchen, wozu selbst ein päpstliches Schreiben ihn dem Kaiser empfiehlt.“ 

?) Mit Recht weist Kopfermann, der 8.63, 69 u. 72 f. diesen Punkt 
klargestellt hat, auf den Widerspruch der heute herrschenden Auffassung 
zu der des 18. Jahrhunderts hin, vgl. Bernheim, Das Wormser Kon- 
kordat und seine Vorurkunden S. 78. Dass die Auffassung des 18. Jahr- 
hunderts historisch richtiger war als die heutige der ununterbrochenen 
Geltung der Wormser Bestimmungen bezüglich der Reihenfolge, dürfte 
wohl nicht zweifelhaft sein. 

®) 8. 109 £. 
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Prüfung des Wahlvorganges aufGrund des Elektionsinstrumentes 
und zur Approbation vor Empfang der Belehnung zusprach, wobei 
es auf die Konfirmationsbulle in keiner Weise ankomme. Herr- 
schend ist aber doch die der Praxis entsprechende Anschauung 
Mosers geblieben, dass allein die Konfirmation einen Rechts- 
anspruch auf die Belehnung gewähre und diese höchstens in 
den Fällen verweigert werden dürfe, in welchen einem welt- 
lichen Fürsten die Belehnung versagt werden könne !). Grund- 
lage und Voraussetzung der Investitur blieb demnach gemäss 
der durch den Westfälischen Frieden gefestigten Rechtsan- 
schauung der Praxis die Konfirmation durch den Papst. 


VI. Ergebnis. 


In der Literatur des 17. Jahrhunderts, welches eine deutsche 
Staatsrechtswissenschaft erst begründet hat, weiss man zunächst 
nichts von kaiserlichen Rechten bei der Besetzung der deutschen 
Bistümer. Die Regalieninvestitur ist durchaus auf eine Stufe 
mit den Belehnungen der weltlichen Fürsten gestellt; auch 
Moser im 18. Jahrhundert behandelt sie so. Den massgeben- 
den staatsrechtlichen Werken, so den gewaltigen Material- 
anhäufungen eines Limnäus und Pfeffinger, welche das ganze 
Wissen der Zeit umfassen, sind kaiserliche Rechte bei der 
Bischofswahl fremd, ebenso den Einzeldarstellungen der Rein- 
kingk, Pufendorf und Conring. Das Wormser Konkordat ist 
ihnen wohl bekannt, aber sie betrachten es nur unter dem 
Gesichtspunkt des beklagenswerten Verlustes der Besetzung der 
Bistümer unmittelbar durch den Kaiser. Es heisst geradezu, 
dass das kaiserliche Besetzungsrecht, im kaiserlichen ius circa 


’) Moser, Einleitung zum Reichshofrathsprozess III 8. 523 f.; 
ferner Th. I Cap. 17 $36f. S. 353 £., Th. III Cap. 36 $2 S.451 Strube, 
Rechtliche Bedenken II S. 69 f. Joh. Wilh. Hoffmann l.c. Moser, 
Päbstl. Entscheidungsrecht $ 3. Dürr, De iudice controversiarum in 
Sehmidts Thesaurus lI p. 431s. mit weiteren Literaturangaben. Der- 
selbe, Thes. IV p. 14. Vgl. auch oben 8. 119 f. 
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sacra wesentlich enthalten, durch das Wormser Konkordat be- 
seitigt sei. Für andere, wie Schilter und Ziegler, ist jenes Recht 
ein unveräusserlicher Teil der kaiserlichen Majestät. Ein kaiser- 
liches Mitwirkungsrecht durch Entsendung eines Gesandten ist 
ihnen allen völlig unbekannt. Diese Tatsache der Praxis hat 
für sie keine rechtliche Bedeutung. 

Das wird gegen Ende des Jahrhunderts anders. Nach 
dem Vorgang von Leibnitz wird die Geltung des Wormser 
Konkordates in die Gegenwart verlegt, seine Bestimmungen, 
vor allem, soweit sie kaiserliche Rechte betreffen, als Rechtsnorm 
für die Gegenwart aufgestellt. So verschieden auch der theo- 
retische Ausbau der kaiserlichen Rechte erfolgt, darin sind sich 
alle Vertreter des Staatsrechts im 18. Jahrhundert einig — 
man vergleiche die massgebenden und abschliessenden Werke 
von Moser und Pütter — dass die gesetzliche Grundlage der 
kaiserlichen Mitwirkung bei der Bischofswahl das Wormser 
Konkordat bildet, die „Grundsäule aller folgenden Verträge“ 
(Pestel), sei es mit, sei es ohne die allgemeine Grundlage eines 
zu den kaiserlichen Reservatrechten circa sacra gehörigen ius 
advocatiae oder ius cavendi. 

Diese theoretische Rezeption des Wormser Konkordates 
ist durch ein politisches Ereignis, das nicht so bald aus dem 
Gedächtnis des deutschen Geistes- und Volkslebens schwinden 
sollte, wenn nicht veranlasst, so doch jedenfalls gefördert 
worden, nämlich durch den Kölner Wahlstreit zwischen dem 
bayrischen Prinzen Joseph Clemens und dem französischen 
Parteigänger Kardinal Wilhelm von Fürstenberg, Bischof von 
Strassburg, dessen Ausgang zugunsten des bayrischen Fürsten 
einer der Anlässe zum dritten Raubkriege Ludwigs XIV. 
wurde, der zur grauenhaften Verwüstung der Pfalz durch die 
Franzosen führte. Die Notwendigkeit eines rechtlichen Ein- 
flusses des Kaisers auf die Besetzung der Reichsbistümer trat 
damals jedem Deutschen klar vor Augen; war doch erst 1681 
das Bistum Strassburg unter Mitwirkung eines französisch ge- 
sinnten Fürstbischofs, des Bruders jenes Kardinals, Franz Egon, 
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dem Reiche verloren gegangen. Zudem kam sie der gei- 
stigen Zeitströmung entgegen, die von Frankreich ausgehend 
zu einer Erstarkung der absoluten Fürstenmacht auf allen Ge- 
bieten des öffentlichen Lebens führte und im Nationalkirchen- 
tum in Frankreich, im Josepbinischen Staatskirchentum in 
Deutschland ihren charakteristischen Ausdruck gefunden hat. 

Was nun die Einzelheiten betrifft, so ist, man darüber 
einig, dass die Bestimmung des Wormser Konkordates über 
die kaiserliche Präsenz in Kraft tritt, sooft der Kaiser einen 
Wahlkommissar entsendet, und dass die Belehnung der geist- 
lichen Fürsten mit den Temporalien auf der Fortbildung des 
Vertragspunktes beruht: electus regalia per sceptrum a te 
recipiat. Auch die Auffassung wurde allgemein, dass die Be- 
stimmung des Wormser Konkordates über die Reihenfolge der 
einzelnen Akte: Wahl, Investitur, (Konfirmation) Weihe heut- 
zutage nicht mehr eingehalten, sondern durch die Reihen- 
folge: Wahl, Konfirmation, Investitur, Weihe ersetzt sei. 
Seit Pestels zurückgewiesenem Vorstoss im Jahre 1766 stand 
auch in der Wissenschaft fest, dass den Kaisern das Recht 
auf Entscheidung streitiger Wahlen noch im Mittelalter ver- 
loren gegangen und als Bestandteil der Konfirmation an den 
Papst gekommen sei. 

Streitig ist die kaiserliche Exklusive geblieben. Sie 
tritt in der Wissenschaft zunächst nicht klar von einem Re- 
galienverweigerungsrecht oder einer kaiserlichen Approbation 
unterschieden auf (Multz, Hert, Leyser, Anonymus Hallensis), 
wird aber dann in deutlicher Parallele zur Exklusive des Kaisers 
bei der Papstwahl (Winckler, Barthel, Wippermann) definiert 
als das Recht, einen Kandidaten durch abgegebene Erklärung 
passiv von der Wahl auszuschliessen, und teils aus allgemeinen 
Gesichtspunkten, teils mit der durch den Wormser Vertrag offen 
gelassenen Möglichkeit, die Regalien zu verweigern, begründet. 
Der kaiserliche Hof erhob, wie wir sahen, in der ersten Hälfte 
des 18. Jahrhunderts mehrfach Anspruch auf die Exklusive, ohne 
damit in der Praxis durchdringen zu können. Jedenfalls ist 
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er hierin durch die wohl schon im 17., zweifellos aber seit dem 
18. Jahrhundert mit Erfolg geltend gemachte Exklusive bei 
der Papstwahl!) bestärkt worden. In ihrem Wesen stimmen 
beide Exklusionsansprüche völlig überein, die Exklusive der 
Bischofswahlen ist mit den Worten von Ulrich Stutz ?) eine 
„ziemlich gleichzeitig oder nur wenig später auftretende Par- 
allelerscheinung“, beide sind „Kinder derselben Zeit und des- 
selben Geistes“, denen ein „staatlicher Machtanspruch gegen- 
über der Kirche“ zugrunde liegt. Auch in der zweiten Hälfte 
des Jahrhunderts blieb die Exklusive in der Theorie umstritten, 
Moser und Pütter sprachen sich gegen sie aus. Praktisch ist 
sie nie mehr geworden. 

Ein Recht des Kaisers endlich, die Regalien zu gewähren 
oder zu verweigern und damit den Kandidaten zu bestätigen 
(Approbation im Gegensatz zur päpstlichen Konfirmation), ist 
seit Ende des 17. Jahrhunderts mehrfach behauptet worden 
(Multz, Textor, Hert, Leyser, Günderode, Pestel); doch kam der 
Standpunkt der Praxis auch in der Theorie zur Herrschaft, 
dass die Konfirmation einen Rechtsanspruch auf die Regalien 
gewähre und letztere nur in den Fällen verweigert werden 
dürften, in denen einem weltlichen Fürsten die Belehnung ver- 
sagt werden könne. 


) Sägmüller, Lehrbuch des katholischen Kirchenrechts I? S. 404 bis 
406, daselbst auch die Literatur, besonders Alexander Eisler, Das 
Veto der katholischen Staaten bei der Papstwahl, Wien 1907 8. 87 £. 

?) Bischofswahlrecht S. 238. 


Fünftes Kapitel. 
Der Wahlakt. 


I. Der Wahlort. 


Als normalen Ort zur Vornahme der Bischofswahl ver- 
langte das kanonische Recht die verwaiste bischöfliche Kirche 
und deren unmittelbare Umgebung, und zwar den gewöhnlichen 
Versammlungsort des Kapitels; doch konnte ex rationabili 
causa von dieser Vorschrift abgewichen werden }). Die Bischofs- 
wahlen haben denn auch meist im Kapitelhaus stattgefunden, 
das in Deutschland regelmässig in nächster Nähe oder in bau- 
lichem Anschluss an die Kathedrale lag, im Kapitelsaal oder 
der Kapitelstube und den anstossenden Gemächern ?); gelegent- 
lich wird die Sakristei neben dem Chor genannt, so 1623 und 
1672 in Bamberg’), oder in Salzburg die Heinrichskapelle 
neben dem Kreuzgang‘). Doch wurden die Wahlen des öfte- 
ren, wenn Krieg oder Unruhen drohten, an einem günstigen 
Orte ausserhalb gültig abgehalten. Die Wahlen der Bischöfe 
von Basel fanden im 16. und 17. Jahrhundert wegen des Zwistes 


1) C.28 X deelect. I 6: cum iuxta constitutiones canonicas, si fieri 
potest, in cathedrali ecclesia electio debeat celebrari. Ausführlich: 
Passerinı c. 12 p. 2386s.; Neller in Schmidts Thes. II p. 714; 
Hinschius II S. 661; Schmalzgrueber adX16n. 30. 

2) Vgl. Moser Th. XI S. 404; Sartori 12 S. 70. 

®3) Looshorn VI S. 8, 460. 

#) Hansiz, Germania Sacra II, Schilderung des Wahlritus bei der 
Erzbischofswahl (1586) p. 645 s., bei der Dompropstwahl p. 646 ss. 
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mit der protestantisch gewordenen Bischofstadt meist in Delsberg 
statt, woselbst das Kapitel, das in Freiburg i. Br. residierte, 
seine Peremptorialversammlungen abhielt, während die Bischöfe 
seit der Reformation in Pruntrut Hof hielten; 1681 wurde das 
Kapitel nach Arlesheim verlegt, woselbst der Bischof eine 
Kathedrale hatte bauen lassen !. Wegen der Kriegswirren 
wurde Franz von Hatzfeld 1633 in Wolfsberg zum Bischof 
von Bamberg gewählt ?), Jakob von Eltz 1567 auf der Burg 
Wittlich zum Erzbischof und Karl von Lothringen 1710 zu 
St. Kastor in Koblenz zum Koadjutor von Trier?). Im 
Jahre 1801 wählte das kölnische Kapitel in Arnsberg Erz- 
herzog Anton Viktor, da die Revolution der geistlichen Herr- 
schaft auf dem linken Rheinufer ein Ende bereitet hatte *). 


II. Die Heiliggeistmesse. 


Herkömmlicherweise °) begann der Wahltag allenthalben 
mit einer feierlichen Messe de Spiritu Sancto, zu welcher 
sich das Kapitel schon frühzeitig unter Glockengeläute 
versammelte. An sie schloss sich meist eine Predigt, welche 
den Kapitularen die Bedeutung des Aktes ins Gedächtnis rief, 
und der Empfang der Kommunion seitens der Wähler. Mit 
der Anrufung des Heiligen Geistes und dem Hymnus: Veni 
Creator Spiritus pflegte die kirchliche Feier zu enden. Zele- 
briert wurde die Messe womöglich vom Weihbischof, wenn ein 
päpstlicher Nuntius anwesend war, von diesem, der dann auch 


!) Vautrey, Histoire des ev@ques de Bäle II p. 83, 121, 191, 266 s. 

?) Looshorn VI 8. 300 £. 

3) Wyttenbach-Müller, Gesta Trevirorum III p. 25; Johannes 
Nicolaus ab Hontheim, Historia Trevirensis diplomatica et pra- 
gmatica, III vol. Augustae Vindelicorum 1750, III p. 876. 

*) Höynck, 2. f. vat. Gesch. u. Altkde. LVIII 2 1900 8. 218. 

3) Invocata Spiritus Sancti gratia, c. 42 X de elect. 16; „Haec non 
sunt de substantia electionis“, Passerini c. 15 n. 3 p.270. Neller, 
Schmidts Thes. II p. 715. Hinschius II S. 661. 


Wahlen ausserhalb der Bischofsstadt. 189 


die Predigt hielt und das Sakrament spendete. Hierauf begab 
sich das Kapitel unmittelbar und geschlossen zum Konklarve !). 


III. Notare, Zeugen, päpstliche Nuntien. 


Ausser den wahlberechtigten Kapitularen pflegten bei der 
Wahl wenigstens ein Notar und mindestens zwei Zeugen an- 
wesend zu sein, ersterer zwecks Aufnahme des Protokolls für 
das Wahldekret, letztere in der Regel als stumme Teilnehmer ?). 
Rechtsnotwendig war beider Anwesenheit nicht, sogar recht- 
lich gleichgültig’). Häufig war ihre Zahl grösser: Zu der 
Koadjutorwahl am 15. Dezember 1670 in Mainz wurden drei 
päpstliche Notare und vier Zeugen zugezogen *), zu der Kölner 
Wahl am 19. Juli 1688 drei Notare und zwei Zeugen’); in Bam- 
berg gab es 1623 sogar sechs Zeugen ®°). Der 1650 in Münster 
gemachte Vorschlag, die Domvikare als Hörer zuzulassen, 
wurde dagegen abgelehnt‘). Notare und Zeugen wurden ein- 
zeln vereidigt und insbesondere zur Verschwiegenheit verpflich- 
tet®). Obwohl es nicht als unbedingt rechtlich notwendig, 


!) Näheres bei Passerini c.15 p. 270s. Vgl. die S. 191f.n. 4 
zitierten Wahldekrete und Beschreibungen. 

?) Vgl. die unten S. 191 f. n. 4 zitierten Wahlbeschreibungen. 

3) Passerini c. 16 n. 37—40 p. 280. Neller l.c. p. 715. Moser 
Th. XI S. 405. 

*) Joannis, Res Moguntinae II p. 973. Moser Th. XI 8. 405. 

5) Postulationsinstrument: Londorp, Acta publica XIV p. 119. 
Lünig, Reichsarchiv XVI S. 901. 

6) M.von Deinlein, Fürstbischof Johann Georg II., Bericht des 
Histor. V.in Bamberg XL 1878 8.8ff. Looshorn VI S.8f. 

”) Heers, Die Wahl Christoph Bernhards von Galen 8. 41f. 

8) Die Eidesformel der Zeugen (und Notare) lautete (Speyer 1652, fast 
gleichlautend Salzburg 1587, siehe unten S. 191 (192) n. 4): „Ego N. iuro 
et promitto omnipotenti Deo ac eiusdem gloriosissimae genetrici, virgini 
Mariae, patronae huius ecclesiae, sic, quod ex nunc et inantea, quoad 
vixero, ea quae in praesenti electione seu postulatione coram me tractata 
{uerint, extra requisitionem capituli et eligentium seu postulantium vel 
eorum, quorum interest et intererit, nemini communicabo seu pandam 
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sondern nur als empfehlenswert galt, dass beide Geistliche 
waren !), wurden in der Regel als Notar ein apostolischer 
Protonotar, als Zeugen Prälaten oder sonst angesehene Geist- 
liche zugezogen. In Würzburg zog man es 1573 vor, ein 
neues Elektionsinstrument abzufassen, als man nachträglich 
darauf aufmerksam wurde, dass der erste Notar ein laicus 
uxoratus und nicht sacris ordinibus initiatus gewesen war ?). 
Ausnahmsweise wurden Zeugen als Skrutatoren und Kompro- 
missare verwendet’); in Konstanz begegnen 1604 und 1689 
sogar Zeugen als Wahlleiter *). Häufig war auch der Kapitels- 
syndikus zugegen. 

In einzelnen Fällen nahm der am Wahlort eingetroffene 
päpstliche Nuntius am Konklave teil und dann regelmässig 
als Vorsitzender des Wahlkapitels, als conscrutator und Leiter 
des Aktes, aber ohne Stimmrecht. Auf dringenden, stets 
wiederholten Wunsch des Churer Kapitels erschien im 17. Jahr- 
hundert regelmässig der Luzerner Nuntius, um bei den schwie- 
rigen Churer Verhältnissen die Bischofswahl persönlich zu 
leiten und auf den richtigen Mann zu lenken). Der Nuntius 


(ac omnes et singulos actus fideliter conscribam). Ita me Deus adiuvet 
et haec sancta evangelia. 

ı) Passerini c.16 n. 40 p. 281. 

?) Hessdörfer, Festschrift 1917 S. 30. In Frankfurt a.M. be- 
sassen im 14. und 15. Jahrhundert die Notare öfters, wenn nicht die 
höheren, doch die niederen Weihen und bezeichneten sich dann als 
„elericus uxoratus“, „ein elicher phaffe*; Ludwig Gerber, Die Nota- 
riatsurkunde in Frankfurt a. M. im 14. und 15. Jahrhundert, Marburger 
phil. Diss. 1916 S. 17 f. 

®) Siehe unten $. 204, 224 n. 4. 

*) Abt Georg und Abt Willibald von Weingarten, Holl, Fürst- 
bischof Jacob Fugger von Konstanz S. 11f. Urk. über die Wahl Bischofs 
Marquard Rudolf Roth von Schreckenstein, Lünig, Reichsarchiv XVII 
S. 1096. 

5) Siehe oben $8. 83, 114 fl. Georg Mayer, Geschichte des Bistums 
Chur II S. 178 (1581), 231 (1601), 316 (1627), 333 (1636, Wahlleiter war 
hier der Abt von Piäfers im Auftrag des Nuntius), 421 (1661), 431 
(1616), 443£. (1728). 
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hielt hier nicht nur den Gottesdienst ab, sondern eröffnete 
und leitete das Wahlkapitel, wurde mit der Sammlung und 
Kollation der Stimmen beauftragt und nahm die electio com- 
munis vor. Dieselbe Rolle spielte 1612 der Nuntius Diaz bei 
der Wahl des Marx Sittich von Hohenems in Salzburg !). 
Als 1623 bei der Wahl des Johann Heinrich von Östein zum 
Bischof von Basel der Luzerner Nuntius und legatus a latere 
Roccius dasselbe Verlangen stellte, wies ihn das Kapitel ab, 
um seine Wahlfreiheit zu wahren; es gestattete schliesslich 
zwar seine Anwesenheit im Konklave, aber nur unter der Be- 
dingung, dass er sich jedes Jurisdiktionsaktes enthalte; als 
Zeugen und Skrutatoren wurden zwei Aebte gewählt?). In 
zahlreichen anderen Fällen war der Nuntius nur bei der kirch- 
lichen Feier vor und nach dem Wahlakt zugegen. 


IV. Die Einleitung des Wahlaktes. 


Nachdem sich die zum Konklave Gehörigen versammelt 
hatten, eröffnete der Dekan als os capituli oder als sein Ver- 
treter der Senior ?) das Wahlkapitel meist mit einer Ansprache 
oder mit der Anrufung des Heiligen Geistes *). Dann erfolgte die 


!) Siehe oben S. 83. 

?2) Vautrey II p.191s. Ein ähnlicher Fall in Brixen 1601, Sin- 
nacher VII S.8f. 

3) Zweifel hierüber entstanden bei der Wahl Bernhards von Galen 
in Münster 1650, da sich der Dekan Mallinckrodt entfernt hatte; Heers 
S. 56 ff., vgl. Passerini cc. 11 n. 4s. 

4) Vgl. zum Folgenden die Wahldekrete für: Sebastian von Heussen- 
stamm, Mainz 1545, Valentinus Ferdinandus Liber Baro de Gude- 
nus, Codex diplom. anecdotorum res Moguntinas illustrantium IV, Franco- 
furti et Lipsiae 1758 p. 657 ss. — Daniel Brendel von Homburg, Mainz 1555, 
ebenda p. 701 ss. — Georg Friedrich von Greiffenklau, Mainz 1626 ebenda 
p. 774ss. — Herzog Philipp von Bayern, Regensburg 1579, Thomas 
Ried, Codex chronol.-diplom. episcopatus Ratisbonensis II, Ratisbonae 
1826 p. 1228 ss. — Ferdinand von Fürstenberg, Paderborn 1661, Wil- 
helm Richter, Studien und Quellen zur Paderborner Geschichte I 
Paderborn 1893 Nr. II S. 73 ff. — Johann Philipp von Walderdorf (Instrum. 
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Feststellung der Präsenz durch Aufruf der einzelnen Kapitulare. 
Der Notar oder der Kapitelssyndikus stellte fest, dass die 


designationis Coadjutoris Trevirensis anno 1754), Joannes Nicolaus 
ab Hontheim, Prodromus Historiae Trevirensis vol. II Augustae Vindeli- 
corum 1757 p. 949 ff. — Lothar Friedrich von Metternich, Speyer 1652, 
Franz Xaver Remling, Urkundenbuch zur Geschichte der Bischöfe 
zu Speyer II Mainz 1853 8.688 ff. — Herzog Maximilian Heinrich von 
Bayern, Koadjutor Köln 1642, Exacta facti species p. 668. (im 
Auszug). — Kardinal Fürstenberg, Köln 1688, ebenda p. 57 ss.; Lünig, 
Reichsarchiv XVI S. 901ff.; Londorp, Acta publica XIV p. 119ss. — 
Franz Georg von Schönborn, Trier 1729, Gesta Trevirorum, ed. Wytten- 
bach-Müller Ill p. 245s. (im Auszug). — Franz Ludwig von Pfalz-Neu- 
burg, Trier 1716, Hontheim, Historia Trevirensis III p. 896 ss. — 
Eitel Friedrich von Hohenzollern, Osnabrück 1623, Mitt. d. V. f. Gesch. 
u. Ldskde. von Osnabrück XXIV 1900 S. 191 ff. — Sixtus Werner Voigt 
von Prasberg und Johann Truchsess von Waldburg-Wolfegg, Konstanz 
1626 u. 1627, Theodor Dreher im Freiburger Katholischen Kirchen- 
blatt 1897 Arch. Beil. Iu. II S.4ff. und ebenda 1894 S. 117 ff. — Vgl. 
auch Johannes Linneborn, Inventar des Archivs des bischöflichen 
Generalvikariats zu Paderborn, Veröff. d. Hist. Komm. d. Prov. Westfalen, 
Inventare der nichtstaatl. Arch. d. Prov. Westf., Beibd. II Reg.-Bez. Min- 
den 1, Münster i. W. 1920, daselbst S. 102f. ein Verz. der Pad. Wahl- 
protokolle und -Berichte. 

Wahlbeschreibungen ausführlicheren Inhalts: Ritus eligendi 
Archiepiscopi Salisburgensis von 1586, Hansiz, Germania Sacra II 
p- 645 s. und eingehender der der Bischofswahl völlig analoge Processus 
Electionis Praepositi Salzburgensis anno 1586, ebenda p. 646 ss. Schilde- 
rung der Wahl von 1727, ebenda p. 1055s. — Joh. Chr. Lünig, Thea- 
trum Ceremoniale historico-politicum II, Leipzig 1719 S. 125, Beschreibung 
der Mainzer Koadjutorwahl des Bischofs Lothar Friedrich von Speyer 1670, 
S. 132 der Koadjutorwahl Bischofs Ferdinand von Paderborn in Münster 
1667. — Ignatius Gropp, Collectio novissima scriptorum et rerum 
Wirceburgensium, II vol. Francofurti 1741, II p. 206 ss.: Beschreibung 
des Wahlvorganges im 17. und 18. Jahrhundert. — Ferner etwa: Gran- 
didier, Oeuvres hist. ined. IV p. 499 ss. (Koadjutorwahl des Armand 
Gaston, Fürst von Rohan-Soubise in Strassburg 1701). — Heers, Wahl 
Bernhards von Galen S. 50 ff. (Münster 1650). — Die Bamberger Wahlen 
bei Looshorn VI S.7ff., 299 f., 367 f., 423, 460 ff., 508 ff., 566 ff., 630 ff. 
VII2S.1f., 106 ff, 197f., 472 f., 643 ff, 688 ff. — Ignatius Gropp, 
Wirtzburgische Chronik deren letzten Zeiten, 2 Bde. Würzburg 1748, 
1750, I 8. 387 f. (Johann Gottfried von Aschhausen 1617), Bd. II 8. 315 f. 
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öffentliche Zitation an dem Domportal rechtmässig erfolgt sei, 
und wies das am Morgen heruntergenommene Schriftstück vor. 
Hierauf erhärtete er die rechtzeitige Ladung der wahlberech- 
tigten Kapitulare, sowohl der ortsanwesenden als auch der 
auswärtigen, und beantragte die Kontumazerklärung der Nicht- 
erschienenen und den Beginn der Wahl!). Auf die Frage des 
Dekans nach Wahlvollmachten für Abwesende wurden die- 
selben vorgewiesen, wenn nötig darüber in die Verhandlung 


(Johann Philipp von Greiffenklau 1699). — Remling, Bischöfe von Speyer 
II 8.705 ff. Damian August von Limburg-Stirum (1770). 

Passerinic. 14p.254ss. Neller, Thes, II p. 715. Moser Th. XI 
S.404f. Hinschius II S. 661. 

Von spätmittelalterlichen Wahldekreten und -Beschreibungen seien 
genannt: Chur 1417, Stephanus Alexander Würdtwein, Nova 
Subsidia diplomatica ad selecta iuris ecclesiastici Germaniae et histo- 
riarum capita elucidanda, XIII vol. Heidelbergae 1781—1789, VII p. 5 ss. 
— Halberstadt 1437, ebenda I p. 1ss.. — Salzburg 1452, 1461, 1466, 
A. von Wretschko, Zur Frage der Besetzung des erzbischöflichen 
Stuhles in Salzburg im MA., Mitt. d. Ges. f. Salzburger Ldskde. XLVII 
1907 S. 236 ff. — Breslau 1387, Joh. Heyne, Dokumentierte Geschichte 
des Bistums Breslau II 8. 346 ff. — Breslau 1447, Franz Xaver Sep- 
pelt, Die Anfänge der Wahlkapitulation der Breslauer Bischöfe, Z. d. V. 
f. Gesch. Schlesiens IL 1915 S. 194 ff. — Breslau 1520, Karl Otto, Ueber 
die Wahl Jakobs von Salza zum Bischof von Breslau und die derselben 
unmittelbar folgenden Ereignisse, September 1520 bis September 1521, 
ebenda XI 1871 8. 303 ff. 

!) Köln 1688: ... Et tunc Magister Andreas Wasserfall, in quali- 
tate Procuratoris, reproduxit eandem citationem iuxta adscriptam rela- 
tionem adstantis Notarii Voss, tam in valvis Majoris Ecelesiae Coloniensis, 
quam etiam in personas et ad aedes inibi nominatorum. .. Capitularium 
hie Coloniae tunc praesentium, intimatam; et quia .. D. Rensing similiter 
retulit, quod ipse in qualitate Secretarii huius Ecelesiae, praetactae citationis 
copias immediate sequenti occassione ad... Hermannum Marchionem Baden- 
sem, aliosque in Instrumento relationis memorati Voss ulterius nominatos, 
cum convenientibus litteris et inscriptione mediante Caesariorum Vere- 
dariorum Magistro (= „ad postem Caesaream intimare“, eod.), hie Colo- 
niae tradi fecerit, .. Syndicus petit, absentes pro contumacibus, prae- 
sentes pro oboedientibus haberi, atque iuxta effectum supratactae Cita- 
tionis latius procedi. 
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eingetreten und von dem procurator ein verlangter Eid in 
animam constituentis geleistet. Die Gültigkeit einer Vollmacht 
wurde, wenn sich Widerspruch erhob, durch Kapitelsbeschluss 
mit einfacher Majorität festgestellt ). Die Konstituierung des 
Wahlkapitels endete damit, dass der Vorsitzende nunmehr die 
Ahbwesenden als ungehorsam (contumaces) und das Kapitel in 
dieser Zusammensetzung als vollberechtigt erklärte ?). 

Daran schloss sich regelmässig die Aufforderung, den 
Wahlraum zu verlassen, an alle Exkommunizierten, Suspen- 
dierten, Interdizierten und nicht mit dem Sakrament der Eucha- 
ristie Versehenen, sowie an alle sonst nıcht zur Anwesenheit 
Berechtigten, verbunden mit der Aufforderung, solche Personen 
namhaft zu machen, und mit einem namens des Kapitels 
eingelegten Protest gegen deren Anwesenheit). Dies geschah 
mit Rücksicht darauf, dass die Teilnahme eines Laien oder 
eines wissentlich zugelassenen Zensurierten oder eines excom- 
municatus vitandus Nichtigkeit der Wahl zur Folge hatte; 


!) Z.B.in Köln 1688, siehe S. 191 n. 4, Böhmländer, Oberbayr. Arch. 
LVIS. 245, die Vollmacht gedruckt Lünig, Reichsarchiv XVI S. 898, vgl. 
oben S. 78 f. Paderborn 1667, Richter, Quellen und Studien I 8. 75 ft. 

?) Salzburg, Propstwahl 1586 (p. 647): Praeses: „Absentes non com- 
parentes quoad actum hune reputamus contumaces, et in eorum contu- 
maciam decernimus, in actu ipso electionis procedendum ad ulteriora.“ 
In Strassburg war es Sitte, dass Notare und Zeugen in den Chor des 
Münsters hinaus aus der Sakristei fragten, ob jemand im Namen der 
abwesenden Kapitulare gegen die Wahl oder gegen die Vollmachten 
Widerspruch erheben wolle, Grandidier IV p. 500. 

3) Salzburger Propstwahl 1586 (p. 647): „Nos N. Decanus ... de 
eonsensu ... meorum Confratrum ac totius Capituli et meo requirimus 
et monemus omnes et singulos excommunicatos, suspensos, interdictos, 
et illos, qui Sacramento Eucharistiae procurati non sunt: nec non quos- 
cungue alios, si qui forte adsint, qui de iure aut consuetudine negobio 
eleetionis interesse non debent, quatenus ab actu electionis nostrae dis- 
cedant. Protestamur etiam, quod non sit nostra intentio, tales admittere 
aut procedere, nec eligere cum eisdem ; quod qui notati tali impedimento 
sunt, prorsus pro non receptis habeantur.“ Fast gleichlautend Speyer 1652. 
Remling, UB. II S. 691, hier mussten die Kapitulare sogar einzeln 
versichern, dass ihnen kein solcher Fall bekannt sei. 
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nur bei Unkenntnis bzw. bei Unmöglichkeit der Entfernung 
und Protest der übrigen Wähler war seine Stimme nicht zu 
zählen !). Zu dem gleichen Zweck war meist Eventualabsolution 
(absolutio ad cautelam) aller Wähler von Zensuren durch den 
Nuntius erfolgt ?). 

Bestimmungen über die Beschlussfähigkeit des Kapi- 
tels bestanden nicht; das ordnungsgemäss einberufene Kapitel 
war vielmehr ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen 
und vertretenen Mitglieder beschlussfähig und wahlberechtigt. 
Die trotz rechtmässiger Ladung nicht Erschienenen galten in- 
folge ihres Ungehorsams als Nichtmitglieder, ihr Recht fiel 
auf die Anwesenden zurück, mochten es viele sein oder wenige?). 
So wählten rechtsgültig in Strassburg 1598 während des Bis- 
tumsstreites nur 6, 1663 von 12 Domherren 8%), in Chur 1541 
und 1565 8, 1581 nur 6 Kapitulare °), 1650 in Münster von 
41 Wahlberechtigten nur 21 und 3 durch Prokuratoren °). Die 
zur Wahl versammelten Domherren bezeichnen sich daher in den 
Wahldekreten als „capitulariter convocati et congregati, capi- 
tulum eiusdem ecclesiae facientes et repraesentantes, solenniter 


1) Passerini c. 10 n. 17, 65=8., 87 ss., 99s. Reiffenstuel 
zu X de elect. I 6 n. 167—174. Hinschius II 8. 660. 

2) Schmalzgrueber adX1I6.n. 44. 

>) 0.19 X de elect. I 6: se alienos fecerunt, dazu Hinschius II 
S. 128, bes. n. 6 u. 7; Otto Gierke, Das deutsche Genossenschafts- 
recht, 4 Bde. Berlin 1868—1913, III S. 320, 467 ff.; Derselbe, Ueber 
die Geschichte des Majoritätsprinzipes, Schmollers Jb. f. Gesetzgebung 
u. Verwaltung XXXIX 1915 8. 577. Von Aelteren etwa: Prosper Fa- 
gnanus, Jus canonicum sive commentaria absolutissima in V libros 
decretales V vol., Coloniae 1681, ad. c.42 XI6n.40. Passerini e. 14 
n. 3, 6ss., 11 (sogar ein einziger Wahlberechtigter würde genügen). 
Reiffenstuel ad XI6.n. 117, 120,197”. Schmalzgrueberad XI6 
n.22ss. Neller in Schmidts Thes. II p. 699. 

% Grandidier IV 457, 478. 

53) Georg Mayer, Geschichte des Bistums Chur II S. 90, 123, 
178. Die Zahl der Domherren betrug in der Regel 24, war allerdings 
zeitweise geringer. 

6) Heers, Die Wahl Christoph Bernhards von Galen 8. 51 f. 
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protestantes, quod pro hac vice non sit alıus, neque sint plures 
capitulares, qui ad hoc actum electionis convocari aut in eodem 
interesse deberent“ }). 

In einigen Bistümern, so in Bamberg und Würzburg, war 
es bis ins 18. Jahrhundert üblich, vor Beginn des Wahlaktes 
die Wahlkapitulation noch einmal zu verlesen oder sie min- 
destens in Erinnerung zu bringen ?). Ferner wurden die Eli- 
gibilitätsbreven dem Wahlkapitel insinuiert und eventuell dar- 
über verhandelt?). Schliesslich erfolgte in der Regel die Ver- 
lesung der Wahlgesetze und der Statuten, insbesondere des 
cap. Quia propter *). Sogenannte tractatus praevii, Besprechun- 
gen über die Person des zu Wählenden, die im Mittelalter 
häufig. vor dem Wahlakt selbst vorgenommen wurden °) und 
auch später in der Literatur eine Rolle spielten °), gehörten 
in unserem Zeitraum zur Ausnahme ”). 

Die eigentliche Wahl begann sodann mit dem Beschluss 
über die Art des einzuschlagenden Wahlverfahrens, der auf 
Antrag des Vorsitzenden oder auf Anregung aus dem Kapitel 


!) Speyer 1652, Remling, UB. II 690. Aehnlich in Hildesheim 
1501, obwohl mehr als die Hälfte der Kapitulare fehlten, Maring, 
Generalkapitel S. 97. 

2) In Bamberg zuletzt 17538, Looshorn VII 2 S. 107; für Würz- 
burg: Gropp, Chronik II 8. 315 (1699). Der Schwur sämtlicher Kapitu- 
lare auf die Wahlartikel ist teilweise im 17. Jahrhundert noch in Uebung 
gewesen und erfolgte unmittelbar vor der Wahl, so in Eichstätt bis 1725 
(Bruggaier 8. 27), in Salzburg jedenfalls nach 1619 (Zauner VIII 
S. 112), vgl. Stimming 9. 13, Abert S. 84; vgl. unten 8. 340 f. 

®) Siehe oben 8. 61. 

#) 6.42 X de elect.I 6. 

5) A. von Wretschko, ZRG. XXXIU, Germ. Abt. 1899 S. 170. 
Derselbe, Electio communis $. 337. 

6) Vgl. Passerini c.5n.63; Schmalzgrueber n.38s. Beide 
erklären den tractatus nicht für rechtsnotwendig. 

”) Z. B. bei Gelegenheit einer Debatte über Wählbarkeitsbreven. 
1716 empfahl der Dekan in Trier in einer Ansprache die Postulation 
Franz Ludwigs von der Pfalz, die dann einstimmig erfolgte, Hon 
heim III p. 896 ss. 
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gefasst wurde!). Vor oder nach diesem Beschluss wurden die 
Wähler, Zeugen und Notare jeder einzeln durch den Dekan 
vereidigt, die Wähler mit dem iuramentum de maxime digno 
vel saltim sufficienter idoneo eligendo episcopo ?). Denn die 
Wahlberechtigten hatten die Pflicht, ihre Stimme nur einer 
persona idonea, und zwar auch der dignior, zu geben?). 
Die wissentliche Wahl eines indignus hatte ipso iure ein- 
maligen Verlust des Wahlrechtes für die Betreffenden zur 
Folge *) und gewährte dem Gewählten jedenfalls kein ius ad 
rem °); die Wahl eines Kandidaten, der nicht zugleich dignior 
war, blieb zwar gültig, bedeutete aber eine Todsünde ®). 


') Soweit ein Beschluss nicht bereits vorlag, oben S. 84. 

2) Die Eidesformel, entsprechend der Ermahnung des Conc. Trid, 
Sessio XXIV de ref. c. 1, lautete (Hansiz II p. 648): „Ego N. iuro et pro- 
mitto Deo Omnipotenti... eum eligere ..., quem credam dictae Ecclesiae 
in Spiritualibus, et temporalibus meliorem ac utiliorem fore: Nec illi dare 
votum, quem verisimiliter seivero, promissione aut ratione alicuius rei 
temporalis, seu prece per se, vel alium interposita, aut alias qualiter- 
eunque directe, vel indirecte electionem pro se procurare. Sic me Deus 
adjuvet.“ Fast wörtlich übereinstimmend in Konstanz, Holl, Fürstb. Joh. 
Fugger 8. 12 n.2. Ueber Zeugen und Notare vgl. oben 189. Der Eid wird 
nicht vom gemeinen Kirchenrecht verlangt, Passerini c. 18 n.?2. — 
Vgl. den ähnlichen Eid der Kurfürsten in der Goldenen Bulle cap. II $ 2, 
Karl Zeumer, Die Goldene Bulle Kaiser Karls IV., II. Teil, Text der 
Goldenen Bulle, Quellen und Studien, herausg. v. Karl Zeumer II 
H. 2, Weimar 1908 S. 15. 

3) Hinschius I S. 667, 476, 493. Also nicht nur die rechtlich 
erforderlichen „kanonischen“ Eigenschaften (persona idonea, digna) werden 
verlangt, sondern auch die spezielle, verhältnismässig grösste Würdig- 
keit und Eignung (persona dignior). C. 15 c. VIII qu. 1, c. 19 Dist. LXIL, 
c. 7 X de elect. I 6, Trid. Sess. XXIV de ref.c.1. Reiffenstuel ad 
X de elect. I 6 n. 235ss, Passerini c. 30. 

40.7883, c.25, c.40 X de elect. I 6. Passerini c.29 n. 7354 
Reiffenstuel n. 25lss.. Hinschius I S.667. Neller p. 706. 

5) Vgl. unten S. 230 f. Passerini c. 18 n. 39, c. 29 n. 68 ss, 
Schmalzgrueber ad’XI6n. 19. Reiffenstuel adXI6n. 260= 
Hinschius Il 8. 667 f. 

6) Trid. Sess. XXIV de ref. c. 1. Passerini cap, 29 n. 63 ss, 
Reiffenstuel n.248. Neller p. 723. Hinschius II S. 493. 
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Die Selbstwahl war beim Kompromiss als Stichent- 
scheid zulässig '). Beim geheimen Skrutinium des cap. Quia 
propter galt sie als unstatthaft ?2), doch war es in manchen 
Bistümern, z. B. in Mainz und Trier®), nicht dagegen in Köln?) 
üblich, dass auch bei Skrutinialwahlen erwünschten Falles 
die eigene Stimme bei der Kollation dem Betreffenden zuge- 
rechnet wurde. Hierin konnte man keine unzulässige Ambition 
erblicken. 


V. Die Inspirationswahl. 


Das berühmte cap. Quia propter Innozenz’ III. vom 
IV. Laterankonzil im Jahre 1215, welches das kirchliche Wahl- 
verfahren mit zwingenden Vorschriften regelte, kannte ausser 
den beiden normalen Arten, dem Skrutinium und dem Kom- 
promiss, den ausserordentlichen Weg der electio communiter 
ab omnibus, quasi per inspirationem absque vitio celebrata °). 


3) 0.88 X de elect. I 6. 

2) Heinrich Singer, Das Cap. Quia frequenter, ein nie in Gel- 
tung gewesenes Papstwahldekret Innocenz’ IV., zugleich ein Beitrag zur 
Frage der Selbstwahl im Konklave, ZRG. L, Kan.-Abt. VI 1916 S. 1 ff., 
bes. 8. 46 ff, 52f.; die ältere Lit. über die Frage der Selbstwahl ebenda 
S. 48f. Heute schliesst der Codex iuris canonici nach dem Vorgange 
der Papstwahl (Const. Aeterni Patris von 1621, Singer S. 123 ff.) nicht nur 
im Anschluss an ältere Beschlüsse der 8. 0. C. die Selbstwahl rechtlich 
ganz allgemein aus (can. 170), sondern beseitigt auch ausdrücklich den 
Stichentscheid zu eigenen Gunsten unter Kompromissaren (can. 172 $ 4). 

%) Werner, Mainzer Dom III S. 179 (1763); vgl. den Extractus 
des Carpzovischen Diarii, de dato Dienstags den 16. Jul. 1650 bei Jo- 
hann Gottfried von Meiern, Acta Pacis Executionis publica oder 
Nürnbergische Friedens-Executions Handlungen und Geschichte II. Teil 
Leipzig und Göttingen 1737 8. 502: „Graf Oratz ... hätte 5 Vota be- 
kommen, mit dem Seinigen aber, welches man pflegte mitzurechnen, 6. 
Der von Ley hingegen hätte 8 Vota gehabt, mit dem Seinigen 9.“ Da- 
nach Hontheim III p. 656 (1650), Joh. Jac. Moser, Besondere Staats- 
verfassung, Trier S. 10 £. 

*) Lossen, Köln. Krieg I 8. 31 (1567), 577 (1577). Londorp XIV 
p. 119 ss. (Wahldekret 1688). 

5) 0,42 X de elect. I6. Mansi XXII p. 101ls. Der Codex kennt 
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Dieses Verfahren setzte voraus, dass sich unter den zur Wahl 
versammelten Kapitularen alsbald einmütige und völlige Einig- 
keit über die Person des künftigen Bischofs herausstellte und 
alle übereinstimmend, obne dass eine Abstimmung in irgend 
einer Form stattgefunden hätte, ihn als gewählt bezeichneten, 
gleichsam unter der Eingebung des Heiligen Geistes ). War 
diese Einmütigkeit zum Ausdruck gekommen, so erfolgte in 
der Regel die formelle electio communis im Namen des Kapitels 
durch einen damit beauftragten Dignitar ?). 


die via inspirationis nicht mehr (can. 171s.), sie wird gemäss den all- 
gemeinen Grundsätzen des Codex (can. 8—6, vgl. Ulrich Stutz, Der 
Geist des Codex iuris canonici, Kirchenrechtl. Abh. herausg. von Stutz, 
H. 92f. Stuttgart 1918 S. 161 ff.) kaum mehr zur Anwendung kommen 
können. 

!) Fagnani.adc.42 X 16 n.27ss. Passerini c. 23. Schmalz- 
grueber adX16n.43. Reiffenstuel ad X1 6 n. 64—66. Neller 
p. 715. Alfred Ritter von Wretschko, Der Traktat des Laurentius 
von Somercote, Kanonikus von Chichester, über die Vornahme der 
Bischofswahlen, entstanden im Jahre 1254, Weimar 1907 8. 31f. 
Mandagotus cap. LII. Hostiensis, Summa aurea adX16n.15. 

?) Alfred Ritter von Wretschko, Die electio communis bei den 
kirchlichen Wahlen im Mittelalter, Deutsche Z. f. Kirchenrecht herausg. 
von Friedberg u. Sehling XXXIII 1902 S. 321—392, 8. 366, 381 f. 
Passerini c. 23 n, 1 erklärt die electio communis für rechtsnotwendig. 
Vgl. das Wahldekret (Notariatsinstrument) Bernhards von Ror zum Erz- 
bischof von Salzburg vom 25. Februar 1466, von Wretschko, Mitt. 
der Ges. f. Salzb. Ldskde. XLVII 1907 S. 241f. Die bei der Inspirations- 
wahl 1626 in Mainz angewandte Formel (Gudenus, Cod. dipl. Mog. IV 
p. 778): „Nos.... elegimus“ braucht allerdings den ungewöhnlichen Plural 
und das Perfektum. Die älteren Kanonisten (vgl. von Wretschko, Electio 
communis $S. 380 f.) unterscheiden zum Teil von der Wahl quasi per 
inspirationem, der Verhandlungen und Vorschläge vorhergehen können, 
die electio per inspirationem, die auf wirklicher unmittelbarer Eingebung 
des Hl. Geistes beruht und bei der eine besondere electio communis nicht 
notwendig sein soll. Von den Jüngeren machen den Unterschied noch 
Schmalzgruebern. 43, Reiffenstueln. 64 und nach ihnen Lucius 
Ferraris, Bibliotheca canonica iurid., mor., theol., ed. noviss. IX vol. 
Romae 1885—1899, electio Art. In. 32s. und Franciscus Xaverius 
Wernz, Jus decretalium II2? Romae 1908 p. 378s., ohne ihm für die 
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Die Wahlform „per viam Spiritus Sancti“ kommt im 
16. Jahrhundert in Deutschland nur vereinzelt vor !), ist da- 
gegen irn 17. Jahrhundert häufig angewandt worden?). In 
Bamberg wurde sogar traditionell von 1577 bis 1672 quasi 
per inspirationem gewählt, ein Zeichen, dass die Wahlen jedes- 
mal gut vorbereitet waren°). Im Wahldekret Lothar Fried- 
richs von Metternich zum Koadjutor Johann Philipps von 
Mainz entdeckte die congregatio consistorialis einen Formfehler, 


Gegenwart irgend eine rechtliche Bedeutung zuzuschreiben. Ihnen gelten 
vielmehr alle derartigen Wahlen der jüngeren Vergangenheit und Gegen- 
wart als Quasiinspirationswahlen, die den kirchlichen Gesetzen unterworfen 
sind. Die deutsche Praxis hat den Unterschied vollends nicht gekannt. 

'J Z. B. in Augsburg 1575 für Marquard II. von Berg, Khamm, 
Hierarchia Augustana chrönologica tripartita I 1 p. 371. 

2) Wahl Philipp Christophs von Sötern in Trier 1623, Baur, Phi- 
lipp von Sötern I 8. 39 ff, — Wahl Franz Ludwigs von Pfalz-Neuburg 
zum Bischof von Breslau, Jungnitz, Die Breslauer Bischofswahl 1682/83, 
2.d. V. f. Gesch. Schlesiens XXXV 1901 8. 245 ff. — Wahl Georg Friedrichs 
von Greiffenklau in Mainz 1626, Gudenus, Codex diplomatieus IV p. 774 ss. 
Moser Th. XI 8.405 und Sartori I 2 S. 72 bezeichnen diese Wahl- 
form zu Unrecht als ungebräuchlich. Letzterer versteht allerdings an- 
scheinend darunter nur die inspiratio vera (oben S. 199 n. 2) und be- 
zeichnet die quasi inspiratio als Akklamationswahl. In den Quellen 
fand ich nur einmal eine ähnliche Bezeichnung, 1613 für Brixen (Sin- 
nacher VIII S. 168): unanimi consensu absque scrutinii modo. 

3) Weber, Johann Gottfried von Aschhausen S. 5 (1609), im Wahl- 
bericht heisst es: Ad electionem ... futuri episcopi per viam inspira- 
tionis, Domini Dei nostri accedente gratia procedere omnino constituimus 
et intendimus atque eo animo et intentu simul omnes cum praelibato 
D. Decano nostro directore mox et in continenti nullo alio tractatu aut 
instigatione hominis interveniente, Spiritus Sancti afflatu gratiaque, uti 
firmiter credimus, ducti ac inspirati ac eius igne inflammati vota nostra 
omnes concordes et unanimes nullo penitus discrepante in nobilem Domi- 
num loannem Godefridum ab Aschhausen ... direximus. Looshorn V 
Ss. 108 (1577), 148f. (1583), 218 (1591), 365 (1609); nur 1580 und 1599 
fanden Skrutinialwahlen statt (S. 130, 281), VI 8. 8 (1623), 301 (1633), 
367 (1642), 460 (1672). M. von Deinlein, Bericht d. Hist. V. in Bam- 
berg XXXIX 1876 S. 1ff. (1609). Derselbe, ebenda XL 1877 8. Sf. 
(1623). Metzner, Ernst von Mengersdorf, Fürstbischof von Bamberg, 
Bamberg 1886 (Wahl 1583). 
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erklärte die Wahl für ungültig und empfahl dem Kapitel, 
diese schwierige Wahlform zu meiden!). Gleichwohl erfolgte 
die nächste Mainzer Wahl wieder durch Eingebung des Heili- 
gen Geistes?). Im 18. Jahrhundert sind diese Fälle nur noch 
vereinzelt, so 1763 die durch Sımonie schlimmster Art wohl 
vorbereitete Wahl Clemens Wenzels von Sachsen zum Trierer 
Erzbischof?) und die Wahl des Grafen Damian August von 
Limburg-Stirum und des Philipp Franz von Walderdorf zu 
Bischöfen von Speyer in den Jahren 1770 und 1797 %). 


VI. Die Skrutinialwahl. 


1. Die rechtliche Grundlage für die beiden normalen 
Arten des Verfahrens bei der Bischofswahl ist während des 
ganzen Zeitraums?) das cap. Quia propter von 1215 gewesen 
mit seinen insbesondere für das Skrutinntum eingehenderen 
zwingenden °) Rechtsvorschriften ”), deren Verletzung auch nur 


!) Die Wahl war am 15. Dezember 1670 erfolgt, Mentz, Johann 
Philipp von Schoenborn II 8. 243 f. 

?) Damian Hartard von der Leyen 1675, Werner, Mainzer Dom 
III S. 66. 

3) Siehe oben 8. 41 n. 3, 90. 

*) Jacob Wille, August Graf von Limburg-Stirum, Fürstbischof 
von Speyer, Neujahrsblätter d. Bad. Hist. Komm. 1913 8. 25f. Remling, 
Bischöfe zu Speyer II S. 707 ff., 804. 

5) Auch im 19. Jahrhundert, erst der Codex hat can. 171s. das Ver- 
fahren mit einigen Abweichungen neu geregelt, vgl. Joseph Koschella, 
Die kirchlichen Wahlen nach dem Codex iuris canonici, Breslauer jurist. 
Diss. 1920 (nur im Auszug gedruckt). 

6) Bei Verletzung der Formvorschriften devolvierte das Besetzungs- 
recht an den Papst, c. 18 in VIto de elect. 16, Godehard Jos. Ebers, 
Das Devolutionsrecht vornehmlich nach katholischem Kirchenrecht, Kirchen- 
rechtl. Abh. herausg. von Stutz 37. und 38. H. Stuttgart 1906 S. 191 f., 296. 

”), „Quia propter diversas electionum formas ... et multa impedi- 
menta proveniunt, et magna pericula imminent ecclesiis viduatis, statui- 
mus, ut, quum electio fuerit celebranda, praesentibus omnibus qui de- 
bent, et volunt et possunt commode interesse, assumantur tres de col- 
legio fide digni, qui secrete et sigillatim vota cunctorum diligenter ex- 
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im einzelnen nach der herrschenden Meinung der Kanonisten 
Nichtigkeit der Wahl ipso iure zur Folge hatte!). Sowohl 
bei der Skrutinial- wie der Kompromisswahl haben sich jedoch 
Besonderheiten herausgebildet; vor allem wurde eine Verbin- 
dung beider Arten zur via scrutinii et compromissi mixta für 
zulässig erachtet. 

2. Verhältnismässig am häufigsten angewandt wurde in 
Deutschland nach der Reformation das einfache Skrutinium. 
Seine wesentlichen rechtlichen Merkmale sind kurz folgende: 
Bestellung dreier Skrutatoren ex gremio, geheime und einzelne 
Stimmabgabe an sie, Niederschrift der Stimmen und Publi- 
kation der Stimmergebnisse vor dem Kapitel durch die Skru- 
tatoren, Kollation der Stimmen, förmliche electio communis 
des Gewählten, der alle Stimmen oder die der maior et sanıor 
pars capituli für sich hat ?). 


quirant, et in scriptis redacta mox publicent in communi, nullo prorsus 
appellationis obstaculo interiecto, ut is collatione habita eligatur, in 
quem omnes, vel maior et sanior pars capituli consentit. Vel saltem 
eligendi potestas aliquibus viris idoneis committatur, qui vice omnium 
ecclesiae viduatae provideant de pastore. Aliter eleciio facta non valeat, 
nisi forte communiter esset ab omnibus, quasi per inspirationem absque 
vitio celebrata.“ 

') Hostiensis, Summa aurea adX I6n.11ss. Mandagotus, 
Electionum praxim et formas XXV instrumentorum ea in re necessariorum 
ante oculos ponens, venumdatur in vico divi Jacobi ad signum Pelli- 
cani (Paris), cap. XXI fol. XVII, cap. XXII eod. n. k, cap. XXXIX 
fol. XXXII n. h. Ich benutze in der Regel Guilelmus Mandagotus, 
Tractatus de electionibus novorum praelatorum, cum additionibus Nieolai 
Bo&rii, recenter purgatus et auctus a Matthaeo Boyss, Coloniae 1574 
p. 43, 44 s., 77s. (Ueber Mandagotus, } 1321 als Kardinal, vgl. Schulte, 
Quellen II S. 183 ff. und Paul Viollet, Guilelmus de Mandagoto, 
Histoire litteraire de la France XXXIV Paris 1911.) Fagnani ad c, 42 
XI6 n.1. Passerini e.9 n.49s. Schmalzgrueberad X16n.50. 
ReiffenstueladXI6 n.62,109ss. Neller p. 708. 

2) von Wretschko, Laurentius von Somercote 8.40ff. Manda- 
gotus cap. 22—34. Fagnanin. 42ss. Passerini cap. 16, 18s. 
Schmalzgrueber n.44ss. Reiffenstueln.108ss. Neller p. 716. 
Hinschius 11 8.661ff. Werminghoff, Verfassungsgeschichte? 8. 126 f. 
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3. Auch in der Anwendung der Wahlformen bildeten sich 
in zahlreichen Bistümern bestimmte Traditionen; wir sahen 
dies schon bezüglich der Inspirationswahl im 17. Jahrhundert 
in Bamberg. Die Skrutinialwahl war üblich in Trier !), in Salz- 
burg ?), in Brixen °), in Würzburg *); sie scheint auch in Eich- 
stätt °), Basel ©) und Chur), sowie in Köln seit 1688 und in 
Bamberg im 18. Jahrhundert °) regelmässig angewandt worden 
zu sein). Doch waren diese Traditionen nicht immer mass- 
gebend. 


4. Das Skrutinium begann mit der Bestellung der drei Skru- 
tatoren, die an keine Form gebunden war und durch Zu- 
ruf oder Verabredung der Wähler erfolgte, soweit nicht, wie 
z. B. in Köln und Salzburg, die Betrauung bestimmter Personen 
üblich blieb 1%). Ausnahmsweise kam es vor, dass die Skruta- 


!) Post.-Instrum. des Pfalzgrafen Franz Ludwig von 1716, Hontheim, 
Historia Trev. HI p. 896ss. Elekt.-Instr. Franz Georgs von Schoenborn 
von 1729, Wyttenbach-Müller, Gesta Trevir. III p. 245s. Die Wahl 
von 1763 war eine Inspirationswahl, oben 8.41 .n. 3, 90. 

2) Wahlritus von 1586, Hansiz Il p. 6458. Zauner X S. 643 
bis 645 (1745), 689 (1747), XIS.3 ff. (1758). 9. v. Koch-Sternfeld 
Ss. 41 (1772). 

®) Sinnacher, Säben und Brixen VIII S. 9 (1601), 279 f. (1625), 
317 (1627), 346 (1628), 521 (1641), 653 (1663), 689 (1677); IX S. 7 (1685), 
127 £. (1702), 564 (1747), 694 f. (1775), 713 (1779), 851 (1791). 

*) Wahlritus im 17. und 18. Jahrhundert, Gropp, Collectio novis- 
sima II p. 2068.: ... quaerit Decanus ... ex electoribus, qua via, an 
scrutinii, an Compromissi, procedere lubeat? Assumpta plerumque via 
serutinii ...; doch war 1617 das Scrutinium mixtum angewendet worden, 
Gropp, Chronik I S. 887. Hessdörfer, Festschrift 8.27 ff. Gropp, 
Chronik I 8. 310 (1573). Leitschuh, Franz Ludwig von Erthal S. 1 ff. 
(1779). 


)) Sax, Bischöfe von Eichstädt II 626 f. (1736), 650 f. (1757). 
6, Vautrey II p. 191s. (1628), 385 (1762). 
?) Georg Mayer, Geschichte des Bistums Chur II, 2. B. 8. 315 f. 
®) Siehe unten 9. 227 n. 6. 
®) Der Mangel an gedruckten Wahldekreten namentlich des 18. Jahr- 
hunderts lässt weitere Archivarbeit als erwünscht erscheinen. 
0) Lossen, Köln. Krieg I S. 29 (1567), 574 (1577); II. 8. 295 (1583). 
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toren nicht ex gremio, sondern aus den Wahlzeugen, ange- 
sehenen Säkular- oder Regulargeistlichen der Stadt oder der 
Umgebung, ernannt wurden: so 1609 in Bamberg und 1628 
in Basel je zwei, 1689 in Konstanz drei Aebte !). Die Annahme 
auswärtiger Skrutatoren gab die kanonistische Lehre zum Teil 
in Ausnahmefällen zu °), — die Zweizahl ist etwas durchaus 
Regelwidriges beim gewöhnlichen Skrutinium?); beides wohl aus 
dem noch zu erwähnenden Eindringen von Kompromissformen 
zu erklären. Der Amtsauftrag der Skrutatoren erstreckte sich 
lediglich auf das Einsammeln, Niederschreiben und Publizieren 
der Stimmen ?) ; zu gewissenhafter Erfüllung ihrer Amtsobliegen- 
heiten pflegten sie sich durch einen besonderen Eid zu ver- 
pflichten. 


Wahlinstrumente 1642 und 1688, Exacta facti species p. 60, 67. Es 
war gewöhnlich der Dekan, der Seniordiakon und der Senior der Priester- 
herren. In Salzburg bestand das „Wahlbüro“ regelmässig aus dem 
Dekan bzw. den Prälaten, und dem Notar, Hansiz II p. 645, 648. 

ı) Weber, Johann Gottfried von Aschhausen S.3ff. Vautrey II 
p. 191s. Urkunden über die Wahl des Bischofs Marquard Rudolf von Roth 
in Konstanz 1689, Lünig, Reichsarchiv XVII S. 1096, auch bei Moser 
Th. XI S. 407 ff. Im letzten Fall war ein Zeuge-Skrutator zugleich 
Wahlleiter, wie schon bei der Wahl von 1604 via scrutinii mixti, 
HollS.11f. 

2) Vgl. Glosse zu c. 42 cit. ad voc. sanior. Mandagotus-Boyss 
c. 23 p. 47s. Schmalzgruebern. 45, 3. Reiffenstuel n. 121s. 
Durchaus ablehnend Fagnani n.45, Passerini c. 16 n. 17. 

®) Fagnani n. 45, Passerini c. 16 n. 18, Schmalzgrueber 
n. 45, 1. Weniger streng nur Mandagotus l.c. und Reiffenstuel 
n. 122. Die Glosse (l. cit.) gibt wohl eine grössere, nicht aber eine ge- 
ringere Zahl von Skrutatoren zu. 

*) ... quibus committitur, ut singulorum vota secreto et sigil- 
latim, primo quidem sua, deinde reliquorum diligenter inquirant, et ea 
in scriptis redigant et redacta in communi publicent, Wahlritus Würz- 
burg, Gropp, Collectio II p. 227. Ebenso in den älteren Wahldekreten, 
z. B. Würzburg 1333, Wahl Ottos von Wolfskehl, Monumenta Boica 
XXXIX Monachi 1868 p. 512; Chur 1417, Wahl des Johann Ambund, 
Würdtwein, Nova Subsidia diplomatica VIII p. 5ss. Forma VII bei 
Mandagotus c.LIX fol. LVIIL von Wretschko, Laurentius von Somer- 
cote 8,41, 45, 
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5. Die Abstimmung erfolgte in unserer Periode meist 
noch mündlich !); und zwar wurde, da sie nach wesentlicher 
Formvorschrift geheim und einzeln erfolgen musste ?), dabei 
regelmässig in der Weise verfahren, dass sich Skrutatoren, 
Notare und Zeugen zur Entgegennahme der einzelnen Stimmen 
in ein besonderes Gemach zurückzogen oder die Wähler die 
Kapitelstube verliessen °). Nur vereinzelt fand die Stimmabgabe 
im Aufenthaltsraum der Wähler statt*). Diese wurden, nach- 
dem die Skrutatoren sich gegenseitig ihre Stimmen abgenommen 
und durch den Notar hatten aufzeichnen lassen, einzeln, zu- 
erst die Dignitare, dann die Kapitulare je nach ihrem Alter im 
Kapitel hereingerufen und teilten, von den Skrutatoren oft 
noch besonders „adjuriert“ °), diesen mündlich ihre Stimme 
mit, während der Notar sie aufschrieb ©). Örtsanwesenden 
kranken oder gebrechlichen Wählern durfte die Stimme auch 
ausserhalb des Wahlraums abgenommen werden ’). In dieser 
Form erfolgte die Stimmabgabe in Köln, Würzburg, Strass- 
burg ®) und anderwärts entsprechend der Tradition des Bistums. 


') Im 19. Jahrhundert wurde die schriftliche Stimmabgabe üblich, 
Hinschius II S. 662 n. 10. 

2) 42 X 16. Fagnanin,47s, Passerini e 17,c.18n. 4. 

®) Vgl. Passerini c. 18 n. 3. Die Anwesenheit von Notar und 
Zeugen war nicht rechtsnotwendig, c. 16 n. 36 ss. 

*) Wahlritus Würzburg, Gropp, Collectio II p. 207. Ne autem 
caeterorum aliquis praeter Scrutatores, testes et Notarium, eligentis 
votum audiat, reliqui ad partem conclavis a mensa Scrutatorum re- 
motiorem secedunt, ibidem suum ordinem expectantes, 

5) So in Speyer, Wahlinstrum. von 1652, Remling, UB. II 
S. 688 ff.; Köln, Post.-Instrum. von 1688, Exacta facti species p. 61. 

6) UTeber die Form des Votums, Bedingungen etc. vgl. Passerini 
c. 18 n. 14—29. 

?), Passerini c. 28 n. 44. Diese Vergünstigung wurde 1745 in 
Salzburg dem Kardinal Lamberg zuteil, der seiner Würde halber nicht 
unter den gewöhnlichen Formalitäten dem Wahlkapitel beiwohnen wollte, 
Zauner X 8. 643f. 

°) Lossen, Köln. Krieg I S. 29 ff., 574, II 8. 295. Post.-Instr, 
Fürstenbergs 1688, Exacta facti species p. 60. — Wahlritus, Gropp, 
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In Köln wurde 1683 der Antrag der bayrischen Partei auf 
schriftliche Abstimmung von der Mehrheit unter Hinweis auf die 
alte Uebung abgelehnt !). In genau der beschriebenen Weise, nur 
statt mündlich durch Abgabe von schriftlichen Voten, erfolgte 
das Skrutinium in Bamberg ?). Die schriftliche Stimmabgabe 
in Salzburg geschah durch Einlegen der Stimmzettel in einen 
Kelch im Versammlungsraum °). Bei solcher Urnenwahl muss- 
ten die Stimmen nachträglich durch Skrutatoren und Notare 
zu Protokoll‘) gebracht werden. 

6. Ergab sich aus dem Stimmprotokoll oder den Stimm- 
zetteln die gleiche Zahl von Voten und anwesenden Wählern, 
so erfolgte die publicatio scrutinii’) vor dem Kapitel 
durch einen Skrutator, "nachdem sich vorher Skrutatoren und 
Notare in Gegenwart der Zeugen über die Stimmverteilung klar 
geworden waren. Es wurde nämlich den versammelten Kapi- 
tularen das Stimmverhältnis für die einzelnen Kandidaten mitge- 
teilt, selbstverständlich unter Wahrung des Wahlgeheimnisses°). 


Collectio II p. 207: „... vota ... omnium secreto et sigillatim oretenus 
exquirant et in scriptis unacum Notario redigant. — Grandidier, 
Oeuvres ined. IV p. 501. 

!) Post.-Instrum. p. 59. 

2) Weber, Johann Gottfried von Aschhausen, 8. 3f. Ein erhal- 
tener Originalstimmzettel von 1609 lautet (S. 146f.): „Ego Sebastianus 
Schenk ... eligo et nomino Cathedralis Ecclesiae Herbipolensis Prae- 
positum lllustrissimum et Reverendissimum Principem Joannem Gode- 
fredum episcopum Bambergensem. Ita attestor Sebastianus Schenk, qui 
supra.* Looshorn VII 2, S. 107 (1753). 

®) Wahlriten von 1586, Hansiz II p. 645s., 648. Die Tätigkeit 
der Skrutatoren trat bei schriftlicher Urnenwahl naturgemäss zurück, 
vgl. auch Passerini c. 18 n. 55. 

*) Das Protokoll ist rechtlich notwendig: cap. 42: in scriptis redacta, 
vgl. Passerini c. 18 n. 65. 

5) Vgl. Passerini c. 19 n. 1—6, Reiffenstuel.n. 285f., auch 
von Wretschko, Laurentius von Somercote S. 42 f. 

6) Würzburger Ritus, Gropp, Collectio II p. 207: ... Decanus 
suo et aliorum ... nomine eadem (sc. vota) alta et intellegibili voce in 
communi publicat, dicens: N. N. habet tot vel tot vota etc. Ebenso Passe- 
rini «19 n.4. 
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7. Auf die publicatio folgte als wesentlicher Bestandteil 
des Wahlaktes die collatio votorum!), die sich gemäss 
c. 50 X de elect. I 6 auf numerus ad numerum, zelus ad 
zelum, meritum ad meritum erstrecken musste. Das hängt 
mit der eigenartigen Ausgestaltung zusammen, die das Majori- 
tätsprinzip im kanonischen Recht erfahren hatte. Den Willen 
der Mehrheit liess man nur darum gelten, weil in der Regel, 
so sagte man, Viele leichter das Richtige treffen als Wenige. 
Nicht die Zahl allein durfte daher den Ausschlag geben: Die 
maior pars capituli musste zugleich die sanior pars sein, 
damit eine Wahl überhaupt zustande kam ?). Die Modifizierung 
des Majoritätsprinzips durch das Erfordernis der sanioritas zeigt 
einerseits den spiritualistischen, anderseits, da die Entscheidung 
in der Hand der kirchlichen Oberen lag, den hierarchisch-autori- 
tären Zug des kanonischen Rechts?). Für die Praxis stellte die 
kanonistische Lehre die Rechtsvermutung auf, dass die pars 
numerosior auch zugleich sanior sei*). Das hiermit der Minder- 
heit, die ihre Saniorität beweisen wollte, grundsätzlich gewahrte 
Recht, gegen einen Mehrheitsbeschluss aufzutreten, schwächte 
schon Gregor X. dadurch ab, dass er der Minorität verbot, 
gegen eine Wahl mit Zweidrittelmehrheit aus diesem Grunde 


1) ©. 42, 50, 55 X de elect. I6. Mandagotus ce. 31. Fagnanı 
n. 57s. Passerini c. 19 n. 7ss. Reiffenstuel n. 130ss, 138 ss. 
Schmalzgrueber n.48. Neller p. 717. 

2, Vgl. Fagnaniadc.42 X16n.61. Reiffenstueln. 133ss. 148. 
HinschiuslIIS: 129 £f., 663. Gierke, Genossenschaftsrecht III S. 324 ff., 
3236 f., 328 f.;, Derselbe, Majoritätsprinzip, Schmollers Jb. f. Gesetz- 
gebung und Verwaltung XXXIX 1915 8. 565 ff., 575 f. von Wretschko, 
ZRG. XXXIII Germ. Abt. 1899 8. 189 #. 

3) Gierke, Majoritätsprinzip S. 576. Der Codex hat (can. 174 mit 
can. 101 $ 1.n. 1), der modernen Entwicklung entsprechend, das Erfordernis 
der sanioritas nicht mehr aufgestellt; Stutz, Geist des C. i. c. 8. 214. 

4 Für die ältere Kanonistik vgl. Gierke, Genossenschaftsrecht III 
S. 397 n.253. Petrus Leurenius, Forum ecclesiasticum, III vol. Magun- 
tiae 1717-29, I 3 tit. 11 qu. 130. Fagnani adc. IXIH 11m 4. 
Passerini c.19 n. 12. Reiffenstueln. 143. Bouix, Tractatus de 
capitulis p. 186s. Hinschius II S. 130, 663. 
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Einwendungen zu erheben !). Die Kanonisten erklärten nun auf 
Grund einer praesumptio iuris et de iure die pars duplo maior 
prinzipiell für die pars sanior ?). Die gewissenhafte Prüfung des 
zelus, der auctoritas und merita der Wähler ergab Schwierig- 
keiten, wenn das Wahlgeheimnis ernstlich gewahrt werden 
sollte, und war bei der Urnenwahl überhaupt unmöglich, ab- 
gesehen von dem Fehlen jedes objektiven Massstabes ?). So 
kamen die Kanonisten des 17. und 18. Jahrhunderts teils zu 
dem Ergebnis, dass in der Regel die collatio numeri ad 
numerum ausreiche und meist schon in der ordnungsmässigen 
publicatio scrutinii enthalten sei *), teils hielten sie noch grund- 


1) 0.9 in VIto de elect. 1 6. 

2) Gierke, Genossenschaftsrecht III 8. 328 n. 257; Derselbe, 
Majoritätsprinzip 8. 576. Passerini c. 19 n. 12. Reiffenstuel 
n. 135, 148. In der Zweidrittelmehrheit steckt nach kanonischer Lehre 
die Kraft des Ganzen, im letzten Drittel auch nicht ein Funke; daher 
ist, was zwei Drittel beschliessen, unbedingt rechtsgültiger Wille der 
Korporation (Gierke, Genossenschaftsrecht III 8. 321 f., 468 f.). Deshalb 
wird für die Papstwahl, bei der es keine Nachprüfung gibt, Zweidrittel- 
mehrheit erfordert. Eine Postulation erlangt erst mit Zweidrittelmehr- 
heit das Uebergewicht über eine Elektion, siehe unten S. 240. 

3) Passerini c.19n. 8ss. 21; von den Aelteren besonders Hostien- 
sis, Summa aurea ad X 16 n.12s. Vgl. Hinschius II S. 663 n.7; 
Gierke, Genossenschaftsrecht III 8. 327. 

*) Passerini c.!19 n. 12: ... ubi ad electionem non requiritur 
nisi, quod electus sit nominatus a majore parte Capituli, et maior pars 
semper debet praesumi sanior, sine alia inquisitione et collatione, non 
fit collatio nisi numeri ad numerum et collatio non distinguitur a publi- 
catione scrutinii et ille, ad quem hoc spectat, hoc vel simili modo loquitur: 
Habemus electum. Nam cum simus v. g. triginta vocales, viginti nomi- 
naverunt Petrum, quinque Paulum, tres Carolum et reliqua duo fuere 
alba. Sic unico actu publicatur scrutinium et fit collatio sine difficul- 
tate ... n.8: Ita per se collatio debet fieri numeri ad numerum. Sed 
collatio meriti ad meritum, vel zeli ad zelum fieri debet quando et prout 
opus fuerit et iuxta modum electionis. n.21: ... cum in electionibus.... 
nomina eligentium non publicentur, ... maior pars habetur ut sanior, 
et cum ignoretur, quae sit pars sanior, vel minus sana, attenditur solus 
numerus major, et si persona eleeta indigna non sit, pars maior, a qua 
illa fuit electa, censetur sanior. 
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sätzlich an einer besonderen collatio nicht nur numeri, son- 
dern auch zeli und meriti fest, der in unmittelbarem Anschluss 
an die Publikation vor dem Kapitel durch einen Skrutator oder 
den Dekan zu erfolgen habe!). 

Herrschende Lehre blieb es ?), dass derjenige gewählt seı, 
der die absolute Mehrheit?) für sich habe, es sei denn, dass 
seine Stimmzahl nicht duplo maior war und ihm ausserdem 
ein bedeutendes Uebergewicht an Saniorität, d. h. an zelus und 
auctoritas der Wähler und an merita des Minoritätskandidaten 
gegenüberstand. Dann war eine Wahl überhaupt nicht zu- 
stande gekommen, denn keine pars war major et sanior. 
Wurde eine solche Wahl von der Mehrheit doch durch electio 
communis vollzogen, so durfte sie nicht bestätigt werden; die 
Minorität konnte ihre Ungültigkeit durch Appellation an den 
Konfirmator geltend machen, der die Entscheidung zu fällen 
hatte t). 


!) Schmalzgrueber n. 48. Reiffenstueln. 132s. Die älteren 
Kanonisten fordern sämtlich alle drei collationes, von Wretschko, Lau- 
rentius von Somercote 8. 43f.; Mandagotus ce. 31. 

2) Fagnaniad c.42 X 16 .n.57, 61. Passerini c. 19 n. 7 ss, 
21ss. Schmalzgrueber ad X I 6 n. 488. Reiffenstuel ad X 
16 .n.138es. Dazu c. 42, 48, 50, 55 X und c. 9 in VIte de elect. I 6. 

3) Erst seit dem Codex genügt (can. 174 mit can. 101 $ 1 n. 1) nach 
zwei erfolglosen Skrutinien die relative Majorität. 

*) Krankte die Wahl hingegen an einem wesentlichen Formfehler 
oder war der Elekt mit Wissen aller Wähler indignus, d. h. mangelte 
ihm eine kanonische Eigenschaft, so war auch nicht bei Einstimmigkeit 
eine gültige Wahl zustande gekommen. Jeder Teilnehmer konnte die 
Nichtigkeit der Wahl, abgesehen von der Prüfung ex officio durch den 
Konfirmator, geltend machen, c. 18 in VIto de elect. 16, vgl. oben S. 197 
n. 5, sowie unter 8. 211. Gültig war jedoch die Wahl einer Minorität in 
folgenden beiden Fällen (vgl. Neller in Schmidts Thes. UI p. 718, Koch 
eod. VII p. 397): 1. Wählte die Mehrheit wissentlich einen indignus, s0 
konnte die Minderheit auf ihrem Kandidaten beharren, seine Konfirmation 
verlangen und Appellation einlegen, oder allein eine Neuwahl vornehmen. 
Denn die Wahl der Mehrheit war ungültig, die Wähler verloren zur 
Strafe für einen Fall das Wahlrecht (c. 22, 53 X de elect. I 6, vgl. oben 
S.197 n. 4). 2. Gegenüber einer Postulation, die nicht Zweidrittel- wohl 
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Die Wahlbeschreibungen seit dem 16. Jahrhundert er- 
wähnen dementsprechend neben der publicatio scrutinii eine 
besondere collatio nach den drei bezeichneten Richtungen 
nicht!). Die Wahldekrete bemerken entsprechend den Vor- 
schriften des cap. Quia propter nur, dass die collatio numeri ad 
numerum, zeli ad zelum, meriti ad meritum stattgefunden habe?). 
Die Kollation scheint also regelmässig darin bestanden zu 
haben, dass das Kapitel auf Grund des mitgeteilten zahlen- 
mässigen Stimmergebnisses Klarheit gewann, ob sich die er- 
forderliche Stimmenzahl auf einen Kandidaten vereinigt habe 
und dementsprechend die electio communis vorzunehmen sei. 
Praktisch galt als gewählt, wer die absolute Mehrheit der 
gültig abgegebenen Stimmen auf sich vereinigte °). Der Dekan 
oder der Skrutator, welcher die Publikation vorgenommen hatte, 
zog das Facit und schloss mit den Worten: „Venerabiles 
patres, habemus electum; petitis eum publicari?“ *). Dies war 
der Augenblick, in dem die Minorität, welche sich für die 
pars sanior hielt, oder die Wähler, welche die Wahl wegen 
eines formalen Mangels oder wegen Indignität des Elekten an- 
fechten wollten, ihren Protest gegen die Mehrheit vorbrachten?). 


aber absolute Mehrheit für sich hatte, war die Elektion der Minderheit 
gültig. (Siehe unten S. 240 ff.) 

!) Vgl. Salzburg, Hansiz II p. 646, 649: ... Praeses calicem de- 
fert ab altari ad mensam, schedulas effundit, miscet manibus, apperit 
singulas, ostendit Notario, ut suam manum recognoscat; perlegit alta 
voce: et facit collationem pluralitatis votorum. Würzburg, Gropp, 
Collectio II p. 207. Lossen, Köln. Krieg I S. 30. 

2) 2. B. Speyer 1652, Remling UB, II S. 694. Köln 1688, Ex- 
acta facti species p. 62. Ebenso Würzburg 1333, Mon. Boica 
XXXIX p. 512; Chur 1417, Würdtwein, Nova Subsidia VIII p. 5 ss. 

®) c. 42, 48, 50, 55 X de elect. I 6. Ueber die Besonderheiten. bei 
der Postulation siehe unten $. 237 ff. 

*) Vgl. Hansiz II p.649. Passerini c. 19 n. 12. 

®) 2. B. in Köln 1577, Lossen, Köln. Krieg I S. 574 f., und 1688, 
Postul.-Dekret, Exacta facti species p. 62, Böhmländer, Oberb. 
Arch. LVI S. 245. In Münster 1650, Heers S. 60ff. Wo keine publi- 
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Häufig sind Versuche gemacht worden, eine Majoritäts- 
wahl durch den Nachweis zu hintertreiben, dass die pars 
maior capituli nicht zugleich sanior gewesen sei; doch hat die 
Kurie durchaus, soweit es sich mit den grossen Interessen der 
Kirche vertrug, den Grundsatz nur zahlenmässiger Majorität 
vertreten. Zum Teil handelte es sich, wie 1551 in Hildesheim!) 
und 1650 in Münster ?), für die Appellanten zunächst nur 
darum, die Nichtigkeitserklärung der Wahl herbeizuführen. 
1577 versuchte jedoch der in Köln gegen Gebhard Truchsess 
unterlegene Herzog Ernst von Bayern durch den Nachweis, 
dass die Saniorität auf seiner Seite gewesen sei und eine An- 
zahl der gegnerischen Stimmen wegen Häresie nicht gelten 
könnte, den Papst für seine Konfirmation zu gewinnen ?). Mit 
ähnlicher Argumentation,*), ebenfalls vergeblich, wollte 1650 
Erzbischof Philipp Christoph von Trier die Minderheit zur 
maior et sanior pars stempeln, um die Konfirmation seines 
Günstlings Grafen Kratz als Koadjutor gegen Graf von der 
Leyen durchzusetzen. Nur einmal hat die Kurie eine Minori- 
tätswahl bestätigt, 1688 in Köln, und da aus ganz anderen 
rechtlichen Gründen ?). 


catio scrutinii stattfand, wurden die Proteste erst nach der electio com- 
munis eingelegt. 

!) Bertram, Die Bischöfe von Hildesheim S. 136f.; Derselbe, 
Geschichte des Bistums Hildesheim 2 Bde. Hildesheim 1899, 1916, II 
Ss. 178 f. 

2) Heers, Die Wahl Christoph Bernhards von Galen S. 62. 

3) Lossen, Köln. Krieg I S. 615 ff. 

*) Den Standpunkt des Kurfürsten lernen wir aus seiner Prokla- 
mation vom 15. Juli kennen (Hontheim, Historia Trev. III p. 6523.) 
und aus seinem Manifest vom 8. August (ebenda p. 660 ss.). Vgl. auch das 
Diarium Carpzows vom 16. Juli 1650 (ebenda p. 656, nach Joh. 
Gotth. von Meiern, Nürnberg. Executionsordnung Il S. 502) und das 
Gutachten der Reichsstände zur Trierer Wahlsache (ebenda p. 606 s., 
von Meiern II S. 506). Auch behauptete Sötern gemäss französischen 
und italienischen Stiftsstatuten und Gewohnheiten, dass ein jüngerer 
Kapitular gegenüber einem älteren die Zweidrittelmehrheit brauche. 

5) Siehe unten $. 241 fl. Ueber die Mindener Wahl von 1629, 
vgl. unten $. 290. 
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Ergab das erste Skrutinium keine absolute Majorität, so 
musste das Verfahren am selben Tage, wenn nötig an den 
darauffolgenden, wiederholt werden, eventuell bis zum Ablauf 
der dreimonatigen Frist‘). Mehr als drei Skrutinien pflegte 
man an einem Tage nicht vorzunehmen; dann trennte man 
sich, um sich am anderen Morgen nach einer stillen Messe 
wieder am Wahlort einzufinden. Auch das Einschalten von 
Ruhetagen kam vor ?). Konklavevorschriften, welche die Wäh- 
ler bis zum Weahlende von der Aussenwelt abgeschlossen 
hätten, wie bei der Papstwahl, gab es nach gemeinem Recht 
nicht), auch sind in keinem Kapitel darauf hinzielende Mass- 
nahmen durch Statut oder Gewohnheit eingeführt worden. 
Nur während eines Wahlganges pflegten die Wähler nicht 
mit der Aussenwelt in Berührung zu treten. 

8. Ein accessus post publicatum scrutinium, wie er bei 
der Papstwahl Sitte war und zu einem besonderen, bis ins 
Kleinste geregelten Akzessverfahren ausgebildet wurde %), und 
den Alfred von Wretschko im Mittelalter als Minoritätsakzess 
auch für die Bischofswahl in einzelnen Fällen, zuletzt 1416 
in Chur, nachgewiesen hat°), ist mir nicht bekannt geworden. 


') Passerini c. 19 n. 19, 

?) Vgl. die genaue Schilderung der 10 Wahlgänge 1771 in Salz- 
burg bei J.v. Koch-Sternfeld S. 41ff. 

3) Vgl. Ernst Jungfer, Die Unterschiede zwischen der Papstwahl 
und den Bischofswahlen nach gemeinem Kirchenrecht, Bresl. jurist. Diss. 
1909 S. 27 fl. 

*% Hinschius I S. 286f. Vgl. das Caeremoniale Romanum des 
Agost. Piccolomini von 1488, gedruckt: Christophorus Mar- 
cellus, Sacrarum ceremoniarum sive rituum ecclesiasticarum $. R. E. 
libri III, Romae 1560, auch bei Christ. Godofredus Hoffmannus, 
Nova scriptorum ac monumentorum collectio, II vol. Lipsiae 1731—33, 
II p. 271 ss., 295; sowie bei Godehard Joseph Ebers, Der Papst 
und die römische Kurie I, Wahl, Ordination und Krönung des Papstes, 
Quellensammlung zur kirchlichen Rechtsgeschichte und zum Kirchen- 
recht, herausg. v. Eduard Richmann H. III Paderborn 1916, 8. 81. 

5) Klectio communis, D. Zeitschr, f. Kirchenrecht XI 1902 8. 341 ff. 
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Bei der Bischofswahl handelte es sich immer nur um 
einen uneigentlichen Akzess, der nicht wie bei der 
Papstwahl die nötige Mehrheit erst schaffen !), sondern der 
Minderheit den Beitritt ermöglichen sollte. Der altgermani- 
sche Rechtsgedanke, dass zu genossenschaftlichen Beschlüssen 
und Wahlen Stimmeneinheit, wenn nötig durch Zwang herbei- 
geführt, erforderlich sei, wurde zunächst zu einer Beitritis- 
pflicht abgeschwächt. Als sich aber der Korporationsgedanke 
und das Majoritätsprinzip durchgesetzt hatten, wurde der 
dissentierenden Minorität häufig noch wenigstens eine Bei- 
trittsmöglichkeit offengehalten, um zu einer einstimmigen 
Wahl zu gelangen ?). Nach kanonischem Recht konnte jedoch 
ein Beitritt mit Rücksicht auf das Verbot der variatio votorum 
post publicatum scrutinium °?) nur vor der Publikation erfolgen, 
und auch da nur, soweit es das Wahlgeheimnis zuliess %). 
Der Minoritätsakzess war nur auf dem Wege der Stimmvariation 
möglich. 

Es scheint, dass sich die Praxis im wesentlichen an die 
kanonischen Vorschriften gehalten hat’). Wo bei Skrutinial- 
wahlen von Akzessen berichtet wird, so im 16. Jahrhundert ®) 


Das Churer Wahldekret bei Würdtwein, Nova Subsidia diplomatica 
VII p. 15 ss. 

!) Nach c. 29 X de elect. I 6 kann bei der Bischofswahl die er- 
forderliche Majorität nicht durch nachträglichen Beitritt geschaffen 
werden. 

?) Sartori I28.75f. von Wretschko, Electio communis $. 339 ff. 
Vgl. Gierke, Majoritätsprinzip S. 9ff., 13, 15. Derselbe, Genossen- 
schaftsrecht III S. 322.ff. 

3) 58 X de elect. I 6. 

4) D.h. nur bei mündlicher Abstimmung, falls die Skrutatoren die 
betreffenden Voten noch genau kennen. Bei Urnenwahl hat naturgemäss 
nur der erste Wähler eine Variationsmöglichkeit. Vgl. Passerini c. 18 
u, 30ss., Reiffenstuel n. 290ss. Der Codex kennt bei der Bischofs- 
wahl die Stimmenvariation nicht mehr, ebensowenig den Akzess. 

5) Archivarbeit, namentlich für das 18. Jahrhundert, müsste Weiteres 
ergeben. Vgl. auch unten 8. 226 f. 

6) Lossen, Köln. Krieg I S. 30 (1567), 574 (1577). 
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und 1688 in Köln!) sowie 1626 und 1627 in Konstanz?), bat ent- 
weder der beauftragte Skrutator nach der Mitteilung, dass die 
erforderliche Stimmenzahl vorhanden sei, ohne jedoch Näheres 
bekannt zu geben ?), die dissentierenden Domherren um ihren 
Beitritt und nahm, wenn dieser erfolgt war, die electio com- 
munis des einstimmig Gewählten im Namen aller Kapitulare 
vor. Oder man gelangte, wie es in Konstanz anscheinend 
üblich war, mit Hilfe des Stimmakzesses von relativer zu abso- 
luter Majorität, und vermied dadurch die Wiederholung des 
Skrutiniums: Schon vor der Wahl traf man die Verabredung, 
dass bei nur relativer Mehrheit vor der Publikation um den 
Akzess gebeten werden solle?). Der 1609 in Bamberg) und 
1689 in Konstanz °) erwähnte sogenannte Akzess geschah nur, 
damit die electio communis des von der maior et sanior pars 
Gewählten im Namen aller Kapitulare stattfinden konnte. 
Eine nachträgliche Aenderung der Stimmen fand dabei gar 
nicht statt. 

9. Die Wahl kam zustande erst durch die electio com- 


!) Postulationsdekret, Exacta facti species p. 62: ... rogando 
et requirendo Dominos Capitulares, utrum placeat, ut minora vota acce- 
dant majoribus. Auch Londorp, Acta publ. XIV p. 119. 

2, Eine vorherige publicatio scrutinii fand nur 1688 statt, und 
nur unvollständig. Die Kölner Wahlen des 16. Jahrhunderts waren 
scrutinia mixta, bei denen es keine publicatio scrutinii gab, siehe unten 
8. 223. 

®) Dreher, Freiburger Kathol. Kirchenblatt 1897, Arch. Beil. I 
u. II S.4 und Derselbe ebenda 1894 S. 97 ff.: Si non reperiretur in 
scrutinio maiora vota comparatione omnium Eligentium in unum consen- 
sisse, sed unum pluralitatem quidem votorum habuisse, sed non respectu 
numeri eligentium, interrogentur omnes Eligentes a D. praeside, an velint 
consentire et publicari eum, in quem plura vota consenserunt. Qui si 
assentiant, tunc scribatur nomen ipsius in Decreto electionis a D. praeside 
promulgando. So geschah es beide Male. 

*#) Weber, Johann Gottfried von Aschhausen, 8.3 ff. 

5) Urkunde bei Lünig, Reichsarchiv XVII S. 1096, auch bei 
Moser Th. XI S. 407 ff., vgl. S. 217, bes. n. 5. Ein ähnlicher Fall von 
1276 bei von Wretschko, Electio communis S. 368 n. 2. 
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munis?), die in unmittelbarem Anschluss an die collatio vor- 
zunehmen war ?). Es ist der feierliche, formelle Kürspruch, 
den einer der Wähler auf Grund des Abstimmungsergebnisses 
im Namen des Wahlkollegiums vor diesem zu sprechen hatte, 
und der die Wahl erst perfekt machte. Eine electio communis 
war zeitweise auch bei der Papstwahl ?) und von 1272 bis 1314, 
vielleicht bis zur Goldenen Bulle, nach kirchlichem Vorbild, 
das gerade in jener Zeit sehr stark auf den Hergang bei der 
deutschen Königswahl einwirkte, auch bei dieser üblich ®). 


!) A.von Wretschko, Die electio communis bei den kirchlichen 
Wahlen im Mittelalter, D. Zeitschr. f, Kirchenrecht XI 1902 S. 321—892. 
Fagnani ad c.42 X 16 n.59ss. Passerini c. 19 n.20ss. Schmalz- 
grueber ad X16n.49. ReiffenstueladX16.n.283ss Neller 
p- 718s. Mandagotus c. 34. Die electio communis, die im 19. Jahr- 
hundert z. B. in Salzburg (von Wretschko,a.a. O0. S. 388 f.) in der alten 
Form üblich war, wird auch nach dem Recht des Codex in derselben 
Weise vorgenommen werden, can. 174: Is electus habeatur et a col- 
legiipraesideproclametur, qui requisitum suffragiorum numerum 
retulerit, ad normam can. 101 $ I n. 1, in Verb. mit can. 6 n.2s. 

?) c. 42, 46 X de elect. I6. Fagnanin. 58, 60. Passerini 
c. 19 n. 29, 30. von Wretschko, Electio communis $. 370, 380. 

>) Nachweis für das 13. und 14. Jahrhundert bei Bresslau (vgl.n.4) 
Ss. 1380 ff. Vgl. Ordo Romanus XIV. auct. J. Gaietano (1304—1328) n. 8. 
G. J. Ebers, Der Papst und die römische Kurie I S. 75: Solet etiam 
fieri ex consensu duarum partium communis electio: licet forsan non sit 
de substantia, ut communis electio subsequatur, ex quo electus a duabus 
partibus nominatur et recipitur per consensum adhibitum in scrutinio, 
vel per accessum. Das Caeremoniale Romanum von 1488, Chr. G. Hoff- 
mann, Nova scriptorum collectio II p. 271 ss., kennt die electio com- 
munis nicht mehr; vgl. den Auszug bei Ebers, Der Papst und die römi- 
sche Kurie I 8. 79 ff. 

*#) Theodor Lindner, Der Hergang bei den deutschen Königs- 
wahlen, Weimar 1899 S. 3ff. Harry Bresslau, Zur Geschichte der 
deutschen Königswahlen von der Mitte des 13. bis zur Mitte des 14. Jahr- 
hunderts, Deutsche Z. f. Gesch.-Wiss. N. F, II 1898, Vierteljahrsh. 8. 122 ff, 
Alfred Ritter von Wretschko, Der Einfluss der fremden Rechte auf die 
deutschen Königswahlen bis zur Goldenen Bulle, ZRG. XXXII, Germ. 
Abt. 1899 S. 164 ff., bes. 169 ff, Zeumer, Die Goldene Bulle Kaiser 
Karls IV. I, Quellen und Studien herausg. von Zeumer II 1 S. 199 £. 


216 HB. E. Feine, Besetzung der Reichsbistümer (1648—1803). 


Die Wahl stand nach der kanonistischen Korporationslehre 
dem Kapitel selbst zu, für welches die omnes ut universi, 
nicht die omnes ut singuli handeln mussten !). Die vota galten 
nur als nominationes oder consensus singulorum; der Kapitels- 
beschluss musste formell als Akt der Korporation als solcher 
kenntlich gemacht werden. Das wurde dadurch sinnfällig 
erreicht, dass ein elector, als Repräsentant oder Vertreter für 
die Körperschaft, in feierlicher und formeller Weise die Wahl 
aussprach ?). Diese im Mittelalter begründete Lehre ist auch 
nach der Reformation herrschend geblieben. Auch für die 
Kanonisten des 17. und 18. Jahrhunderts sind die vota eli- 
gentium nur deren desideria, voluntates oder consensus, durch 
welche die zu wählende Person bestimmt wird. Die Wahl 
selbst steht dem Kapitel als solchem zu und erfolgt per unum 
als electio solemnis, communis °). 


Stutz, Erzbischof von Mainz 8.107 ff. Richard Schröder, Lehr- 
buch der deutschen Rechtsgeschichte® I, fortgeführt von Eberhard 
Freiherrn von Künssberg, Leipzig 1919 S. 517 f. Vgl. den Kürspruch 
von 1308 (Zeumer, Quellensammlung? Nr. 131 S. 163 f.), welcher genau 
dem bei der Bischofswahl üblichen entspricht. Nach 1356 scheint die 
electio communis im Publikationsrecht des Erzbischofs von Mainz fort- 
zuleben. Die bis zum Reichsende übliche, vom Mainzer im Konklave 
gesprochene Proklamationsformel entspricht genau der Elektionsformel, 
Ulrich Stutz, ZRG. XLIV Germ. Abt. 1910 (Selbstanzeige Erzbischof 
von Mainz) S. 451. Die Formel bei Moser Th. II S. 400 f., vgl S. 407. 

') Hostiensis, Summa aurea ad X 16 .n. 5: ad proprium col- 
legium spectat electio, n. 4: in electione non valent consensus singulares, 
licet unanimes sint. 

2) Gierke, Genossenschaftsrecht III S. 312f. von Wretschko, 
Electio communis S. 374 ff. 

®) Passerini 18 n.5, «.19 n.20: Nee alio nomine hie actus 
... proprie vocari potest, quam nomine electionis; quia est ipsa solemnis 
electio, per quam Collegium, ac si esset una persona, eligit Praelatum. 
Et actus, per quem electores in scrutinio votum conferunt, est quoddam 
viale, imperfectum et praeparatorium ad electionem, per quod non datur 
ius electo, sed explicatur desiderium et votum vel totius, vel majoris 
partis capituli; sed tunc electio completur et fit, cum ipsum Collegium 
eligit. Per illum actum enim confertur ius electo. Reiffenstueln. 284: 


Electio unanimis, concors, discors. >17 


Hatte die collatio votorum ein Resultat ergeben, so fragte 
der Vorsitzende oder der Skrutator, welcher die Kollation ge- 
leitet hatte, ob die electio communis vorgenommen werden 
solle. War das Kapitel damit einverstanden, so beauftragte 
es !) damit ein Mitglied, meist den Wahlleiter oder einen Skru- 
tator, soweit nicht wie in Salzburg und Würzburg?) die electio 
communis traditionell durch den Dekan vorgenommen wurde 
oder ausnahmsweise wie 1689 in Konstanz?) ein auswärtiger 
Skrutator damit betraut war *). Wurde der Auftrag zur Vor- 
nahme der electio communis vom Kapitel einmütig erteilt, was 
oft als „accedere“ bezeichnet wird’), so nahm der elector, 
gleichviel, ob eine einstimmige oder eine Mehrheitswahl vor- 
lag, die Wahl nomine totius capituli vor °). Eine solche Wahl 


... electio est veluti actus moralis unus totius capituli, qui non censetur 
completus, donec unus nomine totius Capituli loquatur et eligat Praela- 
tum illum publice et communiter, quem antea singuli Capitulares .. 
elegerunt ... 

!) Anfrage und Auftrag sind, soviel ich sehe, immer erfolgt; anders 
zuerst im MA. (von Wretschko, Electio communis 8. 363 f., 367 f.), 
wo es vorkam, daß ein elector kraft Amtes ohne Auftrag die Wahl 
vornahm. 

®2) Hansiz Il p. 649. Gropp, Collectio II. p. 207. 

3) Lünig XVII S. 1096. 

#) Vgl. Passerini ec. 19 n. 23. Für das Mittelalter: von Wretschko, 
Electio communis 8. 362 ff. 

5) Vgl. oben S. 214, Konstanz 1689: .... reliquos capitulares omnes 

. . sponte accessisse, ita quidem, ut omnes ac singuli ... unanimi 
voto ... testati fuerint, se in illam personam consentire, in quam sub 
quarto Scrutinio major pars Capituli convenisset instanterque petiisse, 
ut ipsa persona electa in Scrutinio sic nominata Hlectione solenni et 
communi, tamquam & toto Capitulo unanimiter et non tantum a majori 
parte electa fuisset, publicaretur. Proinde Marquardum Rudolphum a 
Rott, utpote in quem ex quarto Scrutinio compertum fuit majorem 
totius Capituli partem convenisse, Electione solemni et communi totius 
... Capituli nomine‘, ut praefertur, in... Episcopum ... electum et a 
Nobis .. . Praeside ac Scrutatoribus toti Capitulo ..... ex speeiali com- 
missione ab ipso Rev. Capitulo facta publicatum ... esse... 

6) Salzburg 1586, Hansiz II p. 649. Würzburg 1609, Weber, 
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wird concors, einmütig genannt (Gegensätze!): unanimis, ein- 
stimmig und discors, zwiespältig). Verweigerte jedoch ein 
Teil der Kapitulare den Auftrag und die Zustimmung zur 
electio communis, so konnte der elector dieselbe nur wie 1688 
in Köln ?2) in seinem und im Namen der mit ihm überein- 
stimmenden Kapitulare vornehmen ?). Der dissentierenden 
Minorität blieb es unbenommen, wie das bei den Doppelwahlen 
meist geschah, auch ihrerseits die electio communis vorzuneh- 
men. Dann hatte der Papst zu entscheiden, ob und auf welcher 
Seite der wahre Wille des Kollegiums in kanonischer Form 
zum Ausdruck gekommen war. 

Der Kürspruch musste mit lauter Stimme (viva voce) 
gesprochen werden; für rechtsnotwendig wurden dabei die Worte 
„Ego N. eligo bzw. postulo“ erklärt, die im Singular gesprochen 
werden sollten). Da der Inhalt der Elektionsformel allmäh- 
lich zu beträchtlichem Umfang angeschwollen war, wurde sie 
gewöhnlich, wie schon häufig im Mittelalter), zuvor schrift- 
lich fixiert und dann vom Elektor abgelesen %). Der Kürspruch, 


Gottfried von Aschhausen 8. 3 ffl.; Gropp, Collectio II p. 207. Trier 
1716, Hontheim Il p. 898; 1729, Wyttenbach-Müller, Gesta 
Trev. III p. 246. Regensburg 1579, Ried, Cod. dipl. Ratisb. II p. 1230. 
Speyer 1652, Remling UB. II S. 695. Konstanz 1689, Lünig, 
XVII 1096, vgl. vorige Note. 

') Neller p. 724. So schon Hostiensis ad XI 6.n. 16. 

2) Postul.-Instr. Exacta facti species p. 63. Auch bei Lon- 
dorp XIV p. 119: ... vice mea, ac nomine et vice omnium illorum, 
qui vota sua in... Cardinalem ... de Fürstenberg direxerunt. 

3) Entsprechend schon im Mittelalter, vgl. von Wretschko S. 368, 
Mandagotus c. 34. 

4%) Mandagotusc. 34 n.1.fol.29. Passerinic.19n.26. Reiffen- 
stuel n.283. Fagnanin.5l. Neller p.718. Vgl. von Wretschko 
S. 369 f. 

5) Chur 1416, Würdtwein, Nova Subsidia dipl. VIII p. 16; Halber- 
stadt 1437, ebenda I p. 5. 

©) Vgl. z. B. Kölner Postul.-Dekret von 1688, Exacta facti species 
p- 63: ... postulavit ... iuxta scedulam, quam toti Capitulo praelegit 
et publicavit ... Aehnlich Mainz 1545, 1555, 1626, Gudenus, (od. 
dipl. IV p. 664, 708, 778. 
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der in den Wahldekreten wohl meist unverkürzt wiedergegeben 
ist), begann in der Regel mit der Glorifikation Gottes und 
des Kirchenpatrons, wies dann auf das Eintreten der Sedis- 
vakanz hin, auf den rechtmässigen Zusammentritt des Wahl- 
kapitels, die kanonische Vornahme der Wahl und ihr Ergeb- 
nis und schilderte kurz die kanonische Qualifikation des eligen- 
dus. Dann folgte die eigentliche electio und publicatio, im 
Namen der Wählenden und des gesamten Kapitels (bei Wider- 
spruch: der Majorität) unter Hinweis auf den dazu erteilten 
Auftrag und mit Anrufung des Heiligen Geistes. Doch scheinen 
auch kürzere Formeln in Gebrauch gewesen zu sein ?). 

Auf diese electio per unum folgte dann in der Regel eine 
collaudatio, approbatio oder acclamatio derübrigen Kapitu- 
lare, wodurch der Akt als Handlung des Kapitels bestätigt 
wurde ®). Eine widersprechende Minderheit konnte hierbei ihren 


ı) Z. B. Köln 1688, Exacta facti species p. 68; Londorp XIV 
p. 119. Speyer 1652, Remling, UB.II S. 695. 

2) Vgl. Ritus Würzburg, Gropp, Collectio II p. 207: „Ego N. N. 
Ecclesiae Cathedralis Wirzeburgensis Decanus, Capituli hie congregatı 
praeses et primus Scrutator ex potestate mihi a toto Capitulo tradita 
et concessa meo et omnium DD. Canonicorum Capitularium mecum un- 
animiter in his consentientium nominibus, invocata S. Spiritus Gratia, ad 
majorem Dei Omnipotentis Gloriam et honorem Gloriosissimae Virginis 
Mariae, S. Andreae Apostoli et Ss. Kiliani ac sociorum eius, Burchardi 
et Brunonis, huius Ecclesiae et Episcopatus Patronorum Rdm. NN., in 
quem collatione facta, majora vel unanimia totius Capituli vota servato 
scrutinio convenerunt, in nostrum et Ecclesiae nostrae Episcopum et 
Pastorem eligo et electum pronuntio ac in communi coram vobis 
publico, in Nomine Patris et Filii et Spiritus Sancti. Amen.“ Salz- 
burg 1586, Hansiz II p. 649. Vgl. von Wretschko 8. 356 ff. für 
das MA. 

®) Vgl. Theodor Lindner, Der Hlector und die Laudatio bei 
den Königswahlen in Frankreich, im Vergleich mit den deutschen Ver- 
hältnissen, MIOeG. XIX 1898 S. 401fl., bes. S. 409 f. „Laudare be- 
deutet nicht nur, eine Handlung für löblich finden, sondern auch ihre 
Rechtsverbindlichkeit für die eigene Person anerkennen und sich zu ihr 
verpflichten.“ „Bei der Königswahl erfordert der Kürruf, die Electio, 
erst die Beistimmung der Wähler, um für sie bindend zu werden,“ 
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Protest erneuen und von sich aus durch einen Beauftragten 
an Ort und Stelle oder anderwärts ebenfalls eine electio com- 


munis vornehmen. 


VO. Die Kompromisswahl. 


Die Wahlform per compromissum bestand im wesentlichen 
darin‘), dass die Wahlberechtigten einstimmig eine oder mehrere 
Personen, die Geistliche sein mussten, mit der Vornahme der 
Wahl im Namen des Kapitels beauftragten. Die Kompromissare 
waren in ihrem Vorgehen völlig frei, doch galten Beschrän- 
kungen im Kompromiss als zulässig, etwa: Wahl nur ex gremio 
oder nur mit Einstimmigkeit. Die electio communis hatte unter 
Berufung auf das Kompromiss im Namen des Elektors und der 
Mitkompromissare zu erfolgen ?). Diese im Mittelalter nicht 
selten angewandte Form der reinen Kompromisswahl°) ist 
ım 16. und 17. Jahrhundert allmählich ausser Uebung ge- 
kommen und wurde im 18. überhaupt nicht mehr benutzt ®). 
1604 wurde Wilhelm von Effern in Worms durch Kompromiss 


1) C.8, 30, 32s., 42 X und c. 21, 37 in VIto de elect.I6. Vgl.Manda- 
gotus c. 39ss. Fagnani ad c. 6 (Licet de vitanda) X de elect. I 6 
n. 4958. Passerini c. 22. Schmalzgrueber ad X 16 n 5ls 
Reiffenstuel ad XI6n.68s. Neller p. 719ss. Hinschius II 
S. 664 ff. 

?) Die Grundformel lautete daher (Passerini c.22 n. 24): „Ego N. 
vice mea et sociorum meorum compromissariorum virtute compromissi 
eligo N. etc.“ 

®) Beispiele bei von Wretschko, Electio communis S. 328 n. 1 
u. sonst. Derselbe, Mitt. d. Ges. f. Salzb. Ldskde. XLVII S. 216 (Salz- 
burg 1257, 1441, 1489). Genauere Nachricht geben die Wahlurkunden 
über die Kölner Wahl von 1396, Stephanus Alexander Würdt- 
wein, Subsidia diplomatica ad selecta iuris ecelesiastici Germaniae et 
historiarum capita elucidanda, XIII vol. Heidelbergae 1772—1780, 111 
p. 15288. 

*) J. J. Moser führt (Th. XI S. 406) zwei Beispiele aus dem MA. 
an (Salzburg 1495 und Mainz 1459), und nennt Bd. XI S. 80 diese Form 
„Jeziger Zeit in Teutschland unbekannt“. 


Reine Kompromisswahl selten. a1 


gewählt). Nachdem in Augsburg 1598 vom 26. bis 28. Novem- 
ber alle Skrutinien vergeblich geblieben waren, erfolgte am 
29. die Wahl Heinrichs von Knoeringen durch fünf Kompro- 
missare ?); aus demselben Grund soll man 1628 in Basel zum 
Kompromiss gegriffen haben ?). Dass diese Wahlform aller- 
dings ihre Gefahren und Nachteile in sich barg, zeigten die 
Trierer Vorgänge von 1649. Erzbischof Philipp Christoph 
von Sötern, ein unruhiger, streitsüchtiger Kopf, der seinem 
Kapitel den Aufenthalt in Trier unmöglich gemacht hatte, 
liess die drei zurückgebliebenen, ihm ergebenen Domherren auf 
ihn zur Wahl eines Koadjutors kompromittieren und ernannte 
dann einen von ihnen, seinen Günstling Reiffenberg. Die Wahl 
wurde weder vom Papst noch von Kaiser und Reich noch von 
den Trierer Ständen anerkannt ?). 


VII. Die Wahl durch Skrutinialkompromiss. 


1. Am häufigsten nächst dem Skrutinium wurde eine Wahl- 
form angewendet, die man als via mixta sc. scrutinii et 
compromissi, als scrutinium mixtum oder compromissum 
determinatum bezeichnete. Das IV. Laterankonzil hatte sie 
im cap. Quia propter zwar mit Stillschweigen übergangen, 
Innozenz III. sie jedoch praktisch anerkannt °), und Bonifaz VII 


!) Johannes Fridericus Schannat, Historia Episcopatus 
Wormatiensis, Francofurti 1784 p. 439. 

2) Pl.Braun, Geschichte der Bischöfe von Augsburg IV S. 77. 

®) Claudius Sudanus, Basilea Sacra seu episcopatus et epi- 
scoporum Basileensium origo, Pruntrutii 1658 p. 408. Dem widerspricht 
freilich der Bericht Vautreys (II p. 1913.) über diese Wahl. 

4) Das Ernennungsdekret, welches die Wahlvorgänge schildert, bei 
Hontheim, Historia Trevirensis III p. 621 ss., ebenso ein Schreiben an 
den Papst, Friedensburg, Regesten, Quellen und Forschungen V 
S. 164 ff., vgl. ebenda IV S. 280, V S. 62, 73ff, Die Ungesetzlichkeit 
weisen nach zwei Briefe der in Münster versammelten Reichsstände, 
Hontheim p. 627s. Vgl. Karl Wild, Philipp Ludwig von Reiffen- 
berg, Westd. Z. XVIII 1899 8. 180 f. 

5) 0.32 X de elect.I 6. 
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erklärte sie ausdrücklich, mit einer Modifikation, als zulässig 
und durch das Konzil nicht beseitigt!). Die Kanonistik be- 
handelte sie als eine Unterart der Kompromisswahl und nannte 
sie compromissum determinatum oder limitatum im engeren 
Sinne °). 

Die Eigenart dieser Wahlform bestand darin, dass auf 
Grund eines Kompromisses die Entscheidung der Kompro- 
missare an das Ergebnis einer vorher unter den Kompro- 
mittenten vorzunehmenden Abstimmung gebunden wurde. 
Wenn man daher, dem Vorgang von Wretschkos auf Grund 
der Quellen und kanonistischen Literatur folgend, den Ter- 
minus electio für die electio communis reserviert und die Be- 
zeichnung des Kandidaten durch die Abstimmung nominatio 
nennt ?), so stand bei der einfachen Skrutinialwahl die Nomi- 
nationshandlung den Kapitularen zu, die Elektionshandlung 
dem von ihnen damit Beauftragten; bei der reinen Kompro- 
misswahl nahmen die Kompromissare kraft des Kompromisses, 
bzw. einer im Namen der übrigen, beide Handlungen vor; 
nicht anders beim Skrutinialkompromiss, nur dass hier der 
Nominationsakt der Kompromissare massgebend durch ein 
vorhergehendes Skrutinium bestimmt wurde, für das gelegent- 
lich der Ausdruck prae-eligere vorkommt‘). Rechtlich lag 


1) C. 23, 29 in VIto de elect. I 6: ... decretalem .. .. Innocentit 
Papae IL ..., quae innuit sub ea forma posse in electionibus licite 
compromitti, ut compromissarii secreto et sigillatim voluntatibus omnium 
inquisitis, illum in quem maior et sanior pars capituli consenserit, eli- 
gere teneantur (c. 32 X I 6), declaramus abrogatam non esse per sub- 
sequens concilium generale; immo potest in ipeis electionibus ut prius 
procedi licite per eandem. 

2) Zum Unterschied von sonstigen Beschränkungen des Kompromisses. 
Für die ältere Kanonistik vgl. von Wretschko, Electio communis 
S.333. Mandagotus c. 45. Fagnaniadc.6 X de elect. I 6 n. 56. 
Passerini c.22n.5ss. Reiffenstuel n.74ss. Schmalzgrueber 
n. 548. Neller p. 7198. Hinschius II S. 664 n. 10. 

®) Electio communis S. 343 ft. 

*) Bei Bernhard von Pavia, vgl. von Wretschko, Electio com- 
munis 8. 330. 
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auch hier, wie vor allem die genau entsprechende Elektions- 
formel zeigt, eine Kompromisswahl vor. 

2. Anwendung. Diese bis ins 12. Jahrhundert zurück- 
zuverfolgende und im Mittelalter oft angewandte !) Wahlform 
findet sich namentlich im 16. und 17. Jahrhundert in Deutsch- 
land überaus häufig ?). In ihrer praktischen Ausgestaltung 
bot sie gegenüber dem höchst komplizierten Skrutinium den 
Vorteil grösster Einfachheit?) und liess gleichwohl den Willen 
der Einzelnen ganz anders zum Ausdruck kommen als das reine 
Kompromissverfahren. Sie war traditionell in Anwendung in 
Köln bis 1642 4), in Münster °) und Strassburg °); andere Er- 
wähnungen oder Schilderungen datieren von 1554 und 1586 
aus Salzburg '), 1532, 1604, 1626 und 1627 aus Konstanz ?), 
1545 und 1555 aus Mainz’), 1538 aus Regensburg!°) und 1652 
und 1711 aus Speyer !!), 1661 aus Paderborn !?). 


!) von Wretschko a.a. ©. S. 330fi., daselbst Beispiele bis ins 
16. Jahrhundert. 

2) Für das 18. Jahrhundert macht sich auch für dies Wahlverfahren 
der Mangel an gedruckten Wahldekreten fühlbar. 

®) Das hebt schon rühmend hervor Mandagotus c. 45, am Ende, 
ebenso Reiffenstueln. 77. 

*) Lossen, Köln. Krieg IS. 29f., 574, II S. 295. Vgl. die Konfirm.- 
Bulle Ernsts von Bayern, Lacomblet UB.IV Nr. 588. 

5) Heers, Wahl Christoph Bernhards von Galen, S. 60. Die Wahl 
fand statt: „via scrutinii mixti vermöge alter observantz.* 

6) Grandidier, Oeuvres ined. IV p. 503 (1701), V p. 13. (1742), 
83 (1756). 

?) Widmann, Geschichte Salzburgs III 8.84. Hansiz II p. 646 ss, 
(Dompropstwahl). 

8) Willburger 8. 173. Holl S. 12, Dreher, Freib. Kath. 
Kirchenbl. 1897 Arch. Beilage I S.4 und 1894 S. 97 ff. 

9) Gudenus, Codex diplomaticus IV p. 660ss. (Sebastian von Heussen- 
stamm), p. 701 ss. (Daniel Brendel von Homburg). 

10) Konfirmationsbulle des Pankraz Sinzenhofer, Ried, Cod. dipl. 
Ratisbon. II p. 1162. 

11) Elektionsinstrument Lothar Friedrichs von Metternich, Remling, 
UB. II 8.689 ff, Remling, Geschichte der Bischöfe zu Speyer II S. 597. 

12) Richter, Quellen und Studien I 8. 80 ff. 
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3. Besonderheiten. Das kanonische Recht hatte für 
diese Wahlform nur die nähere Bestimmung getroffen, dass 
ein Kompromiss, welches zur Wahl auf Grund bloss relativer 
Mehrheit beim Skrutinium ermächtige, unzulässig, eine solche 
Wahl ungültig sei, da sie dem cap. Quia propter widerstreite !). 
Die Kanonisten stellten daher, um diese eigenartige Wahlform 
mit der Bestimmung der angeführten Dekretale über die aus- 
schliessliche Anwendbarkeit der von ihr geregelten Formen in 
Einklang zu bringen, den Satz auf, dass die Kombinierung zweier 
Wahlformen dem cap. 42 nicht widerspreche; es müssten dann 
freilich im Skrutinium die einzelnen darauf bezüglichen Regeln 
Anwendung finden ?). Doch wurde es gerade mit diesem Satz 
in der Praxis nicht streng genommen, da man sonst den eigent- 
lichen Vorteil der Mischform hätte aufgeben müssen: die 
freie, an keine Rechtsformen streng gebundene, nur vom 
materiellen Willen der Wähler abhängige Vertrauensstellung 
der Kompromissare. 

Das einfache Kompromiss setzte Stimmeneinheit der Wahl- 
berechtigten voraus; für das scrutinium mixtum wurde Stimmen- 
mehrheit für genügend erklärt). Die Zahl der „Kompromissare 
und Skrutatoren* konnte beliebig sein, auch brauchten sie 
nicht dem Kapitel anzugehören ?); beides traf für das reine 
Skrutinium nicht zu. Der ihnen erteilte Auftrag, das Kompro- 
miss, ging dahin, die Stimmen ordnungsgemäss einzusammeln, 
aufzeichnen zu lassen und zu kollationieren, sodann über den 
zu Wählenden schlüssig zu werden und die electio communis 
vorzunehmen). Sie hatten entsprechend ihrer Doppelfunktion 


1) 0.23 in VIto de elect. I 6. 

2) Passerini c. 22 n. 7. Reiffenstueln. 77. Nicht ganz so 
streng Schmalzgrueber n. 55. 

®) Fagnani n. 85 „Casus quartus.“ Passerini c. 22 n. 19s. 
Reiffenstuel n.76. Dagegen Hinschius II S. 664 n. 10. 

*) Passerinil.c.n.16. Reiffenstuel].c.n. 77. 1604 waren 
in Konstanz vier nicht zum Kapitel gehörige Aebte Skrutatoren und 
Kompromissare, Holl $. 11 ff. 

5) Vgl. Speyer 1652, Remling, UB, II S. 692. Paderborn 1661, 
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als Skrutatoren und nominationsberechtigte Kompromissare 
eidlich zu geloben, ihren Auftrag gewissenhaft auszuführen, 
insbesondere nur den von der maior et sanior pars Bezeich- 
neten und keinen nach ihrer Ueberzeugung Unwürdigen (in- 
dignus) zu wählen). Die einzelnen Kapitulare waren an 
den erteilten Auftrag, wenn er ordnungsgemäss ausgeführt 
wurde, gebunden. Ein Widerruf war nur auf Grund eines 
Kapitelsbeschlusses und nur re adhuc integra zulässig ?). Die 
Stimmabgabe erfolgte sodann in der uns vom Skrutinium her 
bekannten Form. Eine publicatio scrutinii fand nicht statt, 
ebensowenig eine collatio votorum vor dem Kapitel. Diese 
komplizierten Akte sowie der Entschluss über die Person 
des zu Wählenden geschahen im Kreise der wenigen Kompro- 


Richter, Studien und Quellen I 8.81. Mainz 1545, GudenusIV p.662s, 
Salzburg 1586, Hansiz Il p.648. Köln 1642, Exacta facti speciesp.67. 
Passerini n.15 erklärt für wesentlich nur das Kompromiss der electio 
communis; scrutatio, publicatio und collatio könnten ebenfalls den Kompro- 
missaren überlassen werden, aber nur wenn sie dem gremium angehörten. 
Denn nach P. müssten die Vorschriften des cap. Quia propter auf diese 
Akte streng angewendet werden. Daran hat sich die Praxis nicht ge- 
halten; denn damit wäre der Unterschied vom Skrutinium und die Vor- 
teile des Mischverfahrens weggefallen. Vgl. Gudenus IV p. 663 (1545). 
... dantes ipsis plenariam potestatem ... ut, adhibitis Notariis publ.... 
vota diligenter ac singulatim et secreto scrutarentur, eaque in scriptis 
redigerent et in scriptis redacta mox in continenti publicarent, et tam 
numeri ad numerum, zeli ad zelum et meriti ad meritum collatione 
facta, illum ... eligerent vel postularent, in quem reperirent maiorem 
et saniorem partem capituli nostri consensisse et consentire; quodque 
huiusmodi electionem sive postulationem unus ex eis, suo et aliorum 
suorum collegarum nominibus faceret, publicaret et pronunciaret. Eine 
publicatio scrutinii fand hier ebensowenig wie sonst statt, sondern nur 
die Mitteilung der Kompromissare: se... omnium vota ... scrutatos 
esse, et nedum maiorem et saniorem partem Capituli, sed etiam duplo 
maiorem reperisse in unam Personam eligendam consensisse. Daran 
schloss sich an die electio communis, 

!) Formel: Remling, UB. II S. 692f. Hansiz II 648. 

2) Folgt aus c.30 X de elect. 16. Passerini c.22n.27. Schmalz- 
grueber n.62. Reiffenstuel n.79. Neller p. 723. 
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missare und waren dadurch der rechtlichen Regelung und 
Nachprüfung im wesentlichen entzogen. Zur electio communis 
erschienen die Kompromissare wieder vor dem Kapitel, und 
einer von ihnen tat nach der Mitteilung „Habemus electum“ 
und nach eingeholter Erlaubnis des Kapitels den feierlichen 
Kürspruch. Die electio communis für das Kapitel erfolgte hier 
im eigenen Namen des Elektors und in dem der Mitkompromis- 
sare unter Berufung auf das Kompromiss und seine auftrags- 
gemässe Durchführung, im übrigen dem beim Skrutinium 
Gesagten entsprechend !). Daran schloss sich die Approbation 
durch das Kapitel?). Die Wahl galt regelmässig als concors. 
Ein Widerspruch wäre nur möglich gewesen, wenn man die 
Treue der Kompromissare angezweifelt hätte; dazu besass aber 
niemand die rechtliche Grundlage). 

4. Bei den Kölner Wahlen des 16. und 17. Jahrhunderts 
pflegte überdies ein Akzess stattzufinden, der hier ein wirk- 
licher Stimmenakzess war und zu einer nach aussen hin nicht 
nur einmütigen (bezüglich der electio communis), sondern sogar 
einstimmigen Wahl führte *), da nicht das Stimmenverhältnis, 


!) Vgl. Remling UB. II S. 694f. Hansiz II p. 649. Heers 
S. 60f. Gudenus IV p. 664: „Ego Marquardus vom Stein, Praepo- 
situs ..., unus de tribus Scrutatoribus electis, de consensu et voluntate 
Conscrutatorum meorum et potestate mihi tradita, meo ac (eorundem) 
et Capituli nomine, ad laudem ..., Sebastianum ab Heusenstam ..., 
de legitimo matrimonio procreatum, vita moribus et scientia insignem, 
tanquam habilem et idoneum, in quem exquisitis nostris et omnium et 
singulorum Canonicorum votis, collationeque facta, nedum maiorem et 
saniorem partem Capituli, sed etiam duplo maiorem in Scrutinio consen- 
sisse comperimus, in nostrum praetactae Moguntinae Eccelesiae Archi- 
episcopum eligo et eandem electionem pronuntio et solemniter publico, 
Dei nomine in his scriptis.“ 

?) Remling ebenda S. 695: Quam quidem electionem sic factam 
et publicatam omnes et singuli praefati domini concorditer, mullo contra- 
dicente, melioribus modo et forma, quibus potuerunt, laudaverunt, ap- 
probaverunt et ratificaverunt ... 

3) Einen solchen Fall behandelt c. 32 X de elect. I 6. 

‘) Lossen, Köln. Krieg I S. 30 (1567), 574, 582, 615 ft. (1577). 


Akzess. DT 


sondern nur die Tatsache des Akzesses in das Wahldekret auf- 
genommen wurde. Ein solcher hat im 17. Jahrhundert mehr- 
fach auch in Konstanz stattgefunden ?),. Der Hergang war 
der, dass nach dem Skrutinium die Kompromissare ins Kapitel 
zurückkehrten, meldeten, dass ein Kandidat majora vota habe, 
und um den accessus baten, der regelmässig bewilligt wurde ?). 
Auch als man 1688 in Köln zum einfachen Skrutinium über- 
ging, behielt man diesen Akzess bei?). 

5. In einigen deutschen Bistümern bildeten sich bei der 
gewöhnlichen Skrutinialwahl Eigentümlichkeiten 
aus, welche sich mit dem strengen Kanon nicht ganz vertrugen 
und diese Wahlform der via mixta annäherten. Das ist in 
Köln *), Konstanz?) und Bamberg ®) zu beobachten. Jeden- 
falls in Köln und Konstanz ist ein unmittelbarer Einfluss des 
Mischwahlverfahrens anzunehmen, da in beiden Bistümern im 
17. Jahrhundert beide Formen Anwendung fanden ’). Die Skru- 


Exacta facti species p. 67: Scrutatores .... comparentes coram 
nobis in capitulo retulerunt diversitatem votorum, quaerentes, an placeat 
ut maiora vota accrescant majoribus. 

!) Holl, Fürstbischof Jacob Fugger S. 12. Vgl. oben S. 214. Ueber 
die sonstige Verbreitung des Akzesses müsste weitere Archivarbeit Aus- 
kunft geben. 

2) Herzog Ernst von Bayern und seine Partei erteilten ihn 1577 nur 
jure uniuscuiusque salvo und hielten sich dadurch die Möglichkeit einer, 
freilich vergeblichen, Appellation offen, Lossen a. a. O. 

3) Vgl. oben 8. 214. Passerini erklärt gerade bei dieser Wahl- 
„form Akzess und variatio votorum für unzulässig (n. 9, 14); die Kurie 
stand 1577 nicht auf diesem Standpunkt (Lossen I S. 615 ff.). Dass 
der Akzess praktisch zur Anwendung kam, bezeugen auch Moser Th. XI 
S. 414 und Sartori 12 8. 75f. 

#) Postul.-Dekret von 1688, Exacta facti species p. 57, 
Londorp XIV p. 119ss.,, Lünig XVI S. 901 ff. 

5) Lünig XVII S. 1096. Moser Th. XI S. 407 ff., Wahl von 1689. 

6) Looshorn VIS.508f. (1683), 566. (1698), VII 2 8. 106 f. (1753), 
200. (1757), 474f. (1779), 647 (1795). So anscheinend schon 1609, 
Weber, Joh. Gottfr. v. Aschhausen 8. 3 fi. 

?) In Köln wurde 1642 die „via et forma Serutinii et compromissi 
mixti“ bestimmt (Exacta f. sp. p. 67); 1688 heisst es (ebenda p. 60): 
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tatoren waren nämlich von vornherein, ähnlich wie bei der 
Kompromisswahl, dazu bestimmt, nicht nur das Skrutinium, 
sondern auch Kollation und Elektion vorzunehmen, ohne dass 
eine Publikation des Abstimmungsergebnisses vor dem Kapitel 
stattfinden sollte. Die Stellung der Skrutatoren war also eine 
wesentlich selbständigere als sonst bei Skrutinialwahlen: Das 
Kapitel erfuhr das Resultat der Abstimmung im einzelnen gar 
nicht und nahm an der Beurteilung desselben nicht unmittel- 
bar teil‘). Dass eine wirkliche Skrutinialwahl vorlag, ersieht 
man aus dem Kürspruch, den der Elektor in seinem und der 
Kapitulare Namen tat?). 


IX. Die Annahme der Wahl. 


Die Annahme der Wahl durch den Elekten ?) erfolgte, 
wenn derselbe am Wahlakt teilgenommen hatte, regelmässig 


. cum novissime in Electione .. . novi Coadjutoris, et pie defuncti 
Archiepiscopi . ... iuxta textum cap. quia propter etc. per secretum 
Serutinium vocale processum fuerit (gemeint ist die durch den Tod 
des Kurfürsten vereitelte Koadjutorwahl Fürstenbergs vom 7. Jänner 1688, 
Böhmländer, Oberbayr. Arch. LVI S. 214), quod pro nunc iterum 
taliter procedendum sit. In Konstanz wählte man 1532, 1604, 1626 
und 1627 via mixta (oben S. 223), 1689 „via Scrutinii iuxta Cap. quia 
propter de Elect.“ 

!) Die publicatio bestand 1688 in Köln darin, dass die Skrutatoren 
nachwiesen, aller Stimmen (24) entgegengenommen zu haben. Hierauf 
wurde ihnen ein besonderer Auftrag zur Kollation erteilt. Dann teilten 
sie ohne Namensnennung das Stimmverhältnis mit (13:9:1:1) und 
baten um den Akzess. Erst auf das Drängen der bayrischen Partei er- 
fuhr das Kapitel, dass der eligendus 9, der postulandus 13 Stimmen 
habe. Nun wurde unter Protest die postulatio communis des postulandus 
von der Mehrheit beschlossen. Ein Konskrutator nahm sie im eigenen 
Namen und dem der postulierenden Kapitulare vor. Erst dann erfuhr man 
auf neuerliches Drängen der Eligenten die Namen der anderen Kandidaten. 

?) Die tatsächliche Verbreitung dieser Modifikation im 18. Jahr- 
hundert, die nach Sartoris etwas unklarer Schilderung als allgemein 
üblich beim Skrutinium erscheinen könnte (I 2 S. 74ff.), würde erst 
weitere Archivarbeit ergeben. 

®) Vgl. die Wahldekrete und -Beschreibungen oben 8. 191 n. 4. 
Passerinicap.20.Schmalzgruebern. 71. Reiffenstueln. 310ss. 
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unmittelbar nach der electio communis auf Befragen von seiten 
des Elektors oder des Vorsitzenden. Häufig begab sich der Be- 
fragte mit einigen Freunden hinaus, um zu beraten; manchmal 
erbat er kurze Bedenkzeit. Zunächst die Annahme wegen 
eigener Unwürdigkeit zu verweigern und erst auf wiederholtes 
Drängen nachzugeben, erschien als gern gesehener Zug der 
Bescheidenheit und des Vertrauens auf Gottes Beistand !). Auch 
konnte so am wenigsten der Verdacht simonistischer Umtriebe 
aufkommen. Nur vereinzelt sind Fälle einer ernst gemeinten, 
dauernden Ablehnung einer Bischofswahl vorgekommen, dann 
meist aus politischen oder finanziellen Gründen ?). Ein Zwang 
zur Annahme ist nie ausgeübt worden’). In zahlreichen Fällen 
hatten sich die Wähler schon vorher mit ihrem Kandidaten über 
die Annahme der Wahl, insbesondere auch der Wahlkapitulation 
vertraulich verständigt. Verboten war nur offizielles Angebot 
und Annahme der Wahl vor dem Wahlakt*). War die Wahl 
auf einen Abwesenden gefallen, so war die Annahme durch 
einen Prokurator nicht selten; doch hielt man eine persönliche 
Annahme des Gewählten nicht für überflüssig ?). Die Vorschrift 


) „.. si ex honestate et urbanitate dicat se nolle consentire, non 
per hoc consensus est renunciare,“ Passerini c. 20 n. 16. 

2) Julius Echter, Fürstbischof von Würzburg, lehnte 1582 seine 
Wahl in Mainz ab (Gropp, Wirtzburg. Chronik I S. 327), Johann Christoph 
Neustetter gen. Stürmer 1609 in Bamberg wegen Körperschwäche (Weber, 
Johann Gottfried von Aschhausen 8. 3ff. von Deinlein, Ber. d. hist. 
V, in Bamberg 1876 S. 1ff.), Dietrich von Wolkenstein 1627 in Chur 
(Mayer, Gesch. d. Bist. Chur II S. 315 f.). 1590 und 1705 mussten wegen 
Nichtannahme der Gewählten in Eichstätt neue Wahltage ausgeschrieben 
werden, Sax, Die Bischöfe und Reichsfürsten von Eichstädt II S. 497 f., 
590. Ebenso 1677 in Brixen, Sinnacher VIII 8. 689. 

3) Vgl. Hinschius II S. 670 n. 6. 

+) Der Wahlakt selbst war dann nichtig, c. 46 X de elect. I 6. 
Passerini c.20 n. 2 ss. 

5) Für die Wahl des Erzherzogs Anton Viktor in Köln und Münster 
1801 war in beiden Kapiteln der Domdechant zur Annahme bevoll- 
mächtigt, der in Köln die Erklärung abgab: quod nec ambitiose consen- 
tiret in electionem factam, nec eandem superbe recusaret atque divinae 
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des c. 16 (Nikolaus Ill.) in VI‘ de elect. 16, dass die Wähler 
infra octo dies, postquam commode poterunt, die Wahl dem 
electus zwecks Annahme zu präsentieren hätten, besass nur 
die Bedeutung, dass alsbald eine Gesandtschaft, meist aus dem 
Schosse des Kapitels, entsandt wurde, um den Konsens einzu- 
holen !). Ueber die Annahmeerklärung wurde in solchen Fällen 
gerne ein Notariatsinstrument aufgenommen ?). Die Annahme- 
frist für den Gewählten betrug einen Monat von der Präsen- 
tation an. Versäumte er schuldhaft die Frist, so war das 
Kapitel an seine Wahl nicht mehr gebunden und konnte zur 
Neuwahl schreiten ?). 

Mit der rechtzeitigen Annahme der Wahl erlangte der 
electus das ius ad rem auf das erledigte Bistum, d.h. „ein 
persönliches Recht auf Uebertragung desselben, welches, vor- 


dispositioni ac dominorum de Capitulo Coloniensi voluntati contraire 
nolens in electionem factam consentiret. Höynck, Z. f. vaterl. Gesch. 
u. Altkde. LVIII 2 S. 219; Aug. H. Erhard, Ledeburs Archiv XV 
S. 117f. Nach Passerini n. 12 genügt rechtlich die Annahme durch 
einen procurator specialis. 

ı) Vgl. c.6in VIto de elect. 16: quam citius commode poterunt (1274). 
Passerinin. 11. Hinschius II 8. 669 n. 3. Vollmacht der Gesandt- 
schaft Chur 1417 gedruckt bei Würdtwein, Nova Subsidia dipl, VIII 
p. 19 ss. 1716 reiste der Trierer Domdechant von Trier nach Breslau, um 
persönlich dem dortigen Fürstbischof Franz Ludwig von der Pfalz die 
Schreiben und die Bitte des Kapitels um Annahme der Wahl zu überbringen, 
Hontheim III p.899ss. Für Köln und Münster 1801 vgl. vorige Note. 

?) Für die Churer Wahl 1417: instrumentum assensus a neo-electo 
praestiti, Würdtwein ]. c. p. 22ss. Balthasar Mercklin für Hildes- 
heim 1527, Bertram, Geschichte des Bistums Hildesheim II 8. 50f£. 
Consensus Ser. Princ. Francisci Ludovici in sui postulationem (1716 
März 17.), Hontheim III p. 899ss.; der Hergang, den ein apost. Proto- 
notar bekundet, war der: Der Dekan erschien vor Franz Ludwig, trug die 
Bitte vor und verlas zwei Begleitschreiben. Der Pfalzgraf bat um einige 
Tage Bedenkzeit und erteilte dann in feierlicher Audienz die Antwort. 

®) 0.6 in VIto de elect. I 6. Eine neue dreimonatige Frist begann 
damit zu laufen, c. 26 in VIto I6. Passerini n. 23s. So fand 1537 
in Hildesheim eine Neuwahl statt, Bertram, Die Bischöfe von Hildes- 
heim 8. 127; Derselbe, Geschichte des Bistums Hildesheim II 8. 63. 
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ausgesetzt, dass ihm keine kanonischen Hindernisse entgegen- 
stehen, jede anderweitige Besetzung hindert“ }). 


X. Publikation, Altarsetzung, Inthronisation. 


Nach Annahme der Wahl und Gratulation der Kapitulare 
wurde der Neugewählte meist mit dem bischöflichen Biret und 
sonstigen bischöflichen Insignien, einer cappa choralis und 
einer Stola bekleidet, leistete häufig sofort die professio fidei 
und beschwor bzw. besiegelte die Wahlkapitulation, alles vor 
versammeltem Kapitel. Doch konnten die beiden genannten 
Akte ebenso später stattfinden ?). 

Sodann erfolgte die Publikation der Wahl vor Klerus 
und Volk in der Kathedrale®), und die Akklamation sei- 
tens des letzteren: Es ist der letzte Rest des-alten Wahl- 
rechtes von Klerus und Volk *). Zu diesem Zweck begab sich 


!) Hinschius II S. 670, 653. Lit.-Nachweise S. 670 n.5. Ueber 
die Entstehung des ius ad rem im Kirchenrecht vgl. zuletzt Ernst Hey- 
mann, Zur Geschichte des ius ad rem. Festgabe Otto Gierke dar- 
gebracht, Weimar 1911, S. 1167—1185. 

?) Vgl. die Wahldekrete und -Schilderungen S. 191 ff n. 4. Beson- 
ders in Bamberg und Würzburg geschah es meist sofort. 

») 0. 42 X de elect. I 6 verwirft die Geheimhaltung: Electiones 
quoque clandestinas reprobamus, statuentes, ut quam cito electio fuerit 
celebrata, sollenniter publicetur. Doch dachte man schon im Mittelalter 
weniger streng, von Wretschko, Electio communis 8. 362. Die vor- 
läufige Unterlassung der publicatio coram populo erklärt Passerini 
e.12 n.23 und c. 20 n. 37 zwar für rechtswidrig, sie bewirke aber nicht 
Nichtigkeit der Wahl; nur könne vor der Publikation keine Konfirmation 
erfolgen. So wurde z. B. die Wahl Beat Alberts von Ramstein 1646 zum 
Bischof von Basel wie der Tod seines Vorgängers einige Zeit geheim gehalten 
(Vautrey II p. 230), aber als gültig betrachtet. Vgl. auch Fagnani 
ad c.42 eit.n.65. Reiffenstueln. 289. Hinschius II S. 667. 

4) Vgl.von Wretschko, Electio communis $. 362. Bei der Papst- 
wahl und den Prälatenwahlen ist die publicatio ebenfalls üblich, vgl. 
Ordo Romanus XIV (1304—28) bei Ebers, Der Papst und die römische 
Kurie I S, 187; Wahl Urbans VI. (1378), Vita Urbani VL, Ebers 
S. 215£.; Hinschius I S. 291, II S. 669; Wahlritus der Salzburger 
Propstwahl von 1586, Hansiz, Germ. Sacra II p. 649. Auch bei der 
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je nach dem Herkommen des Bistums ein Kapitular !) mit dem 
Notar in den Dom und verkündete Klerus und Volk in lateini- 
scher Sprache oder lateinisch und deutsch ?) mit erhobener 
Stimme den Neugewählten von den Stufen des hohen Chores, 
vom Lettner oder von der Kanzel (so in Mainz und Bamberg)?). 
Gleichzeitig setzte das Geläut der Glocken ein und mischte 
sich mit dem Jubel des Volkes, von welchem regelmässig be- 
richtet wird®). In Würzburg wies der Notar zugleich das 
Wappen des neuen Fürstbischofs und Herzogs vor. In feier- 
lichem Zuge wurde dann der Neugewählte vom Kapitelsaal 
in den Chor der Kathedrale geleitet, empfing die Glückwünsche 
des kaiserlichen Wahlkommissars, welcher der Feier auf seinem 
Platze auf der Epistelseite des Chores beiwohnte, und wurde 
nach kurzem Gebet gemäss alter Sitte von den Kapitularen 
auf den Hochaltar gehoben. 

Die Elevation oder Altarsetzung, die Moser noch als 


deutschen Königswahl wurde die Publikation meist unter Formen, die denen 
der Bischofswahl entsprachen, durch den Erzbischof von Mainz zunächst 
im Konklave, dann in der Kirche vorgenommen, Fr. Rieger, Die Altar- 
setzung der deutschen Könige nach der Wahl, Berl. phil. Diss. 1885; 
J. J. Moser Th. II S.400, 407£., Wahl Karls VI. 1711; Stutz, ZRG. 
XLV Germ. Abt. 1911 8. 451; Schröder, Deutsche Rechtsgeschichte® 
18. 518f. Die Akklamation des Volkes bei der Krönung, der „Ueber- 
rest einer zweiten rituellen, einer Feststellungswahl“ durch das Volk 
wird bis zur letzten Kaiserwahl, 1792, erwähnt, Stutz, Erzbischof 
von Mainz S. 61ff., Derselbe, ZRG. XLV, Germ. Abt. 1911 $. 448£. 
Vgl. auch Moser Th. II S. 467f. (1711). Auch die Proklamation des 
Königs in der Kirche nach der Wahl wurde mit dem Rufe des Volkes 
„Vivat rex“ erwidert, Moser Th. II S. 408. 

') In Mainz und Trier der Dekan, in Bamberg der Subkustos, in 
Würzburg der Succentor. 

?) In Strassburg lateinisch, französisch und deutsch. 

?) Die Publikationsformel wird nur gelegentlich in den Wahl- 
dekreten wiedergegeben. In Köln war sie 1688 in rein erzählendem 
Stil gehalten, Exacta facti species p. 65. 

*) Als eine auffallende Ausnahme berichtet J. v. Koch-Stern- 
feld (S. 41f.), dass bei der Wahl des Hieronymus Grafen Colloredo in 
Salzburg 1771 die Menge in düsterem Schweigen verharrte. 
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allgemein üblich bei den Bischofswahlen angibt !), das super 
altare collocare oder elevare, scheint im 16. und auch noch 
im 17. Jahrhundert in den meisten Bistümern Sitte gewesen 
zu sein?). Sie war mindestens seit dem 14. Jahrhundert bei 
den deutschen Bischofswahlen üblich ?) und wurde seit 1308 
auch bei den deutschen Königswahlen angewandt, zuletzt bei der 
Wahl Josephs I. zum römischen König (1690) *), ebenso bei der 


) Th. XI 8. 420, Bd. XI 8. 85. 

2) Köln 1508 (E. Podlech, Geschichte der Erzdiözese Köln, Mainz 
1879 8. 355), 1577 (Lossen I S. 576), 1583 (Lossen II S. 296). Mainz 
1601 (Joannis Ip. 910s.), 1626 (Gudenus IV p. 779). Trier 1581, 
1652 (Wyttenbach-Müller, Gesta Trevir. III p. 3, 96s.). Strassburg 
1569 (Karl Hahn, Die kirchlichen Reformbestrebungen des Strass- 
burger Bischofs Johann von Manderscheid (1569—1592), Quellen und 
Forschungen zur Kirehen- und Kulturgeschichte von Elsass-Lothringen, 
herausg. von Johannes Ficker III Strassburg 1913 8.3). Würzburg 
1540, 1544, 1558 (Gropp, Wirtzb. Chron. I S. 192, 196, 233 f.), 1573 
(Buchinger, Julius Echter 8.36). Hildesheim 1503 (Bertram, Gesch. 
d. Bistums Hildesheim II S. 6f.). Basel 1527 (Vautrey Il p. 84). Chur 
1581 („gemäss alter Uebung auf die Mensa des Hochaltares gesetzt‘, 
Mayer, Gesch. d. Bistums Chur II S. 178). Speyer 1652 (Remling, UB. II 
S. 695£.): ... decanus et... custos et senior supra summum altare, ut 
moris est, elevaverunt et collocaverunt ... 

®) Die älteste Nachricht, eine Wormser Urkunde von 1341 (Z. f. 
Gesch. d. Oberrheins IX 1858 S. 295) bezeichnet sie als alten Brauch, 
vgl. Rieger, Die Altarsetzung der deutschen Könige S. 38 ff. und Mario 
Krammer, Wahl und Einsetzung des deutschen Königs im Verhältnis 
zu einander, Weimar 1905, Zeumers Quellen und Studien I H.2 8.381. 
Weitere Beispiele des 15. Jahrhunderts bei Rieger S. 36 £. 

#) Rieger a.a. O. Nach R. (8. 4f., 40) ist die Altarsetzung eine 
Publikationshandlung und wurde von der Königswahl in der ersten Hälfte 
des 14. Jahrhunderts auf die Bischofswahl übertragen, verlor aber als- 
bald ihren ursprünglichen Sinn und wurde eine selbständige Zeremonie. 
Krammer sieht in der Altarsetzung (S. 34 ff.) einen Investiturakt, welcher 
vom kirchlichen Wahlhergang für die Königswahl entlehnt ist. Letzterem 
stimmt Hans Schreuer zu (Die rechtlichen Grundgedanken der fran- 
zösischen Königskrönung, Weimar 1911 S. 161f., bes. 162 n. 1), sieht 
aber in der Altarsetzung des Königs nur „sekundärerweise eine Wahl- 
und Besitzdemonstration“ mit „publikatorischem Element“. Der Sinn 
einer Wahl- und Besitzdemonstration dürfte ihr bei der Bischofswahl 
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Papstwahl seit Pius II. (1458) '). Nur in wenigen Bistümern 
scheint sich die Altarsetzung bei Ausgang des 17. Jahrhunderts 
noch in der alten Form erhalten zu haben?). Meist wurde sie 
dazu abgeschwächt, dass man den Neugewählten auf einem vor 
der Mitte des Hochaltars aufgestellten Thronsessel Platz nehmen 
liess?) oder ihn bloss vor den Hochaltar führte‘). Unterdessen 
stimmte der höchste geistliche Würdenträger, gewöhnlich der 
Weihbischof, das Te Deum an und die Klänge des Ambrosiani- 
schen Lobgesanges, vermischt mit den Tönen der Orgel und des 
Sängerchores, durchrauschten unter dem Geläut der Glocken die 
Hallen der Kathedrale. Ein sinnvoller Gebrauch erhielt sich bis 
ins 18. Jahrhundert in Würzburg: Der auf dem Altar, später 
auf dem davorstehenden Sessel sitzende Neugewählte erhielt das 
Seil des Sterbeglöckleins, des „Heinlein“ oder „Heule“ °), in 


auch zukommen. Der eigentliche Investiturakt, jedoch ohne konstitu- 
tive Wirkung, nur als Dokumentation, ist die Inthronisierung. 

) Rieger S. 40f. Caerem. Rom. (1488) bei Ebers, Der Papst 
und die römische Kurie I 8. 188: Tum surgens a cardinalibus super 
altare ad sedendum constituitur cum mitra et prior episcoporum genu- 
flexus incipit Te Deum laudamus, quem hymnum cantores prosequuntur. 

?) Hier könnte nur weitere Archivarbeit völlig sichere Auskunft 
geben; bisher hat es den Anschein, als sei die Altarsetzung bei 
Königs- und Bischofswahl annähernd gleichzeitig, um 1710, endgültig 
verschwunden. 

®) Salzburg, Ritus von 1586 (Hansiz II 8. 646): .. perducitur in 
chorum, ubi ante summum altare est sella ferrea praealta; huic precibus 
prius habitis eleetum imponunt. Würzburg 1617 (Gropp, Wirtzb. 
Chron. I S. 387) und Wahlritus im 17. und 18. Jahrhundert (Gropp, 
Collectio II p. 208): in medio Altaris praeparatur Sedes, in qua neo- 
electus, si velit, sedens gratulationes recipiat. Mainz 1695, Abelin, 
Theatrum Europaeum XII p. 41, Lünig, Theatrum ceremoniale II S. 336. 
Basel 1628 (Vautrey II p. 192). Trier 1729 (Gesta Trev. IIl p. 246). 
Speyer 1770 (Remling, Bischöfe II S. 710). 

#) Bamberg, von 1642 an erwähnt (Looshorn VI S. 368, 509, VII 
2 8. 647). Würzburg 1699 (Gropp, Chronik II 8. 315£.). Konstanz 
1604 (Holl 8..12). Vielleicht ist jedoch der Ausdruck an einigen dieser 
Stellen nur ungenau. 

°) Ueber das „Heinle“ vgl. Die Kunstdenkmäler des Königreichs 
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die Hand und tat damit drei Züge, ein memento mori auf 
dem Höhepunkte seines Lebens !). 

Sodann geleitete man den neoc-electus vom Hochaltar 
zum bischöflichen Thron auf der rechten, der Evangelien- 
seite des Chores und installierte ihn daselbst. Dort nahm 
er in der Regel die Glückwünsche entgegen, welche ihm die 
Kapitulare der Rangordnung nach darbrachten und empfing 
vom Wahlkommissar die Regalien. Nach Beendigung der 
kirchlichen Feier begab sich der Zug mit dem Neugewählten 
meist durch das Mittelschiff der Kirche hinaus und zur bischöf- 
lichen Residenz, wo der neue Bischof die Glückwünsche der 
Kanzlei- und Kammerbeamten, des Adels und der Bürgerschaft 
entgegennahm. Ein Festmahl in der Residenz und weitere 
Lustbarkeiten füllten den Wahltag aus ’?). 


XI. Das Wahldekret. 


Unmittelbar nach der Wahl wurde über den Wahlakt 
ein genaues Protokoll aufgenommen, das die Grundlage für 
die Prüfung des Wahlvorganges zwecks Konfirmation bildete, 


Bayern, Abt. III Unterfranken, Bd. XII Stadt Würzburg, bearb. von Felix 
Mader, München 1915 8. 103 £. 

') Ein ähnlicher Vorgang regelmässig bei der Papstkrönung: 
Während der Prozession zum Hochaltar der Peterskirche tritt dreimal 
ein Zeremoniar vor den Papst hin, in der einen Hand einen silbernen 
Stab mit einem Bündel Werg. Er zündet denselben an und singt dabei: 
Sancte pater, sic transit gloria mundi! Die Papstwahl, eine Be- 
schreibung und Abbildung der Gebräuche und Feierlichkeiten bei Er- 
ledigung und Wiederbesetzung des päpstlichen Stuhles, 7. A. Augsburg 
1346, S. 30, dazu Abbildung; Lucius Lector, Le conclave, origine, 
histoire, organisation ancienne et moderne, Paris (s.d.) p. 673; Derselbe, 
L’election papale (Auszug a.d. vor.), Paris 1896 p. 298; Hermann J. Wurm, 
Die Papstwahl, ihre Geschichte und ihre Gebräuche, Köln 1902 S. 127. 

2) Vgl. ausser den Wahldekreten und -Schilderungen 8. 191 ff. n. 4 
etwa noch Moser Th. XI S. 420 f., Bd. XI 8. 86 ff., Schilderung der 
Festlichkeiten bei der Mainzer Wahl von 1774; Zusätze Th. II S. 315 ff. 
Hansiz, Germ. Sacra II p. 1056, Salzburger Wahl von 1727. 
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das instrumentum oder decretum electionis oder postulationis ?). 
Nach der Reformation sind die Wahldekrete in Deutschland 
anscheinend sämtlich Notariatsinstrumente gewesen ?), welche 
der oder die zwei bei dem Wahlakt anwesenden öffentlichen 
Notare aufnahmen und siegelten und die damit die Beweis- 
kraft öffentlicher Urkunden erhielten °?).. Der Inhalt wurde, 
wo Schwierigkeiten vorlagen, im einzelnen in einer Kapitel- 
sitzung wenige Tage nach der Wahl festgestellt t). Das Dekret 
schilderte regelmässig nach einem Hinweis auf den Eintritt 
der Sedisvakanz die Vorgänge vom Wahltag bis zur Publi- 
kation und Installation im Dom. Beide Formen der Abfassung, 
die im Mittelalter in Deutschland üblich waren’), kommen 
zunächst auch weiter vor. Entweder sind es notariell aufge- 
nommene Schreiben des Domkapitels an den Papst, welche 
nach genauer Schilderung des Wahlvorganges und stereotyper 
Qualifikation des Gewählten mit der Bitte um Konfirmation 
bzw. Admission des Gewählten schliessen ®); diese Form scheint 


!) Das Wahldekret galt nach gemeinem Recht nicht als wesentlich, 
der Konfirmator konnte seine Prüfung auch auf Zeugenaussagen gründen, 
Passerini, c. 21 n. 1s. Erst die Zirkumskriptionsbullen haben die 
Einsendung eines Dekrets angeordnet, Hinschius 11 S. 669 n.1. 

?) Ueber das allmähliche Ueberhandnehmen der Notariatsinstrumente 
gegenüber den bloss vom Kapitel ausgestellten Wahlurkunden im 14. und 
15. Jahrhundert vgl. von Wretschko, Mitt. d. Ges. f. Salzb. Ldskde. 
XLVII 1907 8.218. Die 1689 in Konstanz von den drei Skrutatoren 
ausgestellte Urkunde (Lünig XVII S. 1096) dürfte nicht das eigentliche 
Wahldekret sein. 

®) Gemäss der Reichsnotariatsordnung von 1512, vgl. Schröder, 
Rechtsgeschichte® I S. 766. 

‘) 2. B. in Köln 1577, Lossen, Köln. Krieg I S. 582. 

5) von Wretschko 2.2.0. 8. 217. 

%) Halberstadt 1437 (Würdtwein, Nova Subsidia dipl. I p. 1ss.). 
Salzburg 1451, 1462, 1466 (von Wretschko a.a. 0. S. 236 ff.). Mainz 
1545, 1555, 1626 (Gudenus IV p. 660 ss., 701 ss., 774 ss.). Köln 1567 (?), 
1577 (2), 1642 (Lossen I 8.80, 582; Exacta facti species p. 66s.). 
Münster 1650 (Heers, Wahl Bernhards von Galen $. 65). Konstanz 1627 
Dreher, Freib. Kath. Kirchenbl. 1894 S. 117 fi.). 
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im 18. Jahrhundert nicht mehr in Gebrauch gewesen zu sein, 
Oder die Dekrete wendeten sıch an die Allgemeinheit („uni- 
versis praesens documentum visuris sit notum“) und berich- 
teten nur über Wahlakt und Würdigkeit des Kandidaten ?). 
Dann wurde die Bitte um Konfirmation besonders gestellt. 
Dies erscheint nach der Mitte des 17. Jahrhunderts als normale 
Form. Beide Arten von Urkunden wurden regelmässig mit dem 
Kapitelsiegel versehen und manchmal auch noch von sämt- 
lichen Wählern unterschrieben und gesiegelt ?). Der Wahlzeugen 
wurde regelmässig mit Namen Erwähnung getan. 


XI. Die Postulation. 


1. Rechtliche Eigenart. Wer mit Rücksicht auf ein 
dispensables kanonisches Hindernis nicht durch Elektion im 
Rechtssinne auf einen bischöflichen Stuhl gelangen und durch 
deren Annahme kein ıus ad rem erwerben konnte ?), durfte 


!) Chur 1416 (Würdtwein, Nova Subsidia dipl. VIII p. 5 ss.) 
Regensburg 1579 (Ried, Cod. dipl. Rat. II p. 1228 ss.). Speyer 1652 
(Remling, UB. II S. 689 fi). Köln 1683 (Exacta facti species 
p- 5788, Lünig XVI S. 901, Londorp XIV p. 119ss.). Trier 1716, 
1728 (2) (Hontheim III p. 896 s5s.; Wyttenbach-Müller, Gesta 
Trev. III p. 245 s.). 

2) Das Dekret braucht weder von den Wählern noch von einem 
Notar unterschrieben zu sein, Passerini c. 21 n. 4ss. Die Unter- 
schriften der Wähler tragen die Dekrete: Salzburg 1451, 1462, 1466; 
Münster 1650; Regensburg 1579; auch in Köln war im 16. Jahrhundert 
die Unterschrift aller Wähler üblich, Lossen I 8. 30, 582. 

3) Die Definition folgt der Praxis. Der Unterschied von postulatio 
solemnis und simplex oder impropria war nur der Theorie bekannt, vgl. 
Hinschius II S.678n.1. — Vgl.Mandagotus c.43—45. Fagnani 
ad c.3X de post. prael.I5n.1ss. Passerini c.24. Schmalzgrueber 
ad XI5. ReiffenstueladXI5=1p.259ss. Georgius Christo- 
phorus Neller, Collectio methodica ss. canonum de postulatione prae- 
latorum, Augustae Trev. 1756, auch bei Ant. Schmidt, Thesaurus iuris 
eccles. II p. 733ss. Joh. Christ. Koch, Diss. de votis duplo maioribus, 
Giessen 1776, ebenda VII p. 387ss. HinschiuslII 8. 677. Werming- 
hoff, Verfassungsgeschichte? S. 127f. Vgl. auch E. de Boenning- 
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nur vom Papst erbeten werden; seine Admission war reine 
Gnadensache. Die kanonischen Hindernisse, wegen deren in 
unserem Zeitraum für deutsche Bischöfe Dispens erteilt zu 
werden pflegte, waren, wie schon ausgeführt, Mangel der ehe- 
lichen Geburt, des Alters, der Weihen, des akademischen Grades 
oder der Besitz einer anderen bischöflichen Würde. Das Er- 
fordernis des offenbaren und grossen Nutzens der Kirche, das 
c.3 X de post. prael. I 5 verlangte, liess sich in Deutschland 
bei jeder Postulation leicht demonstrieren. Uebrigens konnte 
der Papst auch im vorhinein durch ein Wählbarkeitsbreve dis- 
pensieren, so dass dann eine Elektion stattfand. Sonst wurde 
Dispens bei Admission der Postulation besonders ausgesprochen. 
Die Bereitwilligkeit der Kurie zur Ausstellung von Eligibilitäts- 
breven bewirkte jedoch, dass Postulationen verhältnismässig 
selten vorkamen. 

Da die Postulation sachlich nichts anderes war als die 
Ausübung des Wahlrechtes zugunsten bestimmt beschaffener 
Kandidaten, mussten die Vorschriften über die Elektion, soweit 
nicht das Recht ausdrücklich ein anderes verfügte, zur An- 
wendung kommen. Dieser Satz ist zwar nirgends allgemein 
ausgesprochen, aber in seinen Konsequenzen von Theorie und 
Praxis im wesentlichen anerkannt worden. Zudem konnte 
man in der Praxis oft bis zur electio communis nicht wissen, 
ob eine Elektion oder eine Postulation zustande kam. 

Was insbesondere die Anwendung des cap. Quia propter 
und der drei Wahlformen Inspiration, Skrutinium und Kompro- 
miss betrifft, so wurde deren notwendige Beobachtung häufig 
geleugnet, die Befolgung des c. 42 jedoch immer mindestens 
anempfohlen !). Die Praxis hat sich auch, soviel sich erkennen 


hausen, Diss. inaug. de c.3 X (15) de postulatione praelatorum, Mona- 
sterii 1852. 

) Passerini n. 8: ... tutius est servare formam scrutinii cap. 
Quia propter, sed non est necessarium. Aehnlich Reiffenstuel n. 59 ss., 
und Neller p. 7468. Wenn ein Teil wählen, der andere postulieren will, 
so ist Beobachtung der Form unbedingt nötig. Entschiedener Schmalz- 
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lässt, regelmässig an die überlieferten Formen der Elektion ge- 
halten !), höchstens dass bei einstimmigen Postulationen die 
Wahldekrete nicht mit derselben Ausführlichkeit auf alle for- 
mellen Einzelheiten eingingen ?). 

Da die electio eines inhabilis nichtig und strafbar war, 
durften weder die vota singulorum noch die electio communis 
das Verbum eligere enthalten, sondern mussten in unzweideu- 
tiger Weise das Postulieren zum Ausdruck bringen, ausser 
in Fällen, wo rechtlich begründete Zweifel bestanden, ob Postu- 
lation oder Elektion erforderlich war°). Der Kürspruch hatte 
sich an das Schema: Ego vice mea... postulo zu halten ‘). 
In der Praxis griff man in zweifelhaften Fällen der Sicherheit 
halber zur Postulation, so wurde 1645 in Konstanz ein Weih- 
bischof °), 1623 in Osnabrück ein Kardinalpriester ©) postuliert; 
nach seinem Tode wagte man 1626 wieder nur zu postulieren’”), 


grueber n. 17: Sed probabilius etiam in postulatione solenni, secluso 
speciali iure, observari debet forma c. Quia propter electioni praescripta, 
quoad ea quae istius naturae non adversantur. Er führt dafür fünf Rechts- 
gründe an. 

) So wurde 1633 in Bamberg per inspirationem postuliert (Loos- 
horn VIS. 299f.); per scrutinium 1567 in Regensburg (Postul.-Dekret 
bei Ried, Cod. dipl. Ratisb. II p. 1228 s.), 1601 in Brixen (Freiseisen 
S. 7f.), 1688 in Köln (Post.-Dekret Exactaf.sp. p. 57 ss.), 1716 in Trier 
(Post.-Dekret bei Hontheim III p. 896 ss. Neller p. 746). 

2) Vgl. die Dekrete Regensburg 1567 und Trier 1716, zit. n. 1. 

3) C. un. in VIto de post. prael.I5. Passerinin.26. Reiffen- 
stueln.63ss. Neller p. 747. Hinschius II 8. 679f. Der Codex 
(can. 180 & 2) ist nicht mehr ganz so streng. 

‘) Passerinin. 11, der von seinem Standpunkt die post. communis 
nicht für unbedingt notwendig erklärt. Vgl. die n. 1 zit. Post.-Dekrete. 

5) Oben S. 43 n. 2. 

6) Runge, Die Wahl Kardinal Eitel Friedrichs von Hohenzollern 
zum Bischof von Osnabrück, Mitt. d. V. f. Gesch. und Ldskde. von Osna- 
brück XXIV 8.156 ff. Die Streitfrage war zu Passerinis Zeiten (n. 37) 
zugunsten der Rligibilität der Kardinäle entschieden, 

?) Goldschmidt, Franz Wilhelm von Wartenberg 8. 14. C.Stüve, 
Geschichte des Hochstifts Osnabrück, Mitt. d. V. f. Gesch. u. Ldskde. von 
Osmabrück XII 8. 54 ff. 
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um sich nicht eines Eingriffs in das päpstliche Provisionsrecht 
schuldig zu machen. 

2. Postulation und Elektion. Die für eine electio 
bezüglich der erforderlichen Stimmzahl bestehenden kanoni- 
schen Vorschriften kamen bei einer postulatio nur zur An- 
wendung, wenn lediglich postulierbare Kandidaten zur Kollation 
standen ). Für den Fall, dass einem Postulierten ein eli- 
gibler Kandidat gegenübertrat, bestimmte c. 40 X de elect.16, 
dass nur auf Grund eines numerus duplo maior die Postulation 
der Elektion vorgehen könne, entsprechend der erhöhten Be- 
deutung, die das kanonische Recht der Zweidrittelmehrheit 
beimass ?). Anknüpfend an diese Bestimmung haben die Kano- 
nisten des 17. und 18. Jahrhunderts eine umfangreiche und bis 
in alle denkbaren Einzelfälle gehende Kasuistik entwickelt °), 
der nachzugehen hier nicht die Aufgabe sein kann. Als Er- 
gebnis dürfen die Sätze festgestellt werden %): Der Postulierte 
muss gegenüber einem Eligierten über zwei Drittel sämtlicher 
Stimmen verfügen °). Der Eligierte dagegen gilt als gewählt, 
wenn ihm mehr als ein Drittel sämtlicher Stimmen zugefallen 


ı) Passerinin.9. Reiffenstueln.23. Neller p. 747. Koch 
p. 894s. Hinschius II S. 680. 


2) S. oben S. 208 n. 2. 

3) Vgl. bes. die Arbeiten von Neller und Koch, namentlich letztere 
mit wohl erschöpfenden Literaturangaben, ferner von Boenninghausen 
und Hinschius Il S. 680 n.5 u. 6. 

*) Die Sätze galten im wesentlichen auch im 19. Jahrhundert, vgl. 
Wernz, Jus decretalium II 2? p. 159; v. Boenninghausen p. 24 ss. 
Ferraris, Bibliotheca canonica iuridica etc. VI, sub voce Postulatio 
n. 27—80 p. 845. Codex can. 180 $ 1: Ut postulatio vim habeat, pro 
ea stet oportet maior suffragiorum pars, imo, si cum electione concurrat, 
saltem duae tertiae partes requiruntur, ergibt, gemäss can. 6 n. 2 ex 
veteris iuris auctoritate ausgelegt, dasselbe Recht. 

°) Passerini n. 55. Reiffenstuel n. 22. Koch p. 404 ss., 
in Polemik besonders gegen Neller, der (p. 749) relative Zweidrittel- 
mehrheit, d. h. zweimal so viel Stimmen als auf den eligibilis entfallen, 
für genügend erklärte. Kochs Ansicht blieb herrschend, Hinschius 
II 8.680 n.5. 
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ist ) und ausserdem sich auf einen Postulierten mehr als die 
absolute Mehrheit vereinigt hat?). In streitigen Fällen ist nur 
die electio communis eines Kandidaten rechtsnotwendig?). Nur 
insoweit die Kölner Wahl des Jahres 1688 diese Streit- 
fragen aufgeworfen hat, sind sie hier zu besprechen. Es war 
die einzige Wahl des Zeitraumes, die praktischen Anlass zur 
Erörterung dieser Fragen bot ?). 

Der Vorgang bei dieser Wahl war der, dass von 24 ab- 
gegebenen Stimmen 13 auf den Kardinal Fürstenberg, Bischof 
von Strassburg, als postulandus gefallen waren — der Papst 
hatte ihm ein Wählbarkeitsbreve versagt —, während Herzog 


!) Reiffenstuel adX I6n. 152ss. Koch p. 409 ss. Hinschius 
II S. 680 n. 6. Gegen die Meinung, dass ein Drittel mitunter genüge 
(so u.a. Neller p. 750), Koch p. 410s. Gänzlich abweichend Passe- 
rini c. 24 n. 55—63. Nach ihm muss eine electio nur bestätigt werden, 
wenn sie die Majorität hat, sonst stehen Postulation und Elektion völlig 
in der Hand des Papstes. Cap. 40 stellt nach P. kein gemeines Recht dar. 

2) Denn nach c. 42 X I 6 hat ein Skrutinium nur dann Erfolg, 
wenn es überhaupt eine absolute Mehrheit ergeben hat; nur dann er- 
scheint die Stellung des Kapitels genügend geklärt. Koch p. 413. 
Hinschius II S. 680 n. 6. 

®) Koch p. 413 ss. mit der herrschenden, auch von der Kurie 1688 ver- 
tretenen Meinung gegen Neller p. 748. Hierin lag keine Abschwächung 
des Grundgedankens der electiv communis, dass jede Wahl, um als recht- 
mässiger, wahrer Wille des Kapitels zu gelten, eines besonderen formalen 
Gesamtaktes bedürfe; denn nur ein, rechtlich verschieden gewerteter, 
Korporationsakt lag vor. In der Praxis nahm man bei Gegenwahlen 
regelmässig auch eine Gegen-electio-communis vor (vgl. Koch p. 415). 
S. unten S. 244 f. 

*) Die Lit. darüber oben S8. 125 n. 1, vgl. auch oben 8. 209 n. 4. — 
Bei der Salzburger Wahl von 1745 erhielt von 20 Stimmen Kardinal 
Lamberg als eligendus 7, Graf Lichtenstein als postulandus 8, 5 Stimmen 
waren zersplittert. Darauf erklärte sich Lamberg als gewählt — nach 
der schliesslich zur Herrschaft gelangten Lehre allerdings zu Unrecht, 
denn der Postuland besass nicht die absolute Majorität — verzichtete 
aber vorsichtigerweise „des Friedens halber‘, wofür er vom Papst ein Be- 
lobigungsbreve erhielt. Im zweiten Wahlgang ergaben sich 16 Stimmen 
für Lichtenstein. Zauner, Chronik von Salzburg X S, 642ff., 678; 
vgl. Widmann, Geschichte Salzburgs III S. 444. 
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Joseph Clemens von Bayern als eligendus 9 Stimmen erhalten 
hatte und 2 Stimmen zersplittert waren. Die Mehrheit des 
Kapitels sprach sich darauf für die feierliche Postulation 
Fürstenbergs aus. Sofort machte die bayrische Partei geltend, 
dass von einer gültigen Postulation nicht die Rede sein könne, 
vielmehr die electio dem kanonischen Recht genüge. Hierauf 
erwiderte Fürstenberg, gemäss dem cap. Quia propter könne 
niemals die Wahl einer Minderheit, sondern nur die der maior 
pars durch electio communis vollzogen werden. Auch nach 
der feierlichen Postulation beharrte die bayrische Partei auf 
ihrem Protest, nahm aber ihrerseits keine electio communis 
vor). Gleichwohl betrachtete sie die Wahl auf Joseph 
Clemens gefallen; der Deutschmeister Pfalzgraf Ludwig Anton 
nahm sie in seinem Namen an. 
Während der nun im Erzstift ausbrechenden Wirren wurde 
der Rechtsstandpunkt beider Parteien mit grossem Aufwand von 
Gelehrsamkeit und politischer Agitation in zahlreichen Druck- 
schriften gegeneinander verfochten. Unterdessen lag die Sache 
selbst der Kurie zur Entscheidung vor. Von fürstenbergi- 
scher und französischer Seite wurde geltend gemacht?), dass 
eine Wahl des Joseph Clemens überhaupt nicht zustande ge- 
kommen sei, also auch nicht bestätigt werden könne, da ihr 
die electio communis fehle. Ferner könne die Wahl einer 
Minderheit nach dem cap. Quia propter des Laterankonzils 
von 1215 und nach dem Wiener Konkordat von 1448 als un- 
kanonisch nicht konfirmiert werden; ein solcher Fall wäre nach 
deutscher Praxis ganz unerhört. Die Berufung auf das längst 
derogierte cap. Scriptum von 1212 (40 X I 6), das nur einen 
Sonderfall regle°), sei unzulässig; zu einer kanonisch gültigen 


') So unrichtig Böhmländer, Oberbayr. Arch. LVI 8. 246. 

”) Exacta factispeciesp.3ss.; auch Londorp XIII p. 617. 

®) Für die Behauptung, das cap. Scriptum (c. 40 X I 6) enthalte 
kein ius commune, konnte sich Fürstenberg auf die Autorität Passe- 
tinis berufen (cap. 24 n. 58), vgl. oben S. 241 n. 1, der Fall lag also 
nach den damaligen kirchlichen Rechtsanschauungen keineswegs ein- 
deutig. Vgl. auch oben $. 128. 
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Postulation genüge auch gegenüber einem eligendus die maior 
et sanior pars capituli, wenn die Wahl sonst in allem dem 
cap. Quia propter entspräche. Demgegenüber machte die 
bayrische Partei geltend !), dass nach kanonischem Recht beim 
Zusammentreffen eines eligendus und eines postulandus ersterer 
mehr als ein Drittel, letzterer aber mindestens zwei Drittel 
sämtlicher Stimmen zur Wahl brauche. Das cap. 40 behandle 
eben den concursus electionis cum postulatione, mithin eine 
Sondermaterie, und sei darum durch das cap. 42 nicht aufge- 
hoben, welches nur die Konkurrenz zweier Eligenden im Auge 
habe. Dass ein inhabiler Postuland sich schweren Bedin- 
gungen unterwerfen müsse, sei durchaus im Sinne des kano- 
nischen Rechtes. Eine zweite electio communis erforderten die 
canones nirgends. Nach eingehender rechtlicher Prüfung trat 
die Kurie auf die bayrische Seite und bestätigte die Wahl 
des Joseph Clemens als rechtsgültige electio ?). 

Der hiermit ausgesprochene Rechtsstandpunkt der Kurie 
ist, wie gezeigt, auch im 18. Jahrhundert in der Kanonistik der 
herrschende geblieben. Als 1737 bei der Wahl eines Fürstabts 
von Corvey von 25 Wählern 13 den Freiherrn von Fürstenberg 
postulierten, 12 den Freiherrn Caspar von Boeselager eligierten, 
bestätigte der Papst dementsprechend die Elektion °). 

3. Die Annahme einer Postulation durch den Postulierten 
konnte gemäss c. 16 in VI® de elect. 1 6 nur bedingt, d.h. unter 
Vorbehalt des erforderlichen Dispenses, erfolgen *). Durch sie 


!) Decas dubiorum, Londorp XIII p. 637ss.; Canonicae quaedam 
observationes, ebenda p. 640s5.; De Tractatibus consultatoriis ante 
Electionem, et numero Votorum ad Postulationem necessario, in Con- 
cursu Electionis, ebenda p. 649s.; Motiva pro electione .„.. Josephi 
Clementis, Londorp XIV p. 128s.; Justitia Triumphans, ebenda p. 88 ss. 
Vgl. oben S. 129. 

?) Beschluss der Congregatio Consistorialis, Londorp XIV p. 129; 
Tenor Brevis Confirmatorii Electionis Coloniensis, Londorp XIII p. 653 ss. 

3) Neller p. 747; Koch p. 403. 

#) Passerini c. 24 n. 13. 
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erlangte er kein ius ad rem); die admissio blieb als reine 
Gnadensache dem Papste anheimgestellt. In der Regel legten 
daher die Postulierten auf die Bitte um ihren Konsens hin die 
ganze Angelegenheit in die Hände des Hl. Stuhles oder er- 
klärten sich nur cum beneplacito Sanctissimi bereit ?). Die 
Proklamation im Dom, das Te Deum und die Inthronisation 
fanden in der Regel wie bei einer electio statt ?). 


XII. Zwiespältige Wahlen und Appellationen. 


1. Zwiespältige Wahlen, d.h. solche, bei denen jede 
Partei ihren Kandidaten als gewählt betrachtete und seine Be- 
stätigung verlangte, sind, auf verschiedene Weise, in zahl- 
reichen Fällen zustande gekommen. 

Wenn im Bistum Strassburg 1592 beim Tode des Bischofs 
Johann von Manderscheid zwei Kapitel im Streit nebenein- 
ander bestanden, ein protestantisches im Bruderhof zu Strass- 
burg, ein katholisches in der Bischofsresidenz zu Zabern, so 
waren zwei getrennte Wahlen kaum zu vermeiden ?). 

Eine Doppelwahl kam aber auch oft zustande durch 
Sezession einer Minorität, die sich ungerecht majorisiert glaubte 
oder ihren Kandidaten unter keinen Umständen aufgeben wollte. 
So trennte sich 1597 in Passau die bayrische Partei von der 


1) C.5 X de post. prael. I 5. 

?) Notariats-Instrum. über die Annahme des 1716 in Trier postu- 
lierten Pfalzgrafen Franz Ludwig (Hontheim III p. 300): Postulatus... 
testatus est, se totum hoc postulationis negotium ... Papae Clementis XI. 
arbitrio et voluntati subicere, fügte dann aber die Bedingung bei, dass 
ihm der Papst die Beibehaltung der Koadjutorie Mainz gestatte. 

®) Vgl. Passerini n. 22 und die oben S. 239 n.1 zitierten De- 
krete und Wahlbeschreibungen. Die Proklamation Fürstenbergs erfolgte 
1688 ohne weitere Feierlichkeiten, ohne Tedeum und Installation. Bei 
Abwesenheit des Postulierten fiel die Inthronisation entweder fort (Trier 
1716) oder wurde an einem Vertreter des Postulierten vollzogen (Regens- 
burg 1579). 

*) "Vgl. oben 8..89:n. 1, 
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österreichischen und wählte ihrerseits Herzog Ferdinand von 
Bayern; sein Gegner, Erzherzog Leopold, wurde aus päpst- 
licher Vollmacht zum Koadjutor ernannt). In Lüttich ver- 
liess die Partei des Deutschmeisters Pfalzgrafen Ludwig Anton 
am 20. April 1694, als sie in einer Abstimmung über die 
Gültigkeit des Eligibilitätsbreves für Joseph Clemens von 
Bayern in der Minderheit geblieben war, unter Protest den 
Wahlraum; 25 Kapitulare wählten am selben Tage Joseph 
Clemens und inthronisierten ihn, während 20 Kapitulare am 
Tag darauf unter Protest der Majorität den Deutschmeister 
wählten und proklamierten; sein Tod bald darauf gab dem Papst 
die Entscheidung an die Hand ?). Im Zwist mit ihrem Bischof 
Bernhard von Galen blieben 1667 eine Anzahl Münsterische 
Kapitulare unter Protest gegen die willkürliche Neubesetzung 
von Kanonikaten, gegen die Suspension von Domherren und 
gegen die angesetzte Koadjutorwahl dem Wahlkapitel fern 
und erklärten ohne regelrechtes Verfahren den Erzbischof von 
Köln für gewählt, während die Mehrheit sich nach dem 
Wunsche des Bischofs auf Ferdinand von Fürstenberg einigte, 
für den auch der Papst entschied’). Im Jahre 1706 lehnte 
in Münster *) die Majorität einen zweiten päpstlichen Wahl- 
aufschub ab und nahm die Wahl und Proklamation Franz 
Arnolds von Metternich vor. Dem päpstlichen Breve ent- 
sprechend versammelte sich einen Monat später die Minorität, 
um Herzog Karl von Lothringen im Chor der Kathedrale zu 


) Stieve, Briefe und Akten IV 8.284 fi,, 304f. Schmidlin, 
Kirchliche Zustände II S. 15f. 

2) Foullon III p. 442ss. Daris V 2 p. 241ss. Ennen, Erb- 
folgekrieg S. 401. R. Schwarz S. 22f. Vgl, auch Moser Th. XI 
S.409f. Europäischer Herold I S.369ff. Informatio faeti in causa 
Hlectoris Coloniensis in Episcopum et Principem Leodiensem Electi, bei 
Lünig, Publicorum negotiorum sylloges supplementum et continuatio 
p- 379. 

3) J. ab Alpen, Decas de vita etc. II p. 27ss. Tücking, Ge- 
schichte des Stifts Münster unter Christoph Bernhard von Galen S. 150 ff. 

4 Näheres über die Wahl und Literatur oben 8. 130 ff. 
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wählen, während die Partei Metternichs im Kapitelhaus ihre 
Wahl wiederholte. Dann proklamierten beide Parteien ihren 
Kandidaten. 1763 wäre es beinahe in Hildesheim zu einer 
Doppelwahl gekommen, da sich die Partei Clemens Wenzels 
von Sachsen unter Protest vom Wahlakt fernhielt, ohne je- 
doch den Mut zu einer Sonderwahl zu finden ?). 


In allen diesen Fällen gab es zwei getrennte Wahlaktionen, 
zwei electiones communes, womöglich zwei Proklamationen. 
Der Vorgang gleicht oft, in kleinem Massstabe, den Doppel- 
wahlen der Könige und Päpste im Mittelalter. Zugrunde lag 
der auf germanischer „genossenschaftlicher“ Auffassung er- 
wachsene mittelalterliche Rechtsgedanke, dass nur einstimmige 
Wahlen möglich seien, dass eine Minderheit, anstatt, wie es 
ihre Rechtspflicht wäre, der Mehrheit Folge zu leisten, auf 
eigene Gefahr hin auf ihrem Willen beharren und eine Sonder- 
wahl vornehmen könne ?). 


Anders verhielt es sich, wo beide Parteien auf Grund 
eines einheitlichen, beiderseitig anerkannten Wahlaktes 
verschiedene rechtliche Konsequenzen zogen und die Konfir- 
mation ihres Kandidaten begehrten. In solchen Fällen kam es 
gewöhnlich nicht zu einer doppelten electio communis ?); eine 
solche wurde, wie wir schon an der Kölner Wahl von 1688 
sahen *), rechtlich nicht für notwendig erachtet. Es lag ein 
Korporationsbeschluss vor, der auf sein rechtliches Zustande- 
kommen und sein Resultat zu prüfen war. Der Fall kam 
zur Beurteilung der Kurie nicht auf Grund zweier gesonderter 
Wahldekrete, sondern auf Grund des einen Wahldekrets und 


') Bertram, Die Bischöfe von Hildesheim 8. j242f. Es handelt 
sich um die Wahl Friedrich Wilhelms von Westphalen am 7. Februar. 
Die 13 Kapitulare nahmen dann ihren Protest zurück. 

?) Vgl. Gierke, Majoritätsprinzip, Schmollers Jahrb. XXXIX 
S. 565ff. von Wretschko, ZRG. XXXIII, Germ.’Abt. 1899 8. 186 ff., 197. 

®) Dass auch hier eine zweite electio communis vorkommen kann, 
zeigt Passerini c. 18 n. 39 (sub 14). 

*) 8. oben 8. 241f. 


Umstrittene Wahlergebnisse, Appellationen. 247 


einer Appellation des unterlegenen Teils. So 1688 in Köln. 
Ein ähnlicher Fall war schon bei der zwiespältigen Koadjutor- 
wahl des Jahres 1650 in Trier eingetreten). Noch 17683 
kam es in Lüttich zu einer zwiespältigen .Wahl?). Als das 
Skrutinium 31 Stimmen für Graf d’Oultremont, 19 für Clemens 
Wenzel von Sachsen und eine für Baron de Glimes ergeben 
hatte, verliess die sächsische Partei unter lärmendem Protest 
das Lokal und teilte dem kaiserlichen Wahlkommissar Graf 
Pergen das Vorliegen einer Doppelwahl mit. Eine Prokla- 
mation Clemens Wenzels in der Kirche verhinderte die Mehr- 
heit. In Rom suchte sie die Sache zu ihren Gunsten zu 
wenden durch eine Appellationsschrift, die den Gegnern ein- 
gegangene bündige Verpflichtungen zugunsten des Grafen zum 
Vorwurf machte; nach genauer rechtlicher Prüfung wurde die 
Wahl d’Oultremonts bestätigt. 

2. Nur ein sachlich geringer Unterschied lag vor, wenn 
der unterlegene Kandidat, ohne von einer Doppelwahl zu 
sprechen, wegen Ungesetzlichkeiten nach Rom appellierte 
und wie Ernst von Bayern 1577 in Köln?) Annullation der 
Wahl des Gegners verlangte, da die maior et sanior pars für 
ihn gesprochen habe. Als eine der wichtigsten Tatsachen 
sprach gegen diese Appellation, dass Ernst und seine An- 
hänger selbst den Akzess zur Wahl Gebharts erklärt und ein 
Teil seiner Parteigänger das gegnerische Wahlprotokoll unter- 
schrieben hatten). Auch sonst kamen häufig Appellationen 


!) Das Kapitel betrachtete von der Leyen, der Erzbischof Kratz 
als gewählt, der Papst entschied zugunsten von der Leyens; vgl. oben 
S211. 

2) Vgl. oben 8.119; die gleichzeitige Druckschriftenliteratur (mir 
nicht zugänglich) angezeigt bei Moser Bd. XI S. 126. J. Daris, 
Histoire du diocese et de la principaute de Liege I Liege 1868 p. 205 ss. 
M. L. Polain, Recueil des ordonnances de la principaute de Liege, 
Bruxelles 1860 ss., serie III vol. II p. 475 n. 1. R. Schwarz 8. 43f. 
Vgl. oben 8. 177 ff. 

2) 8. oben 8. 27, 211. 

4) Nach c. 8 in VIto de elect. I 6 darf niemand Appellation ein- 
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vor, welche zunächst lediglich die Annullation einer Wahl an- 
strebten, sei es wegen contemptio (Nichtladung) Einzelner !), 
sei es wegen Indignität des Gewählten, wie 1650 in Münster ?), 
oder Fehlens der sanioritas?), sei es wegen ungerechten 
Zwanges, wie 1649 in Lüttich 2). Die Appellationsschrift wurde 
in beglaubigter Form, als Notariatsinstrument, abgefasst, von 
den Protestierenden unterschrieben und oft durch einen aus ihrer 
Mitte nach Rom gebracht. Gemeinsam mit dem Wahldekret be- 
arbeitete eine Kardinalskongregation die Appellation und legte 
sie mit einem Antrag dem Papst zur Entscheidung vor ’°). 


legen, der dem Gewählten seine Stimme gegeben oder sonst der Wahl 
zugestimmt hat. Dass Ernst nur bedingt accediert war (vgl. oben S. 227 
n. 2), ergab das Wahldekret nicht. Lossen I DE 

!) 8. oben 8. 76. 

?) Heers, Die Wahl Christoph Bernhards von Galen 8. 52 ff. 

3) S. oben 8. 211. 

4) Foullon Ill p. 284. M. Huismann, Essai sur le rögne du 
prince-Ev&que de Liege Maximilien Henri de Baviere, Bruxelles 1899, 
M&moires couronnes et autres m&moires, publies par l’academie royale 
LIX p. 44. 

5) Vgl. etwa für die Kölner Wahl von 1577: Lossen I 8. 613 ff., 
für die Wahl von 1688: Böhmländer, Oberbayr. Arch. LVII 8. 238 £., 
249 ff. Ueber die rechtlichen Vorschriften bei Appellation im einzelnen 
vgl. Hinschius II 8. 668f.n. 4; Einiges auch bei Ph. Hergenröther, 
Die Appellationen nach dem Dekretalenrechte, Programm des bisch. 
Lyceums zu Eichstätt, Eichstätt 1875 S. 53. 


Sechstes Kapitel. 


Die Konfirmation. 


Il. Das Nachsuchen der Konfirmation. 


Die Konfirmation der Bischöfe, sowohl der Metropoliten 
als auch der exemten und der Suffraganbischöfe, stand allein dem 
Papste zu!). Die Entwicklung, welche, schon im 12. Jahr- 
hundert einsetzend, die Bestätigung der Bischofswahlen auch 
in den Suffraganbistümern der Kurie vorbehielt, war durch 
das Wiener Konkordat 1448 auch reichskirchenrechtlich an- 
erkannt worden ?). 

Für die Nachsuchung der Konfirmation in Rom hatte der 
Gewählte eine Dreimonatsfrist, von der Annahme der Wahl 
gerechnet). Das Konkordat hatte die Vorschrift der consti- 


‘) Eine Ausnahme machten nur die vier salzburgischen Eigenbis- 
tümer Gurk, Chiemsee, Seckau und Lavant, deren Bischöfe seit der 
Gründung vom Metropoliten ernannt, bestätigt und geweiht wurden, 
Seidenschnur, ZRG. LIII Kan.-Abt. IX 1919 S. 234 ff., 254 (über die 
Besetzungsform in Gurk vgl. jedoch S. 237, 270 £., 278), Hansiz, Ger- 
mania Sacra II p. 1059 s.: Ritus confirmandi episcopos suffraganeos, im 
18. Jahrhundert. 

2) Vgl. oben 8. 4f. „Item in ecclesiis metropolitanis et cathedralibus 
etiam apostolicae sedi immediate non subiectis ... fiant electiones cano- 
nice, que ad sedem apostolicam deferantur, quas etiam ad tempus con- 
stitutum in constitutione Nicolai, que incipit ‚Cupientes‘ papa expectet.“ 
Hinschius II S. 577f., Werminghoff, Verfass.-Gesch.?S. 129. Hauck 
Vi-4 S, 606 ff. 

3) Gregor X., Conc: Lugd. 1274, c.6 in Vlto de elect. 16. Vgl. 
Neller, De sacrae electionis processu Diss. II in Schmidts Thes. IV p. 8. 
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tutio ‚Cupientes‘, dass der Kandidat hierzu in der Regel persön- 
lich in Rom erscheinen müsse, auf sämtliche Bistümer aus- 
gedehnt; doch wurde die Konfirmationsreise der Elekten wie 
auch in anderen Ländern immer mehr zur Ausnahme und 
kommt in unserem Zeitraum überhaupt nicht mehr vor). Die 
schriftliche Bitte des electus und des Kapitels um Konfirmation, 
des Kapitels um Admission eines postulatus waren durchaus 


die Regel ?). 


I. Der vortridentinische Informativprozess. 


Seit alters ging der Konfirmation eine Prüfung des Wahl- 
vorganges und der persönlichen Eigenschaften des Kandidaten 
voraus’). Um diesen.sogenannten Informativprozess an der 
Kurie sicherzustellen, bestimmte die Dekretale Nikolaus II. 
„Cupientes“, dass der Gewählte persönlich innerhalb Monats- 


Die Frist wurde gelegentlich von der Kurie verlängert, so 1532/33 für 
Johann von Lupfen, Elekten von Konstanz, um 4, 4 und 6 Monate, die 
er zu einem niedrigen Pfründenschacher benutzte, Willburger 8.173 ff.; 
1643 für Johann Philipp von Mainz um 3 Monate, Friedensburg, 
Regesten, Quellen u. Forsch. herausg. von Kgl. Preuss. Hist. Inst. in Rom 
IV 8. 277 Nr. 225. 

1) C. 16 (Nicolaus III) in VIt de elect. 16. Zeumer, Quellen- 
sammlung ? S. 267 $2f. Nellerl.c.p.8. Hinschius II 8. 671 n.9. 
Von Diether von Isenburg, Erwähltem von Mainz, verlangte Pius II. 1459 
persönliches Erscheinen in Rom, doch gewährte er schliesslich auch so 
die Konfirmation, K. Menzel, Diether von Isenburg, Erzbischof ven 
Mainz, Erlangen 1868 S.25f. Bruno Gebhardt, Die gravamina der 
deutschen Nation gegen den römischen Hof?, Breslau 1895 8. 39. 

?) Derartige Urkunden: Theiner, Annales ecclesiastici II p. 176 s. 
(Olmütz 1576); Hansen, Der Kampf um Köln, Nuntiaturber. III. Abt. 
Bd. I S. 208 Nr. 80 (Köln 1578). Postulationen: Theiner III p. 11 ss. 
(Regensburg 1579); Hontheim, Historia Trev. III p. 899 ss. (Trier 1716); 
vgl. c. 16 in VIto de elect. I 6; Hinschius II S. 681. 

®) Ein frühes Beispiel c. 3 X de elect. I6 (Gregor III.), vgl. Johann 
Baptist Sägmüller, Die Tätigkeit und Stellung der Kardinäle bis 
Papst Bonifaz VIII, Freiburg i. Br. 1896 S. 68 (Bischofswahl in Piacenza 
1199), und 44 X de elect. I 6. 
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frist die Romreise antreten und dann die Konfirmation selbst 
nachsuchen müsse; nur aus gewichtigen Gründen durfte ein 
Vertreter statt seiner mit den nötigen Unterlagen erscheinen. 
Ausserdem sollten zwei der Wähler mit ausreichendem schrift- 
lichen Beweismaterial, bei zwiespältigen Wahlen sogar von 
jeder Partei zwei, persönlich der Kurie die sonst erforderlichen 
Auskünfte geben über den Wahlhergang, über die Person des 
Gewählten und über die Beschaffenheit der Kirche. Die Romfahrt 
des Elekten oder auch eines Vertreters ist in Deutschland nie 
üblich gewesen ; wohl aber war es noch im 16. Jahrhundert die 
Regel und kommt auch. im 17. Jahrhundert nicht selten vor, 
dass sich zwei Domherren oder auch ein bis zwei Vertrauens- 
leute des Bischofs als dessen Gesandte mit Wahldekret, Bitte 
um Konfirmation, schriftlichen Zeugnissen und Empfehlungs- 
schreiben auf den Weg über die Alpenpässe machten. Sie mussten 
dann an der Kurie zusammen mit einem der zahlreichen römischen 
Agenten, dem der Gewählte eine Vollmacht überbringen liess, 
die Konfirmationsangelegenheit, insbesondere die Taxenfrage 
regeln und die nötigen Unterlagen in schriftlicher und münd- 
licher Form darbieten. Mit den Konfirmationsbullen und ge- 
gebenenfalls dem Pallium kehrten sie in die Heimat zurück!). 


') Vgl. z. B. die Verhandlungen der Gesandten und Beauftragten 
Albrechts von Brandenburg in Rom nach der Mainzer Wahl 1514, 
A. Schulte, Die Fugger in Rom IS. 103 ff. Fritz Herrmann, 
Mainzer Palliumsgesandtschaften und ihre Rechnungen, Arch. f. hess. Gesch., 
Beitr. z. hess. Kirchengesch. 11 1905 8. 227 ff., II 1903 8. 119 ff., betreifend 
die Wahlen von 1545 bis 1629. Theodor Joseph Lacomblet, Arch. 
f. d. Gesch. d. Nd.-Rheins Bd. II 1857 8. 191 ff.: Reise der erzbischöf- 
lichen Oratoren nach Rom im Jahre 1508 zur Erwirkung der Wahl- 
bestätigung und des Palliums. Looshorn, Geschichte des Bistums 
Bamberg V S. 46 ff. (1561), 109 ff. (1577), 133 ff. (1580), 152 ff. (1583), 
220 f. (1591), 283 £. (1599), 369 f. (1609); von 1623 an wurden nur noch 
römische Agenten von Bamberg aus bevollmächtigt: ebenda VI 8.9; 
Hotzelt, Veit II. S.20 ff; Weber, Johann Gottfried von Aschhausen 
S.9. Gropp, Collectio novissima scriptorum et rerum Wirceburgensium 
I p. 304 (1544), 409 ss. (1574); Hessdörfer, Julius Echter 8.30; Sinn- 
acher, Beyträge VIII S. 281 (Brixen 1625). 
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Infolge der Umgestaltung des Informativprozesses, dessen 
Schwergewicht das Konzil von Trient nach Deutschland ver- 
legte, wurden diese Sondergesandtschaften im 17. Jahrhundert 
zur Ausnahme, die alleinige Bevollmächtigung eines römischen 
Agenten zur Regel. 

„In vortridentinischer Zeit war der Hergang der, dass 
nach der Notifikation der stattgehabten Neuwahl, mit der 
zugleich oftmals Empfehlungsbriefe hochstehender Persönlich- 
keiten für den Erwählten an der Kurie eintrafen, der Papst 
einem der Kardinäle — in der Regel demjenigen, der die 
Stelle eines Protektors der betreffenden Nation einnahm — 
mündlich aufgab, sich die erforderlichen Informationen zu 
verschaffen und deren Ergebnis dem Konsistorium vorzu- 
tragen, welches in der Regel bereits in der nämlichen Sitzung, 
in der der Vortrag des Referenten erfolgt war, die Bestätigung 
der Wahl aussprach. Die Informationen aber wurden durch 
Abhörung von Zeugen an der Kurie selbst gewonnen. Hier 
waren, sei es in der Eigenschaft als Sachwalter für andere 
oder zur Verfolgung eigener Interessen, vielfach auch als 
päpstliche Angestellte, Angehörige aller Länder und Provinzen, 
ja selbst fast jeder grösseren Gemeinschaft anwesend, so dass 
es in den meisten Fällen keine großen Schwierigkeiten ge- 
habt haben wird, die erforderlichen zwei oder mehr Zeugen 
heranzuziehen. Die Erkundigung bezog sich in der Regel auf 
drei Punkte: 1. die Rechtmässigkeit der Wahl, 2. die Lage, 
Beschaffenheit und Verfassung der bischöflichen Kirchen, 
3. die Persönlichkeit des Erkorenen — worüber die Zeugen 
eidlich aussagen mussten, soviel ihnen davon bekannt war“). 


) Walter Friedensburg, Informativprozesse über deutsche 
Kirchen in vortridentinischer Zeit, Quellen und Forschungen aus italien. 
Archiven und Bibl., herausg. vom Kg]. Preuss. Hist. Institut in Rom I 1898 
S. 165 ff., 166 daselbst die Akten von 13 Inf.-Pr. über deutsche Kirchen 
der ersten Hälfte des 16. Jahrhunderts. Vgl.auch Augustinus Patricius, 
Sacrarum caeremoniarum sive rituum ecclesiasticorum sanctae Romanae 
ecclesiae libri III, II vol. Romae 1750/51, lib. I seet. 10 cap. 1, die be- 
treffende Stelle abgedruckt bei Moser Th. XI S. 507. 
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IH. Der Informativprozess auf Grund des 
Tridentinums!). 


1. Die geschilderte Gestaltung des Informativprozesses er- 
fuhr in so fern durch das Konzil von Trient eine ein- 
schneidende Veränderung, als der die Zeugenvernehmung 
über die bischöfliche Kirche und die Person der Gewählten 
umfassende Teil von Rom nach Deutschland verlegt und der 
Kompetenz der päpstlichen Legaten und der im Laufe des 
16. Jahrhunderts entstandenen ständigen Nuntiaturen ?) be- 
ziehungsweise den benachbarten Ordinarien zugewiesen wurde?°). 
Von den Metropoliten einzuberufende Provinzialsynoden sollten 
mit päpstlicher Bestätigung die erforderlichen näheren Be- 
stimmungen über Form und Inhalt des Prozesses erlassen. 
Der Verlauf des Prozesses musste dann in öffentlicher Be- 
urkundung zugleich mit dem Notariatsinstrument über die ab- 
gelegte professio fidei nach Rom übersandt werden. Um nun 
den Erfolg der Trienter Beschlüsse nicht durch die Lauheit 
der deutschen Bischöfe in Frage zu stellen — in Deutschland 
scheint nur die Erzdiözese Salzburg der Vorschrift des Kon- 
zils nachgekommen zu sein*), — traf Gregor XIV. in seiner 
Konstitution „Onus apostolicae‘‘ vom 15. Mai 1591 Ausführungs- 
bestimmungen, die den Prozess eingehend regelten und durch 
die Instructio particularis Urbans VIII. von 1627 weiter bis in 
die Einzelheiten spezialisiert wurden’). Scharf betont wurde 


!) Vgl. im allgemeinen statt Anderer: Anton Lutterbeck, Der 
Informativprozess und seine rechtliche Notwendigkeit für die Entschei- 
dung der Mainzer Bischofsfrage, Giessen 1850 S.1ff. Christoph Mou- 
fang, Der Informativprozess, eine kirchenrechtliche Abhandlung, Mainz 
1850. Stutz, Bischofswahlrecht S. 132. 

2) Vgl. oben 8. 81. 

®) 0. 2 Sess. XXII de ref.; c. 1 Sess. XXIV de ref. 

4) Die betreffenden Beschlüsse der Salzburger Synode von 1568 
bei Moser Th. XI S. 499 f. 

5) Bull. Rom. IX p. 419 ss., XIII p. 481 ss.; Richter-Schulte, 
Tridentinum p. 489 ss., 494 ss. Vgl. Hinschius II 8. 672 f. 
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vor allem die Reihenfolge in der Berechtigung, den Prozess 
vorzunehmen (legatus, nuntius, ordinarius, ordinarius vicinior), 
wobei sich der Papst jedoch Sonderaufträge vorbehielt; ferner 
die Verpflichtung für den Prozessleiter, das Verfahren selbst 
in der Hand zu behalten und die Prüfung ex officio durchzu- 
führen. Genaue Vorschriften betreffen die Auswahl und die 
Vernehmung der Zeugen, die einzelnen Fragen für beide Ma- 
terien — Zustand der bischöflichen Kirche und Eigenschaften 
des Promovenden, besonders betreffend Geburt, Alter, Weihen, 
bisherige Tätigkeit, Lebenswandel, Leumund und Bildung —, 
die beizufügenden schriftlichen Beweisstücke, Zeugnisse usw., 
die Öffentliche Beurkundung des Aktes und die Abnahme der 
professio fidei. Der Prozessleiter hatte auch seinen eigenen 
Eindruck von den Zeugen und dem Gewählten schriftlich 
niederzulegen!). 

2. Die deutschen Informativprozesse sind alsbald 
nach 1564 in der vom Konzil vorgeschriebenen Weise in 
Deutschland geführt worden, so für Johann Freiherrn von Spaur 
als Koadjutor Christophs III. von Madrutz, Fürstbischofs von 
Brixen, im Jahre 1564), für Johann von Hoya als Postu- 
lierten von Münster 1567 °), für den Trierer Erzbischof Jakob 
von Eltz 1567), für Veit von Frauenberg 1564 und für 
David Kölderer 1567 in Regensburg °). 

Der Leiter des Prozesses war zunächst keineswegs 
regelmässig der zuständige Nuntius: In Bamberg war es 


) Vgl. Passerini c. 23 n.78 ss.; van Espen, p.Itit.16 c.3; 
Neller, Schmidts Thes. IV p.9 ss. 

2) Sinnacher, Beyträge VII S. 532. 

3) Wilh. Eberh. Schwarz, Die Anfänge des Münsterischen Fürst- 
bischofs Johann von Hoya, 1566—1568, Z. f. vaterl. Gesch. u. Altkde. 
(Westfalens) LXI 1 1911 S. 14 ff., 44 f. Als besondere Ausnahme liess der 
Papst schliesslich den Prozess in Rom vornehmen. 

*) Stephan Ehses, Der Informativprozess über den Trierer Erz- 
bischof Jakob von Eltz, Pastor Bonus XII Trier 1900 S. 226 ff. 

®) Geschichte der Fürstbischöfe von Regensburg (ohne Verfasser 
und Druckort) 1795 8. 125 ff. 
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1583 1), 1609 und 1623 ein Weihbischof, und zwar 1609 
der Würzburger im Auftrage des Bischofs Julius Echter, der, 
offenbar als ordinarius vicinior zunächst angerufen, aber wegen 
Schwägerschaft verhindert ?), auf Bitten des Elekten Johann 
Gottfried von Aschhausen zu dieser Obliegenheit seinen Weih- 
bischof delegierte °) ; im Jahre 1623 war es der Bamberger Titular- 
bischof Förner anscheinend im Sonderauftrage der Kurie, die 
ihm ein Frageformular übersandte *). Ebenso wandten sich z. B. 
1567 in Trier) und 1627 in Brixen ©) die Gewählten an Weih- 
bischöfe, ohne dass die Kurie daran Anstoss nahm. Für 
Regensburg führte 1564 und 1567 der Salzburger Erzbischof 
als Metropolit den Prozesss ”), für Bernhard von Waldeck, 
Postulierten von Osnabrück, der Beschleunigung halber 1585 
der nächsterreichbare Bischof, der vertriebene Gottfried von 
Harlem ®). Im Jahre 1599 musste in Bamberg ein besonderer 
Legat, Graf Portia, über den Zustand der Diözese und die 
Persönlichkeit des Elekten Johann Philipp von Gebsattel an 
Ort und Stelle Untersuchungen vornehmen ?). Dass auch schon 
damals die Nuntien gern mit den Informativprozessen betraut 
wurden, ersehen wir aus den Prozessen des Gebhard Truchsess 
1579 in Köln, des Marx Sittich von Hohenems 1612 in Salz- 
burg und des Philipp Christoph von Sötern 1623 in Trier!°). 


!) Looshorn V 8. 1ölf. 

2) Const. „Onus apostolicae“ von 1591 $ 5, Richter-Schulte, 
Tridentinum p. 490, vgl. Instr. von 1627 ebenda p. 494. 

3) Weber 8.9. f. Looshorn V 8.368 f. 

*) M.vonDeinlein, Bericht d. Hist. V. in Bamberg XL 1877 8. 8 ff. 

5) Vorhin 8. 254 n. 4. 

6%) Sinnacher, Beyträge VIII 8. 319. 
) Vorhin 8. 254 n. 5. 

®) MichaelStrunck, Annalium Paderburnensium pars III. Pader- 
burnae 1741 p. 514 ss. 

®), P. Wittmann, Johann Philipp von Gebsattel, erwählter Fürst- 
bischof von Bamberg, 4. Februar 1599 bis 26. Juni 1609, Diözesanarchiv 
von Schwaben IV 1887 8.26 ff., 33 ff, 41 ff., 73 ff., 83 ff., 89 ff.; V 1888 
s.1f8,9 8, 17 f., 25 f. 

10) Der Nuntius Castagna wurde auf Anordnung des Papstes vom 
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Zur regelmässigen und ausschliesslichen Kompetenz des 
zuständigen Nuntius gehörig wird der Prozess erst betrachtet 
etwa seit der Instruktion Urbans VIII. von 1627. So ist es 
bis ans Reichsende geblieben. Nur gelegentlich tauchte ein 
Zweifel auf, ob die Vollmacht der Nuntien sich auch auf 
Koadjutorwahlen beziehe !). Als Ausnahme galt es, dass 1746 
für Bamberg der Papst mit Rücksicht auf die politisch wün- 
schenswerte Beschleunigung gestattete, den Prozess des Johann 
Philipp Anton von Frankenstein an der Kurie mit römischen 
Zeugen auf Grund von schriftlich beantworteten Fragen und 
Zeugnissen vorzunehmen, ein Verfahren, das auch weiter- 
hin für Bamberg angewendet worden zu sein scheint ?), während 
es sonst nicht üblich war°). Die von den deutschen Erz- 
bischöfen getragene nationalkirchliche Bewegung der zweiten 
Hälfte des 18. Jahrhunderts, die sich gegen die Allmacht der 
Kurie, insbesondere auch gegen die Stellung der Nuntiaturen 


Kardinalstaatssekretär mit der Führung des Prozesses beauftragt und 
ihm ein Formular der Fragestücke übersandt, Hansen, Der Kampf um 
Köln 1576—84, Nuntiaturberichte aus Deutschland Abt. III Bd. IS. 274 ff, 
Nr. 115, 116a, 116 b, die Berichte des Nuntius Nr. 117—132. Derselbe, 
Der Informativprozess de vita et moribus des Kölner Erzbischofs Geb- 
hard Truchsess 1579, Mitt. a. d. Stadtarch. von Köln VII H. 20. — Jos. 
Baur, Philipp von Sötern S. 39 ff. — Alois Lang, Der Informativ- 
prozess über Marx Sittich, Erzbischof von Salzburg, Beitr. z. Erforsch. d. 
steyr. Gesch. XXXIII 1903 8. 96 fi. 

') Bei Gelegenheit der Trierer Koadjutorwahl Karl Kaspars von der 
Leyen im Jahre 1650, Friedensburg, Regesten, Quellen und Forschungen 
V 8.73 Nr. 355, 8. 74 Nr. 359. Für den Mainzer Koadjutor Lothar Fried- 
rich von Metternich nahm 1670 der Nuntius ohne weiteres den Prozess 
vor, Mentz, Johann Philipp von Schoenborn II 8. 248. 

2) Looshorn VIL 2 8.7Ff., 114 (1753), 202 (1757), 47211779), 
651 (1795). 

®) Vgl.G@ropp, Wirtzburgische Chronik II S. 317 (1699), 650 (1749); 
die Prozesse führte für Würzburg der Kölner Nuntius, ebenso 1743 und 
1770 für Speyer (Remling, Geschichte der Bischöfe zu Speyer II S. 670 £., 
710), von da an, 1797, die neugeschaffene Münchner Nuntiatur (ebenda 
S. 804). 
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wandte und durch die Errichtung einer ständigen Nuntiatur in 
München im Jahre 1785 einen neuen Anstoss erhielt!), suchte 
unter anderem die ausschliessliche Zuständigkeit der Nuntien in 
dieser Sache unter Berufung auf die Bestimmungen des Kon- 
zils ?) zu beseitigen und die freie Wahl des Prozessleiters, wie 
sie ın den ersten Jahren nach dem Konzil bestanden hatte, 
wiederum durchzuführen. Sowohl die Koblenzer Artikel von 
1769 wie die Emser Punktation von 1786 enthielten dahin- 
gehende Forderungen ?), die freilich nicht durchgesetzt werden 
konnten. 

Der Prozess selbst ist von den Nuntien genau nach den 
päpstlichen Vorschriften geführt worden ®). War ein Nuntius bei 
der Wahl anwesend, so nahm er das Verfahren unmittelbar 
danach an Ort und Stelle vor. Sonst begaben sich ein oder zwei 
der Wähler oder Beauftragte des Kapitels oder des Elekten mit 
dem Wahlprotokoll und den schriftlichen Unterlagen, oft auch 
mit der Urkunde über die abgelegte professio fidei nach dem 


') Vgl. oben 8. 8 n, 1, bes. Endres.a.a. 0. 

2) Die Worte c. 2 Sessio XXII de ref.: instructio (sc. de qualitatibus 
electi) ... a sedis apostolicae legatis seu nunciis provinciarum, aut eius 
ordinario, eoque deficiente a vicinioribus ordinariis sumatur, liessen aller- 
dings diese Deutung sehr wohl zu. 

3) Höhler, Arnoldis Tagbuch S. 260 Art. 16 und 8.180 Art. 16. 
Coulin 8. 61. 

#) Aktenwiedergaben: Ehses, Pastor Bonus 1900 8. 226 ff. (Trier 
1567). Hansen, Nuntiaturberichte III. Abt. Bd. I S. 274 ff. (Köln 1579). 
Lang, Beitr. z. Erforsch. d. steyr. Gesch. XXXIII 1903 8. 96 ff. (Salz- 
burg 1612). von Deinlein, Ber. d. Hist. V. in Bamberg XL 1877 
S. 8 ff. (Bamberg 1623). Theodor Dreher, Der Informativprozess 
des Bischofs Johann Truchsess von Waldburg-Wolfegg zu Konstanz aus 
dem Jahre 1627, Freiburger kathol. Kirchenblatt 1894 Nr. 8&—11 S. 117 ff. 
Derselbe, Zur Wahl des Bischofs Sixtus Werner von Konstanz 1626 bis 
1627, ebenda 1897 Archival. Beil. I u. IIS.4fl. Richter, Studien 
und Quellen I Nr. II (Paderborn 1661). Vgl. auch Looshorn VS. 151f., 
(Bamberg 1583), 369 (1609); VII2 S. 477 (1779), 551 ff. (1795). Strunck 
II p. 514 ss. (Osnabrück 1585). Gropp, Chronik II 8. 317 f. (Würzburg 
1699). Hansen, Mitt. a. d. Stadtarch. v. Köln VII H.20 (Köln 1579). 
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Sitz der Nuntiatur, um gleichzeitig als Zeugen zu dienen !). 
Nach einer Prüfung des Wahldekrets und wenn sonst keine 
Schwierigkeiten vorlagen, gewährte der Nuntius mitunter dem 
Gewählten ein Administrationsindult ). Der Prozess selbst 
fand vor dem Nuntius und einem Notar statt. Die Verhand- 
lungen wurden in einem Notariatsinstrument protokolliert und 
geben über den Zustand der Kirche wie über die Person des 
Erkorenen gemäss der päpstlichen Instruktion eingehende, oft 
sehr interessante Auskunft. War der Prozess abgeschlossen, 
so wurden sämtliche Akten gleichzeitig mit einem Bericht des 
Nuntius über seine persönlichen Eindrücke nach Rom übersandt. 


IV. Die professio fidei?). 


Um die im 16. Jahrhundert der katholischen Kirche so 
gefährliche Häresie und den Abfall in den Reihen der eigenen 
Geistlichkeit, besonders der hohen, aber auch der niederen, 
hintanzuhalten, ordnete das Konzil von Trient an, dass jeder 
erwählte oder postulierte Bischof während des Informativ- 
prozesses sowie überhaupt jeder zu einem mit Seelsorge ver- 
bundenen Kirchenamt Berufene binnen zwei Monaten ein katho- 
lisches Glaubensbekenntnis abzulegen habe *), dessen Formel 
Pius IV. in der Bulle ‚„‚Iniunetum Nobis“ vom 15. November 1564 
festlegte’). Gemäss den genannten Papsterlassen von 1591 
und 1627 %) war zur persönlichen Entgegennahme verpflichtet 


') Vgl. Veit, Eine peinliche Rheinreise im Jahre 1787, Köln. Volks- 
zeitung vom 23. Januar 1921 Nr. 61; es handelt sich um die Fahrt der 
Abgesandten Karls von Dalberg zum Kölner Nuntius. 

2) So 1650 der Nuntius Fabio Chigi für Christoph Bernhard von 
Galen, Erwählten von Münster, Heers S. 65, 71, das Indult bei Lünisg, 
Reichsarchiv XIX S. 597 f. 

®) Vgl. Moser Th. XI 8. 501 ff. Hinschius III S. 220. Säg- 
müller I? S. 292 £. 

#) Sessio XXIV de ref. c. 1, c. 12, vgl. auch Sessio XXV de ref. 
c.2; Richter-Schulte, Tridentinum p. 327, 348; 439. 

5) Bull. Rom. VII p. 327 s.; auch Richter-Schulte p. 574 ss. 

6) Riehter-Schulte p. 492 $ 10, 498s. Oben 8. 253. 
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der Leiter des Informativprozesses; doch konnte er einen Prälaten 
subdelegieren. Der Promovend musste den Eid persönlich leisten 
und sodann in das übersandte Formular lediglich seinen Namen 
eintragen; jeder Zusatz wurde streng verboten. Ueber den 
Akt hatte ein anwesender Notar eine öffentliche Urkunde auf- 
zunehmen, die mit dem unterschriebenen Formular den Prozess- 
akten beigefügt wurde. 

Diese tridentinische Neuerung erregte unter den deutschen 
Bischöfen, auch gut katholischen, nicht geringe Entrüstung. 
Trotzdem erklärten sie schliesslich im Jahre 1566 ihre Unter- 
werfung !). Nur Friedrich von Wied, erwählter Erzbischof 
von Köln, ein Mann von unzweifelhaft katholischer Gesinnung, 
beharrte auf seinem Widerspruch und resignierte schliesslich 
am 25. Oktober 1567 ?). Die ersten deutschen Bischöfe, die 
den Eid leisteten, waren Jakob von Eltz, Kurfürst von Trier, 
im Frühjahr 1567), um dieselbe Zeit, wenn nicht schon früher, 
Johann von Hoya, Bischof von Osnabrück, Postulierter von 
Münster, und Gerard von Groesbeck in Lüttich *). Heinrich Herzog 
von Sachsen-Lauenburg, seit 1567 erwählter Erzbischof von 
Bremen, seit 1574 Bischof von Osnabrück, konnte trotz aller 
Bemühungen die päpstliche Konfirmation nicht erlangen, zu- 


!) Vgl. Ritter, Deutsche Geschichte I S. 267, 289. Man ver- 
gleiche die ganz entsprechenden Vorgänge anlässlich des Vatikanums und 
des Antimodernisteneides. Otto Braunsberger, Pius V. und die 
deutschen Katholiken, Stimmen aus Maria Laach 108. Erg.-Heft Frei- 
burg 1912, bespricht 8. 12 ff. den „Eid gegen die Neuerungen“ und nennt 
die prof. f. den „Antimodernisteneid des 16. Jahrhunderts“ (S. 12). 

2) Lossen, Kampf um Köln IS.3fl. Gustav Wolf, Aus Kur- 
köln im 16. Jahrhundert, Historische Studien veröff. von E. Ebering, 
H. 51 Berlin 1905 S. 241 ff. Sein Nachfolger, Salentin von Isenburg, 
wurde schon in seiner Wahlkapitulation zur prof. f. verpflichtet, zu der 
er sich erst nach langem Zögern entschloss, Lossen 8. 27, 208 f. 

®) Lossen I S.8f. Ehses, Pastor Bonus 1900 8. 226. 

4) Lossen I S. 9, 229; W. E. Schwarz, 2. f. vat. Gesch. u. 
Altkde. (Westfalens) LXI 1911 8. 14 ff., 41. Die Daten über Bischof Gerard 
bei R. Schwarz 8.38, die prof. f. ist nicht erwähnt, G. wurde am 
25. Februar 1565 konfirmiert, am 20. April konsekriert. 
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mal da er eine vorschriftsmässige professio fidei verweigerte !). 
Auch die Konfirmation des am 26. Januar 1569 in Strassburg 
gewählten gut katholischen Bischofs Johann von Manderscheid 
verzögerte sich lange Zeit (bis 1572) aus diesem Grunde ?). 
Seitdem hörte jedoch der Widerspruch der Bischöfe gegen 
das Glaubensbekenntnis auf. Vielfach, besonders in Bamberg, 
wurde die professio fidei, sogar unmittelbar nach Annahme der 
Wahl, noch vor der Proklamation, geleistet oder kurz darauf’), 
sonst meist später vor dem Weihbischof der Diözese, dem der 
Nuntius das Formular übersandte ‘). Regelmässig wurde auch 
durch die Konfirmationsbullen kumulativ ein Glaubensbekenntnis 
nach mitgesandtem Formular einverlangt, das dann vor der Ueber- 
nahme der Spiritualia oder bei der Konsekration abzulegen war°). 
So ist es vor allem im 18. Jahrhundert geblieben: Kein 
Bischof hat mehr an der professio fidei, auch nicht an der 
mehrmaligen, Anstoss genommen. Art. 13 der Emser Punk- 


'!) Forst, Mitt. d. V. f. Gesch. u. Ldskde. von Osnabrück XVII, 
1893 8.15 ff. Lossen IS. 240 f., 258, Heinrich unterschrieb das Glaubens- 
bekenntnis nur mit dem Zusatze: „Unbeschadet unserer früher eingegangenen 
Verpflichtungen und Versprechungen.“ 

2) Meister, Strassburger Kapitelstreit S.6f. Hahn, Kirchliche 
Reformbestrebungen ... Johann von Manderscheids S. 5 ft. 

®) Looshorn V $8..108 (1577), 149 (1583), 130 (1580), 218 (1591), 
282 (1599); VI S. 8 (1623), 509 (1683); VIL2 S. 647 (1795). 

*) Aus der Fülle der Beispiele vgl. etwa: Looshorn VII2 S. 204 
(1757), 478 (1779). Gropp, Wirtzburgische Chronik II S. 316 (1699). 
Joannis, Res Mogunt. I p. 961 (1648). Strunck, Annalium Pader- 
born. pars III p. 515 s. (Osnabrück 1585). Beurkundungen des Aktes ge- 
druckt: Ehses, Pastor Bonus 1900 S. 226 ff. (Trier 1567). Lünig, 
Reichsarchiv XVI 8. 846 f. (Gebhard Truchsess, Köln 1578). Moser 
Th. XI S. 504 (Berchtesgaden 1724). 

°) Looshorn VI 8.369 (1648), 470 (1675); VIL2 8.9 (1746), 116 
(1753), 204, 208 (1757), 478, 480 (1779), 647, 657, 661 (1795). Auch 
ein Koadjutor wurde dazu verpflichtet: Wilhelm Richter, Geschichte 
der Paderborner Jesuiten I Paderborn 1892 S. 122 n. 1 (Ferdinand von 
Bayern 1612). Franz Xaver Schrader, Päpstliche Bestätigungen der 
Wahlen Paderborner Bischöfe von 1463 bis 1786, Z. f. vat. Gesch. u. Altkde. 
(Westfalens) LVI 2 1898 8. 17 ff., 27 (Franz Arnold von Metternich 1703). 
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tationen von 1769 wandte sich nur dagegen, dass dieselbe not- 
wendig gerade vor einem Delegaten des Nuntius abgelegt 
werden müsse !). 


V. Der Definitivprozess und die Erteilung der 
Konfirmation. 


Die Verpflichtung des Gewählten, persönlich, bei Ver- 
hinderung durch einen Vertreter, in Rom die Konfirmation 
nachzusuchen, und des Kapitels, zwei der Wähler an die Kurie 
zu entsenden ?), blieb auch nach dem Trienter Konzil grund- 
sätzlich bestehen’). Nach dessen Vorschriften *) musste der 
Kardinalreferent, der zur Leitung des Prozesses in Rom vom 
Papst bestimmt wurde, in der Regel der Kardinalprotektor der 
betreffenden Nation, sämtliche Prozessakten und Zeugenaussagen, 
auch die in Rom erhältlichen, zusammen mit drei anderen 
Kardinälen prüfen und schriftlich dazu Bericht erstatten. Im 
Konsistorium sollte der Referent die Sache mündlich vortragen 
(ecclesiam proponere), worauf dann, vorbehaltlich anderer Ent- 
scheidung des Papstes, bei günstigem Ergebnis in der nächsten 
Sitzung der Konsistorialkongregation die Verkündigung (prae- 
conisatio) erfolgen konnte, welche die Bestätigung des Gewählten 
enthielt. 

In der Regel gingen der Konfirmation Verhandlungen 
voraus. Persönlich haben sich die deutschen Bischöfe der 
Konfirmation halber nie mehr nach Rom begeben ?). Wohl aber 


1) Höhler, Arnoldis Tagbuch S. 260. ?) Oben 8. 250 f. 

®) Vgl. Const. „Onus apostolicae* $ 11, Richter-Schulte, Triden- 
tinum p. 493, Instructio von 1627 am Ende, ebenda p. 500. 

#) Sess. XXIV deref. c. 1. Die Vorschriften wurden 1591 und 1627 
im wesentlichen wiederholt, Richter-Schulte, Tridentinum p. 490 
86, 493 8 11, 500. 

5) Etwas Besonderes war es, dass Ferdinand Frhr. von Fürstenberg, 
päpstlicher Kammerherr, während seiner Anwesenheit in Rom in Pader- 
born 1661 gewählt und in einem Konsistorium am 30. Mai 1661 auf 
eigenes Referat des Papstes präkonisiert wurde, Schrader, Z. f. vat. 
Gesch. u. Altkde. (Westfalens) LVI2 1898 S. 23. 
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sandten sie oft, soweit sie es sich finanziell leisten konnten, 
einen Vertrauensmann nach Rom?), der die Empfehlungs- 
schreiben von Kaiser, von Bischöfen und von Fürsten an den 
Papst und an die Kardinäle überbrachte, die einzelnen Kar- 
dinäle, besonders die vier der jeweiligen Kommission angehörigen, 
aufsuchte und die Bestätigungsangelegenheit auf jede Weise 
zu fördern trachtete. Namentlich die Taxenfrage für Kon- 
firmation und Pallium ?) war ein heikler Gegenstand, sobald 
es sich um die häufig begehrte Herabsetzung handelte. Die 
unentbehrliche Kenntnis der kurialen Praxis und des Geschäfts- 
ganges vermittelte einer der zahlreichen römischen Agenten, 
meist der ständige Agent des Bistums, der regelmässig mit 


!) Nach der streitigen Koadjutorwahl 1667 in Münster z. B. vertraten 
in Rom die Sache des Ferdinand von Fürstenberg, Bischofs von Pader- 
born, sein Bruder Wilhelm, Dompropst zu Münster, die des Maximilian 
Heinrich von Bayern, Kurfürsten von Köln, sein Weihbischof Anethan, 
J. ab Alpen, Decas de vita II p. 49. Andere Beispiele vgl. 8. 263 n. 1. 

?) Diese kann hier nicht näher behandelt werden; vgl. etwa Moser 
Th. XIIS.9 ff, bes. 19f. Sartori 12 8. 301 ff., 333 ff., 342 ff., daselbst 
die Höhe der Taxen für die einzelnen Bistümer. Siehe auch S. 263 n. 1 
und 8.251 n.1. Emil Friedberg, Lehrbuch des katholischen und 
evangelischen Kirchenrechts ®, Leipzig 1909 8. 568f. Sägmüller, Kirchen- 
rechtII? S. 447. Hauck V!-48.590 ff., 608 ff. Vgl. ferner die äusserst 
interessanten Verhandlungen zwischen der Kurie, Albrecht von Branden- 
burg und den Fuggern in der Mainzer Konfirmationssache 1514 bei 
A.Schulte, Die Fugger in Rom 18.102 ff. undH.V.Sauerland, Trierische 
Taxen und Trinkgelder an der päpstlichen Kurie während des späteren 
Mittelalters, Westdeutsche Z. XVI 1897 S. 78 ff. Die Zahlung der Taxe 
beruhte auf den Bestimmungen des Wiener Konkordates (Zeumer, 
@Quellensammlung? S. 268 $ 5) und bildete einen ständigen Punkt in den 
Beschwerden der deutschen Nation, Moser Th. XII S.13ff.; Ernst Münch, 
Vollständige Sammlung aller älteren und neueren Konkordate nebst einer 
Geschichte ihres Entstehens und ihrer Schicksale, Leipzig 1830 I 8. 97 £. 
(1510 f#.). Theodor Kolde, Art. Gravamina in Herzog-Haucks Real- 
enzyklopädie VII 1899 S. 74 ff. Für die Zeit bis etwa 1520: Gebhardt, 
Die gravamina der deutschen Nation ® passim. Der beste Abdruck der 
Gravamina: Deutsche Reichstagsakten, jüngere Reihe Bd. II, bearbeitet 
von Adolf Wrede, Gotha 1896, S. 661 ff. Höhler, Arnoldis Tagbuch 
S. 261 (Coblenz 1769), 181 (Ems 1785). Coulin 8. 65 fi. 
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der Konfirmationssache betraut wurde!). Auch ausser der 
Taxenminderung gab es bei fast jeder deutschen Wahl Schwierig- 
keiten, die oft in langen Verhandlungen der Kurie nicht nur 
mit den Vertretern des Promovenden, sondern auch der inter- 
essierten Fürstenhöfe geklärt werden mussten, so wegen der 
Alters- und Weihedispense, der Beibehaltung von Pfründen und 
besonders wegen der Frage der Bistumskumulationen. Vor allem, 
sobald es sich um politisch bedeutsame streitige Wahlen handelte, 
gingen der Konfirmation lange, oft intrigenreiche Verhandlungen 
zwischen der Kurie und dem kaiserlichen Hof sowie anderen 
deutschen, nicht selten auch ausserdeutschen Fürstenhöfen vor- 
aus. Es sei nur an die Vorgänge nach den Kölner Wahlen 
von 1577) und 1688 erinnert, zumal an das Vorgehen Lud- 
wigs XIV. gegen die Kurie, um die Konfirmation Fürstenbergs 
zu erzwingen ?), und an die Verhandlungen zwischen Kaiser und 
Papst nach der Münsterischen Doppelwahl des Jahres 1706 ?). 

Der Teil des Prozesses, der sich an der Kurie abspielte, 
wird als Definitivprozess bezeichnet’). Die Prüfung des 


!) Vgl. etwa die ausführlichen Angaben bei Looshorn VS. 46 f. 
(1561), 109 ff. (1577), 153 f. (1584), 283 ff. (1599), 220 £. (1591), 369 £. (1609); 
VIS.9f. (1623), 568 (1693); VII 28.6 ff. (1746), 114 fl. (1753), 204 f. 
(1757), 476 £. (1779), 650 ff. (1795), 692 (1800). Moser Th. XI 8.508 ff. 
Lossen Bd. I 8.613 ff. (Köln 1577). 

2) Lossen, Köln. Krieg I 8. 610 f. 

5) Böhmländer, Oberbayr. Arch. LVI 8. 219 ff., LVII S, 238 £f. 

4) Woker, Der Katholik 1888 I S. 141 ff., bes. 155 ff. 

5) Zum Folgenden: Joannes Baptista de Luca, S.R.E. Car- 
dinalis, Relatio Curiae Romanae, Coloniae 1683 p. 47. Hunoldus Pletten- 
berg, Notitia congregationum et tribunalium curiae Romanae, Hildesiae 
1693 p.145s. Augustinus Patricius, Sacrarum caeremoniarum sive 
vıtuum ecclesiasticorum s. Rom. eccelesiae libri III, herausg. von Mar- 
cellus Corceyriensis Archiepiscopus, sodann von Josephus Cata- 
lanus, II vol. Romae 1750, I p. 355 ss., bes. commentarius unter VI. 
Van Espen, Ius eceles. univ. I Coloniae 1777 p. 104 (= pars I tit. 14 
cap. 487 ss.). Neller inSchmidts Thes. IVp.11s. Johann Hein- 
rich Bangen, Die römische Curie, ihre gegenwärtige Zusammensetzung 
und ihr Geschäftsgang, Münster 1854 S. 78. Hinschius II 8. 673 £. 
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Wahlvorganges und der eingesandten Prozessakten wurde in der 
Regel gemäss den Bestimmungen des Tridentinums einer vier- 
gliedrigen Kardinalskommission übertragen, an deren Spitze 
als Referent meist der Kardinalprotektor der deutschen Nation 
stand. Nachdem die Kardinäle ihr Urteil schriftlich nieder- 
gelegt hatten !), wurde die Frage der Wiederbesetzung des 
Bistums auf die Tagesordnung des Konsistoriums gesetzt und 
daselbst zur Beratung gestellt (ecelesiam proponere, praeconi- 
satio), wobei der Referent auf Grund der Akten das Referat 
erstattete. Der weitere Verlauf hing dann von der Stellung- 
nahme der Kardinäle, vor allem des Papstes selber ab. Die 
Wahl konnte aus formellen ?) oder sachlichen °?) Gründen ver- 
worfen, die Promotion des Gewählten, besonders im letzteren 
Falle, verweigert werden. War das Ergebnis ein günstiges, 
so wurde die Angelegenheit in der nächsten Sitzung der 
Konsistorialkongregation, bis zu welcher auch die anderen 
Kardinäle sich zu informieren hatten, wieder zur Sprache ge- 
bracht. Die Grundlage hierfür bildete die anscheinend schon 
im 17. und 18. Jahrhundert‘) für den cardinalis proponens 
angefertigte schedula consistorialis, welche nach Ankündigung 
der propositio ecclesiae deren status und die Eigenschaften des 


bes. n.4. Schrader, Päpstliche Bestätigungen der Wahlen Paderborner 
Bischöfe von 1463 bis 1786, Z. f. vat. Gesch. (Westf.) LVI2 1898 8. 18 ff, 
Ferner: F.H. Vering, Lehrbuch des katholischen, protestantischen und 
orientalischen Kirchenrechts ® 1893 S. 568f. Stutz, Bischofswahlrecht 
S.132. Sägmüller, Kirchenrecht 1? S. 342. 

') Vgl. die Prozessurkunden über Jakob von Eltz, Trier 1567, Pastor 
Bonus 1900 8. 226 ff. 

?) So die Koadjutorwahl 1670 in Mainz, vgl. oben S. 200 f. 

?) So z.B. die Wahlen Heinrichs von Sachsen-Lauenburg, R.Schwarz 
Ss. 72, und die des Philipp Sigismund von Braunschweig in Osnabrück 
1591, Sandhoff p.132s. Andere Fälle, ebenfalls wegen Verdachts der 
Häresie, Halberstadt 1566 und Minden 1567, Lossen I 8. 128 £., 137 f. 
Ferner die Wahl des Maximilian Heinrich von Bayern 1683 in Münster 
nit Rücksicht auf die Kumulation; er führte die Verwaltung dann als „Ad- 
ministrator“; Erhard, Geschichte Münsters 8. 554. R. Schwarz S. 20, 

*) Vgl. Plettenberg |. c. p. 146. 
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promovendus in genauen Angaben auf Grund der Akten ent- 
hielt!). In der Sitzung selbst proponierte dann der Kardinal- 
protektor oder auch der Papst selbst das Bistum und schlug 
den Gewählten und die näheren Bedingungen seiner Beförderung 
vor, besonders bezüglich der Dispense und der Beibehaltung von 
Bistümern und Pfründen. Hierauf führte der Papst einen Kon- 
sistorialbeschluss herbei und sprach dann selbst die Präkoni- 
sation ?), die feierliche Verkündigung der Konfirmation aus?). 


') Eine solche von 1850 für Hildesheim bei Bangen 8. 477 f. Nach 
der Anrede an den referierenden Kardinal heisst es: Sanctissimus Domi- 
nus noster in proximo consistorio proponet Cathedralem Eccelesiam Hildes- 
hemien. vacan. per obitum ... ac referet ipsius Ecclesiae statum nec non 
qualitates R. D. Eduardi Jacobi Wedekin....electi... atque ex Benigni- 
tate Sanctitatis Suae confirmandi et promovendi, iuxta decretum sacrae 
congregationis ... ab eadem Sanctitate Sua adprobatum. Es folgen die 
Angaben über Kirche und Elekt. Vgl. Hinschius II 8. 673 n. 10. 

?) Im 18. Jahrhundert war die Bezeichnung praeconisatio für die 
propositio im ersten Konsistorium üblich, De Luca p. 47, van Espen 
Ip. 104 $ 11, Patricius-Catalanus p. 357 VII, Bangen 9.78. 

3) Der offizielle Text lautete (für Ferdinand von Fürstenberg, 1661 
gewählt in Paderborn, vgl. S. 293 f.): (propositio:) ‚Vacat ecclesia Pader- 
bornensis per obitum bo. mem. Theodori Adolphi, ultimi illius episcopi. 
Ad eandem ecclesiam ab ipso Capitulo canonice est electus dilectus filius 
Ferdinandus Baro de Fürstenbergh, de legitimo matrimonio ... ortus, 
trigesimum quintum aetatis suae annum agens, a triennio eirciter sacer- 
dos, noster Cubicularius intimus, praepositus.... cathedralium ecclesiarum 
Paderborn. .... canonicus, in sacra Theologia et iure canonico optime 
versatus et nisi, quod gradum doctoratus non susceperit, omnia requisita 
habens, cuius electionem confirmare intendimus. Quid vobis videtur?‘ 
(decretum congregationis) (praeconisatio:) ‚Auctoritate omnipotentes Dei, 
sanctorum apostolorum Petri et Pauli ac Nostra confirmamus electionem 
praefatam de persona dicti Ferdinandi factam cum sanatione quorum- 
cumque defectuum, si qui quomodolibet intervenerint, praeficientes eum 
in episcopum et pastorem cum dispensatione super defectu gradus docto- 
ratus et retentione compatibilium ac praetactorum prioratus et praeposi- 
turae ... et decreto, quod per hanc promotionem canonicatus ecclesia- 
rum Paderbornen. et Hildeshemens. ... eo ipso vacent, quodque prae- 
bendas theologalem et poenitentiariam instituat, montemque pietatis erigi 
curet, eius conscientiam super his onerando. In nomine Patris et Filii 
et Spiritus sancti. Amen.‘ 


266 H. E. Feine, Besetzung der Reichsbistümer (1648—1803). 


Bei bekannten Persönlichkeiten und wenn keinerlei Schwierig- 
keiten vorhanden waren, konnte die Präkonisation auch schon 
im ersten und einzigen Konsistorium ausgesprochen werden, 
für das dann der Papst meist selbst das Referat übernahm !). 
Auf Grund der genauen Angaben in den schedulae consisto- 
riales und der Sitzungsprotokolle über das letzte Konsistorium °) 
konnten schliesslich die Bullen ausgefertigt werden’). 
Langwieriger verlief die Konfirmationsangelegenheit, wenn 
Wahlappellationen oder Doppelwahlen vorlagen. Dann 
musste die Sache in einer grösseren Zahl von Konsistorien 
beraten werden‘), zumal wenn politische Schwierigkeiten hinzu- 
kamen oder gar im Schoss des Kardinalkollegiums Uneinigkeit 
herrschte, wie bei der Münsterischen Doppelwahl von 1706 5). 


!) Vgl. 8.265 n.3. So auch für Herzog Ernst von Bayern nach 
seiner Kölner Wahl 1583, Lossen II 8.456. De Luca p. 47. Pletten- 
berg p. 146. Bangen 9.78. 

2) Solche acta consistorialia gedruckt: Schrader a.a.0. 8.19 £. 
für Paderborn von 1496, 1532, 1547, 1585, 1612, 1650, 1661, 1668, 1634, 
1708, 1707, 1768, 1773, 1786. Meichelbeck, Historia Frisingensis II 
p. 394 (1642). Lünig, Reichsarchiv V S. 465 (für Köln 1688), XVII S. 573 
und Faber, Staatscantzley XI S. 750 ff. (für Münster 1707). Hansen, 
Kampf um Köln Nr. 112, 132, 133 (für Köln 1580). Hier interessiert 
nur der stereotype Eingang (Schrader 8. 22): Die lunae 8. Maii 1651 
in palat. apost. Quirinali fuit consistorium secretum, in quo Sanctiss. 
dom, noster referente rev. dom. Hieronymo cardinali Columna providit 
ecclesiae Paderbornensi ... de persona ... ipsumque illi in episcopum 
praefecit et pastorem, curam committendo iuxta decretum sacrae Con- 
gregationis .. . Oder (S. 29, 1763) Sanctitate Sua referente (auch ad 
suammet relationem, 8. 27, 1707) confirmavit et approbavit electionem ... 

®) Plettenberg p. 146. 

*) So für Köln 1577 ff.: Lossen I S. 617 ff., 629 fi., 639 #., 671 £.; 
Hansen, Der Kampf um Köln INr. 96, 113, 132, 133. Für Lüttich 1763, 
Daris Ip. 208s. 

°) Woker, Der Katholik LXVII 1 8.155 ff, 162. Lünig XVII 
S. 573, besonders: Lettre de M. G..... &crite de Rome & M.M....& 
Munster (Affaires d’election pour l’&veque de Munster), Munster 1707 
(Kgl. Bibl. Berlin, Sign. Rf. 4186 n. 10). Dieser sehr interessante Bericht 
zeigt (wenn keine Mystifikation), dass in der Sitzung des Konsistoriums 
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Oft wurde auch die Angelegenheit zur gründlichen tatsäch- 
lichen und rechtlichen Prüfung einer besonders zusammenge- 
setzten Kardinalskommission überwiesen '). Papst Innozenz XI. 
löste eine solche 1688 auf, nachdem sie ihren Spruch zugunsten 
des Herzogs Joseph Clemens in dem Kölner Wahlstreit ge- 
fällt hatte, und liess, um äusserste Unparteilichkeit zu üben, 
eine zweite zusammentreten, die zu demselben Ergebnis kam ?). 
Im Jahre 1578 wurde die Kölner Wahl des Gebhard Truchsess 
auf die bayrische Appellation hin sogar ausserdem vor die 
Rota gebracht ?). Immer aber behielt sich der Papst die Ent- 
scheidung persönlich vor. Als 1706 für das Bistum Münster 
in mehreren Konsistorien die Stimmen der Kardinäle zwischen 
den beiden Kandidaten als rechtsgültig Gewählten geteilt 
blieben, erklärte Clemens XI. aus eigener Machtvollkommenheit 
im Konsistorium vom 8. Juni 1707 beide Wahlen für ungültig 
und besetzte das Bistum durch Provision mit einem der Gegner, 
Franz Arnold von Metternich *). Die Entscheidung streitiger 
Wahlen hat im Anschluss an die Konfirmation immer zur 
Kompetenz der Kurie gehört, eine Tatsache, die der kaiser- 
hehe Hof 1763 ausdrücklich anerkannte °). 


VI. Die Konfirmation und die Admissiıon. 


1. Rechtlicher Charakter. Die Konfirmation, welche 
durch die Präkonisation ausgesprochen und hierauf in Bullen 
und Breven veröffentlicht wurde, musste dem Gewählten zuteil 


am 23. Dezember 1706 vier Ansichten schroff einander gegenüberstanden. 
Der Papst fand dann einen fünften Ausweg. Vgl. auch Faber, Staats- 
eantzley Th. XI S. 750 ff. 

!) So in Köln 1577, Lossen I 8. 617, Hansen Nr. 96, 112; in 
Lüttich 1694, Foullon, Historia Leodiensis III p. 444 s. 

®, Böhmländer, Oberbayr. Arch. LVII 8. 238 f., 250. 

3) Lossen I S. 629, 639 ff, Hansen Nr. 111. 

4) Vorhin 8. 266 n. 5. 

2, Oben 8.119, 177 ff. 
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werden, wenn er die kanonischen Eigenschaften besass und 
seine Wahl reehtmässig erfolgt war. Sie stand nicht, wie die 
Admission eines Postulierten, als res gratiae im Belieben des 
Papstes !). Doch hatte das Wiener Konkordat hier eine Ein- 
schränkung zugunsten der unumschränkten päpstlichen Aemter- 
gewalt gemacht und damit die Stellung des Papstes über dem 
Recht in einem wichtigen Punkte anerkannt, nämlich durch die 
Bestimmung: „si vero (electiones praesentatae) canonice fuerint, 
papa eas confirmet, nisi ex causa rationabili et evidenti et de 
fratrum consilio de digniori et utiliori persona duxerit provi- 
dendum“ 2). Soweit einer Elektion kanonische Hindernisse im 
Wege waren oder wenn eine Postulation zur Entscheidung 
stand, lag es im freien Willen des Papstes als des obersten kirch- 
lichen Gesetzgebers, die Konfirmation oder die Admission unter 
Gewährung der erforderlichen Dispense auszusprechen oder zu 
verweigern ?). 

Mit der Konfirmation (Admission) erlangte der Gewählte 
(Postulierte) das bischöfliche Amt, das ıus in re. Es trat da- 
durch einenur vom Papst lösbare Verbindung des Bestätigten mit 
seiner bischöflichen Kirche ein, ein „spirituale foedus coniugii, 

.. quod in electione initiatum, ratum in confirmatione et in con- 
secratione intelligitur consummatum“ *). Er erwarb dadurch 


!) Vgl. Hinschius II 8.674f., 681f. Passerini €. 83 n. 53. 
Neller in Schmidts Thes. IV p. 12. 

?) Zeumer, Quellensammlung? S. 267 $ 2, im Anschluss an das 
Mainzer Akzeptationsinstrument von 1439, welches den dahingehenden Be- 
schluss der 23. Sitzung des Basler Konzils ausdrücklich anerkannt hatte, 
Münch, Konkordate 8.65; doch gab das Wiener Konkordat die rechi- 
lichen Sicherungen der Basler Synode preis. Vgl. Werminghoff, 
Nationalkirchliche Bestrebungen 8. 98 f£ Derselbe, Verfassungsge- 
schichte? 8. 65 f. Ueber die praktische Bedeutung und über die anderen 
Provisionsfälle siehe unten VII. 

3) C.3, 5 X de post. 15, c.16 in Vlto de elect. I6. Schmalz- 
grueber].c.n.75. Neller, Thes. II p. 754, 757, Thes. IV p. 12. 

*) C.4 X de translat. 17. Vgl. Hinschius II S. 675 f., 670, van 
Espen pars l art. 14 c. 5, bes. n. 7 u. 10. 
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Titel und Stellung eines Bischofs, durfte also die bischöfliche 
Gewalt in spiritualibus et temporalibus ausüben — die bischöf- 
lichen Weihehandlungen jedoch erst nach der Konsekration — 
und sich erwählter und bestätigter Bischof nennen !). 

2. Auf Grund der für den Kardinalproponenten angefertigten 
schedulae consistoriales und des vom Kardinalvizekanzler ge- 
führten Konsistorialprotokolles, der acta consistorialia, wurden 
in der Cancellaria Apostolica die Konfirmationsbullen 
ausgefertigt. Es handelt sich für gewöhnlich um eine ganze 
Reihe von Erlassen, welche die Konfirmation betreffen, meist 
in Bullenform, nur hie und da als Breven. Der Inhalt wird uns 
im einzelnen noch beschäftigen, hier zunächst ein mehr for- 
maler Ueberblick ?). 

Das Hauptstück ist die eigentliche Konfirmationsbulle, im 
17. und 18. Jahrhundert meist mit Verwendung eines fest- 
stehenden Formulars, beginnend mit den Worten „Apostolatus 
offiecium“ ?). Sie ist an den Elekten oder Postulaten gerichtet 
und teilt ihm unter Anführung des Tatbestandes die erfolgte 
Promotion mit, zugleich unter Angabe der näheren Modalitäten, 
etwaiger Bedingungen und Auflagen. Eine weitere Bulle, ge- 
wöhnlich „Hodie electionem“, wird in vier Ausfertigungen an das 
Kapitel, an den Diözesanklerus, an die Stiftsvasallen und an das 
Volk gerichtet — wohl eine letzte Erinnerung an die alte Wahl 
durch Klerus und Volk *) — und ermahnt zum schuldigen Ge- 


!) Näheres unten 8. 363, vgl. Hinschius II 8. 675 £. 

2) Vgl. ausser allenthalben verstreuten gelegentlichen Bemerkungen 
und den unten $. 270 n. 4 zitierten gedruckten Konfirmationsbullen be- 
sonders Looshorn, Geschichte des Bisthums Bamberg V S. 49 f. (1561), 
111 f. (1578), 154 f. (1583), 221 f. (1593), 286 f. (1599), 369 £. (1609); VI 
S. 15 f. (1624), 369 (1643), 470 £. (1676), 532 f. (1686), 569 f. (1694), 632 ff. 
(1710); VIT2 8.9. (1746), 115 ff. (1753), 205 ff. (1757), 479 f. (1779). 
L. gibt mit grosser Genauigkeit für jede Wahl Titel und Inhalt der 
einzelnen Bullen an. 

3) Soviel sich erkennen lässt, sind dieselben Formulare ziemlich 
regelmässig und immer wieder angewandt worden. 

4) Werminghoff, Verfassungsgeschichte? S. 126 n. 4. 
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ES 


horsam gegen den neuen Hirten!). An den Kaiser wendet sich 
eine Bulle „Gratiae divinae‘‘, welche ihm die Konfirmation anzeigt 
und den Bestätigten seinem Schutze empfiehlt '). Eine ähn- 
liche Anzeige und Ermahnung wird auch an den Metropoliten 
gerichtet, Neben diesen Bullen gehen in der Regel eine An- 
zahl andere einher, deren Inhalt häufig ausserdem bereits in 
der Konfirmationsurkunde enthalten ist ?). Eine Bulle „Apo- 
stolicae Sedis“ spricht den Gewählten von allen Zensuren und 
kirchlichen Strafen los; wenn nötig, erfolgt gesonderter Alters- 
dispens; meist wird dem Konfirmierten gestattet („Personam 
tuam“), einige Stiftspfründen, besonders Kathedralkanonikate, 
beizubehalten ®). Dann erfolgt häufig eine Aufforderung an 
einen oder zwei Nachbarbischöfe, dem Konfirmierten eine pro- 
fessio fidei abzunehmen und einzusenden; dem Bestätigten wird 
regelmässig gestattet („Cum nos pridem“), sich von einem be- 
liebigen katholischen Bischof unter Assistenz zweier anderer 
Bischöfe konsekrieren zu lassen, oft auch weiter, dass zwei 
Aebte letztere ersetzen dürfen. Ferner teilt ihm der Papst 
gegebenenfalls in einer besonderen Bulle (meist „Cum nos 
hodie“ oder „Cum nos nuper“) die Verleihung des Palliums 
mit, welche in einem der Präkonisation folgenden geheimen 
Konsistorium gleich seiner Uebersendung beschlossen wurde: 

3. Was nun den rechtlich bedeutsamen typischen 
Inhalt der Konfirmationsbullen betrifft, so werden wir über 
ihn nicht nur durch die Bullen selber *), sondern auch durch 


') Vgl. auch Moser Th. XI S. 512, Beispiele gedruckt ebenda 
S. 522 ff, und Simon, Verfassung des geistlichen Fürstentums Fulda 
8.58 f. 

?) Vgl.z.B. die bei Moser Th. XI S. 515 ff. abgedruckte Bulle für 
Joseph Clemens von Köln, 1688. 

?) Beispiele für Speyer 1513 gedruckt bei Remling, UB. II 8.475 ff; 

*) Konfirmationsbullen gedruckt: Lünig, Reichsarchiv XVII 
S. 267. (Valentin von Teteleben, Hildesheim 1537); XX S. 1136 (Johann 
Gottfried von Aschhausen, Würzburg 1618), 8. 1153 f. (Johann Gottfried von 
Guttenberg, Würzburg 1686). Lacomblet UB. IV S. 733 ff. (Ermst von 
Bayern, Köln 1583). H. Forst, Urkundliche Beiträge zur Lebensgeschichte 
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die acta consistorialia unterrichtet, welche ihn in gedrängter 
Kürze wiedergeben !). 
Die Bulle erwähnt zunächst den Eintritt der Sedisvakanz 


des Cardinals Eitel Friedrich von Hohenzollern-Sigmaringen, Fürstbischofs 
von Osnabrück, Mitt. d. V. f. Gesch. u. Ldskde. von Osnabrück XIX 1894 
S. 123 ff. (1623). Londorp XIIIS. 653; Moser Th. XIS. 515 ff. (Joseph 
Clemens von Bayern, Köln 1688). Remling UB. II S. 719 ff. (Franz 
Christoph von Hutten, Speyer 1748). Moser Th. XI S. 513 f. (Jodok 
Edmund von Brabeck, Hildesheim 1688). Strunck, Annalium Pader- 
bornensium pars III p. 398 s. (Johann von Hoya 1568); p. 429 s. (Salentin 
von Isenburg 1574); p. 47 s. (Erich von Braunschweig 1509); p. 284 s. 
(Rembert von Kerssenbrock 1547). Aus dem MA. z.B. bei von Wretschko 
Mitt. d. V.f. Salzb. Ldskde. XLVII S. 243 ff. (Salzburg 1291, 1396, 1406, 
1427, 1441, 1452). 

!) Oben S. 266 n. 2. Als Beispiel, zugleich für den Inhalt der Kon- 
firmationsbullen, sei die Stelle der Acta Consist. über die Konfirmation 
Wilhelm Antons von Asseburg als Bischof von Paderborn angeführt, 
Schrader 8. 29: Romae in palat. apostol. Quirinali fer. 2. die 16. Maii 
1763. Sanctitate Sua referente confirmavit et approbavit electionem de 
more factam a. rev. capitulo et canonieis ecclesiae Paderbornens., vacantis 
per obitum bon. mem. Clementis Augusti ex ducibus Bavariae, archiepi- 
scopi Coloniensis, ultimi illius administratoris extra Romanam curiam 
defuncti, de persona rev. Wilhelmi Antonii ex liberis Baronibus de Asse- 
burg, presbyteri Paderbornensis, fidem professi, omnia habentis, ipsum- 
que illi in episcopum praefeeit et pastorem, curam committendo, cum 
retentione praepositurae una cum canonicatu et praebenda ac alius cano- 
nicatus et praebendae, quos et quas in Osnabrugensi et Monasteriensi 
respective ecclesiis ex dispensatione apostolica obtinet, iuxta decretum 
congregationis rerum consistorialium, nec non cum dispensatione super 
eo, quod in sacro tantum subdiaconatus ordine sit constitutus, ac super 
defeetu gradus et cum indulto, quod munus consecrationis ab uno epi- 
scopo assistentibus sibi duobus abbatibus mitrae et baculi pastoralis 
gaudentibus suscipere possit, et insuper cum decreto, quod canonicatus 
et praebenda per dietum Wilhelmum Antonium in praefata Paderbornensi 
ecclesia similiter obtenti, per huiusmodi praefectionem vacent co ipso, 
quodque domus episcopalis reparationi pro viribus incumbat, theologalem 
ac poenitentiariam praebendas et seminarium ad praescriptum sacri 
conc. Tridentini instituat, montemque pietatis erigi curet eiusque conscien- 
tiam super his onerando. Absolvens ... Taxa flor. 1000. Fructus alias 
m/70 eireiter imperial., nunc ultra medietatem sunt imminuti. 
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und die Vornahme der Wahl auf Grund der Konkordate zwischen 
dem apostolischen Stuhl und der deutschen Nation, das Er- 
gebnis des Informativprozesses über den Gewählten und hebt 
seine Abstammung, seine lobenswerten Eigenschaften und seine 
Würden rühmend hervor. Nach Absolvierung von etwaigen 
Zensuren und Heilung von Formfehlern wird dann die Kon- 
firmation ausgesprochen: electionem iuxta decretum congre- 
gationis confirmantes de fratrum consilio ecclesiae de persona 
tua apostolica autoritate providemus (oder electionem.. ... confir- 
mamus, postulationem admittimus) et te ılli in episcopum 
praeficimus et pastorem, ceuram et administrationem in spiri- 
tualibus et temporalibus plenarie committendo. 

Ferner setzt die Bulle regelmässig die Wirkung der Kon- 
firmation auf die bisherigen Pfründen der Bestätigten fest '). 
Das Tridentinum hatte bekanntlich scharfe Bestimmungen gegen 
die Kumulation insbesondere bei Residential- und Kuratbenefizien 
erlassen ?); die letztere wurde schlechthin untersagt (beneficia 
incompatibilia). Gestattet wurde nur, mit einem Nichtresidential- 
benefizium, welches seinem Inhaber keinen auskömmlichen 
Lebensunterhalt abwarf, ein anderes einfaches (sine cura) zu 
verbinden, welches keine (strikte) Residenz verlangte®). Mehr als 
zwei Benefizien zu besitzen, war unter allen Umständen verboten‘). 
Für einen deutschen Bischof war es in seiner fürstlichen Stel- 
lung, zumal wenn er einer der meist wenig begüterten Reichs- 
ritterfamilien entstammte, oft eine Lebensfrage, ob er einen Teil 
mindestens seiner Domstiftspfründen auch als Fürst beibehalten 
dürfe. Die Kurie hat hierin weites Entgegenkommen gezeigt. Ein 


') Vgl. auch 8. 276. 

2) Sess. VII de ref. c. 2, Sess. XXIV de ref. c.17. Vgl. Hinschius 
III 8. 255 f. 

3) Trid. Sess. XXIV de ref. c. 17, Richter-Schulte p. 376: 
Quod quidem (beneficium), si ad vitam eius, cui confertur, honeste 
sustentandam non sufficiat, liceat nihilominus aliud simplex sufficiens, 
dummodo utrumque personalem residentiam non requirat, eidem conferri, 

4) Hinschius III 8.259. 
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Erlass Clemens XII. von 1731 zeitigte in dieser Hinsicht keine 
andere Praxis). Zudem galten die deutschen Stiftspfründen, 
da sie nur während einiger Monate im Jahr Residenz verlangten, 
untereinander nicht als inkompatibel?). Regelmässig erlauben 
die Konfirmationsbullen, dass der Bischof seine Pfründen an 
anderen Kathedralkirchen, die namentlich angeführt werden, 
beibehalten dürfe. Nur die an der eigenen Kirche wird immer 
wieder als vakant erklärt°). Gelegentlich gestattet die Kurie 
dem Bestätigten, ausdrücklich mit Rücksicht auf eine standes- 
gemässe und würdige Lebensführung, in einer Generalklausel 
die Beibehaltung aller Pfründen sowie den Fortbestand aller 
Anwartschaften auf solche und aller kirchlichen Geldbezüge ®). 

Oft enthält die Bulle weiter einen Dispens für die mangelnde 
Priesterweihe und den Doktorat, auch für jugendliches Alter. Im 
letzteren Falle pflegte, wie oben (S. 37 ff.) ausgeführt, der Be- 
stätigte nicht zum Bischof, sondern nur zum Administrator 
ernannt zu werden, mit der Massgabe, dass er mit dem voll- 
endeten vorgeschriebenen Alter sofort und unmittelbar den 
bischöflichen Namen und die volle bischöfliche Stellung für 
die Kirche erwarb. 

In den Bullen folgen sodann Ermahnungen an den neuen 
Bischof, sein Amt würdig zum Segen der Kirche zu führen, 
Befehle an Kapitel, Klerus, Vasallen und Volk, dem neuen 
Bischof Ehrerbietung und schuldigen Gehorsam zu zollen, Be- 
kanntgabe der Konfirmation und Empfehlung des Bestätigten 
an Kaiser und Metropoliten, die Aufforderung zur Ableistung 
einer professio fidei und des Öboedienzeides sowie die Ge- 


!) Reiffenstuel lib. III tit. V $S8 n. 229. Unten 8. 327. 

?) Benedictus XIV., De synodo dioecesana, lib. XIII cap. 8 n. 8, 
Ausgabe Mechliniae 1842 III p. 330 s. 

3) Ueber die schwankende kuriale Praxis bei beneficia difformia 
sub eodem tecto vgl. Hinschius III S. 259 und die Entscheidungen bei 
Richter-Schulte, Tridentinum p. 377 n. 4—7. 

4) Forst, Urk. Beiträge $. 126 (Osnabrück 1623). Lacomblet, 
UB. IV 8.734 (Köln 1583). Moser Th. XI 8. 520 f. (Köln 1688). 
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währung von Erleichterungen bezüglich der Konsekration, alles 
Punkte, über die meist ausserdem gesonderte Bullen ergingen. 

Bedingungen im Rechtssinn enthalten die Konfirmations- 
bullen nicht '), wohl aber häufig Auflagen für den Bestä- 
tigten ?). Oft wird er verpflichtet, Pfründen für einen Theologen 
und einen Pönitentiar zu stiften, oder ein tridentinisches Seminar, 
meist auch ein öffentliches Leihhaus, einen mons pietatis, zu 
errichten, für den Ausbau der bischöflichen Kirche zu sorgen 
oder dergleichen. Gelegentlich wurde auch bei aufsehenerregen- 
den Bistumskumulationen der Bestätigte zum Verzicht auf eines 
oder zwei seiner Bistümer angehalten ). Auch hier handelte 
es sich nicht um eine Resolutiv- oder Suspensivbedingung der 
Konfirmation, sondern gemäss den Bestimmungen der Bullen um 


') Eine resolutiv bedingte Konfirmation wäre wohl nach kirchlichen 
Rechtsbegriffen ebensowenig wie eine solche Eheschliessung zulässig 
gewesen. 

2) N 21082061,7966 n22 1 70.07 7 

°) Die Fälle sind folgende: Ernst von Bayern, Erzbischof von 
Köln, Bischof von Freising, Hildesheim und Lüttich (die Daten bei 
R.Schwarz 8. 14f.), wurde 1586 für Münster mit der Verpflichtung 
bestätigt, Freising binnen 6 Monaten zu resignieren, eine Frist, die um 
ein Jahr verlängert wurde. Ernst hat die Resignation mit Erfolg dauernd 
verweigert, Lossen, Münchner Sitz.-Ber. 1888 I 8. 181 ff.; Derselbe, 
Köln. Krieg II 8. 632. Joseph Clemens von Bayern wurde schon 
anlässlich seiner Kölner Wahl und Konfirmation 1688 (Moser Th. XI 
S. 521) verpflichtet, seine anderen Bistümer Freising und Regensburg zu 
resignieren, verstand sich aber erst 1694 dazu, als der Papst seine Lütticher 
Wahl nur mit dieser Auflage bestätigte. Er wurde in Regensburg erneut 
gewählt und erst nach langem Zögern 1699 konfirmiert (das Breve bei 
Moser Th. XI 8.511 #.), mit einer neuen Verzichtauflage; Daten und 
Lit. bei R.Schwarz S.21ff. Die Verzichtsbedingung im Wählbarkeits- 
breve des Clemens August von Bayern für Lüttich wurde nicht 
praktisch, R. Schwarz S. 26; aus ähnlichem Grunde hatte er schon 
1719 Regensburg resigniert, Meichelbeck-Baumgärtner 8. 259. 
Clemens Wenzel von Sachsen erbielt die Konfirmation für Trier 
1768 nur mit der Auflage, dass er Regensburg und Freising resignieren 
müsse, sobald sein coadiutus in Augsburg stürbe; Todesfall und Ver- 
zicht traten noch 1768 ein, Meichelb eck-Baumgärtner $. 268 ff., 
Höhler Arnoldis Tagebuch 8.26, 252; oben $.41 n.3; unten $. 294. 
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eine von selbst eintretende Rechtsfolge!), tatsächlich um eine 
Verpflichtung zur Resignation des Bistums, die meist nur 
zögernd oder gar nicht befolgt, oft auch umgangen wurde. 

4. Dies führt uns auf die Praxis der Kurie bei der Kon- 
firmation in Ansehungder deutschen Bistumskumulationen?). 
Seit alters verbot das Recht der Kirche die Häufung von Bene- 
fizien, insbesondere von Seelsorgeämtern ?). Der Besitz zweier 
Bistümer galt schon wegen des „spirituale coniugium, quod est 
inter episcopum et ecclesiam“ ?), als unzulässig. Gleichwohl sind 
zu allen Zeiten gelegentlich Ausnahmen vorgekommen. Gratian 
erklärte °): „... nonnunquam episcopus unius civitatis efficitur 
archiepiscopus alterius civitatis, nec tamen priorem ecclesiam 
deserit: sed prior ecclesia quasi commendata relinquitur, secunda 
quasi titulata habetur,‘“ und weiter unter Berufung auf Leo IV. 
(7 855): „In una ecclesia titulatus alteram sibi commendatam 
potest habere.“ Päpste und Konzilien hatten das Verbot während 
des ganzen Mittelalters immer wieder erneuert, vor allem für 
die niederen Benefizien so gut wie ohne Erfolg‘). Zu fest war 
dieses Uebel’) mit der Geldgier des Klerus im späten Mittel- 


!) Moser Th. XI S. 525 (Konfirmation des Joseph Clemens, Köln 
1688): quae tamen ecclesiae (Ratisbonensis et Frisingensis), quam primum 
pacificam possessionem (ecelesiae Coloniensis).... adeptus fueris, vacent 
et vacare censeantur eo ipso. 

?) Entstehung, Umfang und politische Seite der Bistumskumu- 
lationen werden im nächsten Kapitel im Zusammenhang behandelt, vgl. 
auch oben S. 43 ff.; hier nur kurz die rechtlich-technische Seite. 

®) Vgl. Hinschius II 8.243 ff und die Zitate zu Trid. Sess. VII 
de ref. c..2, Richter-Schulte, Tridentinum p. 48 und Concilium 
Tridentinum VI p. 997 n. 2. 

#) 0.2 X de transl. 17. Hinschius II S. 39. 

5) C.2u.30.XXIgq.1. Vgl. GeorgiusChristophorusNeller, 
Diss. I. de translatione episcopi, Augustae Trevir. 1763, in Schmidts 
Thes. HI p.1ss. n.X p. 6. 

6) Vorhin n.3. 

?) Vgl. auch Georg von Below, Die Ursachen der Reformation, 
Histor. Bibl. herausg. v. d. Red. d. Hist. Ztschr. XXXVIII München und 
Berlin 1917 8. 21 ff. 
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alter verwachsen und mit der gesamten kirchlichen Finanz- 
verwaltung. Auch Häufungen von Bistümern kamen vereinzelt 
vor!). Das Unwesen wurde für die niederen Aemter erst im 
Gefolge des Trienter Konzils beseitigt, welches 1563 die Kumu- 
lationen von Kuratbenefizien, also in erster Linie von Bis- 
tümern und Pfarreien, schlechtweg untersagte ?). Voraus- 
gegangen war schon 1547 in der siebenten Sitzung ein aus- 
drückliches Verbot der Bistumshäufung: „Nemo, quacunque 
etiam dignitate, gradu aut praeeminentia praefulgens, plures 
metropolitanas seu cathedrales ecclesias in titulum sive commen- 
dam, aut alio quovis nomine contra sacrorum canonum instituta 
recipere aut simul retinere praesumat“ ?). Dies Gebot schien 
freilich für Deutschland die gegenteilige Wirkung auszu- 
üben ?). 

Im 15. und 16. Jahrhundert, namentlich unmittelbar nach 
dem Trienter Konzil pflegte sich die Kurie mit dem Verbot 
des kirchlichen Rechts in der Weise abzufinden, dass sie den 
Postulierten nicht als Bischof konfirmierte, sondern ihm nur 
gemäss c. 42 in VI de elect. I 6 (Bonifaz VIII) die admini- 
stratio plena et libera in spiritualibus et temporalibus der 
zweiten Kirche übertrug °), oder ihn nach dem zweiten Bis- 


!) Darüber im nächsten Kapitel. 

2) Sess. XXIV de ref. ce. 17. Hinschius II 8. 257 ff.; vgl. oben 
8. 272. 

®) Sess. VII de ref. c. 2, zur Durchführung wird bestimmt: Qui 
autem plures ecclesias contra praesentis decreti tenorem nunc detinent, 
una quam maluerint retenta, reliquas infra sex menses, si ad liberam 
sedis apostolicae dispositionem pertineant, alias infra annum dimittere 
teneantur; alioquin ecclesiae ipsae, ultimo obtenta dumtaxat excepta, eo 
ipso vacare censeantur. Betreffend die Kardinäle vgl. das Konsistorial- 
dekret Pauls III. v. 18. Febr. 1547, Concilium Tridentinum V p. 981 
und Benedietus XIV., De synodo dioecesana, lib. XIII cap. 8 n. 4, III 
pP. 324 ss. 

#) Siehe Kap. VIT. 

5) Vgl. die Konfirm.-Urk. Salentins von Isenburg, Erzbischofs von 
Köln 1574 für Paderborn, Strunck III p. 429 s.: Salentin wird als 
Administrator bestellt in spirit. et temp. ad nostram et Sedis Aposto- 
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tum transferierte !) und die weitere Administration des ersten 
gestattete ?). Doch nicht ausnahmslos: Albrecht von Branden- 
burg wurde im Jahre 1514 von Leo X. als Erzbischof von 
Mainz und von Magdeburg und als Administrator von Halber- 
stadt bestätigt), ebenso schon 1509 Erich von Braunschweig 
als „Paderburnensis et Osnabrugensis (sic) ecclesiarum verus 
praesul et pastor“ *) beides, soviel ich sehe, die ersten und 
zunächst einzigen Fälle in Deutschland, dass ein Bischof zwei 
Kirchen in titulum erhielt und nicht bloss eine derselben in 
administrationem oder in commendam. Den Administrator 
verband nicht wie den Bischof?) ein unlösliches, dem ehe- 


licae beneplacitum; sonst soll seine Stellung in allem die eines Bi- 
schofs sein. 

!) Ueber die Translation von Bischöfen, die endgültig seit Ino- 
zenz ll. nur noch durch den Papst vollzogen werden konnte (c.2 X de 
trans. 17), vgl. HinschiusIIlS. 310 fi. Nach dem Codex iuris can. 430 
$3 ist heute der transferierte Bischof in der sedes a qua gesetzlicher 
Kapitelsvikar, vgl. auch can. 315 $2 n.2. Früher war das Kapitel allein 
berechtigt von der amtlichen Kenntnisnahme an, die Rechte des Trans- 
ferierten zessierten, vgl. Benedictus XIV., De synodo dioecesana, 
lib. XIII 78, auch bei Richter-Schulte, Tridentinum p. 49. 

?) So wurde Johann von Hoya, Bischof von Osnabrück, 1566 nach 
Münster transferiert und ihm die Administration von Osnabrück anver- 
traut; seine Postulation 1568 in Paderborn wurde verworfen und ihm 
nur auf Widerruf die Verwaltung auch dieses Bistums überlassen, so 
dass die Trienter Dekrete formell gewahrt erscheinen konnten, Strunck 
II p. 885 s., 397 ss. W.E. Schwarz, Z. f. vat. Gesch. u. Altkde, 
(Westfalens) LXI 1911 S. 14 ff. Lossen, Köln. Krieg I S. 223—230. 
R. Schwarz S. 62 £. 

3) Schulte, Die Fugger in Rom I 8. 120. 

4) Strunck Illp. 48, Konfirm.-Bulle: ... de persona tus... eidem 
ecclesiae Paderburnensi... providemus, te ılli praeficimus in Episcopum 
et Pastorem, curam et administrationem ... plenarie committendo. Ita 
tamen, quod propter hoc dictae ecclesiae Osnabrugensi praeesse non 
desinas; sed etiam postquam munus consecrationis ratione dietarum 
Eeclesiarum seu alterius earum susceperis, ... utriusque earundem, 
Paderburnensis et Osnabrugensis Ececlesiarum verus Praesul et Pastor 
existas .. 

5) Vorhin S. 275 n. 4. 
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lichen vergleichbares Band mit seinem Bistum; er galt als 
rechtlich abhängig von der Kurie, wenn sich auch sonst 
seine Stellung tatsächlich von der eines Bischofs kaum unter- 
schied ?). 

Später war man in Rom nicht mehr so ängstlich: Der 
deutsche geistliche Reichsfürst, welcher mehrere Bistümer in 
seiner Hand vereinigte, wurde als episcopus, verus pastor et 
praesul auch für sein zweites und drittes Bistum bestätigt, und 
man gestattete ihm, seine bisherigen bischöflichen Würden bei- 
zubehalten ?). 

Namentlich wenn ein Bischof zum Koadjutor in einem an- 
deren Bistum gewählt wurde, wird dies regelmässig der Fall 


!) Vgl. c.42 in Vlto de elect. I6, entsprechend für das heutige Recht 
Codex c. 312 ss.; siehe unten S. 279 n. 5. Es kamen also drei Arten von 
Bistumsadministratoren vor, die eine dauernde Innehabung des 
Bistums anstrebten (im Gegensatz zu den vorübergehenden Administra- 
tionen etwa bei Krankheit oder grosser Jugend des Bischofs oder während 
einer Sedisvakanz, Hinschius II S. 254): 1. Gewählte, welche die Be- 
stätigung nicht erlangten, sei es als Protestanten oder wegen eines dahin- 
gehenden Verdachtes, namentlich im 16. Jahrhundert (vgl. oben 8. 50 f.), 
sei es aus einem andern Grund, etwa wegen übermässiger Kumulation 
(S. 264 n. 3, 323). Sie führten die Verwaltung mindestens der Temporalia 
auf Grund eines kaiserlichen Lehnsindultes oder auch ohne solches. 
2. Jugendliche Konfirmierte (oben S.38f.). 3. Mit Rücksicht auf Kumu- 
lation nur als Administratoren Bestätigte. 

?) Herzog Ernst von Bayern wird 1583 vom Papst genannt (Lacom- 
blet, UB. IV 8.733): Coloniensis et Leodiensis insimul verus praesul 
et pastor ac Hildesemensis et Frisingensis ecclesiarum praedietarum 
administrator ad dicte sedis beneplacitum. Konfirmation des Johann 
Gottfried von Aschhausen 1618 (Lünig XX S. 1154): Ecclesiae Herbi- 
polensi etiam una cum ecclesiae Bambergensi, cui ex concessione Apo- 
stolica praeesse dignosceris, similiter praeesse ... indulgemus. Den 
Widerspruch zum kirchlichen Recht, der in der deutschen Praxis lag, 
heben die Kanonisten verschiedentlich hervor, vgl.: Thomassin, Vetus 
et nova Ecclesiae disciplina, pars II lib. III cap. 20 n. 13=vol. VI p. 152. 
Fagnani in cap. Dudum X de elect. 16 n.29. Riganti, in Reg. !. 
Canc.$7n.167 ss. Benedictus XIV., De synodo dioecesana, lib. XIII 
cap.8 n.6=vol. III p. 323s. Neller, Thes. III p.7s. n. XI. 
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gewesen sein !), da man an einer Kumulation von Koadjutorie 
und Bistum nicht so schweren Anstoss zu nehmen brauchte. 
Der Koadjutor wurde dann ohne weitere Bestätigung unmittel- 
bar durch den Tod seines Vorgängers wirklicher Bischof. Auch 
die auf Grund von Eligibilitätsbreven Erwählten scheinen meist 
unter Beibehaltung des ersten Bistums als Bischöfe bestätigt 
worden zu sein.?) Die Verzichtsauflagen ?) wurden zunächst 
nicht allzu scharf gehandhabt. Erst die Erlasse Clemens XI. 
von 1731) führten eine strengere Praxis herauf. Vereinzelt 
wurde noch von dem Ausweg der Administration Gebrauch ge- 
macht, indem der Papst den Gewählten unter Translation nach 
dem zweiten Bistum bestätigte und ihn sodann zum Admini- 
strator seiner bisherigen Kirche bestellte °). 

Die Entscheidung über diese Fragen wurde mit der Kon- 
firmation zugleich im Konsistorium getroffen, in den Acta 
beurkundet und in die Konfirmationsbulle aufgenommen. Ausser- 
dem ergingen darüber meist noch ein oder zwei Bullen an den 
Bestätigten, welche unter allseitiger Dispensation die Beibe- 
haltung der bisherigen Bistümer gestatteten ®) oder die Lösung 


!) Schrader a. a. 0.8.25, 26, 30, 31 f. (Paderborn 1668, 1703, 
1773, 1786): deputavit Coadiutorem cum retentione ecclesiae N. 

2) Jedenfalls pflegte sich der deutsche Fürstbischof auch für mehrere 
Bistümer als episcopus schlechthin zu bezeichnen. Eine genaue Fest- 
stellung ist nur auf Grund der einzelnen Konfirmationsurkunden möglich. 

3) Oben .S. 274 n. 3. 

4) Vgl. unten 8. 327. 

5) Schrader $. 27 f. (Münster 1707): ... cassavit et annullavit 
electiones ... nec non absolvens rev. patrem Franciscum Arnoldum ... 
a vinculo quo tenebatur ecclesiae Paderbornensis, eumque ad ecclesiam 
Monasteriensem transferrens, providit ex integro ipsi ecclesiae Mon... 
cum retentione Paderbornensis ecclesiae in administrationem. Ein anderer 
Fall Bamberg 1757 bei Looshorn VII2 S.206f. — Auch das heutige 
Recht sieht diese Möglichkeit vor: Codex iuris can. 315 $ 2, 2: Episcopo 
‚qui, ad aliam sedem translatus, prioris retinet administrationem, in hac 
quoque omnia Episcoporum residentialium honorifica privilegia com._ 
petunt. 

6) Lünig XX 8.1153 f. Vgl. 8.270, 278 n. 2. 
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des Bandes mit der ersten bischöflichen Kirche, die Versetzung 
nach der neuen und die Uebertragung der Administration 
des alten Bistums aussprachen !). 


VI. Das päpstliche Provisionsrecht. 


1. Das Provisionsrechtauf Grund deskirchlichen 
Rechtesundder Konkordate. Während die salischen und 
staufischen Kaiser mit der Kurie um Einfluss und Anteil bei 
der Besetzung der deutschen Reichskirchen ringen mussten, ver- 
schob sich im 14. und 15. Jahrhundert der Gegensatz und wurde 
zu einem Kampf zwischen den Kapiteln und der Kurie um das 
freie Wahlrecht der Kapitel und das päpstliche Provisionsrecht, 
wobei die Stellungnahme des Kaisers und der Territorialfürsten 
durchaus keine einheitliche war. Neben zahlreichen Einzel- 
reservationen, Provisionen und Provisionsmandaten für Bis- 
tümer, Abteien und Pfründen legten die Päpste ihre Ansprüche auf 
Generalreservationen, soweit sie Bistümer mit umfassten, 
in den Dekretalen „Etsi in temporalium“ (Clemens V. 1305) ?), 
„Ex debito“ (Johann XXI. 1316) °), „Execrabilis“ (1317) ®) 
und „Ad regimen ecclesiae“ (Benedikt XII. 1335) °) nieder ©); 
sie wurden in die päpstlichen Kanzleiregeln aufgenommen und 
daselbst zusammengefasst sowie besonders durch spätere Kon- 


Looshorn VIl2 8.206 f. (1757). Vgl. Hinschius Il S. 315. 
C.5 de praeb. in Extr. comm. III 2. 
C. 4 de elect. in Extr. comm. I 3. 

C. un. de praeb. in Extr. Joann. XXII. tit. 3. 


‘) Vgl. im allg. ausser HinschiuslIIS. 113 ff.: Konrad Eubel, 
Zum päpstlichen Reservations- und Provisionswesen, Röm. Quartalsschr. 
VIII 1894. J. Haller, Papsttum und Kirchenreform I Berlin 1908 
S. 28 ff., 49, 96 ff., 125 ff. Emil Göller, Die päpstlichen Reservationen 
und ihre Bedeutung für die kirchliche Rechtsentwickelung des ausgehenden 
Mittelalters, Internat. Wochenschr. f. Wiss., Kunst u. Technik 1910, 11. u. 
12. Heft. Hauck V!-# S. 521 ff., 603 ff., 646 ff, 652 ff. Weitere Literatur 
bei Werminghoff, Verfassungsgeschichte ? S. 200 n. 3. 


Reservationen und Provisionen. 281 


stitutionen in manchen Punkten noch erweitert !). Die finan- 
zielle Ausbeutung der Reservationen und die Verwirrung, in 
welche namentlich seit dem päpstlichen Schisma die betrof- 
fenen Kirchen gerieten ?), gehörten zu den Antrieben der 
reformkonziliaren Bewegung des 15. Jahrhunderts, die, freilich 
ohne endgültigen Erfolg für Deutschland, zu den radikalen 
Basler Beschlüssen gegen das Papsttum führte. 

Das Konstanzer Konkordat von 1418 hatte das päpstliche 
Provisionsrecht für die nächsten fünf Jahre etwa in dem Um- 
fang der Reservationen iuris scripti und der Extravaganten 
„Execrabilis“ und „Ad regimen“ sowie kraft Devolutionsrechtes 
für unkanonische und nichtfristgemässe Wahlen?) festgelegt *). 
Das Basler Konzil und die Mainzer Akzeptation von 1439 be- 
schränkten die Provisionen im wesentlichen auf die wenigen be- 
reits im Corpus iuris canonici enthaltenen Fälle’). Das Wiener 
Konkordat von 1448 stellte dagegen den Zustand nach dem 
Konstanzer Konzil wieder her, indem es die Konstanzer Bestim- 
mungen zum Teil wörtlich übernahm und nun auch zum dauern- 
den Reichsrecht erhob, das freilich durch die darauffolgenden 
Verträge mit einzelnen geistlichen und weltlichen Fürsten noch 


!) Vgl. Hinschius III S. 125 ff., 132, 140f£., 156. Joannes 
Baptista Rigantius, Commentaria in regulas, constitutiones et 
ordinationes cancellariae apostolicae, IV vol. Coloniae Allobrogum 1751. 
Leo Jackowski, Die päpstlichen Kanzleiregeln und ihre Bedeutung 
für Deutschland, Archiv f. kathol. Kirchenrecht XC 1910 8. 5ff., 197 £f., 
432, Vgl. auch Godehard Jos. Ebers, Das Devolutionsrecht, vor- 
nehmlich nach katholischem Kirchenrecht, Kirchenrechtliche Abhandlungen 
heraugg. v. Stutz 37. u. 38. Heft Stuttgart 1906 8. 220 fi. 

2) Vgl. die auf jene Zeit bezüglichen Arbeiten unter der S. 280 n. 6 
genannten Literatur. 

3) Entsprechend c. 18 in VIt° de elect. I 6, Bonifaz VIII. vor 1298. 
Vgl. Ebers 8. 191f., 224 f. 

‘) Hinschius III S. 134 ff. Vgl. Werminghoff, Nationalkirch- 
liche Bestrebungen S. 27 ff.; Ebers 8. 2281. 

5) Hinschius III S. 137 f., 123 n. 10, 124f. Riganti I Reg. I 
$1n. 35 Werminghoff, Nationalkirchliche Bestrebungen 8. 67 ff. 
Ebers 8. 231. 
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manche Umgestaltung erfuhr !). Im ganzen ist aber das Wiener 
Konkordat bis an das Reichsende als massgebend und als 
Grundgesetz für das Verhältnis von Reich und römischer Kirche 
betrachtet worden ?). Seine Bedeutung in unserer Frage be- 
ruhte darin, dass dem päpstlichen Stellenbesetzungsrecht über- 
haupt einmal rechtliche Schranken gesetzt waren, an die man 
sich deutscherseits halten konnte gegenüber kurialen Provi- 
sionen wie Spezial- oder Generalreservationen °). 

Im einzelnen sind immerhin die päpstlichen Provisions- 
rechte inhaltlich noch ausgedehnt genug, um der Kurie Ein- 
sriffe in die deutschen Wahlen und weitgehenden Einfluss auf 
die Bistumsbesetzung zu ermöglichen. Soweit das bischöfliche 
Amt in Frage kommen kann, bleiben der päpstlichen Provision 
vorbehalten *#): Erzbischöfliche und bischöfliche Kirchen, 

1) die apud sedem apostolicam vakant werden, d. h. durch 
den Tod des Inhabers am Sitz des Hl. Stuhles oder in einer 
Enfernung von zwei Tagereisen (= zwanzig italienische Miglien)?), 


!) Hinschius III S. 138f. Werminghoff, Nationalkirchliche 
Bestrebungen 8. 86 fl., 97.f. Ebers 8. 233. 

2) Hinschius III S. 140, 165, bes. die S. 113 f. n. # zitierte ältere 
Literatur. Vgl. oben S. 4 fi. Obwohl das Wiener Konkordat ausdrücklich 
($ 7, Zeumer, Quellensammlung? S. 268) die von Papst Eugen IV. zu- 
gestandenen Basler Dekrete (die Bulle bei Münch, Konkordate I S. 80) 
aufrecht erhält, soweit sie ihm nicht widersprechen, hatte es sie praktisch 
in allen wesentlichen Punkten beseitigt, vgl. Werminghoff, Verfassungs- 
geschichte? 8. 237 £. 

?) So konnte auch an eine Durchführung der ausgeschlossenen oder 
später begründeten Reservationsfälle in Deutschland nicht gedacht werden, 
Hinschius III S. 132, 148, 156, auch S. 140, 165. Jackowski, Arch. 
f. kath. KR. XC, S. 44f. Nach kirchlichem Rechtsstandpunkt war der 
Papst freilich an der Durchführung neuer Reservationen in Deutschland 
durch die Konkordate nicht gehindert, Georgius Branden, Super 
concordatis inter sancetam sedem apostolicam et inclytam nationem Ger- 
maniae collectanea, Coloniae 1610 qu. VIII ss. 

*) 8 1 u.2 des Konkordats, Zeumer, Quellensammlung? 8. 266 f. 
Vgl.HinschiusIIlS. 134f.; Jackowski, Arch.f. kath. KR. XC 8.197 ff. 

5) C. 34 in VIto de praeb. III 4; vgl. Hinschius III S. 134 n. 13, 
Riganti I Reg.I$ 1.n. 34. 
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2) die durch apostolische Deposition, Privation, Trans- 
lation erledigt oder mit päpstlicher Genehmigung vom Inhaber 
resigniert werden !), 

3) für welche eine Wahl vom Papst kassiert, eine Postu- 
lation zurückgewiesen wird ?), 

4) deren Inhaber als Kardinal stirbt oder als einer der 
aufgezählten Kurialbeamten, sofern er sein Amt tatsächlich 
noch versah, oder als Legat, Kollektor, Rektor oder Thesaurar °), 

5) aller derer, die auf einer dienstlichen Reise nach oder 
von Rom innerhalb der Zweidiätengrenze sterben ?), 

6) aller Kurialbeamten, die, aus irgend einem Grunde von 
Rom entfernt, innerhalb der zwei Tagereisen, aber nicht an 
ihrem Wohnsitz, verscheiden °). 

7) Kraft Devolutionsrechtes °) durfte der Papst zur Provision 
schreiten, wenn ihm eine Wahl nicht innerhalb der vor- 
geschriebenen Dreimonatsfrist präsentiert wurde oder die Wahl 
selbst, mangels der erforderlichen Eigenschaften des Kandidaten 
oder wegen Verletzung der Formvorschriften, unkanonisch war. 

8) Weiter verpflichtete sich der Papst, sonst nur aus ganz 
schwerwiegenden Gründen kanonisch rechtmässige Wahlen 
nicht zu bestätigen; auch in diesem Falle durfte er von sich 
aus ernennen ”). 

2. Die Praxis in Deutschland. Alle diese Bestim- 
mungen, namentlich aber die letztgenannte, liessen der Politik 
freien Spielraum. Die Entwicklung der deutschen und der 
römischen Verhältnisse musste zeigen, ob das päpstliche Pro- 
wisionsrecht weiter ein wirksames Mittel des Einflusses der 


1) Vgl. Riganti I Reg. I$ 2. 

2) Ebenda $3. 

?) Ebenda $ A. 

#%) Ebenda$5. 

53) Ebenda $ 6. 

©) Ebers 8. 229. 

?) Oben 8.7, 8.267 f. Hinschius II 8. 661, III 8.168f. Ebers 

S. 273, 280 f., 282 f., 291 ff., 296 ft. 
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Kurie bleiben konnte. In beiden Ländern traten Ereignisse 
ein, die den Päpsten eine Wiederaufnahme der Politik des 
14. Jahrhunderts unmöglich machten. 

Zunächst freilich hatte es den Anschein, als wollten die 
Päpste ganz in den Bahnen der alten Einmischungspolitik in die 
deutschen kirchlichen Verhältnisse fortschreiten. Erinnert sei 
nur an das Vorgehen Pius Il., der Diether von Isenburg, Erz- 
bischof von Mainz, im Jahre 1461 privierte und den Erzstuhl 
von sich aus mit Adolf von Nassau neu besetzte !); ferner an die 
päpstlichen Provisionen des Bistums Brixen in den Jahren 1450 
und 1467 entgegen den Wahlen des Kapitels ?): Nikolaus V. 
vergab das Bistum 1450 an Nikolaus von Cusa unter ausdrück- 
licher Berufung auf das Konkordat, welches ihm die Macht 
gebe, ohne Gebundenheit an die Wahl einem Würdigeren die 
Provision zu erteilen. Im Jahre 1520 behielt sich Papst LeoX. 
mental das Bistum Breslau vor und ernannte ?) nach Johann 
Turzos Tod im selben Jahre den jungen Markgrafen Johann 


!) Die Bullen im Auszug bei Moser Th. XI 8. 325f., vgl. 
K. Menzel, Diether von Isenburg, Erzbischof von Mainz 1459 —65, 
Erlangen 1868. A. Bachmann, Deutsche Reichsgeschichte im Zeitalter 
Friedrichs III. und Maximilians I., I Leipzig 1884 8. 55 ff., 160 fi., 246 ff. 
Julius Jäger, Beiträge zur Geschichte des Erzstiftes Mainz unter 
Diether von Isenburg und Adolf II. von Nassau, Programm des kgl. Gyu- 
nasium Carolinum zu Osnabrück, Osnabrück 1894. Viktor vonKraus, 
Deutsche Geschichte seit dem Ausgange des Mittelalters (1438—1519) I 
Stuttgart und Berlin 1905 8. 352, 372f#., 380ff. Pastor, Geschichte 
der Päpste II3u# 5. 129 ff., 150 ft. 

?) Sinnacher, Beyträge VI S. 3839 ff., 534fl. A. Jaeger, Der 
Streit des Kardinals Nikolaus von Cusa mit dem Herzoge Sigmund als 
Grafen von Tirol I Innsbruck 1861 8. 28 ff., 86, Gebhardt, Grava- 
mina der Deutschen Nation? 8. 36f. von Krausa.a. O. 8. 359f., 419 f. 
Für Trier vgl. Sauerland, Westd. Zeitschr. XVI 8. 78 ff. 

3) Die sog. Mentalreservationen kamen erst unter Alexander VI. 
(1492—1503) auf und wurden durch das Konzil von Trient, Sess. XXIV 
de ref. c. 19 verboten, Riganti I. Rubr. Reg. I$ In. 35. Der Papst 
nannte bei der. Reservation den Begünstigten zunächst nicht, sondern 
behielt ihn ‚in mente‘; vgl. Hinschius III S. 141. 
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Albrecht von Brandenburg zum Bischof; das Kapitel jedoch 
beharrte auf seiner Wahl und übertrug Johann von Salza, 
obwohl seine Bestätigung verweigert wurde, die Administration: 
Da der kuriale Befehl keinen Vollstrecker fand, gab der Papst 
schliesslich nach }). 

Seitdem jedoch Italien immer mehr zum Schauplatz des 
Kampfes der europäischen Grossmächte wurde, und als vollends 
die Reformation in Deutschland über die Kirche hereinbrach, 
musste Rom den Gedanken an die alte Machtpolitik aufgeben. 
Es konnte nur unter Ausnutzung aller jeweils sich darbietenden 
politischen Umstände versuchen, möglichst viel von dem alten 
Besitzstand zu retten und die alten Formen währenddessen 
mit neuem Leben zu füllen. Eine Konkurrenz zwischen Bis- 
tumsbewerbern des Papstes und der Kapitel hätte mit Not- 
wendigkeit zum gänzlichen Verlust der deutschen Bistümer 
an den Protestantismus führen müssen. So hören seit dem 
Beginn der Reformation die päpstlichen Bistumsprovisionen so 
gut wie völlig auf. Soweit es die Rücksicht auf den katho- 
lischen Glauben verlangte, arbeiteten bei den Neubesetzungen 
Papst und Kapitel nunmehr zusammen. Im wesentlichen ist 
es auch während des 17. und 18. Jahrhunderts so geblieben. 

Zweimal ist im 16. Jahrhundert ein Erzbischof von Köln 
wegen Häresie exkommuniziert und priviert worden: 1546 
Hermann von Wied, zugleich Administrator von Paderborn, 
und 1583 Gebhard Truchsess zu Waldburg. 1546 forderte 
ein päpstliches Breve nach der Absetzung den Kölner Koad- 
jutor Adolf von Schauenburg zur Uebernahme der Regierung 
auf?); in Paderborn fand am 26. März 1547 eine Neuwahl 
statt, die auf Rembert von Kerssenbrock fiel und vom Papst 
trotz Vorliegens einer Generalreseryation bestätigt wurde ?°). 


!) Ferdinand Troska, Die Bewerbungen des Markgrafen Johann 
Albrecht von Brandenburg um den Breslauer Bischofsitz i. J. 1520 und 
1521, Z. d. V. f. Gesch. Schlesiens XXIX 1895 S. 1ff. 

2) R. Schwarz 8. 5f. 


3) Schrader a. a. O. S. 20f. Strunck, Annalium Paderb. 
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Als 1583 die Absetzung des Gebhard Truchsess erfolgt war, 
ermahnte Gregor XIII. das Kapitel durch ein Breve!) zur 
Neuwahl und erteilte Ernst von Bayern auf dem kürzesten 
Wege die Konfirmation ?). 

Wirkliche Translationen sind in neuerer Zeit?) in 
Deutschland selten vorgekommen, da ein Bischof, der für ein 
zweites Bistum postuliert war, das erste regelmässig beibehielt. 
Wo dann, wie in vielen Fällen, wenigstens äusserlich die Form 
der Translation gewahrt wurde, erteilte der Papst dem nach einem 
zweiten Bistum Transferierten die Verwaltung des ersten aus 
eigener Machtvollkommenheit, so dass der Schein einer Provi- 
sion gewahrt blieb). Erzbischof Franz Ludwig von Trier 
wurde 1729 tatsächlich nach Mainz versetzt, woselbst er seit 
1710 Koadjutor war, so- dass der Erzstuhl Trier frei wurde; 
auch hier fand eine Wahl statt, die einstimmig auf Franz 
Georg von Schoenborn fiel und alsbald bestätigt wurde ’°). 

Resignationen‘®) von Bistümern sind in Deutschland 
zu allen Zeiten häufig gewesen. Bereits Innozenz III. hatte 
den Satz zur allgemeinen Anerkennung gebracht, dass die einer 


pars III p. 283 ss.; in der Konfirmationsbulle (p. 284 s.) heisst es: ... Nos 
igitur verum et ultimum vacationis dietae Ecclesiae Paderbornensis 
modum, etiamsi ex illo quaevis generalis reservatio, etiam in corpore 
iuris elausa resultet, praesentibus pro expresso habentes, electionem 
praedictam ... de fratrum consilio ... approbamus et confirmamus. 

!) Lacomblet, UB. IV Nr. 586. 

2) Ebenda Nr. 588. Vgl. Lossen, Köln. Krieg II S. 247 ff., 258 f., 
456. R. Schwarz S. 12. 

3) Im MA. waren wirkliche Translationen sehr häufig, die Bei- 
behaltung des ersten Bistums eine grosse Ausnahme, vgl. die Bischofs- 
listen bei Hauck IV und V. 

*, Vgl. oben 8. 276, 279 £. 

°) Hontheim, Historia Trevirensis III p. 941. Marx VS. 9#, 
13; vgl. oben S. 44, bes. n. 3. 

e%) Hinschius Ill S. 265. Fr. Gillmann, Die Resignation der 
Benefizien, Arch. f. kath. KR. LXXX 1900 8. 50 ff., 346 fi., 523 ff., 665 ff. 
LXXXT 1901 8. 223 ff., 433 ff., auf Bistümer bezüglich bes. LXXX S. 64 ff,, 
71, 530 ff., 586 f., 668 f. 
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Ehe ähnliche Verbindung des Bischofs mit seiner Kirche nur 
durch die höhere Autorität des Papstes gelöst werden könne !). 
Auch in Deutschland ist zum Verzicht eines Bischofs auf sein 
Amt immer päpstliche Genehmigung erfordert worden. Die 
Neubesetzung des Bistums durch Wahl hat jedoch der Papst 
regelmässig zugelassen. So wurde, um nur wenige Beispiele zu 
nennen, Balthasar Mercklin, Bischof von Konstanz, nach dem 
Verzicht des Bischofs Johann von Hildesheim auf kaiserlichen 
Wunsch im Jahre 1527 daselbst postuliert und vom Papst 
unter ausdrücklichem Verzicht auf die Reservation zugelassen ?). 
Die Kölner Wahlen nach den Resignationen der Erzbischöfe 
Friedrichs IV. von Wied im Jahre 1567 und Salentins von 
Isenburg 1577 erschienen als durchaus selbstverständlich ®); zu 
beiden sandte der Papst Ermahnungs- und Empfehlungsbreven ?). 
Das Bistum Freising besetzte nach dem Verzicht des Bischofs 
Moritz von Sandizell der gewissensstrenge Pius V. 1565 mit dem 
damals zwölfjährigen Herzog Ernst von Bayern nur, nachdem 
das Kapitel für diesen Fall auf eigene Wahl verzichtet hatte, 
um eine gar zu starke Verletzung der Trienter Dekrete zu 
vermeiden °). Gregor XIII. verwarf 1583 die Bamberger Wahl, 
da der Verzicht des Martin von Eyb lediglich zu Handen des 
Kapitels erfolgt war, providierte aber das Bistum mit dem 
Gewählten, Ernst von Mengersdorf °). 

Resignationen von Bistümern zugunsten Dritter, 
welche die kirchenrechtliche Praxis mit kurialer Genehmigung 
in Ausnahmefällen zuliess ®), sind in Deutschland anscheinend 


1) C.9, 10 X, de renunt. I 9. Hinschius III 8. 268f. Gill- 
mann, Arch. f. kath. KR. LXXX S. 354 ff., 536 f. 
2) Bertram, Die Bischöfe von Hildesheim 8.118f.; Derselbe, Ge- 
schichte des Bistums Hildesheim II S. 50 ff, über Mercklin vgl. oben S.72n. 1. 
3) Lossen, Köln. Krieg I 8. 4 ff., 18 ff., 519 ff, 563 ff. R. Schwarz 
8. 9£. 
4) Gedruckt bei Lacomblet, UB. IV Nr. 571, 581. 
5) Lossen, Köln. Krieg I 8. 78 ff., 83 f. 
6) Looshorn V 8. 147 ff, 152 f. 
?), Hinschius III S. 277 ff., bes. S. 281 n. 1. Gillmann, Arch. 
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nicht vorgekommen, schon darum nicht, weil eine an die Person 
des tauglichen Begünstigten gebundene Provision des Papstes 
das durch die Konkordate garantierte freie Wahlrecht des 
Kapitels vereitelt hätte. Als normaler Weg stand für diesen 
Zweck die Koadjutorwahl offen. Immerhin sind Fälle vorge- 
kommen, in denen der Resignation eine wohlvorbereitete Schein- 
wahl folgte, so dass man sachlich richtig von einer resignatio 
in favorem tertii sprechen konnte. So wurde Erzherzog Leo- 
pold Wilhelm ım Jahre 1625 in Strassburg auf dringende 
Empfehlung des bisherigen Bischofs Erzherzogs Leopold ge- 
wählt und bestätigt); in Passau war er bereits wenige Mo- 
nate vorher zum Koadjutor seines Oheims noch vor dessen 
Verzicht gewählt worden ?). So verzichtete Clemens August 
von Bayern 1719 zugunsten seines Bruders Johann Theodor 
auf das Bistum Regensburg ?). 

Zwiespältige Wahlen sind mehrfach von der Kurie wegen 
kanonischer Mängel und um den Streitigkeiten ein Ende zu 
machen, kassiert und durch Provision entschieden worden, 
doch dann immer zugunsten des einen Bewerbers: so die Pas- 
sauer Koadjutorwahl von 1597 für Erzherzog Leopold *) und 
die Münsterer Wahl von 1706 für Franz Arnold von Metter- 
nich 5). Aber auch andere Wahlen sind öfters vom Papst für 
nichtig erklärt worden, insbesondere im Verlaufe der Gegen- 
reformation, und hier konnte gelegentlich der Papst dazu 
kommen, unterstützt durch katholische Fürstenmacht selbständig 
mit einer Provision vorzugehen und den widerspenstigen, oft 


f, kath. KR. LXXX S. 687 ff, 694, 698f. Vgl. auch Jackowski, Arch. 
f. kath. KR. XC S. 434 ff. 

') Khevenhiller Th.X Sp. 485, 1108. GrandidierIV p.460s., 
Gloeckler I S. 445. 

?) Khevenhiller Th.X Sp.719. Hansiz, Germ. sacra I p. 705 ss. 
Schroedl, Passavia Sacra S. 248 ff. 

°®) R. Schwarz 8. 25; Geschichte der Fürstbischöfe von Regens- 
burg 1795 (ohne Verf. u. Druckort) 8. 125 ff. 

#) Oben 8. 245. 

5) Oben S. 135 ff., bes. $. 266 n. 5. 
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halbprotestantischen Kapiteln streng katholische Bewerber auf- 
zuzwingen !). Zwar im 16. Jahrhundert durfte die Kurie es 
nicht leichthin wagen, gegen verdächtige oder offen protestan- 
tische Erwählte auf diese schroffe Weise vorzugehen, obwohl sie 
es in den meisten Fällen, so bei dem 1566 mit zwei Jahren in 
Halberstadt postulierten Herzog Heinrich Julius von Braun- 
schweig ?), am liebsten getan hätte. Als aber nach der Nieder- 
werfung des böhmischen Aufstandes die kaiserlichen Heere 
unter Wallenstein ganz Niederdeutschland überfluteten und ein 
protestantisches Bistum nach dem andern der Gegenreformation 
in die Hände fiel, war die Zeit zur gewaltsamen Wiederher- 
stellung des Katholizismus gekommen). Das Halberstädter 
Kapitel entschloss sich 1628 noch rechtzeitig freiwillig zur 
Postulation des Kaisersohnes Erzherzogs Leopold Wilhelm *); 
in Magdeburg wurde 1628 die Postulation des Herzogs August 
von Sachsen vom Papst als von Ketzern vorgenommen an- 


!) Die Konstitution Pius V. von 1567, welche die infolge von Häresie 
erledigten Aemter der Besetzung durch den Papst vorbehbielt, konnte 
mit Rücksicht auf die Konkordate in Deutschland keine Anwendung 
finden, Hinschius III S. 156, zudem boten Privation und Kassation 
der Wahl Auswege. Anders der kirchliche Standpunkt, Branden qu. X. 

2) Die Postulation wurde zurückgewiesen; der Papst forderte unter 
Androhung einer Provision zur Neuwahl auf, wagte aber nicht die Er- 
nennung des Herzogs Ernst von Bayern, Lossen, Köln. Krieg I S. 128 ff., 
364 ff. Vgl. auch: Ed. Bodemann, Die Weihe und Einführung des 
Herzogs Heinrich Julius von Braunschweig als Bischof von Halberstadt 
und die damit verbundenen Streitigkeiten 1578—1580, Zeitschr. d. Hist. V. 
f,. Nd.-Sachsen., Jahrg. 1878 8. 239 ff. 

°) Vgl. hierzu und zum Folgenden Ritter, Deutsche Geschichte III 
8.258 f., 299 ff., 413, 423 ff. 

+) Khevenhiller Th. XI Sp. 292. O. Opei, Die Wahl des Erz- 
herzogs Leopold Wilhelm zum Bischof von Halberstadt durch lutherische 
und katholische Domherren, Neue Mitt. d. Thür, Sächs. Vereins XVII 
1894 8. 23. H.Forst, Politische Correspondenz des Grafen Franz 
Wilhelm von Wartenberg, Bischofs von Osnabrück, aus den Jahren 1621 
bis 1631, Publikationen aus den preussischen Staatsarchiven LXVIII 
Leipzig 1897 8. 181, 188, 208. 
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nulliert und kassiert und das Erzstift selbst dem jungen Erz- 
herzog, die Administration dem Kaiser übertragen !); auf 
demselben Wege kam das Erzstift Bremen zunächst, wenig- 
stens dem Namen nach, an den Erzherzog ?). Im Hochstift 
Verden erklärte die Kurie 1629 die vom kirchlichen Rechts- 
standpunkt allerdings höchst anfechtbare Wahl des Grafen 
Königseck für nichtig und ernannte den ihr treu ergebenen 
Osnabrücker Fürstbischof Franz Wilhelm von Wartenberg zum 
Bischof daselbst’). Dieser erhielt ausserdem durch Papst Ur- 
ban VIII. im selben Jahre 1630 noch das Bistum Minden, wo- 
selbst er 1629 von einer Minderheit gegen den dortigen Dom- 
dechanten Mallinckrodt gewählt worden war *). Freilich konnten 


) Khevenhiller Th. XI Sp. 133, 529; vgl. auch E. Neubauer, 
Die Wahl des Herzogs August von Sachsen zum Koadjutor des Erzstifts 
Magdeburg im Dezember 1625, Neue Mitt. a. d. Geb. hist. antiqu. Forsch. 
herausg. v. Thür.-Sächs. Verein XVII 1 Halle 1891 S. 1 ff. 

2) Khevenhiller Th. XI S, 529. Forst $. 179, 211, 219, 239, 
254, 808. Stork, Z. d. Hist. V. f. Nd.-Sachsen 1906 S. 214 ff. Leopold 
Wilhelm wurde im Juli 1629 als Koadjutor providiert, im Sommer des- 
selben Jahres erklärte die Restaurationskommission Erzbischof Johann 
Friedrich für abgesetzt, Franz Wilhelm von Wartenberg wurde aposto- 
lischer Vikar, Stork S. 221f., Goldschmidt S. 66. Ueber Franz 
Wilhelm als apostolischen Vikar und (zum Folgenden) als Bischof von 
Osnabrück, Minden und Verden sowie über die Unsicherheit bezüglich 
der rechtlichen Verhältnisse in den zurückgewonnenen Bistümern Nord- 
deutschlands, die auch in Rom selbst herrschte, vgl. Johannes Metzler, 
Die apostolischen Vikariate des Nordens, Paderborn 1919 8. 22 ff. und 
Hermann Nottarp, ZRG. LIU Kan. Abt, IX 1919 S. 354 f. 

3) Meurer, Mitt. d. Hist. Ver. zu Osnabrück XI 1887 S. 389 f. 
Goldschmidt 8.65 f. V. Schweitzer, Die Wahl des Grafen Bert- 
hold von Königsegg zum Bischof von Verden im Jahre 1629, Römische 
Quartalschrift 1905 S. 3 ff. R. Schwarz S. 78. Forst 8. 368-370, 
386, 420 f. 

*) Goldschmidt S. 64, S5f. Meurer 8. 3837. R. Schwarz 
S.56, 78. Der Protest des Mindenschen Domkapitels gedruckt bei Lünig 
X 8.380. Nach Goldschmidt und Meurer erhielt Franz Wilhelm das 
Bistum ex iure devoluto vom Papst, da dieser den Adıninistrator Christian 
von Braunschweig ebenso wie die Wahl Mallinckrodts nicht anerkannte 
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die sämtlichen zuletzt genannten Bistümer im Westfälischen 
Frieden nicht behauptet werden. 

Auch bei schuldhafter Versäumnis der vorgeschriebenen 
Wahlfrist devolvierte die Besetzung des Bistums an den 
kirchlichen Oberen, den Papst, sowohl nach kirchlichem !) als 
auch nach Konkordatsrecht. Das ist in Deutschland in neuerer 
Zeit nur einmal geschehen ?). Als sich das Mindener Kapitel 
im Jahre 1587 infolge von Zwistigkeiten nicht zu einer Wahl 
entschliessen konnte und die Säkularisation seitens Braun- 
schweigs drohte, nominierte Kurfürst Ernst von Köln im Ein-. 
verständnis mit dem Nuntius Bonomi den Grafen Anton von 
Schaumburg für das Bistum und bat den Papst, ihm ent- 
sprechend der Nomination die Provision zu erteilen, ein Ver- 
langen, dem Sixtus V. im Konsistorium am 11. September 
1587 nachkam ?). 

Später haben Wahlkassationen in Rom nur noch 
formell stattgefunden, unter Provision des Gewählten, so die 
Mainzer Koadjutorwahl des Jahres 1670 *) und die Würzburger 
Wahl des Johann Gottfried von Guttenberg im Jahre 1684 °). 
Im Jahre 1664 erklärte Papst Alexander VII. die Wahl des 
Sebastian von Rostock zum Bischof von Breslau mit Rück- 
sicht auf den höchst unkanonischen Inhalt der Wahlkapitulation 
für nichtig, verstand sich aber nach langen Verhandlungen 


und das Kapitel eine andere Wahl vorzunehmen sich weigerte. Vgl. 
Forst S. 384f., 404, 410, 412 £. 

!) Oben 8.73 n. 1, 289. 

2) Vgl. aber 8.290 n. 4. 

3) Quellen und Forschungen aus dem Gebiete der Geschichte, in 
Verb. m. ihrem hist. Inst. z. Rom herausg. v. d. Görresges. IV. Bd. Nuntiatur- 
berichte aus Deutschland 1585 (1584) bis 1590. I. Abt. Die Kölner Nun- 
tiatur I. H. herausg. v. St. Ehses-A. Meister, 8. 220 ff. Nr. 167 bis 
169, Schreiben des Erzbischofs, des Nominierten, Konsistorialprotokoll. 
Sehmidlin, Kirchliche Zustände II 8. 227 ff. R. Schwarz 8. 34. 

*) S. oben 8. 200 f. 

5) Die Provisionsbulle bei Lünig XX S. 1153 ff.; der Grund ist 
nicht ersichtlich. 
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dazu, den Erwählten aus päpstlicher Machtvollkommenheit zum 
Bischof zu ernennen !). 

Dass der Papst in neuerer Zeit eine kanonische Wahl ex 
causa rationabili et evidenti auf Grund des Wiener Konkor- 
dats annulliert hätte, ist anscheinend nur einmal vorgekommen, 
1596 in dem erbländischen Mediatbistum Breslau, auch da nur 
unter starkem kaiserlichen Druck und mit Anordnung einer 
Neuwahl, ohne Provision. Das Kapitel musste schliesslich 
seinen Kandidaten, Bonaventura Hahn, aufgeben und erkor am 
5. Mai 1599 den kaiserlichen Günstling Paul Albert ?). 

Auch die Bistümer, deren Inhaber Kardinäle waren, 
sind regelmässig durch Wahl, nicht durch Provision neu besetzt 
worden, so die Bistümer Augsburg 1573 nach dem Tode des 
Otto Truchsess?), Regensburg 1598 nach dem frühzeitigen 
Hinscheiden des jugendlichen Kardinals Herzog Philipp von 
Bayern *) und 1661 nach dem Tode Franz Wilhelms von 
Wartemberg ?), Osnabrück 1625 nach dem Ableben Eitel Fried- 
richs von Hohenzollern °), die Bistümer Brixen und Konstanz 
nach dem Tode des Kardinals Andreas von Oesterreich im 


t) Joseph Jungnitz, Sebastian von Rostock, Breslau 1891 8. 86 ft, 
Ebers, Devolutionsrecht S. 259. 

?) Kastner, Archiv für die Geschichte des Bistums Breslau III 1863 
S. VIIIff. Joseph Jungnitz, Die Bischofswahl des Bonaventura Hahn, 
Zeitschr. d. Ver. f. Gesch. Schlesiens XXXIV 1900 8. 253 ff. Ebers 8. 257 £. 
In dem päpstlichen Schreiben heisst es kurz (Kastner $8. 323):... praeterea 
aliqua etiam, quae... Rodulphi ... Romanorum regis... nomine propo- 
sıta fuerunt... audivimus.... motu proprio ... deque apostolica pote- 
statis plenitudine ex iustis et rationalibus causis ... elecetionem .. 
auctoritate apostolica tenore praesentium cassamus et annullamus.. 
vobisque ... mandamus, ut ad novam et liberam electionem futuri epi- 
scopi Vratislaviensis quamprimum deveniatis. 

?) Braun, Geschichte der Bischöfe von Augsburg IV 8. 8. 

*) Der Papst gab hier nach einigem Schwanken unter Verzicht auf 
sein Provisionsrecht die Wahl frei, Stieve, Briefe und Acten IV S. 281. 
Ueber Kardinal Philipp vgl. auch Schmidlin II 8. 98 ff. 

5) Geschichte der Fürstbischöfe von Regensburg 1795 S. 125 ff. 

6) Goldschmidt 8. 14. 
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Jahre 16001), Strassburg 1704 nach Wilhelm Egons von 
Fürstenberg Tod ?). Immerhin machte sich in den deutschen 
Kapiteln allgemein eine starke Abneigung gegen die Wahl von 
Kardinälen geltend’). Man fürchtete nicht nur für das Wahl- 
recht, sondern überhaupt die grössere Abhängigkeit von Rom. 
So sind deutsche Fürstbischöfe im 18. Jahrhundert nur selten 
Kardinäle geworden‘). In den Lütticher Wahlkapitulationen 
z. B. kehrt seit 1581 die Verpflichtung wieder, dass der Ge- 
wählte nur die Kardinalswürde annehmen dürfe, wenn er vor- 
her dem Kapitel die Zusicherung freier Wahl erwirkt habe °). 
Kardinal Lamberg wurde 1747 in Salzburg nicht gewählt, 
obwohl er ein Wählbarkeitsbreve hatte und die Erklärung ab- 
gab, die Wahl nicht eher annehmen zu wollen, als bis der 
Papst dem Kapitel die Wahlfreiheit garantiere ®). Schon 1745 
hatte das Salzburger Kapitel ihn wie Kardinal Sinzendorf von 
Breslau, die beide Wählbarkeitsindulte besassen, wesentlich aus 
Abneigung gegen den Purpur zurückgewiesen), Ob Inno- 
zenz XI. die Bestätigung der Paderborner Wahl von 1683 in 
der Form einer Provision aussprach, weil der Verstorbene, 


!) Sinnacher VIII S.5f. Bucelinus p. 363. 

?) Grandidier IV p. 495 ss., hier hatte schon 1701 eine Koadjutor- 
wahl stattgefunden. 

3) So 1567 in Köln gegen die Wahl von Otto Truchsess (Lossen, 
Kölner Krieg I S. 19 f.), 1598 in Regensburg, Stieve IV 8. 281, 305. 

4) Solche Fälle: Johann Theodor von Bayern, Bischof von Regens- 
burg, Freising und Lüttich, 7 1763, R. Schwarz S. 42f., und Damian 
Hugo von Schoenborn, Bischof von Speyer und Konstanz, j 1743, Rem- 
ling II 8.625 ff. Die Rohans in Strassburg waren meist Kardinäle. In 
den erledigten Bistümern fanden überall Wahlen statt. In den öster- 
reichischen Mediatbistümern waren Kardinäle weit häufiger, z. B. Ernst 
Adalbert von Harrach, Erzbischof von Prag, Fürstbischof von Trient, 
+ 1667, Kardinal Sinzendorf, Bischof von Breslau, 1732—1747 u. a. 

5) De Theux Ip. XXXIIls. Art.3 (1581). Polain, ser. II. vol. II 
p. 1ss. (1744), 497 s. (1763), 660 (1772), 893 (1784). 

6) Zauner X 8. 684, 689. 

?), Vgl. oben 8. 61 n. 2. 


294 H. E. Feine, Besetzung der Reichsbistümer (1648—1803). 


Ferdinand von Fürstenberg, päpstlicher Cubicularius gewesen 
war 1), mag dahingestellt bleiben. 

Die Kurie hat es also, soweit irgend möglich, sorgfältig 
vermieden, der Wahlfreiheit der deutschen Kapitel zu nahe 
zu treten, ohne jedoch grundsätzlich ihren Rechtsstandpunkt 
aufzugeben. Erst im Jahre 1768 ereignete sich ein Vorfall, 
welcher die durch van Espens Schriften auch in Deutschland 
weit verbreiteten gallikanischen Anschauungen zu stärken ge- 
eignet war und die gereizte Stimmung gegen die Kurie, welche 
durch Febronius-Hontheims Angriffe gegen Rom genährt 
wurde, noch weiter erhitzen musste ?). Clemens XIII. be- 
stätigte die Trierer Wahl des Augsburger Koadjutors Clemens 
Wenzel von Sachsen 1768 mit der Bestimmung, dass dieser 
seine Fürstbistümer Freising und Regensburg bei Uebernahme 
des Bistums Augsburg freigeben müsse, ein Fall, der noch 1768 
mit dem Tode des dortigen Bischofs Prinzen Joseph von Hessen- 
Darmstadt am 20. August eintrat ?). Nun erklärte der Papst beide 
Fürstbistümer für ipso iure vakant und behielt sich ihre Wieder- 
besetzung auf Grund der Konkordate vor. Hierauf erhob sich 
in den vornehmen geistlichen Kreisen Deutschlands, insbeson- 
dere von den Höfen von Mainz und Trier aus, ein solcher 
Sturm der Entrüstung, dass der Papst, der diese Wirkung 
wohl kaum erwartet hatte, schleunigst beiden Kapiteln die 
Wahl für dieses Mal durch Reskript freigab %). Wenn hier- 


') Schrader 8.23, 25. Vgl. Friedrich Joseph Micus, Lebens- 
beschreibung des Reichsfreiherrn Ferdinand von Fürstenberg, Fürstbischofs 
von Paderborn und Münster. Paderborn 1844. 

?) Hierzu Höhler, Arnoldis Tagbuch S. 25 ff. Vgl. auch die Lite- 
ratur oben 8.8. Ueber Febronius vgl. ausser dem Buch Otto Mejers, 
Febronius und sein Widerruf? 1885, neuestens Hermann Cardauns, 
Die Entdeckung des Verfassers des Febronius, Ehrengabe für Johann 
Georg, Herzog zu Sachsen, 1920 8. 727 ff. 

3) Vgl. oben 8. 274 n. 3, 41 n. 3. 

*) Gedruckt bei Höhler S. 252. Ein einschlägiges Gutachten des 
Mainzer Kanonisten Neller im Auszug ebenda S. 28f. Sein Haupt- 
argument, dass im Konkordat nicht von einer renuntiatio Episcopatus, 
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durch der Fall praktisch erledigt war und sich an ıhn keine 
Aktion gegen Rom knüpfen liess, wie Kurfürst Emmerich 
Joseph von Mainz wohl gewünscht hätte, so kam doch die 
literarische Beschäftigung mit dieser Frage nicht zur Ruhe. 
Sie erweiterte sich bald zu einem Streit um die Geltung der päpst- 
lichen Reservationen und das Verhältnis des Wiener Konkor- 
dats zu der neu ans Licht gezogenen Mainzer Akzeptation von 
1439 !), welche bekanntlich das päpstliche Provisionsrecht stark 
reduziert hatte, etwa der erörterten deutschen Praxis entsprechend. 
Auch auf den Tagungen der deutschen Erzbischöfe zu Koblenz 
1769 und Ems 1786 kamen diese Streitpunkte ausführlich zur 
Sprache ?). Die Koblenzer Artikel verlangten unter Berufung 
auf die Basler und Mainzer Beschlüsse die grundsätzliche Be- 
seitigung der Extravaganten „Execrabilis“ und „Ad Regimen“ 
für Deutschland, welche dem deutschen Recht und der deutschen 
Praxis in gleicher Weise widersprächen ?). Und zu Ems stellte 


sondern nur electionis die Rede sei, beruht tatsächlich auf einem Irrtum, 
vgl. Zeumer, Quellensammlung ? S. 266. 

) Vgl. oben 8. 7 ff., 281 ff. Weitere Literatur: die bei Hin- 
schius UI 8. 113 f. n. # zitierten Schriften von Johann Georg 
Schloer, Franz Anton Dürr, Wolfgang Schmitt, Moser, 
Kreittmayr und Johann Philipp Gregel. Dazu: Johann Bap- 
tist Horix, Observationes historico-iuridicae in concordata nationis Ger- 
manicae cum sede Romana, in seinen Concordata II S.1ff. und Der- 
selbe, Betrachtungen, welche zur Erörterung der Frage dienen, ob 
denen Dom-Capituln in Teutschland das Recht zustehe, in die Stelle 
des zu einem sonstigen Bistum erwählten, oder postulierten Bischofs 
einen anderen zu erwählen, oder ob in solchem Fall Ihro Päpstl. Heilig- 
keit die Collation des erledigten Bistums zukomme? Ebenda III S. 88 ff. 

2) Höhler 8. 69 ff.; Coulin 8. 42 ff, 49f. 

3) Art. IV, Höhler S. 256: Reservationes alterius Extravagantis 
ad Regimen, a Ooncilio Basiliensi sublatae, a Nostris Praedecessoribus 
anno 1439 Moguntiae pariter exelusae, remissione, quae anno 1448 super- 
venit, non obstante, Germaniae Nostrae Systemati repugnarunt, nec prae- 
senti eius statui ... amplius quadrant; cum oporteat omnino Principes 
ac status Imperii Beclesiasticos in quocunque casu, interveniente Caesareo 
Commissario, a capitulis eligi nec ab extranea quadam potentia quem- 
quam ad Archi-Episcopatus ... denominari vel promoveri, Sanctitas Sus, 
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man ausserdem den Grundsatz auf, dass „die Decreta basile- 
ensia, wie sie im Jare 1439 unter dem Könige Alberto zu 
Maynz angenommen wurden, pro regula concordatorum und 
die in concordia aschaffenburgensi 1448 dem päpstlichen Hofe 
einsweilen bedungene iura pro exceptione a regula zu halten“ !). 
Der ganze Streit ist bekanntlich infolge der Zeitereignisse nicht 
mehr zu einem Austrag gekommen. 


pro luminibus sibi a Deo et natura largiter datis, ipsamet agnoscat, 
sanctam sedem iuri suo qualicunque in Casibus translationis, depositionis, 
privationis, obitusin curia vel obitus Cardinalis, Germaniae Episcopi, rationa- 
biliter uti non posse; prout quoque hactenus fere nunguam usa fuit 
sed liberam nihilominus Capitulis Electionem prudenter reliquit. 

) Art. VI, Höhler S. 176, 


Siebentes Kapitel. 


Die Bistumskumulationen). 
Im Mittelalter. 


Vereinigungen mehrerer Bistümer in einer Hand sind in 
Deutschland schon im Mittelalter vorgekommen ?), im 13. und 


!) In der Literatur Einiges bei Phillips VILS. 449 ff.; Hinschius 
II 8. 243#., 255f.,; Sägmüller I? S. 300f.; vgl. Stutz, Bischofs- 
wahlrecht S. 4. Einzelangaben bei von Schulte, Quellen III 1 8. 82. 
(mit mehreren Ungenauigkeiten). Jede zusammenfassende Darstellung 
fehlt bisher. Ueber frühmittelalterliche Bistumskumulationen vgl. Tho- 
massin, Vetus ac nova Ecclesiae disciplina, pars II lib. III cap. III—V; 
besonders über die englischen Kumulierungen des 10. und 11. Jahr- 
hunderts cap. III n.9 u. cap. V n.6 u. 9, über spanische unter Urban II. 
und Paschalis II. cap. V n. 5. Vereinzelt haben auch Päpste ihre bis- 
herigen Bistümer beibehalten, ebenda cap. V n. 3; vgl. auch Karl 
Guggenberger, Die deutschen Päpste, Köln 1916: Suitger blieb auch 
als Clemens II. Bischof von Bamberg (S. 30, f 1047), Bruno als Leo IX. 
Bischof von Tull (S. 45, 7 1054), Gebhard als Victor II. Bischof von Eich- 
stätt (S. 74, + 1057), die Daten bei Hauck III® S. 983, 1000, 984. 
Ueber die Möglichkeit für Kardinäle, Bistümer beizubehalten, ausführlich 
Benedictus XIV., De synodo dioecesana, lib. XIII cap. 8 n. A ss., Ausg. 
Mechliniae 1842 III p. 324 ss. 

2) Leider fehlt jede Vorarbeit für die Bistumskumulationen im 
Mittelalter, da eine Berliner Preisarbeit, für die dies Thema gestellt war, 
nicht angefertigt wurde. Ihre Notwendigkeit betonten Werminghoff, 
Hist. Vj.-Schr. 1908 S. 181 n. 1 und Janssen-Pastor, Geschichte des 
deutschen Volkes [1 19u.2% S, 724 f, n.4. Stud. hist. Martin Rohkohl, 
welcher sich diese lohnende Aufgabe gestellt hatte, hat sein Leben fürs 
Vaterland lassen müssen. Seine Arbeit blieb ein Bruchstück, s. unten 
S. 299 n. 1. Es muss daher an dieser Stelle etwas weiter ausgeholt werden. 
Wenn die hier gestreiften Kumulationsfälle auch keinen Anspruch auf 
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14. Jahrhundert nur in ganz vereinzelten Fällen, im 15. in 
steigender Zahl, wohl immer aber, soviel sich ohne eingehendere 
Studien feststellen lässt, in der Form, dass dem Bischof einer 
Diözese die Verwaltung eines zweiten Bistums auf Zeit oder 
Lebensdauer übertragen, er also neben seiner eigentlichen 
bischöflichen Kirche, auf die er als Bischof geweiht war, 
für eine zweite als administrator bestellt wurde. In den Fällen, 
wo eine Administration mehr oder weniger eigenmächtig gegen- 
über der höchsten kirchlichen Autorität geführt wurde, wird 
man kaum von einer Bistumskumulation im rechtlichen Sinne 
sprechen können; tatsächlich lag auch dann nichts anderes vor. 
| Konrad von Querfurt, wohl einer der frühesten Fälle in 
Deutschland !), seit 1194 Bischof von Hildesheim, erhielt von 
König Philipp 1198 noch das Bistum Würzburg hinzu, wurde 
allerdings im Konflikt mit Rom für beide Bistümer abgesetzt, 
1201 jedoch für Würzburg bestätigt (F 1202). Gerhard von 
Oldenburg, seit spätestens 1193 Bischof von Osnabrück, blieb 
nach seiner 1210 erfolgten Ernennung für den Erzstuhl Bremen, 
den er sich erst erkämpfen musste, mit Erlaubnis Innozenz Ill. 
noch sechs Jahre Bischof von Osnabrück und resignierte, als er 
1216 nach Bremen übersiedeln konnte. Die Kurie bezeichnete 
ihn währenddessen als Ösnabrugensis episcopus, Bremensis 
electus ?). Albert Suerbeer, seit 1245 „Erzbischof von Preussen, 
Livland und Estland“ in dem neugegründeten baltischen Erz- 
bistum, jedoch ohne ständigen Sitz, erhielt 1247 von Papst 


absolute Vollständigkeit machen, so wird ihre Gesamtzahl doch kaum 
erheblich grösser sein. 

') Hauck, Kirchengeschichte IV3 u. 8.735 n.3, 953, 958. Werming- 
hoff, Verfassungsgeschichte? 8.136 n. 2. Vgl. aber auch Hauck II®u-t 
S. 702 ff.: Anskar, seit 831 Erzbischof von Hamburg, erhielt, als der 
Fortbestand seines Stuhles gefährdet war, 845 von König Ludwig das 
Bistum Bremen als Rückhalt hinzu, ein Abkommen, das der Papst be- 
stätigte. Anskar starb 865. 

2) Eubel I p. 145, 379. Joannes Itelius Sandhoff, Anti- 
stitum Osnabrugensis ecclesiae ... res gestae, Monasterii 1785 p. 145 ss. 
Hauck, Kirchengeschichte Deutschlands IV 3u.4 8, 962, 968. 
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Innozenz IV. die lebenslängliche administratio in spiritualibus 
et temporalibus des Bistums Lübeck, das ihm als Rückhalt 
dienen und die nötigen Einkünfte für seine Missionstätigkeit 
im Osten sichern sollte. Im Jahre 1253 hob jedoch der Papst 
diese Verwaltung auf, zumal der bischöfliche Stuhl in Riga 
für den Erzbischof frei wurde, und verwies Albert dorthin }). 
Aehnliche Fälle sind vielleicht schon früher vorgekommen; 
die genannten zeigen deutlich, dass man zunächst die Ver- 
einigung zweier Bistümer als etwas durchaus Ungewöhnliches 
empfand und nur unter ausserordentlichen Umständen zuliess. 

Erzbischof Balduin von Trier (1507—1354)?), 1328 
zum zweitenmal einmütig zum Erzbischof von Mainz postu- 
liert — das erstemal, 1520, ıst er wahrscheinlich alsbald 
gegenüber dem vom Papst ernannten Matthias von Bucheck 
zurückgetreten ?) —, leitete bis 1337 vom Vertrauen des Ka- 
pitels getragen die Verwaltung des Erzstifts, ohne den von 
Johann XXII. providierten Heinrich von Virneburg anzu- 
erkennen ?). Seiner grossen Tüchtigkeit in Verwaltungs- und 


!) Martin Rohkobl, Albert Suerbeer, Erzbischof von Livland, 
Estland und Preussen, Z. d. Ges, f. Schleswig-Holsteinische Gesch. XLVII 
Leipzig 1917 8. 68ff,, bes. 8. 69, 73f., 81ff. Albert nannte sich mit 
Vorliebe auch episcopus Lubecensis, doch hat ihm die Kurie diesen Titel 
nie offiziell gewährt, S. 76 ff. 

2) Aloys Dominicus, Baldewin von Lützelburg, Erzbischof und 
Kurfürst von Trier, Coblenz 1862. Browerus-Masenius Il p. 185s. 
Gesta Trevirorum, ed. Müller-WyttenbachIlp. 2393., 247 s., 278 ss. 
Theodor Lindner, Deutsche Geschichte unter den Habsburgern und 
Luxemburgern (1273— 1437) 1. Stuttgart 1890 8. 300, 386 ff., 437. Julius 
Priesack, Die Reichspolitik des Erzbischofs Balduin von Trier in den 
Jahren 1814—1328, Göttingen 1893. Ernst Vogt, Die Reichspolitik 
des Erzbischofs Balduin von Trier in den Jahren 1328—1334, Gotha 1901. 
Hauck V!-#4 S. 522. Löhnert, Personal- und Amtsdaten $. 51 ff. 

3) Gesta Trev. II p. 240. Priesack S.5lff. Ernst Vogt, Erz- 
bischof Mathias von Mainz (1321—1328), Giessener Hab.-Schr. Berlin 1905 
S.9f. Regesten der Erzbischöfe von Mainz von 1289 bis 1396, I, Abt. 
bearb. von Ernst Vogt, Bd.I, Leipzig 1913 S. 438, 442, 451f. - 

4) Gesta Trevirorum II p- 247s. Dominicus 8, 249ff., 315f. 
Hauek Vlu2 S. 522, 549 n. 4. 
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Finanzfragen hatte er es zu verdanken, dass ıhm Bischof 
Walram von Speyer 1331 die Temporalienadministration seiner 
Kirche, das Wormser Kapitel 1335 dieses Bistum anvertraute!). 
Die Machtstellung Balduins im Reich muss schon auf Grund 
dieses Territorialbesitzes in jenen Jahren eine gewaltige ge- 
nannt werden. Als er sich dann Papst Benedikt XI. 1336 unter- 
worfen hatte, legte er nacheinander die Verwaltung der drei 
Stifter nieder, die unter seinem tatkräftigen Schutz wieder 
zur Ruhe gekommen waren ’’). 

Eine ähnliche Verbindung trat unter Erzbischof Kuno von 
Falkenstein (1362— 1388) zwischen seinem Kurstuhl Trier und 
Köln ein?). Seit 1366 Koadjutor des Erzbischofs Engelbert 
von Köln, führte er die Verwaltung des verarmten Erzstiftes 
mit grosser Tüchtigkeit bis zu dessen Tode 1368), wurde 
dann vom Kapitel zum Generaladministrator ernannt und zum 
Erzbischof postuliert. Die Translation von Trier nach Köln 
lehnte er jedoch ab und erhielt die Verwaltung des Erzbistums 
von Urban V. zunächst „in commendam“?), hierauf für kurze 
Zeit als Generalvikar des apostolischen Stuhles und schliesslich 
wieder unter dem Titel Administrator ®). Da er jedoch seine 


) Dominicus 8.293. Hauck Viuw2 S, 523 n.1, 52 n 5. 

2) Dominicus 8. 328 ff., 345 ff., 348 ff. Adam Goerz, Regesten der 
Erzbischöfe von Trier von Hetti bis Johann II. 814— 1503, Trier 1861 8. 79. 

3) Goerz, Regesten 8. 97 fl. Franz Ferdinand, Cuno von 
Falkenstein als Erzbischof von Trier, Koadjutor und Administrator von 
Köln bis zur Beendigung seiner Streitigkeiten mit der Stadt Trier 1377, 
Phil. Diss. Münster, Paderborn 1885. Joseph Fecker, Friedrich von 
Saarwerden, Erzbischof von Köln und Herzog von Westphalen, I. Theil. 
Phil. Diss. Münster 1880. Gesta Trevirorum, ed.Müller-Wyttenbach 
II p.283ss. Lindner, Deutsche Gesch. II S. 87 f. 

4) Ferdinand 9. 57 fl. 

5) Nur noch ein zweiter Fall eines kommendierten Bistums ist mir 
bekannt: Konstanz 1387 durch Clemens VII. für seinen Günstling Hein- 
rich Bayler, transferiert von Konstanz nach Valence-Die. Hauck Vtu.2 
S. 715. Allerdings sprachen besondere politische Umstände mit, ebenda 
S. 714f. Vgl. aber unten 8.304 n.2 u.5. 

e) Ferdinand 8.62; Fecker 8.7f, 
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Kräfte beiden grossen Aufgaben nicht mehr gewachsen fühlte, 
empfahl er dem Kölner Kapitel die Wahl seines Neffen, Fried- 
richs von Saarwerden, die auch 1370 erfolgte und bestätigt 
wurde. 1371 legte Kuno die Kölner Verwaltung nieder !). 

In den Jahren 1380—1390 unterstand das Bistum Speyer 
im Auftrag Clemens VII. der Administration seines bisherigen 
Bischofs, des nach Mainz transferierten Grafen Adolf von 
Nassau (1379—1390)?). Als der Speyerer Bischof Raban 
von Helmstatt (in Speyer seit 1396) ?) durch päpstliche Pro- 
vision 1430 nach dem Erzstift Trier transferiert wurde und 
sich den Trierer Kurhut erst erkämpfen musste, gestattete 
ihm der Papst zunächst einstweilen, 1436 dauernd die Bei- 
behaltung der Administration von Speyer zur Unterstützung 
in den Kämpfen um Trier *). 1438 resignierte Raban Speyer, 
1439 Trier. 

im 15. Jahrhundert verlieren die Administrationen einer 
zweiten Kirche den aussergewöhnlichen, meist durch ganz 
persönliche oder besondere politische Verhältnisse veranlassten 
Charakter. Die Politik der Fürsten, welche in jenem Jahr- 
hundert aus den locker gefügten mittelalterlichen Territorien 
geschlossene grössere Territorialstaaten zu schaffen beginnt °), 
äussert sich in den geistlichen Fürstentümern auch in dem 
Bestreben, mehrere dieser Wahlterritorien zu einer Einheit zu- 
sammenzufassen und so mindestens vorübergehend eine gewisse 
Machtstellung zu erreichen, häufig im Interesse einer bestimm- 
ten fürstlichen oder gräflichen Familie ©). Oft war es auch 


!, Ferdinand 8. 74f.; Fecker 8.8ff. Hauck V!u2S, 659. 

2/-Hauck V!w2 8.693 f., 1138, :1146. 

®) Ueber seine Schicksale vgl. Browerus-MaseninsIIp. 273ss,, 
Remling, Geschichte der Bischöfe von Speyer II 8.49 ff,, Wyttenbach- 
Müller, Gesta Trevirorum II p. 318 ss. Goerz, Regesten S. 164 fi. 
Löhnert, Personal- und Amtsdaten 8. 56 ff. 

4 Remling 8. 53, 56; die Ernennungsurkunden gedruckt Rem- 
ling, UB. II 175, 194. 

5) Hartung, Verfassungsgeschichte 8.33 ff. 

©) Die Politik der weltlichen Territorien gegenüber den geistlichen 
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die Notwendigkeit einer politischen Anlehnung, die in den 
kampferfüllten Zeiten gerade des 15. Jahrhunderts ein schwä- 
cheres Bistum zum Anschluss an ein mächtigeres führte. Dass 
daneben auch der „rein persönliche, finanzielle Zweck“ der 
von weltlichen Geschäften aller Art stark in Anspruch ge- 
nommenen Bischöfe eine wichtige Rolle spielte, ist zumal für 
das 15. Jahrhundert selbstverständlich !). 

Schon aus dem 13. Jahrhundert datierten die engen 
Beziehungen zwischen den Hochstiftern Köln und Pader- 
born, die in Westfalen aneinander grenzten ?). Als 1414 


Fürstentiimern, namentlich Norddeutschlands, wird deutlich an dem Kin- 
fluss der Grafenhäuser auf ihre Besetzung: der Diepholz und Hoya 
gegenüber den niederdeutschen Bistümern (unten 8. 303 f.), der Grafen 
von der Mark gegenüber Köln (vgl. z. B. A.Kreisel, Adolf von der Mark, 
Bischof von Münster 1357—1363 und Erzbischof von Köln [1363— 1364], 
Paderborn 1885. Werminghoff, Verfassungsgeschichte ? S.91. Hauck 
vlu2 8,659). Vgl. die von anderem Gesichtspunkt ausgehenden Aus- 
führungen von Albert Werminghoff, Drei Fürstenspiegel des 14. und 
15. Jahrhunderts, Geschichtliche Studien für Albert Hauck, Leipzig 
1916 S. 158, Mainz war von 1346 bis 1475 wenigstens 67 Jahre in den 
Händen der Grafen von Nassau, Karl Wenck, Die Stellung des Erz- 
stifts Mainz im Gange der deutschen Geschichte, Z. f. hess. Gesch. u. Altkde. 
1909 8. 278 f., 289 ff. Vgl. Albert Werminghoff, Neuere Arbeiten 
über das Verhältnis von Staat und Kirche in Deutschland während des 
späteren Mittelalters, Hist. Vj.-Schr. XIX 1908 8. 181 n. 1, „... auch sie 
(die Bistumshäufung) bei der Herkunft der Bischöfe ein Zeichen des vor- 
dringenden weltlichen Reichsfürstentums, das dadurch seine Einfluss- 
sphären vergrösserte, wohl kaum ein Mittel der Kirche, um der Laien- 
macht entgegenzutreten durch Schaffung kirchlicher Personalunionen .. .* 

!) Georg von Below (Die Ursachen der Reformation, Hist. Bibl. 
XXXVII 1917 8.25 n. 1, 8.26) geht m. E. zu weit, wenn er allgemein 
als „Kennzeichen der Kumulierung“ den „rein persönlichen finanziellen 
Zweck, der mit ihr verfolgt wird“, hinstellt. Für die deutschen Bistums- 
kumulationen trifft dies bei der landesherrlichen Stellung der deutschen 
Fürstbischöfe kaum zu irgend einer Zeit zu, was v. B. anschliessend auch 
andeutet. 

®) Franz Stentrup, Erzbischof Dietrich II. von Köln und sein 
Versuch der Inkorporation Paderborns, Theol. Diss. Münster 1904 8. 17 ff., 
auch Z. f. vat. Gesch. u. Altkde. (Westfalens) LXII 1 1904 8. 17 ff. 
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Dietrich von Moers den Kurstuhl in Köln bestieg, wandte 
sich das Kapitel von Paderborn, welches in heftigem Zwiste 
mit seinem Bischof Wilhelm von Berg, dem Rivalen Dietrich s 
für Köln, lag, an diesen, übertrug ihm für 10 Jahre die Ad- 
ministration und setzte Wilhelm ab. 1415 wurde Dietrich 
von Johann XXIII. zum lebenslänglichen Administrator von 
Paderborn bestellt. Zwar sein Versuch einer Inkorporation 
Paderborns, die eine päpstliche Bulle vom 24. November 1429 
aussprach, scheiterte schliesslich an dem heftigen Widerstand 
des Bistums; Dietrich blieb von 1424—1463 wieder Admini- 
strator !). Aber die Verbindung von Köln und Paderborn wieder- 
holte sich unter den Erzbischöfen Hermann von Hessen (1440 
bis 1508), Hermann von Wied (1515—1547) und Salentin 
von Isenburg (1567 — 1577), die, vom Paderborner Kapitel postu- 
liert und von Rom als Administratoren bestätigt, das Bistum 
in den Jahren 1498—1518, 1532—1547 und 1574—1577 
verwalteten ?). 

Besonders unter den kleineren niederdeutschen Stif- 
tern sind im 15. Jahrhundert Vereinigungen, namentlich unter 
Angehörigen der heimischen Grafengeschlechter, häufig gewesen. 
Graf Johann von Hoya, der 1394 Bischof von Paderborn und 
im selben Jahre auch Koadjutor in Hildesheim geworden war, 
wurde 1398 nach Hildesheim transferiert (daselbst bis 1424) und 


) Ebenda S. 31ff., 89. Hauck Vluw2 8,1151. Dem Erzstift 
Trier glückte 1574 bzw. 1576 unter Jakob von Eltz die Inkorporation 
der Reichsabtei Prüm, dem Hochstift Speyer 1546 unter Philipp von Flers- 
heim die der Fürstpropstei Weissenburg, beide aus ähnlichen politischen 
Erwägungen hervorgegangen, Marx I 8.265 ff.; Remling, Geschichte 
der Bischöfe von Speyer II S. 309 ff., 317. Die Reichsabtei Reichenau 
wurde 1508 bzw. 1540 Konstanz inkorporiert, Moser, Besonderes Staats- 
recht, Konstanz S. 144 ff. G. Mayer, Art. Reichenau, Wetzer- Welte, 
Kirchenlexikon ® X 1897 Sp. 955. Der Bischof von Würzburg unterwarf 
im 16. Jahrhundert die Reichsstifter Grosscomburg und Eberach seiner 
Landeshoheit, Moser Th. XXXVII 8. 193 ff., 196 ff. Reichsprälati- 
sches Staatsrecht I, Kempten 1785 S. 189 f,, 188. 

2) Vgl. Tab. II 15—17. 
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musste Paderborn aufgeben !). Otto von Hoya dagegen, seit 1392 
Bischof von Münster, wurde im Jahre 1410 für Osnabrück als 
Administrator bestätigt; beiden Bistümern stand er bis zu 
seinem Tode 1424 vor?). Heinrich von Moers, seit 1424 
Bischof von Münster, wurde 1441 vom Basler Konzil als Ad- 
ministrator für Osnabrück bestätigt (T 1450) °). Albert von 
Hoya, Bischof von Minden 1436—1473, leitete als erwählter 
Administrator in den Jahren 1450—1453 das Bistum Ösna- 
brück, ohne die päpstliche Bestätigung erlangen zu können *). 
Rudolf von Diepholz, seit 1423 bzw. 1432 Bischof von 
Utrecht, kam nicht mehr dazu, das ihm 1453 vom Papst an- 
vertraute Bistum Osnabrück anzutreten ’). Sein zweiter Nach- 
folger, Konrad von Riedberg, Bischof von Osnabrück 1482 
bis 1497, behielt, 1497 als Bischof nach Münster versetzt, die 
Administration bei und leitete beide Bistümer bis zu seinem 


Tode 15089). 
Ein merkwürdiger Fall ist der Heinrichs von Schwarz- 
burg, welcher, seit 1463 Erzbischof von Bremen, 1466 in 


!) Gams p. 281,300. EubelIp.277,385. Nicolaus Schaten, 
Annalium Paderbornensium pars II p. 448, 461. Simon, Stand und 
Herkunft S. 82, 86. Hauck Viu2 $,1143, 1145. 

2) Sandhoff 1p.305. Hermannus Kock, Series Episcoporum 
Monasteriensium II Monasterii 1816 p. 110s., 133. Erhard, Geschichte 
Münsters $S. 191ff., 202. Stüve, Geschichte des Hochstifts Osnabrück 
IS. 297. Peister, Stand und Herkunft 8. 74, 86. Nach Hauck 
Viu2 5,1155 auf Grund von Ertmanns Chronik, herausg. von H. Forst, 
Osnabrücker Geschichtsquellen I 1891 S. 137, erhielt er Osnabrück in 
commendam. 

®) Sandhoff Ip. 34085. Erhard S. 225 ff., 229. Stüve I 355f. 
Pelster 8. 74, 87. 

*) Sandhoff Ip. 356ss. Eubel II p. 208. Stüve I S. 377. 
Pelster 8. 87, 99. 

°) Sandhoff I p. 363ss. Gams p. 298 spricht von eimer Ad- 
ministration, Eubel II p. 208 von einer Kommende. Stüve I 8. 389. 
Pelster 8.59 ff., 87. 

°) Sandhoff Ip. 372, 380. Erhard 8. 268 Stüve IS. 428 ff, 
450. Pelster 8. 75f., 88. 
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Münster postuliert, sich nach diesem territorial allerdings be- 
deutenden Bistum versetzen liess und seine Metropolitankirche 
als Administrator weiterverwaltete ?). 


Die Kumulationen seit dem 16. Jahrhundert ?). 


Im 16. Jahrhundert nehmen die Bistumskumulierungen 
einen ausgesprochen politischen Charakter an: Sie treten in 
den Dienst der grossen fürstlichen Territorialpolitik und 
finden alsbald während der Reformation in den Säkulari- 
sierungen ein protestantisches Gegenstück °). 

Bis zur Mitte des 15. Jahrhunderts waren Angehörige der 
grossen Fürstenhäuser nur selten Bischöfe geworden *). Das wird 
nun anders. Allenthalben durchsetzten geistliche Wahlterritorien 
die werdenden weltlichen Territorialstaaten. Was lag näher, 
als dass die Fürsten ihre jüngeren Söhne auf diese Weise nicht 
nur standesgemäss zu versorgen, sondern deren Stellung als 
Fürstbischöfe und Reichsäbte zur Abrundung und Sicherung 
ihres Gebietes auszunutzen bestrebt waren? Gewiss lag auch 
in dieser Hauspolitik ein starkes privatwirtschaftliches Element; 
aber zu einer Zeit, wo die Landesteilungen in Deutschland 
noch üblich waren, wo die Mittel der werdenden Landesherren 
grundsätzlich noch den Bedürfnissen des Landes genügen 
mussten, lässt sich politisches und privatwirtschaftliches Inter- 
esse nicht völlig trennen. Das Gefühl für den politischen Vor- 


) Erhard S. 252. Eubel II p. 110, 194. Pelster 8.75. Hein- 
rich nannte sich gewöhnlich: Bischof von Münster, Administrator der 
Kirche zu Bremen. Er starb 1496. 

2) Siehe die am Schlusse des Buches beigefügte Tabelle II. Die 
Verweise auf die Tabelle im Text und den Noten erfolgen durch ein T. 
und die laufende Nummer. 

3) Darauf weist von Below, Die Ursachen der Reformation 8. 25 
n. 1 hin, 

4) Vgl. etwa die Bischofslisten bei Gams und Eubel. Schulte, 
Adel und deutsche Kirche 8. 231. 
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teil, ja die Notwendigkeit, jüngere Prinzen nicht mit Land- 
teilungen, sondern mit geistlichen Gebieten abzufinden, war 
in den deutschen Territorien schon lange vor der Einführung 
von Primogeniturordnungen lebendig!). Anderseits sind gerade 
manche Familien, wie Wittelsbacher und Habsburger, durch 
zahlreiche Teilungen, die ein Geistlichwerden der jüngeren Söhne 
überflüssig machten, der Gefahr eines frühzeitigen Erlöschens 
im Mittelalter entgangen?). Die der Reformation sich zu- 
wendenden Fürsten konnten gegenüber den in ihrem Bereich 
liegenden Bistümern zu halben oder ganzen Säkularisierungen 
schreiten. So haben etwa seit der Mitte des 16. Jahrhunderts 
brandenburgische Prinzen in den Bistümern Magdeburg, Halber- 
stadt, Havelberg und Lebus, Braunschweiger in Bremen, Minden, 
Verden und anderswo, Mecklenburger in Schwerin und Ratze- 
burg, Pommern in Cammin, Wettiner in Merseburg, Meissen °) 
und Naumburg gesessen und die volle Einverleibung in ihr 
Stammland vorbereiten helfen *). Diese Fürstenhäuser, solange 
sie noch katholisch waren, und die, welche es blieben, vor allenı 
Oesterreich, Bayern, Kleve und Lothringen, mussten sich mit 
der Kurie auf guten Fuss stellen, um mit ihren protestanti- 
schen Nachbarn Schritt halten zu können’) und die nötigen 


!) Vgl. etwa die Vorschläge des Ludwig von Eyb an die fränkischen 
Hohenzollern, Albert Werminghoff, Ludwig von Eyb der Aeltere, 
Halle 1919 S. 311£.. 315, 594. 

?) Schulte, Adel und deutsche Kirche 8. 280 f. 

3) Vgl. z. B. das Meissener Postulationsdekret von 1622 für Herzog 
August von Sachsen, Lünig XIX S. 865 f. und die „Postulatio perpetua“ 
für Kurfürst Johann Georg II. und seine Erben von 1663, ebenda S. 867 f. 
Ein ähnlicher Vertrag zwischen dem Domkapitel von Lübeck und dem 
Haus Holstein-Gottorp von 1647 ebenda V S. 551f. 

*) Auch Dänemark und das Haus Holstein-Gottorp beteiligten sich 
an der Jagd auf die protestantisierten Bistümer Norddeutschlands. — 
Vgl. Ritter, Deutsche Geschichte IS. 110f., 192 ff., 195— 198, 309 ff., 584 f.; 
II S. 420; III S. 124, 153, 193 f., 239, 250, 258 f., 320, 339, 413, 425 ff., 633. 
Weitere Literatur oben 8. 46 ft. 

°) Die Aussicht auf das Bistum Münster ist andererseits für das Haus 
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Dispense für die Jugend der Bewerber und die gewünschten 
Kumulationen zu bekommen. Aus religiösen, sittlichen und 
rechtlichen Gründen hat die Kurie am Vorabend der Refor- 
mation in solchen Fragen keine Schwierigkeiten bereitet. Viel- 
mehr wurden diese Dinge in Rom lediglich vom Geld- 
standpunkt aus behandelt; später zwang die Not des 
Katholizismus in Deutschland zur Nachsicht. Die Besetzung 
der reichsunmittelbaren Bistümer mit Fürstensöhnen und die 
damit im Zusammenhang stehenden grossen Kumulierungen 
sind jedoch nicht erst eine Folge der Reformation und Gegen- 
reformation, der protestantischen Säkularisationsbestrebungen 
und der notwendigen katholischen Gegenmassnahmen — ihre 
Wurzeln reichen bis ins 15. Jahrhundert zurück und liegen in 
der einsetzenden energischen Territorialpolitik der Fürsten- 
häuser. 

Schon im 15. Jahrhundert finden wir Angehörige der 
Häuser Wittelsbach und Wettin nicht nur in den Rhein- 
und Donaubistümern. „Während sich die Hohenzollern erst 
in viel späterer Zeit (d. h. im 16. Jahrhundert) einen Anteil 
an den nichtmärkischen Stiftern zu sichern vermochten, be- 
herrschten die Bayern bereits um die Mitte des 15. Jahr- 
hunderts die erzbischöflichen Kirchen zu Köln und Magde- 
burg, die Bischofsstühle zu Strassburg usw., und es gibt in 
der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts kaum ein mächtiges 
deutsches Bistum, in das die Wettiner nicht einen ihrer 
Prinzen oder Beamten zu bringen verstanden hätten oder 
auf das sie nicht zum mindesten eine Änwartschaft erwarben“ ?). 
Wittelsbachische Pfalzgrafen?) sassen von 1492 bis 1538 
in Regensburg (zwei), von 1498 bis 1552 in Freising (drei), 


Kleve nach 1570 ein Motiv des Festhaltens am alten Glauben gewesen, 
Ritter, Deutsche Geschichte I S. 562; von Below S8. 47. 
1) F,Priebatsch, Z. f. Kirchengeschichte XIX 1889 8. 406, vgl. 
Janssen-Pastor, Geschichte des deutschen Volkes I19u.20 1913 8. 724 ff. 
?2) Veber den kirchlichen Eifer des kurpfälzischen Hauses im 15. 
und 16. Jahrhundert vgl. Schulte, Adel und deutsche Kirche 8. 269. 
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von 1513 bis 1529 in Speyer (einer), von 1523 bis 1552 in 
Worms (Heinrich von der Pfalz, zugleich Bischof von Frei- 
sing und Utrecht, T. 28) auf den bischöflichen Stühlen, 
Johann von der Pfalz war sogar 1457 bis 1464 Administrator 
von Münster, 1464 bis 1475 Administrator von Magdeburg, 
Bischof Philipp von Freising zugleich Administrator von Naum- 
burg (r 1541, T. 27a); Herzog Ernst von Bayern leitete von 
1516 bis 1540 das Hochstift Passau, von 1540 bis 1554 das 
Erzstift Salzburg als ungeweihter Administrator !). 

Einen glücklichen Anlauf nahm auch die sächsische 
Politik. Herzog Ernst war seit 1476 zunächst Administrator, 
dann Erzbischof zu Magdeburg, hierauf auch Administrator von 
Halberstadt, beides bis 1513?). Im Jahre 1480 suchte sogar 
das Erzstift Mainz Anlehnung und Schutz an der Macht der 
sächsischen Kurfürsten : Herzog Albrecht wurde zunächst Koad- 
jutor, von 1482 an Administrator des Kurerzstuhles; er starb 
aber schon 1484°). Zudem lag die Hochmeisterwürde in 
Preussen in den Händen des sächsischen Herzogs Friedrich. 
Die errungene Stellung ging jedoch in Preussen wie in Magde- 
burg und in Mainz den Wettinern zugunsten der Hohen- 
zollern‘) verloren: 1513 wurde in Magdeburg und Halberstadt 


') Hansiz, Germania Sacra I p. 603 ss., seit 1514 war er in Passau 
Koadjutor. Widmann, Geschichte Salzburgs III S. 21f., 82f. Riezler 
IV 8.61. Ernst resignierte 1554, da er eine Dispensation von den höheren 
Weihen nicht weiter erhalten konnte, f 1560. 

®) T.1. Gustav Schmidt, Zur Chronologie der Halberstädter 
Bischöfe IV, Z. d. Harz-V. XVI 1883 S. 254 ff. 

3) Wenck, Die Stellung des Erzstifts Mainz, Z. f. hess. Gesch. 1909 
3.278 f., 298. Eubel II p. 184. 

*) Ueber die ältere Bistumspolitik der Hohenzollern, besonders im 
15. Jahrhundert, vgl. Albert Werminghoff, Ludwig von Eyb der 
Aeltere, Halle 1919 S. 307, 310 #, Anm. 8. 589f., 592f.; auch Koser, 
Brandenburgisch-Preussische Politik I S. 194, 201. Bis nach dem fernen 
Riga gingen die hohenzollerschen Pläne, Karge, Die Berufung des 
Markgrafen Wilhelm zum Koadjutor des Rigaschen Erzbischofs, Baltische 
Monatsschrift 1906 S. 117 ff. Koser I S. 201. Vgl. ferner Ferdinand 


m 


Uroska, Die Bewerbungen des Markgrafen Johann Albrecht von Branden- 
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im Gegensatz zu dem vom Kaiserhof begünstigten Sachsen 
der junge Albrecht von Brandenburg (T. 2) postuliert, den 
ım Jahr darauf auch das Mainzer Kapitel gerade mit Rück- 
sicht auf die entstehende Kumulation und die Hausmacht 
seines Bruders entgegen dem pfälzischen Bewerber und den 
kaiserlichen Abmahnungen wählte. Nur so konnte man 
hoffen, die von sächsischem Gebiet umklammerte Stadt Erfurt 
vor der Habgier Sachsens dem Erzstift zu erhalten '). Bei 
der Admission dieser dritten Postulation, die von der Kurie 
als reine Geldfrage behandelt wurde), wie schon bei der 
1509 erfolgten Bestätigung des Osnabrücker Bischofs Erich 
von Braunschweig als Bischof von Paderborn, tritt in so 
fern eine rechtlich bedeutsame Neuerung auf, als nun nicht 
mehr von einer blossen Administration der zweiten Kirche die 
Rede ist, sondern zwei Bistümer gleichzeitig in titulum verliehen 
werden, ein Fall, der von nun an häufiger vorkommt. Albrecht 
durfte sich Erzbischof von Mainz und von Magdeburg, Admini- 


burg um den Breslauer Bischofssitz in den Jahren 1520 und 1521, 2. d. 
V. f. Gesch. Schlesiens XXIX 1895 8. 1ff. 

') Wenck 8. 298. Fritz Mehl, Die Mainzer Erzbischofswabl vom 
Jahre 1514 und der Streit um Erfurt in ihren gegenseitigen Beziehungen. 
Bonner phil. Diss. 1909. Koser, Brandenb.-Preuss. Politik I S. 197 ££; 
oben 8. 37 n. 1, S. 93. 

2) Schulte, Die Fugger in Rom I 8. 103f., 112fl. Koser, 
Brandenburgisch-Preussische Politik I S.199f.: „Der Papst erhielt für 
die Bestätigung eine ‚Komposition‘, wie man sich euphemistisch aus- 
drückte, d.h. einen Kaufschilling von 10000 Dukaten. Er hatte zuerst‘ 
12000 fordern lassen, da, wie sein Unterhändler scherzte, der Apostel 
zwölf seien und nicht bloss zehn — worauf Alvensleben dem witzigen 
Herrn in demselben Tone mit der Bemerkung diente, dass man sich dann 
auch an die Zahl der Todsünden halten könne, deren nicht mehr als 
sieben seien. Für diese Komposition und nebenbei für die auf das 
Doppelte, also auf noch 20000 Dukaten, veranschlagten Kosten des 
Palliums und der Annaten, durfte sich Albrecht an der Hälfte der Er- 
träge des Ablasses erholen, die ihnen der Papst auf acht Jahre für den 
ganzen Umfang der mainzischen und magdeburgischen Kirchenprovinz 
anwies,“ 
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strator von Halberstadt nennen !). Es ist das erste und ein- 
zige Mal in der deutschen Geschichte, dass zwei Erzbistümer 
dauernd in einer Hand vereinigt waren, und erschien auch den 
Zeitgenossen wie der Nachwelt als etwas ganz Aussergewöhn- 
liches ?). Seitdem stand die Frage der Nachfolge in Magde- 
burg Jahrzehnte hindurch im Zentrum der brandenburgischen 
Politik?). Beide Stifter, Magdeburg und Halberstadt, blieben 
bis 1566 unter brandenburgischen Administratoren vereinigt 
(T. 3—5) und fielen nach mannigfaltigen Schicksalen *) 1648 
und 1680 der völligen Einverleibung in den Staat des Grossen 
Kurfürsten anheim. Der brandenburgische Versuch, 1592 nach 
Strassburg überzugreifen, scheiterte an den katholischen 
Gegnern ?). 

Auch die Bistumspelitik des braunschweigischen 


!) Schulte, 8. 111f., 120. Strunck, Annalium Paderbornensium 
pars III p. 47s.; oben 8. 277. 

®) Schulte, 8.103, 114. Balduin von Trier und Kuno von Falken- 
stein, oben 8. 299 f., waren bloss zeitweilig Administratoren eines zweiten 
Erzstifts. Erzherzog Leopold Wilhelm kam 1628 in Magdeburg nur vor- 
übergehend, in Bremen gar nicht in den Besitz seiner Erzstifte, oben 
S. 290, T.26. Vgl.Sartoril2S8. 19. 

s\Vgl. Koser'a.an0:8.201, 1235.,72531., 202 2.77200 2725710: 
403 ff., 419, 422 ff., 500 ff. 

*) Magdeburg unter Joachim Friedrich und Christian Wilhelm 
von Brandenburg bis 1628; 1625 wurde gegen den Willen Christians 
Herzog August von Sachsen zum Koadjutor postuliert (Neubauer, 
Neue Mitt. XVIIIL1 8.1 ff. und Magdeb. Gesch.-Bl. XXVIIL S. 370 #.), 1628 
providierte der Papst Erzherzog Leopold Wilhelm (T. 26 oben S. 290), 
1635 im Prager Frieden erhielt Herzog August das Land zurück und 
regierte es bis 1680, seit 1650 im wesentlichen mit brandenburgischer 
Verwaltung. — In Halberstadt folgten Braunschweigische Administratoren, 
Heinrich Julius (T. 9, Bodemann S9. 239 ff.), Heinrich Karl, Rudolf und 
Christian bis 1623 (Opel, Neue Mitt. XIII 1 S. 1ff.), dann wieder ein 
Brandenburger, Christian Wilhelm, Koadjutor seit 1616 (Opel, ebenda), 
bis zur Postulation des Erzherzogs Leopold Wilhelm 1628 (T. 26, Opel, 
Neue Mitt. XVII 1 S.23#.). 1648 fiel H. an Brandenburg. Vgl. auch 
Schmidlin, Kirchliche Zustände III S. 235. 

5) Markgraf Johann Georg, Administrator 1592—1604, oben S. 52. 


Hohenzollern und Welfen. 3ıl 


Hauses, das sich schliesslich gleichfalls völlig dem Protestan- 
tismus zuwandte, griff im 16. Jahrhundert weit aus!). Auf 
allen Seiten fügten sich Bistümer an seine Stammlande?). Bremen 
und Verden waren von 1502—1566 in den Händen zweier 
Prinzen dieses Geschlechtes, Verden dann wieder von 1586 bis 
1623. Braunschweiger hatten zum Teil mehrfach die Bischofs- 
stühle von Osnabrück, Paderborn, Münster und Halberstadt 
inne, Minden allein viermal, in den Jahren 1508 —1529, 1554 
bis 1566, 1582—1585 und 1599 —1633. Zwei Prinzen, Erich 
und Georg besassen je drei, drei Prinzen je zwei Bistümer ’?). 
Hinzunehmen muss man Johann von Hoya, den streng katho- 
lischen, treuergebenen Freund des Hauses, der wie Bischof 
Erich 1532 in den Jahren 1568—1574 die Bistümer Ösna- 
brück, Münster und Paderborn vereinigte *). Beide Häuser, 
Brandenburg und Braunschweig, übernahmen, was Kumu- 
lationen und die Sicherung der Nachfolge durch Koadjutorien 
betraf, ihre Bistumspolitik in kaum veränderten Formen, aus 
ihrer katholischen in die protestantische Zeit. Die Kurie war 


!) Vgl. auch Otto von Heinemann, Geschichte von Braun- 
schweig und Hannover II Gotha 1886 8. 471f. Zur Geschichte des 
Bischofs Franz von Waldeck (1532—1553) von Caspar Schele, Herren 
zu Schelenburg, übersetzt v.D. Meyer, Mitth. d. Hist. V. v. Osnabrück I 
1848 8. 85 ff. Carl Stüve, Die Streitigkeiten des Bischofs Franz 
von Waldeck mit Herzog Heinrich dem Jüngeren und den Gebrüdern 
Halle, ebenda S. 135 ff. 

2) Vgl. die Karte der niederdeutschen Bistümer bei Droysen, 
Geschichte der Gegenreformation, neben 8. 254. 

3) T. 6—10; über Franz und Christian, Bischöfe von Minden, vgl. 
R. Schwarz 8. 47f., 55f. 

*) T.11; Carl Stüve, Johann von Hoya, Bischof von Osnabrück 
und die Coadjutorie von Paderborn 1559—1562; Mitth. d. Hist.V. von Osna- 
brück I 1848 S. 207 f£.; W. E. Schwarz, Z. f. vat. Gesch. LXI 1911 
S.14ff. Die Grafschaft Hoya fiel wie die Grafschaft Diepholz noch im 
16. Jahrhundert an Braunschweig mit Erlöschen der beiden Grafen- 
geschlechter, welche im 15. Jahrhundert noch ihre eigene Bistumspolitik 
getrieben hatten, oft im Gegensatz zu den Welfen, oben S$. 303 £.; 
von Heinemann a. 2.0. 


312 H. E. Feine, Besetzung der Reichsbistümer (1648—1803). 


machtlos, ebenso das katholisch gebliebene Kaisertum; um die 
Verweigerung der Regalienindulte kümmerte man sich wenig). 
Auch die Herzöge von Sachsen-Lauenburg haben es zwei- 
mal?) zu ganz erheblichem Bistumsbesitz gebracht: Herzog 
Heinrich (T. 14) vor allem hatte, ohne die Anerkennung der 
Kurie finden zu können, seit 1567 Bremen, seit 1574 Osnabrück, 
seit 1577 auch noch Paderborn inne und strebte Jahre lang 
vergeblich nach Münster (f 1585)°?). Den Braunschweigern 
ist freilich nicht der gleiche Erfolg wie den Brandenburgern 
zuteil geworden: Ihre Anwartschaften in Form von Koadjuto- 
rien auf Magdeburg und Halberstadt, Bremen und Ratzeburg 
zerstörte der Westfälische Friede und bot als spärlichen Ersatz 
nur die mit einem katholischen Bischof alternierende Besetzung 
von Osnabrück *). 

Aber nicht nur auf protestantischer Seite nahmen die 
Säkularisierungen und Kumulationen ehemaliger Bistümer ın 
der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts einen solchen Umfang 
an — ihnen entsprachen auf katholischer Seite zum Teil 
schon früher ganz ähnliche Erscheinungen ’): die Bistums- 
kumulationen und die Besetzung der Hochstifter mit jungen 
Koadjutoren und Administratoren, die faktisch oft nichts anderes 


') Oben 8. 51. 

?) Herzog Erich war 1502/3 Bischof von Hildesheim, resignierte zu- 
gunsten seines Bruders Johann (1503—1527), erhielt dann 1508 das Bis- 
tum Münster (bis 1522); T. 13; Bertram, Bischöfe 8.109; Derselbe, 
Geschichte II 8. 6. 

®) Am 23. Februar 1577 wäre Heinrich beinahe in Münster mit 
Majorität gewählt worden, doch die streng katholische, für Ernst von Bayern 
eintretende Seniorenpartei sprengte die Wahl, der Administrator Johann 
Wilhelm von Kleve, obwohl schwachen Geistes und zur weltlichen Nach- 
folge als einziger seines Stammes bestimmt, behielt zunächst die Ver- 
waltung bei, Lossen, Köln. Krieg I 8. 438 ff., 455 ff.; Keller, Gegen- 
reformation I 8.315 ff., 456 ff.; R. Schwarz S. 64. 

4) Pütter, Geist des Westphälischen Friedens 8. 193 f.; Ritter, 
Deutsche Geschichte III S. 633. Oben 8. 28 n. 2. 

°) Auf diesen Parallelismus weist mehrfach auch von Below hin, 
Die Ursachen der Reformation $. 25, 42 ff. 
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waren als halbe Säkularisierungen, so wenn Herzog Wilhelm 
von Bayern für seinen 1579 mit drei Jahren in Regensburg 
postulierten Sohn alsbald von der Kurie die Temporalienverwal- 
tung zugestanden erhielt!). Eine völlige Säkularisierung von 
Kirchengut nahm Karl V. vor, als er 1528 das Temporale des 
geistlichen Fürstentums Utrecht im Einverständnis mit dem Dom- 
kapitel, das auf sein Wahlrecht zugunsten kaiserlicher Nomination 
verzichtete, seinem Burgundischen Reich einverleibte?). Aehn- 
lich gingen die Welfen schon 1519 durch Annexion des grössten 
Teiles des Bistums Hildesheim während der Hildesheimer Stifts- 
fehde vor). 

Auf protestantischer wie auf katholischer Seite lagen die 
gleichen politischen Notwendigkeiten zugrunde; sind es doch 
die Jahrzehnte, in denen sich die Primogeniturerbfolgeordnung 
in den grösseren Territorien mit Erfolg durchsetzte, in Branden- 
burg, angebahnt durch die Dispositio Achillea von 1473, voll- 
endet 1598 durch den Geraischen Hausvertrag *), wie in Bayern 


!) Reichenberger, Röm. Quartalschr. XIV 1900 8. 356 ff., oben 
8.38 (39) n. 2. 

?, Pirenne, Geschichte Belgiens, übers. von Arnheim III S. 124. 
von Below, Die Ursachen der Reformation S. 48. R. Schwarz 8. 85f. 

3) Die Lit. über die Stiftsfehde bei V. Loewe, Bibliographie d. 
Hannov. und Braunschweig. Geschichte, Hannover 1907, S. 125; W. Ross- 
mann, Die Hildesheimer Stiftsfehde 1519—23, herausg. v.R. Doebner, 
Hildesheim 1909 (Urkundenwerk). Elsa Varnove, Die Anfänge der 
Hildesheimer Stiftsfehde und die Chronisten H. Brandis und J. Oldecop, 
Z. d. hist. V. f. Nd.-Sachsen LXXXIV 1919 8. 169 ff. 

4) Koser, Geschichte der brandenburg.-preuss. Politik I 8. 172. 
Ludwig Tümpel, Die Entstebung des brandenburgisch-preussischen 
Einheitsstaates im Zeitalter des Absolutismus (1609— 1806), Untersuchungen 
zur deutschen Staats- und Rechtsgeschichte herausg. von Otto von Gierke 
124. Heft, Breslau 1915 8. 1f. Hermann von Caemmerer, Die 
Testamente der Kurfürsten von Brandenburg und der beiden ersten Könige 
von Preussen, Veröffentlichungen des Vereins für Geschichte der Mark 
Brandenburg, München und Leipzig 1915, 8.3*, 43*ff., 64* ff, 83* ff. 
Albert Werminghoff, Der Rechtsgedanke von der Unteilbarkeit des 
Staates in der deutschen und der brandenburgisch-preussischen Ge- 
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endgültig 15781), und Oesterreich, 1584 in der steirischen Linie, 
1621 für das Gesamthaus ?). Aber auch in den kleineren Staaten 
musste das Gefühl dafür lebendiger werden’). Hinzu kam oft 
für die geistlichen Lande, insbesondere die katholisch geblie- 
benen Domkapitel, wollten sie nicht ihre unabhängige und 
politisch vielfach privilegierte Stellung zum Teil verlieren, die 
Notwendigkeit des Anschlusses an eines der wenigen katho- 
lisch gebliebenen Fürstenhäuser ?), an Oesterreich oder Bayern °), 
die allein auf Grund ihrer Hausmacht zu einer wirksamen Be- 
kämpfung des Protestantismus imstande waren. 

Die katholischen Domkapitel in dem bedrohten Nord- 
westen und Norden Deutschlands haben sich denn auch, oft genug 
nur widerwillig, zu der Besetzung ihrer Bistümer mit Fürsten- 
söhnen und zum Zusammenschluss mit anderen Hochstiftern unter 
bayrischen und österreichischen Prinzen hergegeben. In Köln 


schiehte, Halle 1915 8. 13 ff, Die ältere Auffassung betrachtete allgemein 
die Dispositio Achillea als entscheidenden Akt, so heute noch Bornhak, 
Arch. f. öff. Recht XXXIV 1915 S. 287 #.; Friedrich Giese, Preussi- 
sche Rechtsgeschichte, Berlin und Leipzig 1920 S. 16. Gegen letzteren 
Otto Hintze, Hist. Z. CXXII 1920 S. 515 ff. 

!) Riezler IV S. 274f. (Vertrag von Linz 1534), 433; VIS. 11 
(Testament Albrechts V.). Vgl. auch Lossen, Köln. Krieg I 8. 69 fi. 

?) Arnold Luschinvon Ebengreuth, Oesterreichische Reichs- 
geschichte (Geschichte der Staatsbildung, der Rechtsquellen und des 
öffentlichen Rechts), Bamberg 1896, $ 49 2#., 8. 398ff., 401; Der- 
selbe, Grundriss der Österreichischen Reichsgeschichte?, Bamberg 1918 
S. 251f., 253 f. 

®) Hartung, Verfassungsgeschichte 8. 36. Vgl. auch Waldemar 
Domke, Die Virilstimmen im Reichsfürstenrat von 1495 bis 1654, 
Gierkes Untersuchungen XI Breslau 1882 S. 126 ff. 

*) Vgl.von Below, Die Ursachen der Reformation 8. 50. 

5) Darüber unten. In einem Fall, Strassburg 1592, aueh an Lothringen, 
oben $, 52, in einem anderen, Münster 1571, an Kleve. Dem alten Herzog 
Wilhelm von Kleve (1592), dessen Sohn Johann Wilhelm Koadjutor 
wurde, hat es die katholische Kirche zu danken, dass ihr dies bedeutendste 
norddeutsche Bistum erhalten blieb. Lossen, Köln. Krieg I S. 235 ft., 
438 fl. Keller, Gegenreformation I 8.8315 ff. R. Schwarz S. 64 f. 
öben SASl2sne 
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drang Herzog Ernst von Bayern 1577 gegen Gebhard Truch- 
sess nicht durch, in Münster wäre er 1577 Heinrich von Lauen- 
burg unterlegen; dort wurde er erst 1583, hier 1585 unter 
dem Eindruck des Abfalls Gebhards und des Kölnischen Krieges 
gewählt). In Paderborn sträubte sich der eifrige Gegen- 
reformator Fürstbischof Dietrich von Fürstenberg bis 1612 
gegen einen bayrischen Koadjutor, Ferdinand von Köln ?). 
Die wenig gefährdeten Bistümer im Südwesten und Süden, 
an Rhein und Mosel, in Franken, Bayern und Schwaben lehnten 
diese Politik nach Möglichkeit ab. Die Kapitel fürchteten 
nicht mit Unrecht für ihre Selbständigkeit. Sie wollten nicht, 
dass die Einkünfte des Landesherrn ausser Landes verzehrt 
oder gar landesfremden Interessen dienstbar gemacht würden. 
Besonders Bamberg, Würzburg *) und Eichstätt, auch Mainz, 
Worms, Speyer und Augsburg, die Domänen des Reichs- 
adels bildeten, haben sich von fürstlichen Bischöfen und Kumu- 
lierungen fast völlig frei gehalten. Salzburg erliess 1606 ein 
zwar von Kaiser und Papst für ungültig erklärtes, tatsächlich 
aber stets befolgtes Statut, das Fürstensöhne passiv von der Wahl 
ausschloss *). Völlig beseitigen konnten die Bistümer im Donau- 
gebiet darum den Einfluss Oesterreichs und Bayerns nicht; 
ihre Bischöfe standen, zumeist dem landsässigen Adel ent- 
nommen, je nachdem im Interesse eines dieser Staaten °). Die 
reichsritterlichen Bistümer in Franken und am Rhein brauchten 


1) Lossen, Köln. Krieg I S. 467 ff., 563 #. ; 438 ff. (vgl. oben S.312n.3); 
II S. 258 f., 569. R. Schwarz 8. 14f. 

®2) Wilhelm Richter, Geschichte der Paderborner Jesuiten I 
Paderborn 1892 S. 115 f£.; Derselbe, Geschichte der Stadt Paderborn II 
2,1090. 

3) Die, später freilich nicht befolgte, Wahlkapitulation des Johann 
Philipp von Schoenborn, Würzburg 1642, bestimmte, dass der künftige 
Bischof eo ipso huius ecclesiae incapax sein solle, wenn er die Wahl in 
irgend einem anderen Stift annähme (die Spitze richtet sich zunächst 
gegen Bamberg), Mentz, Johann Philipp von Schoenborn II S. 15. 

#) Oben S. 70 n. 2. 

5) Oben 8. 70f., 111£. 
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den Anschluss und die Stütze am Kaiserhof; für sie war der 
Reichsgedanke noch im 17. und 18. Jahrhundert nicht tot. 
Das Bischofsgeschlecht der Schoenborn !) stand in engen Be- 
ziehungen zum Wiener Hofe, Friedrich Karl von Bamberg- 
Würzburg war lange Zeit Reichsvizekanzler ?). 

Die Kurie konnte sich den zwingenden politischen Not- 
wendigkeiten Deutschlands auf die Dauer nicht entziehen, 
Hatte sie früher die Dispensationen zu reinen Geldfragen ge- 
macht, so war im Verlauf der ‚katholischen Glaubenserneuerung 
ein weit strengerer sittlicher Geist in Rom eingezogen ?). Zu- 
dem hatte das Konzil von Trient noch 1562 Vorschriften 
gutgeheissen, die eine Vereinigung zweier Bistümer in einer 
Hand so gut wie ausschlossen *). Der von mönchisch-kirch- 
licher Strenge erfüllte Pius V. (1566—1572) 5) kam daher in 
schwere Gewissenskonflikte, als die deutschen Forderungen 
nach Altersdispensen °%), Kumulationen und Koadjutorien ’) an 
ihn herantraten. Die Bistümer Norddeutschlands waren teils 
verloren, teils befanden sie sich in einer furchtbar gefährdeten 
Lage ®). Nur mit Widerstreben sowie unter dem Deckmantel 
widerruflicher Administration hat Pius V. Johann von Hoya 


) T. 48—52, vgl. oben S. 70. 

?) Wild, Lothar Franz von Schoenborn S. 156 ff. 

®) Leopold von Ranke, Die römischen Päpste in den letzten 
vier Jahrhunderten, bes. I, Sämtliche Werke XXX VII® S.326 ff. von Pastor, 
Geschichte der Päpste IV? 1907 S. 585 ff. 

*) Oben 8. 272, 276. 

°) Lossen, Köln. Krieg I 8. 79f. 

*) Oben 8. 37 £., bes. 8.38 n. 1. 

’) Der 1564 in Brixen gewählte Koadjutor Johann Thomas von Spaur 
wurde deshalb erst nach vielen Schwierigkeiten 1569 bestätigt, Sinnacher 
VII S. 439, 532, 565. 

®) Eingehend geschildert bei Lossen, Köln. Krieg 18. 125 ff., 223 ff. 
Vgl. auch Sauerland, Katholizismus und Protestantismus in den nord- 
deutschen Diözesen Magdeburg, Halberstadt, Hildesheim, Paderborn, 
Minden, Osnabrück, Lübeck und Münster im Jahre 1607 aus den Akten 
des päpstlichen Staatssekretariats, Röm. Quartalsschr. XIV 1900 8. 384, 
Schmidlin, Kirchliche Zustände, passim. 
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Münster und Paderborn als zweites und drittes Bistum ge- 
stattet !). Die Koadjutorie in Hildesheim schlug er dem damals 
dreizehnjährigen Freisinger Administrator Ernst von Bayern 
1568 ab?). Erst sein Nachfolger, der völlig unter jesuitischer 
Leitung stehende Gregor XIII. (1572—1585)°) und die Päpste 
nach ihm haben die grossen Vorteile richtig einzuschätzen 
gewusst, die der Sache des Katholizismus in Nord- und West- 
deutschland aus der Verbindung mit dem bayrischen Fürsten- 
haus und dessen Bistumskumulierungen erwachsen konnten. 
Von Clemens VIH. aus dem Jahre 1593 stammt das Breve, 
welches den fünfzehnjährigen Ferdinand zum gleichzeitigen Be- 
sitz sämtlicher denkbaren deutschen Kirchenwürden befähigte %). 
Die Verleihung eines zweiten und weiterer Bistümer erfolgte 
von nun an teils in titulum, teils in administrationem °). 


Die beiden Fürstenhäuser, die, nicht zum wenigsten auch 
zu ihrem eigenen Vorteil, ihre Macht in den Dienst der Kirche 
gestellt haben, sind Oesterreich und vor allem Bayern ge- 
wesen. Beide Familien haben freilich ıhre Politik mit dem 
Aussterben des Hauses bezahlen müssen ®). 


Die Habsburger waren im 16. Jahrhundert zunächst 
mit viel zu weitausschauenden, weltumspannenden Plänen be- 
schäftigt, als dass sie für ihre jüngeren Prinzen an Bistums- 
erwerb gedacht hätten ’). Für einen ausserehelichen Spross des 
Hauses, Georg von Oesterreich, waren die deutschen Fürst- 
bistümer Brixen und Lüttich sowie das spanische Erzbistum 


5 Oben 8: 277.0. 15T. 11: 

2) Lossen I 8.131. 

3) Ebenda S. 147f. 

4) Lacomblet, UB.1V S. 741; oben 8. 58. 

5) Oben 8. 278 ff. 

©) Die näheren Angaben bei Schulte, Adel und deutsche Kirche 
8.281 n. 1. 
j ?) Die Abneigung der Habsburger gegen die Klerikerei der jüngeren 
Söhne schon im Mittelalter hebt Schulte, Adel und deutsche Kirche 
S. 263, 280 f., hervor. 
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Valencia gut genug!). Oder Kaiser Max und Karl V. 
statteten, wie die deutschen Könige des Mittelalters?), ihre 
treuen Kanzler mit deutschen Hochstiftern aus: Matthäus 
Lang wurde gegen den ausgesprochenen Willen von Erz- 
bischof und Kapitel 1514 Koadjutor, 1519 Erzbischof von 
Salzburg (f 1540), Balthaser Mercklin war Bischof von Kon- 
stanz und Hildesheim (f 1531)°?). Erst als man sich im deut- 
schen Stamm des Hauses an kleinere Verhältnisse gewöhnt 
hatte und die Primogenitursukzession in der steirischen Linie 
1584, für das Gesamthaus endgültig 1621 sich durchsetzte, sind 
Habsburger in grösserer Zahl auf deutsche Bischofsstühle ge- 
langt *). Erzherzog Leopold Wilhelm (7 1662, T. 26) hat mit zwei 
Erzbistümern (die er allerdings nur dem Namen nach besass), 
fünf Bistümern und drei anderen hohen geistlichen Würden 
die Höchstleistung an kirchlicher Aemterhäufung zustande ge- 
bracht. Der vielerfahrene, als Fürst, Staatsmann und Feld- 
herr erprobte Erzherzog kam übrigens auch eine Zeit lang als 
Kandidat für die Kaiserwahl des Jahres 1658 in Betracht °). 
Später hat das Erzhaus wegen Mangels an männlichen Sprossen 
keine Bischöfe mehr stellen können. Nur der mit ihm ver- 
schwägerte Karl Joseph von Lothringen (T. 40) wurde Erz- 


) T. 20, oben 8. 36. 

?) Schulte, Adel und deutsche Kirche $. 66. 

®) PaulLegers, Matthäus Lang, ein Staatsmann im Dienste Kaiser 
Maximilians ]., Bonner phil. Diss. 1908 8.13 ff. Hans Widmann, Ge- 
schichte Salzburgs II 8. 352 ff., IILS. 1ff. Vgl.Derselbe, Zur Beurteilung 
des Salzburger Erzbischofs Matthäus Lang, Mitt. d. Ges. f. Salzburger 
Ldskde. 1915 S. 105 fi., oben S. 71 n. 2; über Mercklin, T. 18, oben 
Sezamel 

*) T. 22—27, dazu kommt noch Erzh. Maximilian, ein Bruder Ferdi- 
nands I]., geb. 1583, Deutschordensmeister 1595—1618. — Zwei Erzherzoge 
haben übrigens auf ihre geistlichen Würden verzichtet, um zu heiraten 
und die Tiroler Linie fortzusetzen, Leopold 1625 (T. 23) und sein Sohn 
Sigmund Franz 1665 (T. 25), 7 1665. 

°) AlfredFrancis Pribram, Zur Wahl Leopolds I. 1654—1658, 
Arch. f. österr. Gesch. LXXIII Wien 1888 S. 101ff. von Zwiedineck- 
Südenhorst, Deutsche Geschichte I S. 179. 
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bischof von Trier, Bischof von Osnabrück und für einige 
Zeit auch von Olmütz; das grosse Fürstbistum Münster hat 
ihm Kaiser Joseph I. 1706 nicht zuwenden können )). 

Zu einer geradezu unerhörten Anhäufung von Bistümern 
haben es während fünf Generationen und fast zweier Jahr- 
hunderte die Wittelsbacher gebracht, insbesondere die 
bayrischen ?). Von 1565 an ist die Politik der bayrischen 
Herzöge und Kurfürsten für volle zweihundert Jahre auf den 
Erwerb eines grossen Bistumsbesitzes für die jüngeren Prinzen 
im Einvernehmen mit der Kurie eingestellt gewesen und hat 
so selbst zum Erlöschen des Stammes beigetragen. Den ersten 
Schritt in die grosse Politik der Gegenreformation tat Herzog 
Albrecht V. (1550—1579)°). Nachdem er seinem zum geist- 
lichen Stande bestimmten jüngeren Sohn Ernst (T.29) Kanonikate 
in Salzburg, Köln, Trier und Würzburg, sowie 1565/66 das Bis- 
tum Freising verschafft hatte '), übernahm er 1573 den Schutz 
des von seinen protestantischen Nachbarn aufs höchste bedrohten 
Bistums Hildesheim, woselbst Ernst von Gregor XIII. als Ad- 
ministrator bestätigt wurde, und fasste so in Norddeutsch- 
land festen Fuss, ein Vorgehen, das deutlich den neuerwachten 
Öffensivgeist des Katholizismus zeigte und bei den Zeitgenossen 
nicht geringes Staunen hervorrief?). Zwar die Absichten auf 
Köln scheiterten bei der Wahl des Jahres 1577; erst 1581 
kam Lüttich hinzu. Aber der kirchliche Abfall und der Säku- 
larisationsversuch des Erzbischofs Gebhard Truchsess erwiesen 


') Oben 8. 135 ff. 

?2) Vgl. im allg. Aloys Schulte, Der Hohe Adel im Leben des 
mittelalterlichen Köln, Sitz.-Ber. der bayr. Akad. d. Wiss., philos.-philol.- 
hist. Kl., Jahrg. 1919 VII. Abh. 8. 17f.; die Daten sämtlich bei R. Schwarz 
S. 13 ff., 42, 77 ff.; ferner Riezler IV 8. 519, 608 ff., 618, 639 f.. 646, 
654 f., 656 ff., 663 f.; VS. 31, 345 f.; VII S. 14, 218, 234, 281, 331 ff; 
VII 8. 357 ff., 366 fi., 374 ff. 

8) Vgl. zum Folgenden die klassische Darstellung von Max Lossen, 
Der Kölnische Krieg I Vorgeschichte 1565—1581 Gotha 1882, II Ge- 
schichte des Kölnischen Krieges 1582—1588 München und Leipzig 1897. 

4) Ebenda S. 72 ff. 53) Ebenda 8. 130 ff, 142 ff. 
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klar, dass der Katholizismus am Niederrhein nur durch die Anleh- 
nung an ein treu katholisches Herrscherhaus zu halten war: 
1583 wurde Ernst in Köln gewählt und bestätigt und stellte 
mit den Waffen, unterstützt von seinen Brüdern, den Herzögen 
Wilhelm V. und Ferdinand, die Herrschaft der Kirche im 
Erzstift wieder her. 1585 erhielt er noch das nicht minder 
umfangreiche Bistum Münster hinzu !). 

Dieser Bistumskomplex ist nun im wesentlichen 180 Jahre 
lang in der Hand der bayrischen Kurfürsten von Köln ver- 
einigt geblieben, welche fünf Generationen hindurch (T. 29, 
30, 33—36) am Rhein und in Niederdeutschland eine wittels- 
bachische Hausmacht schufen, die zwar nicht an Geschlossen- 
heit und politischer Leistungsfähigkeit, wohl aber an Reich- 
tum und Flächengehalt den Stammlanden nahe kam. DBe- 
gründet wurden diese Kumulationen noch im 17. und 18. Jahr- 
hundert mit der Säkularisationsgefahr und der Schutzbedürf- 
tigkeit des rheinischen und niederdeutschen Katholizismus 
durch eine starke katholische Macht ?); tatsächlich lag ihnen 
später im wesentlichen nur der bayrische dynastische Ehrgeiz 
zugrunde ?). Aloys Schulte sprieht mit Recht von einer „Se- 


) Ebenda 8. 563 ff., 733 f., II S. 258 ff., 585 ff. Für Münster be- 
stätigte Gregor XIII. Ernst nur zögernd und mit der Auflage, das Bistum 
Freising zu resignieren. Die Kumulation ging ihm doch zu weit. Ernst 
setzte jedoch seinen Willen durch und resignierte sein geliebtes Freising 
nicht, Lossen, Münchner Sitz.-Ber. 1888 I 8. 181 ft. 

?) Z. B. für Köln 1722 und Hildesheim 1724, Sommer S. 56 f., 72#.; 
allgem.: Moser Th. XI 8. 850. Kaiser Joseph I. motivierte seine Be- 
mühungen 1706 um Münster für Karl Joseph von Lothringen, Bischof 
von Osnabrück, mit der Notwendigkeit einer „Combinier- und Zusammen- 
ziehung der katholischen Bistümer, umb nach Erfordernis der jetzigen 
gefährlichen Conjunctur denen Protestierenden so viel als möglich das 
Gewicht zu halten“, Woker, Der Katholik LXVII 1 S. 142. 

°) Als der Papst von Clemens August den Verzicht auf ein Stift 
verlangte, schrieb Kurfürst Max Emanuel an seinen Sohn am 12. De- 
zember 1723 (Sommer S. 67 n. 3): „Ich wolte Wintschen, dass Du 
Hildesheimb erhalten, aber auch neben den anderen Ertz- u. Bistumbe 
behalten khontest. Du weist aber, dass der Papst sich declariert, nicht 
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kundogenitur des bayrischen Hauses unter Vorbehalt der Ehe- 
losıgkeit und unter dem Zwang zum Priestertum* !). 

Das Erzstift Köln selbst war von 1583 bis 1761 in bayri- 
scher Hand; mit ihm verbunden blieben Hildesheim (mit 
einer Unterbrechung von 14 Jahren), Münster (mit zwei 
Unterbreehungen von 33 und 31 Jahren) und Lüttich bis 1723 
(mit einer Unterbrechung von 6 Jahren; von 1744 bis 1763 
gehörte es dem Bruder des letzten Kölner Kurfürsten, dem 
Herzog Johann Theodor). Hinzu kam seit 1618 wiederum 
Paderborn, den alten Traditionen entsprechend, mit einer Unter- 
brechung von 1650 bis 1719, seit 1728 Osnabrück sowie mehrere 
Male die Bistümer Freising und Regensburg. In der Regel 
nahm der Erzbischof eine Reihe von Jahren vor seinem Tode 
einen Neffen in tunlichst vielen Hochstiftern als Koadjutor an 
und sicherte dadurch seinem Hause die Nachfolge ?). So hat 
es Ernst mit seinem Neffen Ferdinand, dieser mit seinem Neffen 
Maximilian Heinrich gehalten, dessen französische Neigungen 
und unfreundliches Verhalten gegen seine Familie ihr 1688 
beinahe die Machtstellung am Rhein gekostet hätten ?). Joseph 
Clemens sorgte noch gerade rechtzeitig für die Wahl seines 
Neffen Clemens August zum Koadjutor in Köln im Jahre 1722 ®), 
1761 konnte das kurfürstliche Haus keinen jüngeren Spross 


mehr als trey auf einem haubt zu lassen: auch wirdt der Keyser seine 
protection nicht auf mehrere erteilen, sehe also zu, wan man nicht vor 
den Hertzog Theodor auf Hildesheimb arbeitet, daß wühr nicht dieses 
stift im haus verlieren. Littich ist das importanteste vor Dich neben 
Cölln u. Münster und diese try haben das rechte peso, welches ich 
Dir und vor dess hauses aufnamb wüntsche.“ 

'!) Münchner Sitz. Ber. 1919, VIII. Abh. 8. 17. 

2) Die eingeklammerten Jahreszablen der Tabelle bedeuten die 
Koadjutorwahlen. 

3) Vgl. oben S. 125 ff., 241 ff., sowie die abschliessende, auf genauestem 
Aktenstudium beruhende Arbeit Böhmländers im ÖOberbayr. Arch, 
LVI und LVII, 1912 und 1913. 

4) Sommer 8. 20 ff. 
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mehr zur Wahl präsentieren !). Sache des regierenden Erz- 
bischofs zusammen mit seinem Bruder, dem jeweiligen Kur- 
fürsten von Bayern, war es jedesmal, die erforderlichen Kano- 
nikate in den Bistumskapiteln dem ausersehenen Prinzen schon 
in der Jugend zu verschaffen und ihm in Rom die nötigen 
Dispense zu erwirken. Es sind Vorgänge, die sich typisch 
vor jeder Wahl wiederholen ?). So sind die Kölner Stiftslande 
mit ihren Annexen im kleinen ein erblicher Wahlstaat gewesen, 
wie das Deutsche Reich im grossen. Ja, der Gedanke der Erb- 
lichkeit erwies sich im Erzstift sogar im 17. und 18. Jahrhundert 
fester gegründet als gleichzeitig im Hl. Römischen Reich: Es 
fand kein Wechsel der Dynastie statt. Auch für die Koad- 
jutorwahl wird man eine Parallele in der Wahl des Römischen 
Königs finden. { 

Während fast des ganzen Zeitraumes verfügten andere 
bayrische Prinzen oft über nicht unerheblichen Bistumsbesitz: 
Franz Wilhelm von Wartenberg (T. 31), der Sohn Herzogs 
Ferdinand aus unebenbürtiger Ehe, war Bischof von vier 
Bistümern; Minden und Verden konnte er freilich nur 
wenige Jahre tatsächlich sein eigen nennen (7 1661). Herzog 
Albert Sigismund (f 1685, T. 32) besass zwei, Johann Theo- 
dor (f 1763, T. 36) drei Bistümer, so dass Freising von 1566 
bis 1612, von 1652 bis 1694 und von 1727 bis 1763, Regensburg 
von 1579 bis 1598), von 1649 bis 1661 und von 1668 bis 1763 in 
bayrischer Hand waren, ungerechnet die Zeiten bayrischer Koad- 
jutoren. 


1) Stoecker 8. 18f. 

?) Die Daten bei R. Schwarz S. 13—26. Vgl. sonst: Lossen, 
Köln. Krieg I S.72ff. (Ernst). Stieve, Briefe und Akten IV S. 350 f; 
Unkel, Hist. Jahrb. VIII 8. 245 fi.;, Lossen, Sitr.-Ber. 1888 I S. 150 f. 
(Ferdinand). Ueber die masslose Pfründenjagd Wilhelms V. vgl. Stieve 
IV 8. 270f., 374ff. Böhmländer, Oberbayr. Archiv LVI S. 173 ff., 231 
(Clemens Joseph). von Heigel, Sitz.-Ber. 1899 II 8. 347 ff.; Sommer 
S. 4 ff. (Philipp Moritz und Clemens August). 

?) Unter dem jugendlichen Kardinal Philipp von Bayern, Stieve 
Briefe und Acten IV S. 270 ft. 
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Auch die Pfalz-Neuburgische Linie, welche sich 
nach der Jülichschen Erbschaft unter Herzog Philipp Wilhelm 
mit hochfliegenden Plänen trug, hat sich an der gesamt- 
wittelsbachischen Bistumspolitik mit Erfolg beteiligt — auf die 
Hausverträge beider Linien von 1673 und 1724 wurde schon 
(S. 68 f.) hingewiesen, ebenso auf die aus solcher Zusammen - 
arbeit folgende gewaltige geistliche Machtstellung der Wittels- 
bacher um 1730: Zu Clemens August (T. 35) mit seinen fünf und 
Johann Theodor mit seinen zwei (später drei) Bistümern (T. 36) 
kam Pfalzgraf Franz Ludwig (T. 60) mit drei Bistümern !). 
Darunter waren die beiden Kurfürstentümer Mainz und Köln, 
die grossen Stifter Lüttich und Münster. Die Vereinigung 
zweier Kurfürstentümer, Mainz und Trier, ist freilich auch 
Franz Ludwig von der Pfalz nicht geglückt. Da legte mit 
Rücksicht auf die staatsrechtliche Unmöglichkeit der Kaiser, 
gestützt auf die Öffentliche Meinung Deutschlands, ein Veto 
ein ?). 

Keinem andern Fürstengeschlechte hat die Kurie in sol- 
chem Masse ihre Gunst und Nachsicht zugewendet. Einige 
Male verlangte der Papst bei einer Bestätigung den Verzicht 
auf ein anderes Bistum ?); kaum ein Wählbarkeitsbreve hat er 
ihnen ausgeschlagen; nur eine Wahl, die des Maximilian Hein- 
rich 1683 zu Münster, hat Innozenz XI. wegen Kumulation 
nicht bestätigt*). Als der neugewählte Benedikt XIII. 1724, 
in Unkenntnis der deutschen Verhältnisse und „nur die Doktrin 
des hl. Thomas, die Canones und Konzilsbeschlüsse vor Augen“, 
Clemens August Hildesheim als viertes Bistum nicht gewähren 


1) T, 60. Sein Bruder Alexander Sigismund war von (1681) 1690 
bis 1737 Fürstbischof von Augsburg, Braun, Bischöfe von Augsburg 
IV 8.374 ff., 389 ff. Beider Bruder Ludwig Anton (T. 59) war schon 1693 
als Koadjutor von Mainz, Bischof von Worms kurz nach seiner zwie- 
spältigen Wahl in Lüttich gestorben, oben 8. 245. 

2) Oben 8. 44; vgl. Sommer 8.5. 

®) Oben S. 274 n. 3. 

#) R, Schwarz S. 20. 
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wollte, gewann Bayern zunächst die Kardinäle und durch den 
Hinweis auf die Säkularisationsgefahr seitens Hannovers schliess- 
lich auch den Papst selbst. 1728 machte Benedikt dann wegen 
Osnabrücks als fünfter bischöflicher Kirche keine Schwierig- 
keiten mehr). 

Der Widerstand, den die Wittelsbacher ın ihrer Kumu- 
lierungspolitik oft zu überwinden hatten, ging weniger von der 
Kurie als vielmehr von den Kapiteln und im 18. Jahrhundert 
vom Hause Habsburg aus. 

Bei den Kapiteln sprach für den Anschluss an Bayern 
oder überhaupt an ein mächtiges Fürstenhaus nicht nur die 
seit dem Westfälischen Frieden wie ein Damoklesschwert über 
den deutschen geistlichen Staaten schwebende Säkularisations- 
gefahr — so besonders 1724 in Hildesheim *) und noch 1801 in 
Köln und Münster, hier zugunsten Oesterreichs ?) —, sondern oft 
auch der finanzielle Gesichtspunkt, die Deckung der Stiftsschulden 
und die berechtigte Erwartung auf andere mit der Wahl verbun- 
dene klingende Vorteile, so z. B. 1719 in Münster und Pader- 
born für Herzog Clemens August *). Oft war es zugleich die 
Hoffnung auf grösseren Anteil des Kapitels an der Landesregie- 
rung bei einem meist auswärts residierenden Fürsten’). Die 
auch sonst häufig vorkommenden Wahlen gemeinsamer Fürst- 
bischöfe in den westfälischen Hochstiftern (T. 41—44) wurden 
ferner dadurch erleichtert, dass regelmässig Münster, Osna- 
brück, Paderborn und Hildesheim eine grössere Anzahl gemein- 
samer Kapitulare besassen ®). Aber die Furcht, die Wahl- 
freiheit könnte beeinträchtigt werden, die Mittel des Stifts 


So mmerin.173 14773 

?) Sommer 8. 70ff. Vgl. auch Stoecker 8. 26ff. Körhol'z 
S.6ff. Wenzel S. 12f. 

®) Oben $. 143. 

4 8ommern Ss. BtMls Inte 17E 
®) Moser Th. XI 8. 351. 
‘) Sommer S. 70, 78. von Heigel, Münchner Sitz.-Ber. 1899 
8 


Il S. 385. 


ir de, u 
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müssten wesentlich fremdem dynastischen Ehrgeiz dienen, ein 
Prinz würde die Stiftslande in die grossen Kriegswirren hin- 
einziehen !), hat immer wieder gelegentlich die Domherren 
veranlasst, den bayrischen Kandidaten zurückzuweisen und 
einen Standesgenossen zu wählen. So erkor man 1650 in 
Münster ?) und Paderborn ?) nach den traurigen Erfahrungen 
des Dreissigjährigen Krieges in bewusstem Gegensatz zu Bayern 
Christoph Bernhard von Galen bzw. Theodor Adolf von Reck, 
freilich um mit ersterem nur desto schlimmere Erfahrungen 
zu machen und 1683 zu dem bayrischen Kölner Kurfürsten 
reumütig zurückzukehren‘), Doch schon 1688 wich man in 
Münster ?), im selben Jahre und 1724 in Lüttich ©), im Jahre 
1761 in Köln, Münster ”) und Paderborn °) aus ähnlichen Grün- 


!) Diese Bedenken fasst anschaulich Christoph Bernhard von Galen in 
einem Schreiben vom 12. Dezember 1668 an seinen Koadjutor Ferdinand 
von Fürstenberg zusammen (Wilhelm Richter, Geschichte der Stadt 
Paderborn II Paderborn 1903 8. 175f. n. 4): Prineipatus (Münster) ad 
ius liberae electionis restitutus est singulari divini numinis providentia, 
ut tandem a miseranda illa sorte liberaretur, ad quam damnatus fuerat, 
dum diocesis Coloniensis usibus tantum subvenire cogeretur, pro illius 
defensione et conservatione tantum suas opes viresque conferret, omni 
interim defensione destitutus, et hostium vieinorumque iniuriis iuxta ac 
alienis tutandis exhaustus lugeret oppressos subditos, vastatas urbes 
agrosque, sacra profanata, videretque ex suis ruinis crescere magni. 
tudinem et fortitudinem dominantis domus. Andere abfällige Aeusserungen 
bei Richter, Studien und Quellen zur Paderborner Geschichte I S. 114. 

2), Heers 9. 7ff., vgl. vorige Note. 

3) Bessen, Geschichte des Bistums Paderborn II S. 215, 231. 

*) Erhard, Geschichte Münsters S. 554. 

53) Ebe'nda 8. 557; Böhmländer, Oberb. Arch. LVII S. 233. 
R. Schwarz S. 68; Max Gorges, Beiträge zur Geschichte des ehe- 
maligen Hochstifts Paderborn im 17. Jahrhundert unter Dietrich Adolf 
von der Reck, Z. f. vaterl. Gesch. und Altkde. (Westfalens) L 2 1892 
Ss. 11 ff. 

6) BouilleIlI p.484. Daris V 2 p.215. Böhmländer, Oberb. 
Arch. LVII S. 233. R.Schwarz 8. 39f.— Bouille III p.567. Daris 
1p.53. Sommer S.65ff. R. Schwarz 8.41. 

?) Stoecker 8. 18ff., 37ff.; oben 8. 140 f. 

®) Hier führten die schlimmen Erfahrungen mit Clemens August 
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den zugunsten von Neutralitätskandidaten vom Hause Wittels- 
bach ab. 

Einen wegen seines Einflusses bei der Kurie gefährlichen 
Gegner fand die bayrische Bistumspolitik im 18. Jahrhundert 
im Hause Habsburg. Noch der Kölner Kurhut des Joseph 
Clemens wurde 1688 von Oesterreich und Bayern gemeinsam 
gegen Frankreich erkämpft. Als dann Max Emanuel mit 
seinem Bruder auf die Seite Ludwigs XIV. getreten war, 
schwand die Rivalität der Häuser Habsburg und Wittelsbach 
nicht mehr. Jahrelang waren die beiden kurfürstlichen Brüder 
ihrer Lande beraubt. Vorübergehend schien es dann, als 
sollte sich das Schwergewicht der bayrischen Macht überhaupt 
nach dem Niederrhein und den Niederlanden verschieben. 
Doch ergriff der Utrechter Friede diesen Ausweg nicht, der 
Gegensatz bestand weiter und machte sich bei den Wahlen 
des Clemens August als schweres Hindernis geltend. Lüttich 
ging 1724 verloren '), konnte aber 1744 unter Kaiser Karl VI. 
für Herzog Johann Theodor wiedergewonnen werden ?). Als 
ein Erfolg der kaiserlichen Politik konnte es gelten, dass 
1761/62 in Köln und Münster kein bayrischer, sondern ein neu- 
traler Kandidat, Maximilian Friedrich von Koenigseck-Rothen- 
fels (T. 37), gewählt wurde, der dann 1780 in beiden Stiftern 
Erzherzog Maximilian (T. 38), einen Bruder Kaiser Josephs II., 
als Koadjutor annahm ?). So rückte vorübergehend das Haus 
Habsburg-Lothringen in die bayrische Stellung am Nieder- 
rhein ein. Bis an das Reichsende blieb auf diese Weise Köln 
mit Münster vereinigt, über zwei Jahrhunderte hindurch (1585 
bis 1801), mit zwei Unterbrechungen von je drei Jahrzehnten. 

Einen etwas strengeren Massstab hat die Kurie übrigens 


von Köln zur Trennung nicht nur von Bayern, sondern überhaupt von Köln. 
Das Kapitel wählte, jeder Kumulation abgeneigt und bestärkt von Hannover, 
ex gremio Wilhelm Anton von Asseburg, Wenzel 8. 27ff., 30f., 32 ff, 

) Sommer 8. 47 fl., 67 ff. 

2, Darıs Ip. 137.8 

?) Oben 8. 141. 


a "7 
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doch im 18. Jahrhundert an die Kumulationen der deutschen 
Fürstbischöfe angelegt: Ausser Clemens August, bei dem 
Papst Benedikt XIII. schweren Herzens eine Ausnahme machte 
— er besass bekanntlich fünf bischöfliche Kirchen zugleich !) —, 
hat kein Bischof mehr als zwei, höchstens drei (T. 36, 60) 
Bistümer gleichzeitig besessen. Die schweren, mit den deut- 
schen Bistumskumulationen verbundenen Uebelstände in geist- 
licher Hinsicht waren in Rom sehr wohl bekannt. Die Bischöfe 
aus reichsfürstlichen Häusern fühlten sich, auch wenn sie die 
Konsekration empfangen hatten, weit mehr als weltliche Reichs- 
fürsten denn als geistliche Hirten ihrer Diözesanen. Um die 
bischöfliche Seelsorge in ihren entfernter liegenden Sprengeln 
konnten sie sich nicht kümmern; wenn diese in Händen tüch- 
tiger Weihbischöfe lag, durfte man zufrieden sein. Aus diesen 
Gründen richtete Clemens XII. am 5. und 6. Januar 1731 je 
einen Erlass an die Secretaria brevium und an die Congregatio 
consistorialis, welche sich ausdrücklich gegen die deutschen 
Bistumskumulierungen wandten ?). Wählbarkeitsbreven für ein 
zweites Bistum sollten von nun an nur nach gründlicher 
Prüfung des einzelnen Falles und nur zum Wohl der Bistümer 
erteilt werden, für ein drittes Bistum jedoch nur mit der Be- 
dingung der Aufgabe eines der beiden ersten. Für ein viertes 
Bistum sollte ein Eligibilitätsbreve völlig ausgeschlossen sein °). 
Ferner sollte eine Wählbarkeitsbreve grundsätzlich nicht mehr 
die Erlaubnis zur Beibehaltung des ersten Bistums in sich 
schliessen, sondern diese auch dann nur nach gewissenhafter 


ı) T.85. Sommer 8.67 .n.3, 73f.; vorhin 8. 323 f. 

2) Die Erlasse gedruckt bei Benedictus XIV., De synodo dioe- 
cesana, lib. XIII cap. 8 n. 7 ss., Ausg. Mechliniae 1842 III p. 329 ss. 

3) Benedikt XIV., 1. c. p. 3382: ... si vero huiusmodi Indultum 
iusta pariter causa concedendum videatur ei, qui iam duas regat Ecclesias, 
semper eidem Indulto inseratur conditio, ut praediectam Ecclesiam, ad 
quam eum eligi contingat, non aliter possit obtinere, quam una quam 
maluerit ex prioribus dimissa. Tres denique obtinenti Ecelesias Indultum 
Bligibilitatis ad aliam nullo modo tribuatur. 
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Prüfung des Falles bei Gelegenheit der Konfirmation zum 
Wohl der Kirche gestattet werden können !). 

Diese Vorschriften sind durchaus befolgt worden; nur 
Herzog Johann Theodor hat noch ein drittes Bistum erhalten, 
Lüttich 1744 (T. 36). Das Wählbarkeitsindult für Köln ver- 
weigerte ihm Papst Benedikt XIV. 1761). Herzog Clemens 
Wenzeslaus von Sachsen musste Freising und Regensburg 
resignieren, als er Trier und Augsburg antrat’). 

In Süd- und Südwestdeutschland waren die grossen 
Bistumsanhäufungen überhaupt seltener *). Die Kumulationen 
entsprachen weniger dem Unabhängigkeitssinn der Reichs- 
ritterschaft, die hier in den Kapiteln meist den Ausschlag 
gab und Fürstensöhne nach Möglichkeit fernhielt. Bamberg 
und Würzburg waren im 17. Jahrhundert dreimal für kurze 
Zeit vereinigt (T. 45, 46, 53); dann wieder unter Friedrich 
Karl von Schoenborn 1729 —1746, sowie unter Adam Fried- 
rich von Seinsheim und Franz Ludwig von Erthal von 1757 
bis 1795 (T. 50, 54, 55): Immer wirkte der Wiener Hof darauf 
hin, der in den reichsritterschaftlichen Bistümern seine beste 
Stütze im Reiche fand °). Auf die imponierende Stellung der fünf 
Kurfürsten und Fürstbischöfe aus dem Hause Schoenborn ist 


') L.c.p.330:.... Quod si iis, qui alicui jam praesint Ecclesiae ... 
concedi contigerit Indultum eligibilitatis ad aliam, declarat Sanctitas 
Sua, non per hoc censeri debere concessam dispensationem ad effectum 
simul retinendi praedietam quoque aliam Eeclesiam, postquam electio 
peracta fuerit: sed antequam electio ipsa a Sede Apostolica confirmetur, 
summa maturitate esse examinandum, an utilitas vel necessitas talium 
Ecelesiarum et Catholicae Religionis tuendae ratio postulet, impertiri 
huiusmodi dispensationem pro omnium retentione, vel potius in eiusdem 
electionis confirmatione poni oporteat decretum de alia Ecclesia dimit- 
tenda. 

?) Ennen, Frankreich und der Niederrhein II 8. 383 ff. Stoecker 
S. 20; schon 1736 war ihm ein Eligibilitätsbreve für Eichstätt in Rom 
abgeschlagen worden, Sax, Bischöfe II S. 626. 

3) T. 62; oben 8. 274 n. 3, 294. 

*) Oben 8. 69 £. 

5) Oben 8. 315. 
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schon mehrfach hingewiesen worden !). Auch von ihnen hat 
nur Johann Philipp (T. 48, 7 1673) mehr als zwei Bistümer 
besessen, zu Würzburg und Mainz das kleine Bistum Worms. 
Regelmässig mit einem grösseren Hochstift verbunden waren 
bloss die anlehnungsbedürftigen Bistümer Worms und Speyer, 
vor allem Worms wegen seiner finanziellen Schwäche. Eich- 
stätt dagegen hat, trotz ähnlich schwieriger Lage, sich immer 
allein durchzuhelfen gewusst. Worms war mit Mainz im 
17. Jahrhundert unter fünf Erzbischöfen verbunden, allerdings 
meist nur wenige Jahre (1626—29, 1663—79; T. 47, 48, 68, 
69, 70), im 18. Jahrhundert zunächst nur vorübergehend (T. 60), 
seit 1756 jedoch dauernd (T. 71—73), abgesehen von einer 
kurzen Verbindung mit Trier (T. 61), dessen Erzbischöfe im 
selben Jahrhundert bereits nahezu vier Jahrzehnte zugleich 
Bischöfe von Worms gewesen waren (T. 5l, 60). Speyer 
war während des 17, Jahrhunderts zumeist mit Trier verbun- 
den (1623— 1652, 1676—1711; T. 57, 58), vorübergehend nur 
mit Mainz (T. 68) und Konstanz (T. 52), im 18. Jahrhundert 
hatte es regelmässig eigene Bischöfe. In gewisser Weise 
traditionell war auch seit der Mitte des 17. Jahrhunderts die 
Vereinigung von Regensburg und Freising (T. 32, 34, 36, 62, 
65, 66). Auf sich selbst gestellt blieben in der Regel die 
Bistümer Strassburg, Basel, Konstanz, Chur, Eichstätt, Passau 
(seit 1664), Salzburg, Brixen und Trient. 
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Achtes Kapitel. 


Wahlkapitulationen, Regierungsantritt und 
Konsekration. 


I. Die Wahlkapitulationen. 


1. Eine zusammenfassende Darstellung des Kapitulations- 
wesens seit dem Mittelalter in den einzelnen Reichsbistümern 
würde über den Rahmen und die Absicht dieser Arbeit weit 
hinausreichen, sie müsste wesentlich einen Teil der deutschen 
Territorialverwaltungsgeschichte ausmachen !). Nur die formale 
Seite der Wahlkapitulationen, soweit sie mit der Bistums- 
besetzung selbst zusammenhängt, soll hier einer kurzen Be- 
trachtung unterzogen werden. Ein für allemal sei auf die 
älteren Darstellungen Johann Jacob Mosers?) und Josephs 
von Sartori?) verwiesen, sowie auf die neuen gründlichen 
Einzeluntersuchungen über die Erzstifter Mainz und Trier und 
die Bistümer Bamberg, Würzburg und Eichstätt ®). 


ı) Vgl. Hartung, Verfassungsgeschichte 8. 92 ff. 

2) Teutsches Staatsrecht Th. XI S. 430 ff.; Neues Teutsches Staats- 
recht Bd. XI 8. 89 ff. 

9,7172 8 3924, 8. 1598, 

*) Manfred Stimming, Die Wahlkapitulationen der Erzbischöfe 
und Kurfürsten von Mainz (1233—1788), Göttingen 1909. Johannes 
Kremer, Studien zur Geschichte der Trierer Wahlkapitulationen 1286 
bis 1768, Westdeutsche Zeitschrift, Erg.-Heft XVI Trier 1911. Georg 
Weigel, Die Wahlkapitulationen der Bamberger Bischöfe, 1328—1693, 
Würzb. phil. Diss. 1908 Aschaffenburg 1909. Joseph Friedrich Abert, 
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2. Die Kapitulationen im Mittelalter. Wahl- 
kapitulationen deutscher Bischöfe '), d.h. Verpflichtungen be- 
züglich ihres Verhaltens während der Regierungszeit, die sie 
der Gesamtheit ihrer Wähler als Körperschaft gegenüber bei 


Die Wahlkapitulationen der Würzburger Bischöfe bis zum Ende des 
XVII. Jahrhunderts, 1225—1698, Arch. d. Hist. V. von Unterfranken und 
Aschaffenburg XLVI Würzburg 1904 8. 27fl. Ludwig Bruggaier, 
Die Wahlkapitulationen der Bischöfe und Reichsfürsten von Eichstätt 
1295—1790, Freiburger theolog. Studien herausg. von G. Hoberg und 
G. Pfeilschifter XVUI. Heft, Freiburg i. Br. 1915. — Siehe ferner: 
P. Wittmann, Die Wahl-Capitulationen der Fürstbischöfe von Bamberg, 
Arch. f. Kath. KR. XIL 1883 8. 337 ff. Hinschius II 8. 608 n. 10. 
Arnold Oskar Meyer, Studien zur Vorgeschichte der Reformation, 
Hist. Bibl. XIV, München und Berlin 1903, S.91ff. August Amrhein, 
Gotfried IV. Schenk von Limpurg, Bischof zu Würzburg und Herzog zu 
Franken 1442—1455 U, Arch. f. Gesch. v. U.-Franken und Aschaffenburg 
LI 1909 S.3fl. Hauck, Kirchengeschichte V1-% 8. 217 ff., 653. Wer- 
minghoff, Verfassungsgeschichte? 8. 126. P. E. Louis, Die Vorstufen 
der erzbischöflichen Wahlkapitulationen zu Köln im 14. Jahrhundert. 
Bonner Diss., Aachen 1918. Wiedergaben im Druck z. B.: Karl Brunner, 
Wahlkapitulationen der Bischöfe von Konstanz (1294—1491), Mitt. d. 
Bad. Histor. Kommission Nr. 20 1898, Z. f. d. Gesch. d. Oberrheins LII 1898 
S. m 1ff. Lünig, Reichsarchiv, passim. Hansiz, Germania Sacra I 
(Passau) p. 705 ss. passim (von 1625 an). Polain, Recueil, ser. III 
v. I und II passim (Lüttich). Ausserdem vgl. jede grössere Bistumsge- 
schichte. Die zeitgenössische Literatur am vollständigsten bei Abert 
8.38 n.1 und Stimming 9.69 n.6, 8.70 n. 1 und passim. 

1) Auf die Parallele mit den Wahlkapitulationen der Päpste, erst- 
malig 1352 (H. Finke, Aus den Tagen Bonifaz’ VIIL., Münster 1902 S. 84; 
J. Lulv&s, Päpstliche Wahlkapitulationen, Quellen und Forschungen 
aus italienischen Archiven und Bibliotheken XII Rom 1909 8. 213 £., 225 
gegen M. Souchon, Die Papstwahlen von Bonifaz VII. bis Urban VL, 
Braunschweig 1888 S. 16, der für 1294 eintrat), und der Stiftsprälaten 
ist oft hingewiesen worden, ebenso auf die Wahlversprechen deutscher 
Könige an einzelne Kurfürsten seit 1257, dem Jahr des ersten Auftretens 
des Kurkollegs (hier sei hingewiesen auf die neueste einschlägige Arbeit 
von Ulrich Baltzer; sie liegt im Archiv der phil. Fakultät Halle und 
behandelt die Wahlversprechen der deutschen Könige an die geistlichen 
Kurfürsten bis zum Jahre 1400), und auf die kaiserliehen Kapitulationen 
geit Karl V. 1519; vgl. Stimming 8. 2ff,, Bruggaier 8. 2f. 


5329 H.E. Feine, Besetzung der Reichsbistümer (1648— 1803). 


und nach ihrer Wahl eingehen mussten, treten in den meisten 
Bistümern im Laufe des 13. Jahrhunderts auf’) und nehmen an 
Umfang und an Bedeutung für die gesamte Bistumsverwaltung 
in den folgenden Jahrhunderten ständig zu. 
Voraussetzung war, dass das Wahlrecht ausschliess- 
lich einer homogen zusammengesetzten Körperschaft, dem 
Domkapitel, zustand. Die landesherrlicher Nomination unter- 
liegenden Bistümer der österreichischen Erblande haben es 
ebenso wenig wie die Salzburger Eigenbistümer zu Kapi- 
tulationen gebracht und mancherorts, z. B. in Mainz, Trier und 
Bamberg ?), haben diese durch zwiespältige Wahlen und päpst- 
liche Provisionen eine vorübergehende Unterbrechung erfahren. 
In Breslau kam, hauptsächlich aus letzterem Grunde, überhaupt 


erst 1447 eine Wahlkapitulation zustande ?). Ausserdem war 
Voraussetzung die Beseitigung der vita communis in den 


Kapiteln, das Vorhandensein eines politischen und wirtschaft- 
lichen Interessengegensatzes zwischen Bischof und Kapitel: 
In Salzburg erscheinen die Kapitulationen erst seit der Säku- 
larisation des Kapitels durch Papst Leo X. im Jahre 1514 ®), 


Den geschichtlichen Ausgangs punkt bilden in der Regel 


die Absicht der Kapitel und die bei einer Neuwahl gegebene 
Möglichkeit, sich die althergebrachten wirtschaftlichen, häufig 
auch das Gebiet der Bistumsverwaltung berührenden Privilegien 


und Freiheiten erneuern und bestätigen zu lassen, oft auch die 


!) In Hildesheim 1216, K. Janicke, Urkundenbuch des Hochstiftes 


Hildesheim, Publ. a. d. k. preuss. Staatsarch. LXV, Leipzig 1896 Nr. 683, 


In Würzburg 1225, Abert S. 53f. In Mainz 1233, in Worms 1234, 
Stimming S. 22. In Eichstätt 1259, Bruggaier S. 16. In Trier 1285, 
Kremer 8.5. In Paderborn 1247, Stimming 8.8. 

?) Stimming 8.26. Kremer 8.9f. Weigel $.38f. 

®) Im allgemeinen Hauck V!-4 8.655. Franz Xaver Seppelt, 
Die Anfänge der Wahlkapitulationen der Breslauer Bischöfe, Z.d. V.f. 
Gesch. Schlesiens IL 1915 8. 192f£., 193. Vgl. Derselbe, Des Bischofs 
Jodocus von Breslau (1456—67) Romfahrt, Röm. Qu.-Schr, Supplem-H. XX 
1913 8. 269 ff, 271. 

‘) Kleinmayrn, Juvavia 8, 547, 8 356. 
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Notwendigkeit, sich gegen tatsächlich vorgekommene Miss- 
wirtschaft und Rechtsverletzungen zu sichern ?). In Mainz und 
Worms nahm das Kapitulationswerk seinen Anfang mit Be- 
ratungen über die finanzielle Not des Stiftes und mit der Zu- 
sage des Steuerbewilligungsrechts an das Domkapitel?). In alle- 
dem liegt viel Aehnlichkeit mit dem Aufkommen der Landstände 
in den Territorien überhaupt, wie denn das ganze Kapitulations- 
wesen durchaus parallel läuft mit der Entwicklung der land- 
ständischen Verfassung; das besonders deshalb, weil in zahl- 
reichen geistlichen Staaten, z. B. in Köln, das Kapitel als status 
primarius ?) an der Spitze der Landstände stand, vielfach so- 
gar, wie in Mainz, Würzburg, Bamberg und Eichstätt, aus- 
schliesslich oder nahezu allein an die Stelle der Landstände 
trat *). Neben den allgemeinen landständischen Forderungen 
sind es daher von vornherein besonders solche, die das alleinige 
Interesse der Kapitel, dieser exklusiven, meist rein adeligen 
Körperschaften, wahrnehmen. 

Dass ın den genannten Bistümern die Aufstellung 
einer Wahlkapitulation lediglich Sache des Kapitels 
blieb, ist selbstverständlich °). Aber auch in den Hochstiftern 
mit ausgebildeter landständischer Verfassung, in Münster, Osna- 
brück, Paderborn, Köln und Lüttich, desgleichen in Trier, wussten 
trotz zeitweiser Teilnahme der anderen Stände °) schliesslich 


) Stimming 8. 13f. Kremer 8.5. WeigelS.24ff. Abert 8.55. 

?), Stimming 9. 20 ff. 

») Hüffer, Forschungen 8. 317f. Walter, Erzstift und Reichs- 
stadt Cöln 8.62. Wolf, Aus Kurköln im 16. Jahrhundert S. 12f. 

4, Werminghoff, Verfassungsgeschichte? 3. 86,150 n.1. Hartung, 
Verfassungsgeschichte 8. 92f. Weigel 8. 17ff. Abert S.48fl. Brug- 
gaier S. 24. 

ertimmangı sa 16t,, 31,71, .AberiN 8. Arefiergall221 
Kremer S.5ff. Bruggajier 8. 24. 

6) Das erste Beispiel in Paderborn 1279, Stimming S. 16. Betreff 
Magdeburgs vgl. W.Schum, Ueber die Stellung des Kapitels und der 
Laienbevölkerung zu den Wahlen und der Verwaltungstätigkeit der 
Magdeburger Erzbischöfe bis zum 14. Jahrh., Historische Aufsätze dem 
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die Kapitel als allein wahlberechtigt ihr ausschliessliches Kapi- 
tulationsrecht zu behaupten. Meist nahm hier das Kapitel in- 
folge seiner Mitberechtigung an der Landesherrschaft, beson- 
ders wegen seiner Sedisvakanzregierung, eine Zwischenstellung 
zwischen Ständen und Landesherrschaft ein. 

Bis ins 17. Jahrhundert reichte die Mitwirkung der Stände 
bei Aufstellung der Wahlkapitulation nur in Osnabrück: 
Schon 1425 beschwor Johann von Diepholz seine Kapitulation 
„völlig als einen Vertrag mit dem Lande, nicht mit dem Ka- 
pitel“ 1); 1532 setzten Kapitel, Ritterschaft und Rat zusammen 
das Wahlgedinge für Franz von Waldeck fest ?). Doch drängte 
bei den Beratungen vor Johann von Hoyas Wahl 1553, noch 
mehr bei den Wahlen der Jahre 1591 und 1623 das Kapitel 
Ritterschaft und Rat immer weiter in den Hintergrund ?), so 
dass sich 1625 die Wahl Franz Wilhelms von Wartenberg 
unter Abweisung jedes ständischen Konkapitulationsrechtes 
vollzog‘). Gelegentliche Ansprüche des Sekundarklerus oder 
der Ritterschaft in anderen Bistümern sind immer vom Kapitel 
rundweg und erfolgreich abgelehnt worden °). 

Eine Besonderheit bot das Erzstift Köln: Vor jeder Neu- 


Andenken an Georg Waitz gewidmet, Hannover 1886 8. 389 ff. — 
Ueber verwandte Erscheinungen im Hochstift Chur oben S. 114 fi. Im 
allgemeinen Stimming 8. 16. 

1!) C6.Stüve, Geschichte des Hochstifts Osnabrück I 8. 322; vgl. 
Stimming 8.16 f. 

2) Sandhoff II p.21s. Johann Eberhard Stüve, Beschrei- 
bung und Geschichte des Hochstifts und Fürstentums Osnabrück, Osna- 
brück 1789 8. 297f.; Carl Stüvea.a.0.IIS 588.;Derselbe, Urkunden 
aus dem 16. und 17. Jahrh., Mitt. d. V. f. Gesch. u. Ldskde. von Osnabrück 
XIII 1836 S. 218. 

®) Sandhoff HD p. 1328., 14735. O.Stüve a, 3, O-IEsar or, 
346 ff.; III (1624—1647, Mitt. d. V. f. Gesch. u. Ldskde. von Osnabrück XII 
1882, und separat Jena 1882) S.19f. Runge, Mitt. usw. von Osna- 
brück XXIV 1899 S. 156ff., 164 f. 

4, 0. Stüve III S. 54 fl. 

5) So in Mainz 1675 und 1710, Stimming S. 71; in Bamberg 1481, 
Weigel S.17; in Würzburg 1623, Abert 8.51. 
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wahl pflegten die Landstände berufen zu werden, um dem 
Kapitel das Grundgesetz des Erzbistums, die Erblandesvereini- 
gung von 1463, erneuert 1550, in Erinnerung zu bringen, einen 
Vertrag, in dem sich Kapitel und Landstände vereinigt hatten, 
künftighin keinen Landesherren anzunehmen, bevor er gelobt, 
eine Anzahl Punkte, welche seiner Willkür und Macht eine 
starke Schranke zogen, unverbrüchlich zu beobachten. Ausser- 
dem legte das Kapitel jedesmal dem Neugewählten eine be- 
sondere Wahlkapitulation vor !). 

Die rechtliche Urform der Wahlkapitulationen scheint 
in zahlreichen Bistümern nicht so sehr die Privilegienzusicherung 
und -verbriefung gewesen zu sein als eine confoederatio, eine 
eidliche Vereinigung der wahlberechtigten Kapitulare während 
der Vakanz, worin sich jeder für den Fall seiner Wahl zur 
Einhaltung der beschworenen Punkte verpflichtete, ohne dass 
ein neuerlicher Eid des Gewählten für notwendig erachtet 
worden wäre: so in Eichstätt 1259°), ın Trier 1286 3), in 
Magdeburg 1260, 1277 und 1294, in Halberstadt bis 1357 *). 
Nur nachträgliche Siegelung oder Verbriefung durch den Elekten 
forderte man häufig. Auf die Verwandtschaft dieser Kon- 
föderationen mit den Klerikerunionen jener Zeit hat Stimming 
mit Recht hingewiesen’). Gleichwohl ist m. E. als entscheidend 
festzuhalten, dass sowohl in den meisten Bistümern als auch in 
den ältesten Kapitulationsurkunden, so in Würzburg (1225, 1314 


1) Hüffer, Forschungen 8.310 ff. Lossen, Köln. Krieg 18. 28f., 
auch S. 195f., 565 ff., 567, 576; 11 S.104ff. Wolf, Aus Kurköln im 
16. Jahrh. S. 1ff. Die Erblandesvereinigung gedruckt bei Walter, Erz- 
stift und Reichsstadt Cöln 8. 387 ff. 

2) Bruggaier S. 26. 3) Kremer 9. 5f. 

4) Regesta Archiepiscopatus Magdeburgensis II Magdeburg 1886 
$S. 657, III S. 98, 369; G. Schmidt, Urkundenbuch des Hochstifts Halber- 
stadt 11I 8. 252 (1324), 581; Stimming 8. 10f. 

5) Stimming 8. 9f. Ueber Klerikerunionen im 14. Jahrh., gegen 
die päpstlichen Finanzmassnahmen gerichtet, vgl. Hauck V1-48.688#., 
für das 15. Jahrh. Einiges bei Gebhardt, Gravamina der deutschen 
Nation? S. 61f. 
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und 1345) !), Mainz (1233), Worms (1234) ?), Speyer (1265) °), 
Bamberg (1328) t), wohl auch in Passau (1252) °), von vorne- 
herein auch ein Eid des Gewählten und eine Verbriefung 
durch ihn üblich war, so dass sich confoederatio der Kapitulare 
vor der Wahl und Beschwörung der vereinbarten Privilegien nach 
der Wahl durch den Bischof zumindest gleichberechtigt gegen- 
überstehen. Zudem trat in nahezu allen Bistümern alsbald 
die eidliche confoederatio, die littera unionis, gegenüber dem 
Schwur des Bischofs auf die Kapitulation in den Hintergrund 
und verschwand zum Teil völlig, ein Vorgang, der sich z. B. in 
Speyer von 1265 bis 1390 Schritt für Schritt verfolgen lässt ®). 
Man wird also auch rechtlich das Einigungselement nicht allzu 
stark in der Entwicklungsgeschichte der Wahlkapitulationen 
betonen dürfen. Es spielte wie bei der Entstehung und 
Ausbildung der landständischen Verfassung nur eine unter- 
geordnete Rolle °). Dass wirtschaftlich und politisch die Sicher- 
stellung und Erweiterung der Privilegien, zum Teil geradezu das 
Steuerbewilligungsrecht, die treibende Kraft der Kapitulations- 
werke war, wurde schon vorhin angemerkt. Besonders in 
Hildesheim ®), in Konstanz ?) und in Bamberg !°) ist der Zu- 


N,Abert S 548, Stimmingss. Il. 

2) Stimming 9. 20 ff. 

®) Remling UB. 18.309. Stimming 8. 12. 

#) Weigel S.31f, °, Stimming 8. 11f, 

6%) Remling UB. I S. 309 Nr. 342 (1265), S. 369 Nr. 360 (1272), 
S. 438 Nr. 466 (1302), S. 705 Nr. 676 (1390). Stimming 8. 12f. 

?) Georg von Below, Die landständische Verfassung in Jülich 
und Berg II, Zeitschr. d. bergischen Gesch. V. XX1I 1886, Sonderabdruck 
S. 1ff., 62ff.;, Derselbe, Der deutsche Staat des Mittelalters I, Leipzig 1914 
Saul E 

®) Privileg Bischofs Adelog von 1179 und älteste Kapitulation von 1216, 
Janicke UB. Hildesheim S. 377 Nr. 683. Maring, Diözesansynoden 8. 83. 

°) Privilegienaufzeichnung des Kapitels 1294 unter Heinrich von 
Klingenberg und älteste Kapitulation des Grafen Rudolf von Montfort 
1326, Brunner, 2. f. Gesch. d. Oberrheins LII S.m 1f., m 2f. Stim- 
ming 8. 13f.. 

0%) Weigel 8.24 ff. 


Confoederatio und Eid des Gewählten.  . . 337 


sammenhang der ältesten Kapitulationen mit früheren Privi- 
legierungen mit Händen zu greifen. 

Aus kleinen Anfängen haben sich so die en eiehen. 
noch im Mittelalter zu meist beträchtlichem Umfang entwickelt. 
Zunächst oft nur für den einen Vakanzfall zusammengestellt, 
erhielten sie dann rasch Dauerbestimmung und wurden durch 
Hinzufügungen erweitert, durch Neuredaktionen umgestaltet. 
Schon im 13. und 14. Jahrhundert, der Blütezeit des Feu- 
dalstaates, enthalten sie im Keime alles, was in der Periode 
des ständischen Staates ihre Eigenart und ihre Bedeutung aus- 
machte: die strengen Verbürgungsklauseln, die oft masslosen 
politischen Ansprüche der Kapitel als der Erb- und Grund- 
herren, der „Mutter des Stiftes“, die Ausbeutung der stiftischen 
Mittel und Wirtschaft im Interesse der Kapitulare, immer aber 
auch berechtigte Ansprüche auf Mitwirkung in wichtigen 
Dingen, regelmässig Hinweise und Massnahmen für der Stifts- 
lande und der Kirche Bestes. Auch die Zwistigkeiten zwischen 
Bischof und Kapitel fehlen nicht, ebensowenig die Eingriffe 
und Verbote der kirchlichen und der weltlichen Zentralgewalt, 
beide ohne bleibende Wirkung. 

3. Die Wahlkapitulationen im Zeitraum des 
ständischen Staates. Das 16. und die erste Hälfte des 
17. Jahrhunderts sind die Blütezeit des ständischen Staates und 
auch die Zeit des grössten Einflusses der Wahlkapitulationen 
in der inneren Geschichte der deutschen. Bistümer. Wie in 
den weltlichen Territorien die ständische Verwaltung vielfach 
gleichberechtigt neben die fürstliche Landesverwaltung trat, 
so beanspruchten die Domkapitel eine Mitwirkung in der Stifts- 
regierung in weltlichen und geistlichen Dingen, nicht in Unter- 
ordnung, sondern neben dem Bischof, vielfach über: und 
gegen ihn, eine Mitregentschaft als die Erb- und Grundherren 
des Stiftes 1). Das Mittel hierzu boten ihnen die Wahlkapitu- 
lationen, die, mit den strengsten Verbürgungsklauseln versehen, 


) Vgl. die bei Stimming 8.70 n. 1 zitierte Literatur. 
H. E. Feine, Besetzung der Reichsbistümer. 23 
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inhaltlich auf allen Gebieten der staatlichen und der geist- 
lichen Verwaltung immer weiter ausgriffen — zum Teil aller- 
dings im gegenreformatorischen Sinn sowie zum Wohle des 
Stiftes — und so schliesslich an der eigenen Ueberspannung 
und den veränderten Zeitverhältnissen zugrunde gingen. Doch 
haben tatkräftige Regenten, so Julius Echter in Würzburg (1573 
bis 1617) und Johann Gottfried von Aschhausen in Bamberg 
(1609—1622)!), auch in jener Periode mit den Kapitulationen 
fertig zu werden gewusst, oft freilich unter den unerquick- 
lichsten Streitigkeiten, die manch einem anderen, wie Friedrich 
von Wied und Salentin von Isenburg in Köln, das Leben als 
Bischof zu sauer gemacht hatten ?). 

Die Wahlkapitulation stellte in dieser Periode in gewisser 
Weise das Staatsgrundgesetz des geistlichen Wahlstaates dar, 
meist eine bunte Sammlung verfassungs- und verwaltungs- 
rechtlicher Bestimmungen, wie ja auch die kaiserlichen Wahl- 
kapitulationen unter die Reichsgrundgesetze gezählt wur- 
den °). Aehnlich diesen war ihr Inhalt unter den aufeinander- 
folgenden Fürstbischöfen eines Bistums meist nur geringen 
Schwankungen unterworfen. Bei den Beratungen wurde jedesmal 
die letzte Kapitulation zugrunde gelegt*), die neuaufgetauchten 
Beschwerdepunkte adkapituliert, Veraltetes wohl auch weg- 
gelassen und nur vereinzelt Neuredaktionen des Ganzen vor- 


) Abert S.87f. Weigel S.99. 

?) Lossen, Köln. Krieg I S.3ff., 183 f. 

®) Da die bischöflichen Wahlkapitulationen in erster Linie das 
Verhältnis von Bischof und Kapitel regelten, wurden sie in den meisten 
Stiftern ängstlich geheimgehalten, um nicht vor der Oeffentlichkeit und 
vor der Kurie Anstoss zu erregen. Moser (Th. XI S. 439) klagt sehr, 
wie dies die Forschung erschwere. Anderseits erhielten in Mainz die 
Behörden Auszüge und beglaubigte Abschriften und musste immer ein 
Exemplar der Kapitulation auf dem Platze des Hofratspräsidenten liegen, 
Stimming S. 80. In Würzburg wurde sie seit 1675 jährlich am Kilians- 
tage im Generalkapitel verlesen, Abert S. 95. 

*, Vgl. Goethe, Dichtung und Wahrheit, Buch V, über die Wahl- 
kapitulation Josephs II. 1764. 
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genommen, so in Eichstätt 1560 und 1705 !), 1679 in Mainz ?). 
Der Zug zur Stabilisierung der Kapitulationen wurde 
namentlich im 17. Jahrhundert stärker: Osnabrück erhielt 1650 
eine capitulatio perpetua unter der Garantie der Mächte, die aller- 
dings in so fern ihren Zweck verfehlte, als schon 1698 Karl von 
Lothringen eine Nebenkapitulation vorgelegt wurde °). Bereits 
1647 hatte Kurfürst Philipp Christoph von Trier seinem Kapitel 
den Vorschlag gemacht, eine beständige Wahlkapitulation zu 
errichten, ohne damit durchzudringen *),. Ein Würzburger 
Versuch scheiterte 1691 in Rom, da der Papst die Be- 
stätigung versagte °). In Mainz traf man bereits 1662 per 
vim statuti perpetui Vereinbarungen über die Kapitulations- 
gegenstände; der Entwurf einer capitulatio perpetua von 1788 
kam nicht mehr zur Durchführung °). Auch die Kölner Wahl- 
kapitulation hat sich seit Maximilian Heinrich (1650—1688) 
so gut wie nicht mehr verändert '). Von der vertragsmässigen 
Festlegung der Wahlgedinge für alle Zeiten, die übrigens auch 
für den deutschen Kaiser versucht wurde, jedoch über den 
Entwurf von 1711 nicht hinausgedieh ®), versprach man sich 
eine Milderung oder Beseitigung der zahlreichen Streitigkeiten 
zwischen Fürstbischof und Kapitel; doch erst das Uebergewicht 
der fürstlichen Macht im 18. Jahrhundert sollte diese abschwächen. 
Rechtlich stehen die capitulationes perpetuae auf einer Stufe 
mit den Erbverträgen zwischen Fürst und Ständen z.B. in 
Köln °?), Mecklenburg. und Württemberg !°) und können nur in 


!) Bruggaier 8. 29. 

2) Stimming 9.76. 

3) Freeckmann, Capitulatio perpetua. Vgl.Sartori 12 S. 204. 
Moser Bd. XI S.94. Stimming S. 84f. 

4) Kremer S. 30, 131. 

5) Abert 8. 106. 

6) Stimming 9. 73f., S4 ff. 

?) Hüffer, Forschungen $. 312. Stoecker 8. 23f. 

8) Hartung, Verfassungsgeschichte S. 17; gedruckt bei Zeumer, 
Quellensammlung ? 8. 474 ff. 

9) Oben 8. 334 f. 10) Hartung a.a. 0. 8. 84f. 
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demselben entfernten Sinn wie diese als Vorläufer moderner 
Verfassungen gelten. 

Die Kapitulationen wurden, ausser zunächst noch in Ösna- 
brück, in dieser Periode allein vom Domkapitel aufgestellt?). 
Häufig legten Stifter, Klerus, Ritterschaft oder Bürger ihre Be- 
schwerden und Wünsche dem Kapitel zur Berücksichtigung vor. 
Die Zeit zur Neuaufstellung der Kapitulation war regelmässig die 
der Sedisvakanz, und zwar arbeiteten zunächst die ortsanwesenden 
Kapitulare oder eine Kommission, oft unter Zuziehung von 
Rechtsgelehrten, einen Entwurf aus, der in einem Peremptorial- 
kapitel kurz vor dem Wahltag, an dem also auch die aus- 
wärtigen Domherren teilnahmen, vorgelegt, durchberaten und 
wenn nötig abgeändert wurde. Die Verhandlungen konnten sich 
oft tagelang hinziehen ?). In zahlreichen Bistümern erhielt sich 
das 16. Jahrhundert hindurch und bis ins 17. hinein die alte 
confoederatio der Kapitulare, die Schwurvereinigung vor 
jeder Wahl, so in Breslau °), in Bamberg '), Würzburg °) und 
Eichstätt ©), in Lüttich ”), in Salzburg °) und in Brixen): Wenn 
die Kapitulation genehmigt war, beschwor sie jeder Domherr 
und verpflichtete sich im Falle seiner Wahl zu ihrer Befolgung. 
In anderen Stiftern war noch die Ausstellung und Unterzeichnung 
oder Siegelung einer Kapitulationsurkunde durch die Wähler 
üblich, also eine littera confoederationis, so in Mainz ım 16. und 


!) Oben 8. 833 1. 

2) Vgl.z.B. Weigel S. 79, 94, 102f. Abert S. 5öf., 61f., 75f., 
82f., 95f. Bruggaier 8 23f. 

®) Joseph Jungnitz, Martin von Gerstmann, Bischof von Breslau 
(1584—1585), Breslau 1898 8.118. Stimming 8.13. 

4) Weigel S.79, die Eidesformeln n. 1; nach 1623 jedoch nicht 
mehr, $. 103. 

5) Abert 8.76, 83 n. 5 (1617), 95, 110, bis 1695. 

6) Bruggaier S. 27, der Eid unterblieb zuerst 1736. 

”), Daris V2 p. 245. 

®) Zauner, Chronik VII S. 111. 

°?) Sinnacher IX 8, 565 £. (1747). 
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17. Jahrhundert!), in Eichstätt bis 1636 ?). In wieder an- 
deren Stiftern, so in Trier seit der Mitte des 15. Jahrhun- 
derts ®), begnügte man sich lediglich mit dem Eide des Elekten 
und stellte weder einer littera unionis aus, noch beschwor man 
das genehmigte Wahlgedinge. 

Während man sich im Mittelalter in einigen Bistümern 
zunächst mit der Schwurgemeinschaft der Kapitulare als Siche- 
rung für die Durchführung der Kapitulation begnügte, wurde 
in zahlreichen Bistümern von Anfang an, in den anderen noch 
ım Mittelalter, ein Eid des Gewählten auf das Wahlgedinge 
verlangt, und zwar vor oder bei der Possessergreifung, nach 
der Bestätigung oder bei der Weihe, so noch im 18. Jahrhundert 
in Lüttich *), oft auch ausserdem unmittelbar, nachdem er die 
Wahl angenommen hatte°). In Würzburg unterblieb seit 1558 
die erstere Eidesleistung völlig‘), ebenso scheint es in Bam- 
berg und Trier gehalten worden zu sein ?); in all diesen Stiftern 
datieren die bischöflichen Juramente vom Wahltag. Auch in 
Mainz beschwor im 16. Jahrhundert der Erzbischof seine Kapitu- 
lation nur unmittelbar nach der Wahl °), während in Eichstätt 
bis 1757 der doppelte Schwur erhalten blieb °®).. Wenn je- 
doch der Neugewählte von auswärts kam, konnte naturgemäss 
seine Vereidigung erst bei Gelegenheit seines Einrittes er- 
folgen !°). Ausser der Eidesleistung war seit dem 16. Jahr- 
hundert allenthalben eine ein- oder zweimalige Verbriefung 
der Kapıtulation durch den Gewählten und den Bestätigten üblich 


— 


') Stimming 8. 13. 

?) Bruggaier S. 26. 

2) Kremer 8. 11, 14, 23f. 

*) Daris I p. 139, 209, 263, 360. 

5) Stimming S.I1f. Bruggaier 8. 30 ff. 

6) Abert S. 79, 83. 

4 Weigel S.79f., 108. Kremer 8. 17f. 

®) Stimming 9. 39, 42. 

®) Bruggaier S. 32. 

10%) So Albrecht von Brandenburg in Mainz 1514, Stimming 8.51. 
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unter Beifügung des bischöflichen Siegels'). Die anderen 
Sicherungen, welche sich das Kapitel vom Gewählten geben 
liess, Bürgschafts- und Pfandschaftsklauseln, können hier un- 
erörtert bleiben ?). 

4. Die Wahlkapitulationen im Zeitalter des 
Absolutismus. Der Höhepunkt der Kapitulationswerke lag 
in den meisten Bistümern zu Ende des 17. Jahrhunderts; in 
Mainz war es das Wahlgedinge Johann Philipps von Schoen- 
born (1647)°), in Eichstätt das von 1685), in Würzburg 
das des Johann Gottfried von Guttenberg (1684) °), in Bam- 
berg das des Lothar Franz von Schoenborn (1693) °). Da 
trat mit der Jahrhundertwende der Rückschlag ein. Kraftvolle 
Herrscherpersönlichkeiten hatten sich schon verschiedentlich, 
vom Geist des fürstlichen Absolutismus getragen, von den 
Fesseln ihrer Kapitulationen zu befreien versucht, ohne jedoch 
dem Kapitulationswerk auf Dauer wesentlich Eintrag tun zu 
können, so Johann Philipp (Y 1673) in Mainz ?) und Peter Philipp 
von Dernbach (f 1683) in Bamberg und Würzburg ®). Ihnen 
fehlte noch der feste Rückhalt an Kaiser und Papst. Auf Grund 
des kirchlichen Rechtes liessen sich allerdings die Wahlkapitu- 
lationen in keiner Weise rechtfertigen. Sie waren ein halb 
kirchenrechtliches, halb staatsrechtliches Gebilde der deutschen 
Praxis; ihre Notwendigkeit und innere Berechtigung beruhte 
allein in der Doppelstellung der deutschen geistlichen Reichs- 
fürsten. Die Kurie ist den offenkundigen Missbräuchen schon 


) Abert 8. 83, 96. WeigelS.60,80 f.,103. Stimming S.42, 56. 
BruggaierS.35f. Die Eidesformel und das Zeremoniell für Bamberg 
bei Weigel 8.80. n.1,9. 831 n.1. 

2) Vgl. z.B. Bruggaier S, 32f:. 

®) Stimming 9. 67. 

4) Bruggaier S. 49. 

5) Abert S. 103. 

6) Weigel S. 118 fl. 
”), Stimming 9. 67 fl, 72. 
®) Weigel S.111f. Abert 8. 99 f. 
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im Mittelalter mehrfach mit speziellen und generellen Verboten 
und Eidesentbindungen entgegengetreten '), hat aber damit 
ebensowenig wie mit gelegentlichen Reformversuchen, so 1422 
in Mainz ?), 1428 in Trier ?), dauernden Erfolg erzielen können. 
Die Verhältnisse der deutschen Praxis erwiesen sich damals 
als stärker. 

Doch nunmehr waren die Zeiten andere geworden. Allent- 
halben in den deutschen Territorien drängten die Fürsten seit 
dem Dreissigjährigen Kriege die ständische Macht zurück. Dem 
Bunde von Kaiser und Papst mit den Bischöfen unterlag auch 
das Kapitulationswerk der Domkapitel in den meisten Hoch- 
stiftern, zumal da es über das sachlich etwa begründete Mass weit 
hinausgewachsen war. Die für fast alle deutschen Kapitel weit- 
tragende Entscheidung fiel durch die Konstitution Innozenz XII. 
‚Ecclesiae catholicae‘ vom 22. September 1695, die sog. Inno- 
centiana, welche den langjährigen Streit des Würzburger 
Fürstbischofs Johann Gottfried von Guttenberg (1684—1698) mit 
seinem Kapitel auf Grund des Gutachtens einer Kardinalskongre- 
gation entschied 1). Unter Androhung strengster Kirchenstrafen 
wurden alle vor der Wahl eingegangenen Kapitulationen verboten 
und für nichtig erklärt, alle nach der Wahl vorzulegenden Ver- 
träge der vorherigen Prüfung und Bestätigung durch die Kurie 
unterworfen, ehe sie Rechtswirksamkeit erlangten. Nicht nur 
die Kurie, sondern auch der Kaiser annullierte die Würzburger 
Kapitulation. Letzterer nahm völlig den Standpunkt der Kurie 
ein und unterwarf in dem Reskript vom 11. September 1698 


t) Vgl. Stimmin'g 8.43. Kremer 8. 1%5ff. Weigel S. 99. 

2) Stimming 8.43 ff. 

3) Kremer 8. 121. 

*) Ueber den Streit vgl.: Factum et ius iuramenti episcopalis 
sive capitulationum Herbipolensium ... 1697, auch in Lünigs Selecta 
seripta illustr. p. 450 ss. Moser Th. XI S. 445ff. Abert S. 104 f. 
Stimming S9.68f. BruggaierS$.5L1f. Die Bulle gedruckt: Factum 
et ius p. 230ss., 431ss.; Lünig, Reichsarchiv XV 8. 804fl.; Faber, 
Reichscantzley II S. 13 ff. 
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die Wahlgedinge quoad temporalia der Begutachtung durch 
den Reichshofrat!). Das Würzburger Kapitel, mit dem die 
anderen deutschen Kapitel bei verschiedenen Prozessen in Rom, 
Wien, Wetzlar und Mainz gemeinsame Sache gemacht hatten, 
musste nun die Vergeblichkeit weiteren Widerstandes einsehen. 
Bei der nächsten Sedisvakanz 1698/99 wagte man in Würz- 
burg nicht, eine neue Kapitulation aufzustellen, sondern man 
einigte sich nur auf ein „Projekt“ und beschloss, nach der 
Wahl den neuen Fürstbischof zu ersuchen, dass er das ab- 
gelesene und approbierte Projekt in allen Punkten und Artikeln 
„bey gavallierement und fürstlichen Parolen“ zu halten zusagen 
möge?). Damit war dem Würzburger Kapitulationswerk der 
Todesstoss versetzt. Seit 1699 wurden .die „Puncta, so dem 
jetzt regierenden Herrn Johann Philipp (von Greiffenklau, 1694 
bis 1719) von dem Domcapitul recommendieret worden“, in 
schlichter Form zu Papier gebracht, weder von den Kapitularen 
noch vom Bischof beschworen und lediglich von letzterem nach 
der Annahme seit 1724 unterschrieben, mitunter durch Auf- 
druck des kleinen Petschafts bekräftigt. Nur noch von einer 
untertänigen Bitte des Kapitels, die Monita „nicht allein gne- 
digst zu approbiren sondtern auch zum allerförderlichsten ... 
vest zu halten“, ist jetzt (1719) die Rede°). Inhaltlich enthielten 
sie von nun an „ein probables Regierungsprogramm innerhalb 
der Grenzen der kirchlichen und der Reichsgesetze“ %). 

‘Die päpstliche Bulle von 1695, die allen deutschen Hoch- 
stiftern zugestellt wurde, übte eine ganz verschiedene Wir- 
kung aus. In Bamberg hatte sie unmittelbar Erfolg. Die 
„contestatio“ Friedrich Karls von Schoenborn von 1708 war ein 
allgemein gehaltenes Versprechen. Die „Anerinnerungen“, welche 
dann das Kapitel im 18. Jahrhundert den Fürstbischöfen machte 
ünd die diese annahmen, unterschrieben und siegelten, hielten sich 


*) Das Reskript (sog. Leopoldina) gedruckt-Factum etius p. 445 88. 
2) Abert S. 109. 
®) Abert 8. 110f. 
4) Abert 9.111. 
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sachlich und an Umfang in immer bescheideneren Grenzen, 
zumal das Kapitel 1748 auch im Immunitätenstreit dem Bischof 
endgültig unterlag !). In Salzburg wurden, nach jahrelangem 
Streit zwischen Erzbischof Johann Ernst Grafen Thun (1687 bis 
1709) und seinem Kapitel und nachdem ein Prozess in Rom 
zugunsten des Erzbischofs entschieden war, 1706 Resolutionen 
gefasst, die in Zukunft als Rıichtschnur dienen sollten; seitdem 
stellte man daselbst keine Kapitulation mehr auf?). In Köln 
erklärte sich Joseph Clemens 1701 an seine Kapitulation für 
nicht mehr gebunden’), in Trier ging Franz Ludwig von der 
Pfalz keine Kapitulation ein *), freilich ohne dass in beiden 
Stiftern das Kapitulationswerk eine dauernde Unterbrechung 
erfahren hätte; nach wie vor wurden die Wahlgedinge in der 
bisherigen Form errichtet und beschworen. In Eichstätt setzten 
sich schon 1697 Bischof und Kapitel über die Innocentiana 
hinweg; erst 1757 wurde der Reichshofrat zur Begutachtung 
der Kapitulation angegangen, diese in Wien aber derart zer- 
pflückt, dass Bischof und Kapitel es vorzogen, sich zu ver- 
tragen ). Das Kapitulationswerk blieb hier wie in den Hoch- 
stiftern Speyer ®) und Freising ?) im wesentlichen unverändert 
bis zur Säkularisation bestehen. In Brixen wurden 1702 zwar 
nicht eine Kapitulation, aber 26 Artikel beschworen, .sowohl 
von den Domherren wie dann vom Elekten; 1747 zog man sie 
auf 16 Artikel zusammen °). In Lüttich kam es gelegentlich 
der ersten Vakanz nach der Innocentiana, 1724, zum Konflikt. 


1) Weigel 8.123f. Wittmann 8. 347 ff. 

2, Kleinmayrn, Juvavia 8. 549 $ 357. 

3) Sartorill18.195. Moser Bd. XII 8.95 f. StoeckerS.23f. 

4 Kremer: S. 26, 128. 

59) Bruggaier 9. 54fl. Die Reichahe freier enhtion bei Moser 
Bd. XII S. 114 ff. 

6) Remling, Geschichte II S. 554 (1675), 601 (1711), 709 (1770). 

”) A.Maler, Beiträgezuden Wahlkapitulstionsschriftendexdeischen 
Hochstifter, Leipzig 1790, Stück IS. 130. Antonius Dürr, Responsum 

‚ juris ’puncto violatae capitulationis episcopalis, ed. II. Gorlitiae 1790. 
8) Sinnacher IX S. 564 f. 
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Georg Ludwig von Berghen (1724—1743) verweigerte den Eid 
auf die zu scharfe Wahlkapitulation und liess sich bei der 
Inauguration am 7. Dezember nur herbei, einen Teil der Artikel 
zu beschwören; der Rest sollte Kaiser und Papst zur Begut- 
achtung vorgelegt werden und scheint verworfen worden zu 
sein !). Nach den nächsten Wahlen wurden die Kapitulationen, 
die wesentlich gekürzt und gemildert waren, ohne Anstoss 
bei der Inauguration und Konsekration beschworen ?). Nur 
geringen Einfluss übten die kaiserlichen und päpstlichen Ver- 
bote auf die Kapitulationen der Mainzer Erzbischöfe aus, im 
Sinne der Milderung allzu harter Bestimmungen. Aeusserlich 
blieb alles beim alten). Erst 1774 wurde eine Kapitulation 
für Friedrich Karl Joseph von Erthal aufgestellt, die man in 
Rom und Wien vorlegen konnte; die weggelassenen Artikel 
freilich vereinigte man in einer geheimen Extrakapitulation ®). 
Karl von Dalberg nahm man nur ein allgemein gehaltenes Ver- 
sprechen ab (1788). Der Plan einer capitulatio perpetua, die 
im selben Jahr auf Anregung des Erzbischofs gewissermassen 
als Staatsgrundgesetz ausgearbeitet wurde, kam nicht mehr 
zur Durchführung °). 

Der Streit um die Wahlkapitulationen, der gegen Einnde 
des 17. Jahrhunderts in Deutschland entbrannt war, erfüllte 
noch die erste Hälfte des 18. Jahrhunderts und fand in zahl- 
reichen wissenschaftlichen Streitschriften seinen Niederschlag 
in der Oeffentlichkeit‘). Tatsächlich war die Zeit der Kapi- 
tulationen schon im 18. Jahrhundert abgelaufen. Bezeichnend 


1) Daris I p. 568 

?) Daris I p. 139 (1744), 209 (1763), 263 (1772), 360 (1784). Die 
Kapitulationen gedruckt bei Polain ser. III vol. II p.1ss., 497 s., 
660, 893. 

®) Stimming S. 70f.,:77E. 

4) Stimming S. 81f. 

?) Stimming S. 84fl. 

6) StimmingS.69f. Zeitgenössische Literatur daselbst S. 69 n. 6 
und 8. 70 n. 1, sowie bei Pütter, Literatur III S. 686, IV 531. 
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für die Anschauungen tatkräftiger Regenten ist die Aeusserung 
des Erzbischofs Franz Ludwig von Trier (1716—1729): Sein 
Eid gehe nicht weiter, als die Ehre und das Beste seiner Kirche 
zu fördern; soweit er der Landesverfassung und der erzbischöf- 
lichen Gewalt zuwiderlaufe, sei er durch die Konstitution 
Innozenz XII. vernichtet?). 


II. Der Regierungsantritt. 


1. Die vorläufige Uebergabe der Regalien. Alle 
weltlichen Befugnisse der deutschen Fürstbischöfe, insbesondere 
ihre .Landesherrschaft, fasste man seit alters unter dem Begrift 
der Regalia oder Temporalia zusammen und stellte sie der 
geistlichen Gewalt, insbesondere der bischöflichen geistlichen 
Jurisdiktion als den Spiritualia, der bischöflichen Weihe- 
gewalt als den Pontificalia gegenüber. Die Regalien mussten 
dem Bischof, ehe er zur endgültigen Uebernahme der Landes- 
regierung befugt war, im Namen des Kaisers besonders ver- 
liehen werden. Die notwendige Verwaltungstätigkeit nament- 
lich in Reichs- und Kreisangelegenheiten einstweilen auszu- 
üben, auch Huldigungen entgegenzunehmen, galt der geist- 
liche wie der weltliche Reichsfürst ohne weiteres für ermäch- 
tigt ?). Schon frühzeitig waren die geistlichen Fürstenlehen 
mit den weltlichen völlig auf eine Stufe gerückt). Immerhin 
hielt man grundsätzlich an einer besonderen Uebertragungs- 
handlung fest, ehe ein geistlicher Reichsfürst seine volle fürst- 
liche Gewalt ausüben sollte. 

Da die Regalienleihe noch im 16. Jahrhundert in der 
Regel persönlich vom Kaiser an dem Konfirmierten vollzogen 
wurde und die Belehnung sich oft Jahre hinauszog, auch wenn 
sie, damals noch seltener, seit dem 17. Jahrhundert als Regel, 


1) Sartori 12 8.196. Stimming 9. 68f. 
2) Neller in Schmidts Thes. IV p.4. Moser Th. XII 8. 21. 
3) Unten $. 349. 
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einem @Gesandten des Bischofs erteilt wurde, so war eine 
einstweilige Uebergabe erforderlich, um die Sedisvakanzver- 
waltung des Kapitels nicht übermässig auszudehnen. Sie ge- 
schah im 16. Jahrhundert und auch noch im 17. durch ein so- 
genanntes Regalienindult des Kaisers’), welches dem Ge- 
wählten meist auf sechs Monate gestattete, die einstweilige Ver- 
waltung des Stiftes zu führen und, wenn nach dieser Frist die 
Konfirmation noch nicht erfolgt war oder sonst Hindernisse der 
ordentlichen Belehnung in den Weg traten, erneuert werden 
konnte. Als sich im Verlaufe der Reformation die Fälle mehrten, 
dass nichtbestätigte Administratoren lediglich auf Grund von 
Regalienindulten — herkömmlicherweise galt die Konfirmation 
als Voraussetzung der Belehnung ?) — die Stiftsverwaltung 
dauernd führten, verschärfte Kaiser Maximilian II. und beson- 
ders Rudolf II. die bisherige Praxis der Erteilung und ge- 
währte nur solchen Gewählten ein Lehnsindult, die begründete 
Aussicht hatten, in Rom konfirmiert zu werden). Heinrich 


') Regalienindulte gedruckt: für Erzb. Johann Gebhard von Köln 
1559 bei Lacomblet UB.IV Nr. 562:... dass sein Lieb... . ihre hohe 
ober unnd nidergericht notwenndigelich besetzen, gerichtliche procesz üben, 
ausgesprochene urtaill exequieren unnd volnziehen unnd sonst alles zu be- 
fürderung der justitien dienstlich hanndeln unnd fürnemen möge...; für 
Christoph Bernhard von Münster 1651, Lünig, Reichsarchiv XIX S. 597 f. 
Regalienindulte kamen vereinzelt bereits seit dem Interregnum, häufiger 
erst im 15. Jahrhundert vor, Robert Boerger, Die Belehnungen der 
deutschen geistlichen Fürsten, Leipziger Studien aus dem Gebiet der Ge- 
schichte VIII1, Leipzig 1901 S. 117 ff., 126 fi. 

?\ Oben S. 181, 183. 

®) Vgl. Ritter, Deutsche Geschichte I S. 194, 310f., 473, 585. 
Stieve, Briefe und Akten IV S. 201 ff., 230 f., 242ff. Lossen, Köln. 
Krieg 18.624 fi., II S.20 £.; Derselbe, Münchner Sitz.-Ber. 1890 II S. 85 ff, 
90f., 98. Moser Th. XI S. 123ff.; oben S.51. Ob ein Abkommen 
zwischen dem Kaiser und der Kurie über die Frage der Regalienindulte 
stattgefunden hat, ist zweifelhaft, Zusagen scheint Rudolf II. mehrfach 
an päpstliche Nuntien gemacht zu haben; vgl. L.von Ranke, Zur deutschen 
Geschichte, Ges. Werke VIIS. 129;.Stievea.a. 0. S.201n.2; Lossen, 
Köln. Krieg I 8. 624 n. 1, IT S. 21. 
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von Sachsen-Lauenburg dürfte der letzte nichtkonfirmierte, 
halbprotestantische Bischof gewesen sein, der für seine drei 
Stifter Bremen, Osnabrück und Paderborn in den Jahren 1574, 
1576 und 1577 in Wien noch Regalienindulte erhielt). Wenn 
auch der Kaiser nicht einschreiten konnte, sobald die Kapitel 
den Erwählten von sich aus die Administration anvertrauten, 
wirksam wurde das Fehlen der Regalien doch in so fern, als dem 
eigenmächtigen Administrator die Session auf dem Reichstage 
versagt blieb ?). An der strengen Praxis bezüglich der Lehns- 
indulte ist seit Rudolf II. festgehalten worden. 

Seit dem 18. Jahrhundert kamen die Indulte ab, und es wurde 
üblich, dem Gewählten nach einwandfreier Wahl unmittelbar 
durch den kaiserlichen Wahlkommissar die Regalien wäh- 
rend der Feier im Dom übertragen zu lassen ?). 

2. Die Belehnung mit den Regalien). Ueber die 
Belehnung der geistlichen Fürsten des alten Reiches sind wir 
durch die Monographien von Boerger (1901)°) und Bruck- 
auf (1906) ®) genau unterrichtet, so dass wir uns im wesent- 
lichen darauf beschränken können, ihre Ergebnisse kurz vor- 
zuführen. 

Die Regalienleihe an die geistlichen Fürsten auf Grund 
des Wormser Konkordates nahm noch im 12. Jahrhundert 
völlig Lehnscharakter an, die regalia feuda traten als 
Zepterlehen den Fahnlehen der weltlichen Fürsten gegen- 
über. Aber auch dieser Unterschied schwand im 15. Jahr- 


!) Lossen, Münchner Sitz.-Ber. 1890 II S. 85 #., 90£., 98. R,Schwarz 
8.727. 


2) Oben 8. 51. 

®) Oben S. 121. 

*) Ueber die Konfirmation als Grundlage der Belehnung, den An- 
spruch auf die Investitur, die eventuelle Verweigerung derselben, und 
die Reihenfolge von Konfirmation, Investitur und Konsekration vgl. oben 
S. 181 f. 

5) Oben S. 348 n. 1. 

. .%) JuliusBruckauf, Vom Fahnlehn und von der Fahnbelehnung 
im alten deutschen Reiche, Leipziger phil. Diss, Leipzig 1906. 
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hundert völlig‘). Schon im 13. Jahrhundert hatte die Lehns- 
verfassung im deutschen Reiche ihren Höhepunkt überschritten, 
der Lehnsverband lockerte sich, es trat ein allmähliches 
Schwinden der persönlichen Lehenspflicht ein?). Als Regel 
galt im 14. und 15. Jahrhundert noch durchaus die öffentliche 
persönliche Investitur des geistlichen Fürsten unmittelbar 
durch den König. Daneben kam nur vereinzelt die reine Brief- 
investitur vor, häufiger dagegen die mittelbare Investitur durch 
einen Vertreter des Königs oder die unpersönliche Investitur 
an Prokuratoren des zu Belehnenden; alle zunächst, ausser bei 
Reichsabteien, provisorisch, wurden sie im Laufe des 15. Jahr- 
hunderts tatsächlich als endgültig und namentlich die letztere 
allmählich als die herrschende Belehnungsform betrachtet. 
Seit der Mitte des 16. Jahrhunderts war die persönliche Lehens- 
pflicht der Fürsten so weit geschwunden, dass es als ihr Recht 
galt, durch Gesandte den Lehnseid zu leisten und die Lehen zu 
empfangen. Die Gesandtenbelehnung trat vollgültig neben 
die persönliche Investitur der Fürsten. Die Gesandten wurden 
dann nicht wie die Fürsten, die persönlich erschienen, öffent- 
lich unter dem Symbol der Fahnen an Stelle ihrer Herren 
investiert ?), sondern in der kaiserlichen Kammer, wo sie für 
ihre Herren den Huld- oder Lehnseid auf das Evangelienbuch 
ablegten und den Knauf des kaiserlichen Schwertes küssten. 
Diese vereinfachte, nicht öffentliche Zeremonie wurde nun auch 
üblich, wenn sich im 16. und vereinzelt noch im 17. Jahr- 
hundert Fürsten persönlich belehnen liessen. Der Kaiser da- 
gegen erteilte auch an Gesandte die fürstlichen Lehen in Person, 
im Gegensatz zu den nichtfürstlichen Lehen, die vor dem 
Reichshofrat vergeben wurden). 
7) Boerger S. 38. Bruckauf S. 64 fl. von Below, Der 
deutsche Staat des Mittelalters I S. 235, 277. Schröder, Rechts- 
geschichte® I 8. 545 f. 

2) Boerger S.115ff. von Below 2.2.0. 8. 277f. 

3) Die letzte nachweisbare Fahnbelehnung, die des Kurfürsten August 
von Sachsen, fand 1566 statt, Boerger 8. 133f., Bruckauf S. 89. 

4) Boerger S. 130 ff. 
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So kamen denn im 16. Jahrhundert drei Arten von Be- 
lehnungen vor: In der ersten Hälfte noch die grossen kost- 
spieligen öffentlichen Fahnbelehnungen durch den Kaiser an 
den Fürsten persönlich, meist auf Reichstagen '), ferner die 
immer häufiger werdenden Gesandtenbelehnungen in der Kam- 
mer und schliesslich vereinzelt die persönlichen Fürstenbeleh- 
nungen ebenfalls in der Kammer, so für Erzbischof Johann 
von Trier 1583 ?), für die Kölner Kurfürsten Salentin von 
Isenburg 1575 und Herzog Ernst von Bayern 1594 °). Im 
17. Jahrhundert sind die persönlichen Belehnungen zur Aus- 
nahme geworden *); als letzte Belehnung, die einem Kur- 
fürsten persönlich zuteil wurde, nennt Lünig die Investitur 
Johann Philipps von Schoenborn für Mainz auf dem Tag von 
Regensburg im Jahre 16475). Als letzter geistlicher Fürst 
hat Karl Joseph von Lothringen am 11. Mai 1706 unter den 
althergebrachten Zeremonien von seinem Verwandten Kaiser 
Joseph I. zu Wien die Regalien des Hochstifts Osnabrück 
empfangen, nachdem er zuvor persönlich den Lehnseid ge- 
leistet und den dargebotenen kaiserlichen Schwertknauf geküsst 
hatte ®). 

Seit der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts blieb die 
Regalieninvestitur an zwei Gesandte des zu Belehnenden 
durch den Kaiser in der kaiserlichen Kammer üblich ”), die 


1) Bruckauf S. 84ft. 

2) Christianus Browerus, Jacobus Masenius, Antiqui- 
tatum et annalium Trevirensium libri XXV, II vol. Leodii 1670, II p. 418, 
ausführliche Beschreibung. 

3) Lehnsbriefe bei Lünig, Reichsarchiv I 8.116, XVI 8. 845f., 
856f. Boerger S. 134. 

4) So liess sich Marx Sittich, Erzbischof von Salzburg (1612—1619) 
im Juli 1613 zu Regensburg vom Kaiser persönlich belehnen, Martin, 
Festschr. d. Ges. f. Salzb. Ldskde. 1910 S. 199 f. 

5) Lünig, Reichsarchiv I S. 117 nota. Boerger 8. 135. 

6) Lünig, Reichsarchiv I S. 124 f., ausführliche Beschreibung. 
Boerger S. 135. 

?) Lehnsbriefe auf Grund persönlichen Lehnsempfangs für Mainz 
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sich unter Ablegung des Lehnseides auf das Evangelienbuch 
und Schwertkuss vollzog !). Wie die Leihe anderer Lehen musste 
auch die Regalieninvestitur der geistlichen Reichsfürsten nicht 
nur von jedem Bischof, sondern auch von jedem Kaiser nach dem 
Tod des Vorgängers erneuert werden. So ist es im wesent- 
lichen bis zum Ende des Reiches geblieben ?). Allerdings 
hörten infolge eines Zeremoniellstreites über den Kniefall bei 
den Belehnungen diese seit Karl VII. so gut wie völlig auf 
und wurden auch nach den Bemühungen Josephs II. 1788 nicht 
wieder völlig aufgenommen ?). 

3. Die Spiritualia. Nach dem Recht des en. 
iuris canonici durfte sich der Gewählte vor Empfang der 
Konfirmation nicht in die Bistumsverwaltung einmischen; erst 
wenn er die Bestätigung erhalten, erwarb er die volle bischöf- 
liche iurisdictio in spiritualibus et temporalibus *). Sobald 
dann das Kapitel die Konfirmationsbulle vorgelegt erhalten 
hatte, sollte die Sedisvakanzverwaltung aufhören °). Jede vor- 


1507, 1521, 1546, 1558, Lünig, Reichsarchiv XVI S. 100 f., 106f., 133 f.; 
für Köln, persönlich: 1578, 1594, durch Gesandte 1613, 1660, ebenda 
8.845, 856, 876, 943; für Hildesheim, persönlich 1530, durch Gesandte 
1689, ebenda XVII S. 266, VII S. 172; für Freising, persönlich 1507, 1542, 
durch Gesandte 1560, 1567, 1652, 1660, Meichelbeck, Historia Fri- 
singensis 112 p. 318s., 353 s., 358 s., 364 ss., 389 s., 894 =. 

') Ueber die Zeremonie des Schwertkusses Boerger 8. 133. Das 
Belehnungszeremoniell geschildert: für Trier 1583, Browerusl,c. vgl. 
8.351 n.2, Boerger 8.134 n. 1; für Köln 1660, Lünig, Reichsarchiv 
XVI.S. 943f., Derselbe, Theatrum Ceremoniale II S. 954, Boerger 
S.135f.; für Worms 1677, Lünig, Reichsarchiv V S. 561. 

?) Boerger 8. 139f.; über das Zeremoniell und die Streitigkeiten 
darüber im 18. Jahrh. vgl. Moser, Einleitung zu dem Reichs-Hof-Raths- 
Process VIc.5 = Th.IV S. 1ff.,, Boerger S. 140. 

®) Boerger 8. 148 ff. 

*) C.9, 15, 17 X de elect. 16. Hinschius Il,S. 671, 675. Die 
Formel in den Konfirmationsbullen lautet: plenariam potestatem in spiri- 
tualibus et temporalibus committendo, oben S. 272; über besondere 
Administrationen bei jugendlichen Konfirmierten oben S. 38 ft. 

5) C.1 in Extrav. comm. de elect. 13. Hinschius II 8. 245. 
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zeitige Verwaltungshandlung des Gewählten zog den Verlust 
des ius ad rem als Strafe ipso iure nach sich). Doch schon 
eine Dekretale Bonifaz VIII. fasste den Fall ins Auge, dass 
der Papst dem Gewählten vor der Bestätigung die Bistums- 
administration übertragen könne, und bestimmte, dass er dann 
ausser Grundstücksveräusserungen und bischöflichen Weihe- 
handlungen alle Verwaltungsakte vornehmen dürfe ?). Al- 
gemein hatte eine Konstitution Innozenz Ill. vom IV, Lateran- 
konzil (1215) verordnet), dass „interim valde remoti, videlicet 
ultra Italiam constituti, si electi fuerint in concordia ?), dispen- 
sative propter necessitates ecelesiarum et utilitates in spiritua- 
libus et temporalibus administrent; sic tamen, ut de rebus 
ecclesiastieis nihil penitus alienent.* Allerdings war die Geltung 
dieser Dekretale stark bestritten; man betrachtete sie vielfach 
als durch die späteren allgemeinen Papsterlasse 5) aufgehoben ®). 
Andererseits konnten die deutschen Kanonisten geltend machen, 
dass die Bestätigung einer anerkannten Rechtsregel noch nicht 
die zugelassenen Ausnahmen aufhebe, der einträchtig Gewählte 
— nicht also der Postulierte — mithin in Deutschland zur 
Bistumsadministration zuzulassen sei’). 

Die Praxis ın den deutschen Bistümern war, wie wir 


1) C.5 in Vlto de elect. I6. 

2) 0.42 in VIto de elect. 16. 

3) 0.44 $2 X de elect. 16; Neller, inSchmidts Thes. IV p.4. 

*, Also auch bei unangefochtener Majoritätswahl, oben 8. 217 £.; 
Leuren, Forum beneficiale pars II qu, 431 n. 10. Nellerin Schmidts 
Thes. IV p.5. Hinschius Il 8.671 n. 6. 

5) C.1 in Extr. comm. de elect. 13, Bonifaz VIII, erneuert 1410 von 
Alexander V. und 1505 von Julius II. (vgl. Hinschius II S. 672 n. ]), 
bestimmte, dass der Gewählte erst nach Empfang der Konfirmations- 
urkunde von der Kirche und der Verwaltung Besitz ergreifen dürfe. 

6) So Passerini, Tract. de elect. cap. 33 n. 35. 

?) Dudovicus Engel, Collegium iuris canonici tripartitum, Salis- 
burgi 1694, pars I lib. I tit. VIn.5l. Franciscus Schmier, De 
modis acquirendi vel amittendi praelaturas ecclesiasticas, Salisburgi 1709 
n.493ss,, Neller in Schmidts Thes. IV p.4, 6; Koblenzer Art. 17, 
Höhler, Arnoldis Tagbuch S. 260. 
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noch sehen werden, eine verschiedene. In Bamberg und 
Würzburg z. B. trat der Gewählte noch im 17. Jahrhundert 
in der Regel sofort in die volle Verwaltung ein; in Salzburg, 
Passau, Brixen und Lüttich wurde ihm die Bistumsadmini- 
stration nicht eher übergeben, als bis das päpstliche Admini- 
strationsbreve, das „Placet pontificium‘, eingetroffen war, 
welches in der Regel alsbald in Rom nach vorläufiger Prüfung 
der Akten ausgestellt wurde. Vereinzelt im 17.1), regel- 
mässig im 18. Jahrhundert stellten auch die mit der Füh- 
rung des Informativprozesses beauftragten Nuntien Ad- 
ministrationsbreven aus. Gegen die Ermächtigungsbreven 
der Nuntien wandten sich 1769 in Koblenz die deutschen 
Erzbischöfe, indem sie sich auf erwähnte Bestimmung der 
Lateranense IV. beriefen und die Ausdehnung der facultas 
administrandi auch auf die in concordia Postulierten für 
Deutschland verlangten ?). Die Forderung nach Beseitigung 
der Administrationsindulte kehrt 1786 zu Ems wieder?°). 
Zugleich verlangte man in der Koblenzer Punktation wie auf 
dem Emser Kongress die Entfernung der clausula in tempora- 
libus aus den Konfirmationsbullen, da sie einen Eingriff in die 
Rechte von Kaiser und Reich bedeute, von denen allein die 
Stellung der Reichsfürsten im Weltlichen abhänge *), — eine 
nicht unberechtigte Forderung, insofern geschichtlich der Be- 
sitz der Reichskirchen an Hoheits- wie an privaten Rechten 
in der Hauptsache von Kaiser und Reich herrührte. Ein 
Widerspruch zu den Reichsgesetzen konnte allerdings nur in 
der Beziehung gefunden werden, dass der Papst nicht an die 
reichsfürstliche Stellung der deutschen Bischöfe rühren durfte, 


!) So Nuntius Fabio Chigi für Christoph Bernhard von Galen 1650, 
gedruckt Lünig, Reichsarchiv XIX 8. 597 fi. 

2) Art. 17, Höhler, Arnoldis Tagbuch S. 260. 

3) Art. 18, Höhler 8.181. Coulin, D. Z.f. KR. XXV 1917 8. 63£. 

*) Koblenz Art. 19: hanc enim (sc. administrationem in temporali- 
bus) a solo Caesare et Imperio recognoscunt Principes et status Imperjj, 
Ems Art. 18, Höhler 8. 261, 181. 
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worauf der Fürstbischof von Speyer in seiner Antwort an die 
Erzbischöfe hinwies !). 

4. Die tatsächliche Uebernahme der Verwal- 
tung, Einritt, Inthronisation, Huldigung usw. 
Ein Blick auf die tatsächlichen Vorgänge beim Regierungs- 
antritt der geistlichen Fürsten ergibt nicht nur für die einzel- 
nen Bistümer, sondern auch für die verschiedenen Jahrhunderte 
ein buntes, äusserst mannigfaches Bild?). Als die Reforma- 
tion Organismus und Besitzstand der Kirche zu sprengen 
drohte und das Gefüge des Reiches sich in den Jahrzehnten 
vor dem Dreissigjährigen Krieg zusehends lockerte, hielt man 
sich weder streng an die kirchlichen noch an die reichsrecht- 
lichen Vorschriften, eher wurde die Tradition des Bistums 
beachtet. Häufig blieb der Zeitpunkt der Verwaltungsüber- 
nahme, namentlich bei Postulierten, die keine Aussicht auf 
Konfirmation hatten, der willkürlichen Vereinbarung der Be- 
teiligten überlassen. Ein Administrator aus fürstlichem Hause 
konnte dabei gegenüber dem Kapitel den nötigen Druck auf 
Beschleunigung leicht ausüben. 

Als grundsätzliche Regel, die jedoch von zahlreichen Aus- 
nahmen durchbrochen war, kann wohl der Satz aufgestellt werden, 
dass der Gewählte in Deutschland die Bistumsadministration, 
den sogenannten Possess, nicht eher vom Kapitel übertragen 
erhielt, als bis er ein Administrationsbreve oder die Konfir- 
mationsbulle vorlegte ?). Erst nach der Konfirmation erfolgte 
in der Regel der festliche „Einritt“ in die Bischofsstadt, meist 
mit einer kirchlichen „Inaugurationsfeier“, einer Inthronisation 
in der Kathedrale, verbunden *). Gleichzeitig — in Wirklich- 


I 0onulin 8.634, 

?2) Vgl. Moser Th. XII 8.21ff. Sartori I 2 8. 369 ff. 

3) Oft wurde auch im 16. und 17. Jahrh. ein Lehnsindult verlangt, 
im 18. Jahrh. wurden die Regalien unmittelbar nach der Wahl durch 
den kaiserlichen Wahlkommissar übertragen, oben 8. 121. 

4) Ueber Inaugurationsfeierlichkeiten vgl. Moser Th. XII 8.39 ff. 
Bd. XII 8.2. Sartoril2 8.378ffl. Lünig, T'heatrum Ceremoniale II 
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keit geschah es oft sehr viel später, oft gar nicht — sollte 
die Konsekration stattfinden !). Streng befolgt wurden diese 
Grundsätze z. B. in den Bistümern Lüttich, Salzburg und Brixen. 
In Lüttich war es bis 1688 üblich, dass der Gewählte nach 
der Wahl und entsprechend der Koadjutor nach dem Tode des 
Bischofs, sich zunächst in Zurückgezogenheit auf die Weihen 
vorbereitete, sich nach der Konfirmation konsekrieren liess, hier- 
auf seinen feierlichen Einritt in Lüttich hielt und daselbst in der 
Kathedrale inthronisiert wurde. Erst dann übernahm er die 
Verwaltung?). Zum ersten Male (1688) erhielt Johann Ludwig 
van Elderen ein Administrationsbreve und trat daraufhin, trotz 
einigem Widerspruch gegen diese Neuerung im Kapitel, die 
Regierung an°’). So ist es auch bei den folgenden Bischöfen 
gehalten worden. Doch auch jetzt fanden Einritt und Inaugu- 
rationsfeier, beide nach Vollzug der Konsekration, erst statt, 
wenn die Konfirmationsbulle eingetroffen war. Bei der Inau- 
guration erst wurde die Wahlkapitulation beschworen %). 
Auch das Salzburger Kapitel führte bis zur Bestätigung 
im 16. Jahrhundert allein die Verwaltung, während der Elekt, 
obwohl bereits nach der Wahl beim Te Deum inthronisiert, bis 
zum Eintreffen der Bulle zurückgezogen in seiner bisherigen Stel- 
lung blieb, dann die Weihen nahm und nach feierlichem Einritt 
in seine Residenz °) die Regierung antrat®). Lediglich der 


S. 333; unten n.5, 8.358 n.4 w. 8. 360 n.4. Franciscus Antonius 
Dürr, Dissertatio de ingressibus solennibus regum et principum, praesertim 
ecclesiasticorum Germaniae, Moguntiae 1772. 

!) Vgl. ec. 1 in Extrav. comm. de elect. 13. Das Caeremoniale epi- 
scoporum lib. I cap. 2, Ausgabe Romae 1837 p. 2ss., enthält den Ritus 
possessionis in ecclesia capiendae Hinschius II S. 677. 

2) R.Schwarz 8.32fl. Lossen, Köln. Krieg 1 3. 746 (1580). 

®) De Theux, Chapitre de St. Lambert III p. 276, Daris V2 
p. 216. 

*) Daris I p.555., 208, 263, 359. R.Schwarz S.4l1ff. Polain 
ser. III vol. II p. 475 n. 1 (1763). 

5) Vgl. Blasius Huemer, Der Einritt des Erzbischofs Herzog 
Ernst von Bayern, 1540, Mitt. d. Ges, f. Salzburger Ldskde. LV 1915 
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Zeitpunkt der Regierungsübernahme wurde früher gelegt, als 
seit 1612 nach jeder Wahl ein Placet pontificium eingeholt 
wurde 2). Seit 1688 schloss sich dann der Einritt, der bisher 
meist kurz nach der Konsekration stattgefunden hatte, an das 
Eintreffen des Placet an, so dass Einritt und Regierungsantritt 
wieder zusammenfielen ?). So noch bei der letzten Wahl 1771°). 
In derselben Reihenfolge: Placet, Einzug und Possess, Kon- 
firmation, Konsekration, vollzog sich seit 1601 der Regierungs- 
antritt in Brixen). 

Auch in den niederdeutschen Hochstiftern Münster, 
Osnabrück, Paderborn und Hildesheim war es üblich, dass die 
Kapitel nach der Wahl noch eine gewisse Zeit die Admini- 
stration fortführten und dem Gewählten die Verwaltung frühe- 
stens nach einer päpstlichen oder nuntialen Administrations- 
ermächtigung übergaben °). Oft setzte man vor der Wahl in der 
Kapitulation fest, dass der künftige Bischof die Regierung erst 
nach der Konfirmation oder nach gewisser Zeit antreten dürfe‘). 


S.45 ff. Herzog Ernst liess sich allerdings nicht weihen und resignierte, 
als er eine Verlängerung des Dispenses über das Jahr 1554 hinaus nicht 
erlangen konnte, Widmann, Geschichte Salzburgs III S. 64 ff. 

6) Zauner, Chronik von Salzburg V S. 319 (1555), VI. 366 f. (1561), 
452 (1586), VIL S.7f. (1587). Mayr-Deisinger, Wolf Dietrich von 
Raittenau S. 11 (1587). 

) Widmann III S. 252ff. Martin, Festschr. d. Ges. f. Salzb. 
Läskde. 1910 8. 177ff., 182 (1612). Zauner VIII S. 114 (1619), 2571. 
(1654). Diesen Zustand hatte das Statutum perpetuum von 1606 end- 
gültig festgelegt, Kleinmayrn, Juvavia 8. 157, oben 8.70.n. 2. 

2) Zauner VIII 8.408 (1661), IX 8.3. (1687), XS. 6f. (1727), 
690 (1747). 

»3) VonKoch-Sternfeld 8. 461. 

*) Sinnacher VII 8. 17f., 169, 284, 323, 347 ff., 527, 565, 652 ft., 
691f. IX 8.8, 129, 714, 852. 1625 war das Kapitel bereit, sogar ohne 
Placet den Possess zu gestatten, VIII S. 281 ff. 

5), Moser Th. XII S. 30 fi, 33 fi. 

°) Osnabrück, Capitulatio perpetua Art. 23, nach sechs Monaten, 
Moser Th. XII S.31f. Eichstätt, Kapitulation von 1759, bis nach der 
Konfirmation, Sartoril2 S. 371. Münster 1566 ebenso, Keller, Gegen- 
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Clemens August von Bayern musste 1719 dem Münsterer und dem 
Paderborner Kapitel die Stiftsverwaltung regelrecht um Geld ab- 
handeln )). Mitunter zwangen freilich die politischen Verhält- 
nisse, die Notwendigkeit einer einheitlichen kraftvollen Leitung, 
das Kapitel zur vorzeitigen Abgabe der Stiftsverwaltung ohne 
Konfirmation, so 1566 in Münster und 1582 und 1591 in 
Osnabrück ?). Wenn in diesen Stiftern, wie so oft, ein aus- 
wärtiger Herr, etwa ein bayrischer Prinz, gewählt wurde, so 
erschien es selbstverständlich, dass das Kapitel bis zur Kon- 
firmation die Regentschaft führte und erst alsdann der feier- 
liche Einritt des neuen Fürsten, der auch hier allenthalben 
üblich war, verbunden mit Inthronisation, Regierungsüber- 
nahme und Huldigung stattfand ?). Offiziell einreiten in die 
Bischofsstadt durfte anscheinend auch in diesen Stiftern der 
Bischof nicht ohne Konfirmation und Lehnsindult. Regel- 
mässig fand im Anschluss daran eine Inaugurationsfeier statt, 
in deren Mittelpunkt die Inthronisation nicht selten in Ver- 
bindung mit der Konsekration in der Kathedrale stand ?). 
Die Ansprüche der Kapitel auf Weiterführung der 
Administration nach der Wahl begründete man weniger mit den 


reformation I 8.281. Osnabrück 1582 und 1591 ebenso, Stüve, Geschichte 
des Hochstifts Osnabrück II 8. 311, 350. 

) Sommer 8. 17f. 

?) Keller, Gegenreformation I S. 281. Stüvea.a. 0.118.311, 350. 

%, So in Münster 1585, 1719, 1761, Lossen, Köln. Krieg II S. 596, 
Sommer S$. 19, Stoecker $. 5lff. In Ospabrück 1623 und 1628, 
Runge, Mitt.d. V.f. Gesch. u. Ldskde. von Osnabrück XXIV 8. 171ff., 182 #f., 
R. Schwarz 8.78. Notariatsinstr. über den Einritt in Osnabrück 1628 
bei Moser Th. XII S. 39 £. 

* So in Paderborn 1585, 1684 und sonst, Richter, Geschichte 
der Stadt Paderborn II 8S.5fl.; Keller, Gegenreformation II S. 421 ff., 
425; Moser Th. XII S.43f.; G.J.Rosenkranz, Die Verfassung des 
ehemaligen Hochstifts Paderborn in älterer und späterer Zeit, Z. f. vat. 
Gesch. u. Altkde. (Westfalens) XI[ 1851 S. 75 ff., 80 f. In Hildesheim 1551, 
1557,1763, Bertram, Bischöfe 8.242 f., Derselbe, Geschichte ITS. 191, 
208 f. In Eichstätt 1780, Sax, Geschichte S. 331. In Köln 1760, 
Stoecker 8. 25. 
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Bestimmungen des kirchlichen Rechts als mit einer angeb- 
lichen Erb- und Grundherrschaft der Domkapitel, eine An- 
schauung, die auch der masslosen Ueberspannung mancher 
Kapitulationen zugrunde lag). Wiederholt haben im 18. Jahr- 
hundert die obersten Reichsbehörden hiergegen Stellung ge- 
nommen. Die kaiserliche Verordnung, welche am 2. März 1759 
zu der Eichstättischen Wahlkapitulation erging, erkannte zu 
Art. 24, welcher die Stiftsverwaltung nach der Wahl dem 
Kapitel vorbehielt, für Recht ?) — ebenso wie das bereits be- 
sprochene?) Reichshofratskonklusum vom 31. August 1779 in 
den Salzburger Streitigkeiten —, dass die Kapitel nicht be- 
fugt seien, wenn der kaiserliche Wahlkommissar dem neuen 
Fürsten die Regalien übergeben habe, diesen irgendwie „an der 
Verführung der Landesregierung und Uebung aller Regalien‘ 
zu hindern. Noch am 28. August 1781 erging in den Streitig- 
keiten zwischen dem Speyerer Fürstbischof und seinem Kapitel 
eine Reichshofratsentscheidung, welche die Sedisvakanzverwal- 
tung der Kapitel für eine vom Kaiser als obersten Lehns- 
herrn überlassene „potestas vicaria et nude administratoria“ 
und das „gänzlich verwerfliche Principium einer Erb- und 
Grundherrschaft“ für eine ungebührliche Anmassung erklärte t). 

In nicht wenigen deutschen Bistümern, z. B. in Bamberg, 
Würzburg, Basel’) und Speyer durfte dieser Anschauung 
entsprechend seit alter Zeit der Gewählte unmittelbar nach der 
Wahl die volle Regierung übernehmen, alle geistlichen und 
weltlichen Verwaltungshandlungen vollziehen, Lehen erteilen, 


1) Sartori I2 8.373. Adolf Felix Heinrich Posse, Ueber 
Grundherrschaft und Wahlcapitulationen der deutschen Domceapitul. 2. A. 
Hannover 1787. David Georg Strube, Abhandlung von der deut- 
schen Domcapituln Erb- und Grundherrschaft, Nebenstunden Th. I Abt. I 
SYLE: 

2) Sartori I2 8.374. Bruggaier 8. 58. 

3) Oben S8. 121. 

4 Sartori I2 8.376. Remling, Geschichte II 8. 750. 

5) Vautrey, Histoire des ev&ques de Bäle II passim. 
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sich huldigen lassen usw. Nur daran hielt man anscheinend 
überall fest, dass der Einritt in die Residenzstadt, der nur 
noch formellen Charakter hatte, erst nach der Konfirmation 
und mindestens auf Grund eines Lehnsindultes stattfinden 
sollte. In Speyer z. B. bezog der Gewählte meist noch am 
Tage der Wahl das fürstbischöfliche Schloss in Udenheim }), 
später in Bruchsal, und nahm in den folgenden Tagen die Huldi- 
gungen im Land entgegen; jedoch erst nach der Bestätigung, 
meist auch nach der Weihe, und nach Vorweis eines Regalien- 
indultes oder des Lehnsbriefes gestattete der Kat den Einritt 
und die Residenz in der Stadt Speyer ?). Nach dem Dreissigjäh- 
rigen Krieg scheint der Einritt in den Streitigkeiten mit der 
Stadt zum Teil unterblieben zu sein, zumal bei Lothar Fried- 
rich von Metternich (1652—1675), der 1652 die sofortige Resi- 
denz in der Stadt erzwang; 1719 und 1770 fand er jeden- 
falls in der alten Form wieder statt °). Ein eigentlicher Einritt 
kam seit dem 16. Jahrhundert in Bamberg und Würzburg nur 
noch vor, wenn der neue Fürst von auswärts kam; sonst 
schlossen sich die Inaugurationsfeierlichkeiten, die Uebergabe 
des Schlosses und die Huldigung der Stadt meist unmittelbar 
an die Wahl an‘), 


!) Der späteren, seit 1623 nach Fürstbischof Philipp Christoph von 
Sötern genannten Festung Philippsburg, Albert Krieger, Topogr. 
Wörterbuch d. Grossherz. Baden, herausg. v. d. Bad. hist. Komm., 2. A. II, 
Heidelberg 1905 S. 495 f. 

?) Remling, Geschichte II S. 209 ff., 235, 266 ff., 858 #., 397 f., 
439 ff. Nach der Postulation Rudolfs von Frankenstein 1552 durfte der 
Regierungsantritt erst nach der Admission erfolgen, S. 329 ff. Vgl. Wer- 
minghoff, Verfassungsgeschichte ? 8. 74 f., daselbst n. 6 weitere Literatur- 
nachweise, 

®) Remling a.a.0. 8.519 ff., 529, 537; 601, 666 ff., 720. 

*, Zuletzt erwähnt wird der alte Einritt in Bamberg 1487 bei 
Heinrich Gross von Trockau, Weber, Johann Gottfried von Aschhausen 
S.5f., und 1505 bei Georg Schenk von Limpurg, Looshorn IV S, 459; 
in Würzburg 1544, Gropp, Chronik I 8. 192. Schilderung des alten 
Würzburger Einritts bei Lünig, Theatrum Cerem. II 8.299; Moser 
Th. XIT 8.44. Ueber Würzburg vgl. femer Werminghoff, Ludwig 
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Für die Kurfürsten war ferner die Zulassung zum 
Kurkolleg, für die anderen Fürstbischöfe die zum Reichs- 
tag erforderlich, ehe sie zur vollen Ausübung ihrer fürst- 
lichen Rechte gelangt waren. Erstere erfolgte durch Be- 
schluss des Kurkollegs, letztere war an einen besonderen Be- 
schluss des Reichsfürstenrats nicht gebunden. Als Grundlage 
diente seit dem Magdeburger Sessionsstreit und dem West- 
fälischen Frieden das Lehnsindult bzw. die Regalienübergabe 
nach dem Wahlakt!). Der Kölner Erzbischof Friedrich von 
Wied nahm, am 19. November 1562 gewählt, bereits am 
24. November in Frankfurt an der Wahl des Römischen Königs 
teil). Nach kurzen Verhandlungen wurden in das Kurfürsten- 
kollegium aufgenommen die Kölner Erzbischöfe Gebhard Truch- 
sess 1580 und Ernst von Bayern 1583°). Längerer Unterhand- 
lungen, namentlich mit Rücksicht auf die grosse Jugend des 
Bewerbers, bedurfte es 1688 bei der Admission des Joseph 
Clemens zur Kölner Kurwürde, die erst nach Entscheidung der 
streitigen Wahl durch den Papst, also nach der Konfirmation, 
stattfand ?). 


von Eyb S. 462 f. mit weiteren Literaturangaben. Einritt von auswärts 
z. B. in Bamberg 1635, Franz von Hatzfeld, Bischof von Würzburg, Loos- 
horn VI S. 332; in Würzburg und Bamberg 1729 Friedrich Karl von 
Schoenborn, Looshorn VII1 8.13 f.; in Trier 1719, Gesta Trevirorum 
IH p. 213ss. Inaugurationsfeier und Regierungsantritt unmittelbar nach 
der Wahl: In Bamberg 1522 (Looshorn IV 8.545 ff), 1577 (ebenda 
VS. 109), 1580 (8. 130), 1599 (S. 281 f.), 1653 (VI 8.423 fi.), 1672 (8. 460 ff.), 
1693 (8. 574). Weber a.a. 0. S.8f. (1609), 55 f. (Würzburg 1618). In 
Würzburg 1540, 1544, 1558, 1699 G ropp, Chronik IS. 192, 196, 233 f. 
118.315 ff. Die grossen Erbhuldigungen fanden in beiden Stiftern meist 
erst einige Zeit nach der Wahl statt. 

!) Oben 8.348f. Moser Th. XII S. 22. 

2) Oben 8. 74 f. 

®) Lossen, Köln, Krieg I $. 623, II S. 532. 

*) Lünig, Reichsarchiv VII S. 367. Londorp, Acta publica XVI 
p. 169ss, Böhmländer, Oberbayr. Arch, LVII S.273f. R. Schwarz 
3.122, 
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III. Die Konsekration!). 


1. Das kirchliche Recht. Gleich der Konfirmation war 
auch die Konsekration im späteren Mittelalter ein päpstliches 
Reservatrecht geworden ?), das jedoch die Päpste für gewöhn- 
lich nur in Rom selbst ausübten. Sonst wurde in der Regel 
bereits in der Konfirmationsbulle der Bestätigte ermächtigt, 
sich einen beliebigen Bischof der Römischen Kirche zur Kon- 
sekration auszuwählen ?). Grundsätzlich mussten dem Konsekra- 
tor zwei Bischöfe assistieren *); doch wurde auch hier häufig 
schon bei der Konfirmation vom Papst gestattet, dass zwei zum 
Gebrauch der Pontifikalien berechtigte Prälaten ihre Stelle 
einnehmen könnten°). Hatte der Konfirmierte noch nicht die 
Diakonats- und die Priesterweihe erhalten, so mussten diese vor- 
her nachgeholt werden, was bei den deutschen Fürstbischöfen 
zuzeiten fast Regel war’). Die Förmlichkeiten bei der Kon- 
sekration richteten sich nach dem Pontificale Romanum von 
1596). Auf Grund älterer Rechtsvorschriften hatte das Konzil 
von Trient bestimmt ?), dass jeder Konfirmierte binnen dreier 
Monate nach erlangter Kunde von der Bestätigung sich kon- 
sekrieren lassen müsse; sonst hatte er die bezogenen Früchte 


ı) Vgl. Moser Th. XI 8. 538 ff. Sartorı II1 8: 319 ff. Van 
Espen, Ius eccles. univ., parsI tit. XV. Hinschius II S. 676 f. 

2) Hinschius II S. 577 £f., 600 ft. 

3) Oben 8. 270, 273 f. 

*#) Hinschius’l 8: 101, bes.n. 6; 

5) Vgl. die Konstitution Benedikts XIV. ‚In postremo‘ vom 20. Okt. 1756 
814, Magnum Bullarium Rom. XIX p. 259. 

6) De consecratione electi inepiscopum. AusgabeRatisbonae, Romaeetc. 
1908 p.47ss. Patricius, Sacrarum Caeremoniarum lib. 110,4. Van 
Espen parsltit. XV cap. 3. Die Konsekration des Joseph Clemens 
von Köln am 1. Mai 1707 zu Ryssel durch Erzbischof Fenelon von Kamerich 
ist geschildert bei Lünig, Theatrum Caeremoniale II S. 343; Moser 
Th. XI 8.543f.; Leonard Ennen, Der spanische Erbfolgekrieg und 
der Kurfürst Joseph Clemens von Cöln, Jena 1851 8. LIX ff. Anhang. 

?) Sess. XXIII de ref. c. 2. 
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zu restituieren. Versäumte er die Konsekration schuldhaft 
weitere drei Monate, so verlor er ipso iure das Amt. Doch 
konnte der Papst immer in dieser Hinsicht Dispense und Frist- 
verlängerungen gewähren. Erst mit der Konsekration erwarb 
der neue Bischof die volle bischöfliche Stellung, d. h. die un- 
lösliche Verbindung mit seiner Kirche, die bischöfliche Weihe- 
gewalt und den Gebrauch der Pontifikalien; erst jetzt durfte 
er sich episcopus ecclesiae N. nennen. Bis zur Konfirmation 
kam ihm bloss der Titel Electus oder Postulatus (Bambergen- 
sis z. B.) zu; nach der Konfirmation durfte er sich lediglich Electus 
et Confirmatus nennen, doch sind diese letzteren Vorschriften 
von den zahlreichen ungeweihten Bischöfen Deutschlands nicht 
streng beachtet worden !). 


2. Die deutsche Praxis. Die erwähnten strengen 
Bestimmungen des Trienter Konzils haben der Laxheit der 
deutschen Fürstbischöfe in der Annahme der Weihen im 
16. Jahrhundert nur ganz allmählich steuern können ?). Seit 
der Reformation gehörte es geradezu zur Seltenheit, dass ein 
Bischof in seiner Kathedrale das Hochamt zelebrierte. Jakob 
von Eltz in Trier (1567—1581)°) und Kardinal Otto Truch- 
sess in Augsburg (1543—1573) *), die sich alsbald zu Bischöfen 
weihen liessen, stellten rühmenswerte Ausnahmen dar. Die 
meisten Fürstbischöfe fühlten sich durchaus als weltliche 
Regenten und kümmerten sich um die geistlichen Ange- 


1) Moser Th. XI S. 545. Ferdinand von Bayern bezeichnete sich 
noch 1649 als electus confirmatusque archiepiscopus Coloniensis, Foullon, 
Historia Leodiensis Ili p. 279. Er starb 1650 ungeweiht. 

2) Oben S. 83 ff., kes. 34 n. 1. Vgl. besonders die Daten bei 
R. Schwarz. 

3) Marx1IS. 388 ff. ADB. XIII 1881 8. 549 f. (Endrulat). Weitere 
Literatur bei Max Bär, Bücherkunde zur Geschichte der Rheinlande I, 
Publ. d. Ges. f. Rhein. Geschkde. XXXVII, Bonn 1920, Nr. 5305 fl. 

4 Bernhard Duhr, Die Quellen zu einer Biographie des Kardi- 
nals Otto Truchsess von Waldburg, Hist. Jb. der Görresges. VII 1886 
S.177ff. Stephan Ehses, Kardinal Otto Truchsess von Augsburg zu 
Rom 1559—1563, Röm. Qn.-Schr. Suppl.-H. XX 1913 8: 123 ff; 


364 H. E. Feine, Besetzung der Reichsbistümer (1648—1803). 


legenheiten ihrer Diözese herzlich wenig; ihre Interessen 
gingen oft nur auf Jagd und Trunk, manchmal, wie bei Erz- 
bischof Salentin von Köln (1567 —1577)'), und später bei Chri- 
stoph Bernhard von Galen in Münster (1650—1678)?), auf das 
Kriegshandwerk. In den geistlichen Verpflichtungen, wie Zöli- 
bat, professio fidei und Weihe, sahen sie nur höchst lästige 
Beschwerden. So manch einer hat aus solchen Gründen sein 
Amt niedergelegt, wie in Köln Friedrich von Wied 1567 und 
Salentin von Isenburg 1577), Ernst von Bayern in Salzburg 
1554 #), Wilhelm von Ketteler in Münster 1557°). Das Bis- 
tum Bamberg hatte, als sich Johann Gottfried von Aschhausen 
1616 konsekrieren liess, über hundert Jahre keinen geweihten 
Bischof mehr gehabt‘). Auch der Priesterweihe haben sich 
die Fürstbischöfe jener Zeit zumeist zu entziehen gewusst. 
Mit Fristverlängerungen und Weihenachlässen zeigten sich die 
Päpste des 16. und noch des 17. Jahrhunderts oft recht frei- 
gebig ’). Auch die Kölner Erzbischöfe sind von 1556—1651 
nicht im Besitz der bischöflichen Weihe 'gewesen?). In den 


') Lossen, Köln. Krieg I 8. 34 ff. 

2) Vgl. die Karrikatur dieses kriegerischen Fürstbischofs bei Erd- 
mäannsdörffer, Deutsche Geschichte I nach 8. 349, siehe auch S. 205. 
Ueber waffenfrohe Bischöfe und Domherren im MA. vgl. Schulte, Adel 
und deutsche Kirche 8. 285 fi. 

®) R. Schwarz 8.91. 

*) Oben 8.34 n. 1. 

>) R.Schwarz 9. 61. 

®%) Looshorn IV und V. V 8. 372. 

) 2. B. für Ernst von Bayern für Salzburg von 1540 bis 1554, oben 
S.34 n.1; für Ferdinand von Bayern in Köln von 1612 bis 1650, vgl. das 
Weiheaufschubindult von 1645, Friedensburg, Regesten, Quellen und 
Forschungen IV S. 258 Nr. 74. 

®) R. Schwarz 8. 6ff., 20. Ueber Ernst vgl. Schmidlin ill 
8.143 ff. Von 1562 an bis 1636 waren die Kölner Erzbischöfe bei fünf 
Königsweihen konsekrationsunfähig, da sie nicht einmal die Priesterweihe 
besassen. Seit Jahrhunderten wieder konnten die Mainzer Erzbischöfe 
die Salbung vollziehen. Anselm Kasimir Wambold von Umstadt liess 
sich 1636 zu diesem Zweck rasch konsekrieren. Stutz, Brunnerfest- 
schrift S. 76 f,, Derselbe, Erzbischof von Mainz S, 44 f, 


Abneigung gegen die höheren Weihen, 365 


übrigen Bistümern Niederdeutschlands hat es in jenen Zeiten 
nicht viel anders ausgesehen !); besser waren die Verhältnisse 
in Mainz, Trier, Lüttich?) und in den oberdeutschen Bistümern?). 
Allerdings war die Abneigung gegen die Weihen, namentlich 
bei Angehörigen grosser Fürstenhäuser, nicht ganz unbegründet. 
Nach Annahme der höheren Weihen, jedenfalls nach der 
Priesterweihe, war die Rückkehr in die Welt ausgeschlossen. 
Und wie manches alte freiedle Geschlecht ist nicht im Mittel- 
alter und in neuerer Zeit (Habsburg, Bayern, Kurpfalz, Pfalz- 
Neuburg) aus diesem Grunde dem Erlöschen verfallen! Wie 
viele Häuser haben nur durch den Rücktritt von ungeweihten 
Klerikern ihr Fortbestehen gerettet oder zu erhalten versucht! *) 

Erst im Verlaufe der Gegenreformation, namentlich aber 
nach dem Westfälischen Frieden wurde es wieder Regel, dass sich 
die deutschen Fürstbischöfe konsekrieren liessen, manche freilich, 
wie Joseph Clemens von Köln °), nur mit äusserstem Wider- 
streben. Hatten doch auch treu katholische Bischöfe, wie 
Johann von Hoya (f 1574), Ferdinand von Bayern (f 1650) 
und der glaubenseifrige Franz Wilhelm von Wartenberg (7 1661) 
sich gar nicht oder erst spät zum Empfang der Weihen ent- 
schliessen können®). Nur noch wenige Fürstbischöfe, wie 
Franz Ludwig von der Pfalz (7 1732 als Erzbischof von Mainz) ?), 
haben sich im 18. Jahrhundert dauernd der Konsekration zu 


!) Für Minden, Münster und Osnabrück vgl. R. Schwarz 8.47 f. 
(1, 2 und 3 Konsekrierte von 9, 10 und 7 Bischöfen in der Zeit von 
1500 bis 1650). 

?) Vgl. etwa die Angaben bei Werner, Der Mainzer Dom II 
S. 340 ff. passim; Wyttenbach-Müller, Gesta Trevirorum III p, 3ss, 
passim, von den 9 Erzbischöfen von 1500 bis 1652 waren 6 (5?) konsekriert; 
R. Schwarz 8,32 ff. über Lüttich, von den 7 Bischöfen bis 1650 waren 
3 geweiht. 

3) Vgl. die Schematismen oder Handbücher der einzelnen Diözesen. 

4) Vgl. Schulte, Adel und deutsche Kirche $. 264 fl. Oben 8. 69. 

5) Oben 8. 35 f. 

6) R. Schwarz 8.63, 16 ff., 77 ff., oben 8. 35. 

?) Oben 8.44, Marx V 8.9. 
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entziehen verstanden. Immerhin erregte es in Trier nicht ge- 
ringes Aufsehen, als Franz Georg von Schoenborn 1729 nach 
angeblich 140 Jahren zum erstenmal ein pontifikales Hoch- 
amt abhielt!). So sehr hatte man sich der geistlichen Für- 
sorge des eigenen Bischofs entwöhnt. 


3. Der Oboedienzeid?). Einen Bestandteil der Kon- 
sekration bildete die Abnahme des Oboedienzeides des Kon- 
sekranden gegenüber dem Papst. Seitdem Konfirmation und 
Konsekration Reservatrechte des Papstes geworden waren, 
wurde der Gehorsamseid von allen Bischöfen gleichmässig ver- 
langt. Gewöhnlich ermächtigte der Papst den Konsekrator 
zur Entgegennahme des Eides an seiner Statt. Die Formel 
desselben, die vorher noch gewissen Schwankungen unter- 
worfen war’), wurde‘ im Pontificale Romanum von 1596 
endgültig festgelegt *). In dieser Form ist er in den folgen- 
den zwei Jahrhunderten stets geleistet worden, obwohl man 
in Deutschland immer wieder an seinem Inhalt Anstoss nahm. 
Die Vertilgung der Ketzer, die man angeloben musste, be- 
drohte ebenso wie die unbedingte Gehorsamsverpflichtung gegen 
den Papst das Gewissen eines Reichsfürsten mit schweren 
Konflikten, ganz abgesehen davon, dass die strengen Forde- 
rungen des Eides an der Macht der Tatsachen scheitern 


!) Marx VS. 14. 

2) Moser Th. X1S. 528#., Bd. XI S.156ff. VanEspen, parsI 
tit. XV cap. 2. Hinschiusll S. 731, II 8.199 ff, Ueber den Oboedienz- 
eid der Salzburger Erzbischöfe im MA. ausführlich von Wretschko, 
Mitt. d. Ges. f. Salzb. Ldskde. XLVII S. 230 f#.; die mittelalterlichen 
Formulare 8. 259 ff. 

3) Von Wretschko a.a.0.— Z. f. vat. Gesch. u. Altkde. (West- 
falens) II 1839 S. 244 ff.: Der Oboedienzeid Wilhelms von Ketteler, 
Münster 1557. 

#4) Hinschius III 8. 205. Die Formel im Pont. Rom. p. 495, 
De consecratione electi in episcopum, bei Hinschius III S.205 n. 4; 
vgl. die Formulare, welche Johann Gottfried von Guttenberg, Würz- 
burg 1686, und Joseph Clemens von Bayern, Köln 1688, beschworen, 
Lünig, Reichsarchiv XX 8. 1153; Londorp, Acta Publica XIV p. 84, 
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mussten !). Wilhelm von Ketteler, Bischof von Münster, ver- 
langte 1557 die Aufnahme der Klausel in den Eid ‚Christiana 
conscientia et iure imperii salvis‘, und schob, da er den Eid ohne 
das nicht leisten wollte, seine Weihe nach Möglichkeit hinaus. 
Als ihm dies nicht weiter gestattet wurde, zog er es vor, mit 
päpstlicher Genehmigung zu resignieren ?). Sogar der treu- 
katholische Franz Wilhelm von Wartenberg leistete 1628 den 
Eid nicht in der gewolinten Form, da derselbe so sein Ge- 
wissen beschwere, sondern mit persönlichen Zusätzen und Er- 
klärungen und unter Vorbehalt der Bestätigung des Papstes 
und des Kaisers°). Joseph Clemens von Köln wurden 1688 
wegen dieses Eides Schwierigkeiten bei seiner Aufnahme ins 
Kurkolleg gemacht‘). Den schwersten Anstoss erregte zu- 
meist der Ketzerpassus. Kein Wunder, dass man im Zeit- 
alter der Aufklärung mit seinen episkopalen Strömungen viel- 
fach heftigen Widerspruch gegen den Oboedienzeid erhob. 
Zwar gegen die Ableistung des Eides selber hat kaum je- 
mand ernstlich Widerstand geleistet; auch der Widerspruch des 
letzten deutschen geistlichen Reichsfürsten, Karls von Dalberg, 
konnte beruhigt werden). Aber mit dem Angriff Christian 


!) „Ego N. electus ecclesiae N. ab hac hora inantea fidelis et obediens 
ero b. Petro apostolo...., domino N. papae N. suisque successoribus cano- 
nice intrantibus.“ „Papatum Romanum et regalia s. Petri adiutor eis 
ero ad retinendum et defendendum, salvo meo ordine, contra omnem 
hominem.“ „Regulas ss. patrum, decreta, ordinationes seu disposiliones, 
reservationes, provisiones et mandata apostolica, totis viribus observabo 
et faciam ab aliis observari. Haereticos, schismaticos et rebelles eidem 
domino nostro vel successoribus praedictis, pro posse persequar et im- 
pugnabo.“ 

2) Z. f. vaterl. Gesch. u. Altkde. (Westfalens) II 1839 8. 234 ff.: Ur- 
kunden zur Resignation des erwählten Bischofs von Münster Wilhelm 
Ketteler 1557; vgl. auch Moser Th. XI S. 532, über die Verhandlungen 
Wilhelms mit dem Theologen Cassander. 

3) Meurer, Mitt. d. Hist. V. von Osnabrück X 1875 S. 268. 

4) Böhmländer, Oberbayr. Arch. LVII 8.275. 

5) @. L. K. Kopp, Die katholische Kirche im 19. Jahrhundert, 
Mainz 1830 8.31 Anm. Hinschius lII 8.211 n.3. 
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Gottlieb Buders begann 1748 der literarische Streit der Mei- 
nungen in der Oeffentlichkeit !), Sowohl die Koblenzer Artikel 
von 1769 wie die Emser Punktation von 1786 richteten sich 
auch gegen den Oboedienzeid und verlangten wenigstens die 
Beseitigung seiner vasallitischen Form ?). 


!) Diatribe de iuramentis principum ecclesiasticorum S.R.J. Ger- 
manici, Jenae 1748. @egner und Verteidiger kamen wiederholt zu Wort, 
die Schriften bei Sartori 12 8.291f. Vgl.Moser Th. XI S. 531f.; 
Sartori I2 S. 272ff., der für den Eid eintritt. 

?) Art. 20 und Art. 19, Höhler, Arnoldis Tagbuch 8. 261, 181. 


Coulin 8. 64f. 


Neuntes Kapitel. 
‚Der Koadjutor mit dem Recht der Nachfolge. 


I. Die rechtlichen Grundsätze?). 


Das Institut des Coadiutor cum iure succedendi, welches 
seit dem 16. Jahrhundert in Deutschland immer mehr An- 
wendung fand, so sehr, dass z. B. in Köln seit 1583, in Strass- 
burg seit 1683 eigentliche Bischofswahlen kaum mehr vor- 
kamen, hat sich im wesentlichen nicht auf dem Boden des 
gemeinen Kirchenrechtes, sondern im Wege päpstlicher Dis- 
pensation und deutschen kirchlichen Gewohnheitsrechtes ent- 
wickelt ?). 

Das kirchliche Recht verbot seit alters die Einsetzung 
eines zweiten Bischofs für dieselbe Diözese oder die Bestellung 
eines Nachfolgers bei Lebzeiten des Bischofs; doch sind zu 
allen Zeiten vereinzelte Ausnahmen vorgekommen ?). Spätestens 


!) Die ältere Literatur bei Philipp Held, Das Recht zur Auf- 
stellung eines Coadiutors mit der Nachfolge, Münchner jurist. Habi).- 
Schrift, München 1848, 8.14; auch bei Hinschius II 8.249 n. *; am 
vollständigsten bei Petrus Leurenius, Vicarius Episcopalis, Coloniae 
Agr. 1708, p. 105 ss. Tractatus II. De coadiutoriis, qu. 305. 

2) Die Besonderheiten der deutschen Praxis betont scharf und richtig 
P.T.K(öhler), Elucubratio brevis sistens praecipuas differentias iuris 
canonici communis et Germanici circa coadiutorias, Magontiaci 1790. 

3) Vgl. das Nähere bei Hinschius II S. 249 fl., 39, 474. Ferner: 
Thomassin pars II lib. II cap. 55—59 = vol. V p. 385ss. HeldS. 15ff. 
George Phillips, Vermischte Schriften II Wien 1856 8. 804 ff. Georg 
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Bonifaz VIII. hat durch die Dekretale „Pastoralis“ !) die Be- 
stellung von Koadjutoren für Bischöfe, welche der Verwaltung 
ihrer Diözese nicht mehr gewachsen wären, als causa maior 
grundsätzlich dem apostolischen Stuhle reserviert, diese Be- 
fugnis jedoch an Bischof und Kapitel delegiert, ausser für den 
Fall, dass sich der Bischof einer Koadjutorbestellung wider- 
setzte. Der Bischof konnte also mit Konsens des Kapitels 
einen Koadjutor (oder zwei) bestellen, das Kapitel allein bei 
völliger geistiger Umnachtung des Bischofs mit Zweidrittel- 
majorität. Das Recht der Nachfolge besassen diese sogenannten 
coadiutores temporarii jedoch nicht ?). 


Grunau, De coadiutoribus episcoporum, Breslauer kath.-theol. Diss. 1894 
p- 9 ss. 

') C. un. in VIto de eler. aegrot. III5: Pastoralis offiecii debitum 
exsequentes declaramus atque statuimus, coadiutorum episcoporum et 
superiorum praelatorum dationen intelligendam esse de causis maioribus, 
et referendam ad sedem apostolicam, ac ab ea, consuetudine non obstante 
contraria, tantummodo postulandam. Verum ne hoc praetextu ecclesiae 
existentes praecipue in remotis dispendia patiantur: nos... hac generali 
constitutione sancimus, ut episcopus, senio aut valetudine corporali grava- 
tus, vel etiam alias adeo impeditus perpetuo, ut officitum suum nequeat 
exercere, possit de sui consilio et assensu capituli vel maioris partis ipsius, 
unum vel duos auctoritate apostolica coadiutores assumere ad dietum 
officium exsequendum. Si vero episcopus demens fuerit, et quid velit 
aut nolit exprimere nesciat vel non possit: tunc eius capitulum vel duae 
ipsius partes eadem auctoritate unum aut duos coadiutores assumant ido- 
neos, qui eius officium exsequantur. Si autem episcopus, senio aut in 
curabili morbo gravatus, vel perpetuo impedimento detentus, ad sui 
exsecutionem officiı reddatur inutilis, et coadıutorem assumere vel habere 
noluerit, licet a capitulo requisitus proprio, se illius non indigere suffragio 
forsitan asserendo: tunc nil per capitulum innovetur, sed hoc casu et 
etiam proximo idem capitulum episcopi et ecclesiae suae conditionem et 
statum, ac facti circumstantias universas, quam eito poterit, fideliter et 
explicite referat ad notitiam dietae sedis, recepturi humiliter et effica- 
ceiter impleturi quod super hoc per sedem ipsam contigerit ordinari. 
Ueber die Bedeutung der Worte „praecipue in remotis“ vgl. Hinschius 
II S. 252 n. 4. 

2) Thomassin 1. c. cap. 59 n. 8 p.418. Held 8.39. Hin- 
schius II S. 253. Vgl. Reiffenstuel lib. III tit. VI$2 n. 265. 39. 
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Dieses Institut wurde nun im 15. Jahrhundert in Deutsch- 
land der Sicherung der‘ Nachfolge dienstbar gemacht, indem 
man den Koadjutoren durch den Papst, der allein von den 
Kirchengesetzen dispensieren und entgegen dem allgemeinen 
kirchlichen Verbot!) Anwartschaften auf höhere Kirchenämter 
erteilen konnte, ein Sukzessionsrecht gewähren liess 
(coadiutor cum iure succedendi, sog. c. perpetuus) ?). Der 
Gesichtspunkt der Unterstützung des Bischofs in der Ver- 
waltung trat dabei in den "Hintergrund. Die Bestellung 
eines Koadjutors mit Nachfolgerecht war aber zugleich eine 
Vorwegnahme der Besetzung des bischöflichen Stuhles und 
durfte daher nicht zu einer Beeinträchtigung des Wahlrechtes 
des Domkapitels führen), welches auf dem Lateranense II. 
kirchlich als gemeinrechtlich anerkannt, den deutschen Ka- 
piteln insbesondere im Wiener Konkordat von Reich und 
Papst garantiert worden war. Mithin war dreierlei erforderlich: 


1) C.2 X de conc. praeb. III8; c.2 in VIto eod. III7; Reg. Canc. 
n. 21, 30. Friedberg® 8.355. Sägmüller? I 8.316. Vgl. auch 
PetrusGallade, De expectatione ad beneficia ecelesiastica non vacantia, 
Heidelbergae 1760. 

®) Antonius Dadinus Alteserra, Dissertationum iuris canonici 
libri IV, recudi fecit Chil. Ern. Bertram, Halae-Magdeburgi 1777, 
lib. I cap. 6. Leuren, Vicarius episcopalis qu. 330. Reiffenstuel 
lib. DI tit. VI $2 n. 27,37. Riegger pars III $ 138, 143 se., 146. Hin- 
schius II 8.253. Von der gewöhnlichen Expektanz unterschied sich 
die Koadjutorie dadurch, dass sie nicht ohne Wissen oder gegen den 
Willen des coadiutus erteilt werden konnte. 

3) Diese Argumentation war und ist die herrschende: Leuren 
qu. 355. Benedictus XIV., De synodo dioecesana lib. XIII cap. 10 
n. 24 = Ausg. Mechliniae 1842 III p. 402s. Franeiscus Schmier, 
Consultationes canonicae de coadjutoribus et coadjutoriis perpetuis pro 
ecclesiis Germaniae electivis, am Schluss seiner Jurisprudentia practico- 
eonsiliaria, Augustae Vind. 1737, cons. 3 n. 12 ss., 40 ss. J. Chr. W. Steck, 
De adjutoribus Praesulum Germaniae p. 15, 18, am Schluss seiner De 
feudis coram solio Caesaris sollemniter accipiendis commentatio, Goet- 
tingae 1755. Riegger $145, 147. Köhler p.9. Held S.45ff. Hin- 
schius II 8.474 2.6. Friedberg® 8.211. Vgl. unten 8. 872 n. 2. 
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der Konsens des Bischofs, die Zustimmung des Kapitels be- 
züglich der Sache und der Person, letzteres unter denselben 
Rechtsgarantien wie bei der Wahl (Ladung, absolutes Stimmen- 
mehr) und schliesslich die coadiutoris datio mit der Gewährung 
des ius succedendi durch den Papst. Letztere war, als Ge- 
währung einer Anwartschaft unter Ausserkraftsetzung von 
Kirchengesetzen, eine res gratiae, ähnlich der admissio, und nicht 
wie die confirmatio ein Akt, der auf Grund eines Rechtsan- 
spruchs erfolgte !). Mithin lag auch keine electio im BRechts- 
sinn vor, die dem Gewählten ein ius ad rem verschafft hätte; 
denn ein Kirchenamt war überhaupt nicht erledigt. Rechtlich 
notwendig war nur der consensus capituli ?), eine Art designatio. 
Auch der Unterschied von electio und postulatio kam für den 


!) Augustinus Barbosa, Ius ecclesiasticum universum, pars II 
Venetiae 1706 cap.X n.33 p. 141. Leurenqu. 359, 362 p. 134. Schmier 
cons. II n.2ss. Steck p.16s. Moser Th. XII 8.66. Riegger $146. 
A.A. Koehler p. 11s, Held S. 50, 66, 69. 


2) Alteserralib. Icap. 5. Leuren qu. 355—358, bes. 356 $ 1—3 
p. 1308. Schmier cons. 3 u. 5—8 p. 7ss., 18ss. (sehr ausführlich), 
Steck p. 15, 18, 23. Moser, Th. XII 8.59, 6%. Held S.46ff, Hin- 
schius II 8.474 n.6. Friedberg® S. 211. Die streng kuriale Rich- 
tung lehnte jede Gebundenheit des Papstes an das Kapitel ab, vgl. Held 
5.50; so Barbosa cap. 10 n. 33, 51; Phillips, Vermischte Schriften 
II S. 808f.; Rudolf Ritter von Scherer, Handbuch des Kirchenrechts 
I Graz 1836 S. 602. In bewusstem Gegensatz zu ihr verlangte Riegger 
8145, 147, ähnlich schon Johannes Georgius Studnitz, Disser- 
tatio iuridica de coadjutoribus, praeside Siegfried Ring, Francofurti 
Viadr. 1688 p.13ss. (obwohl er p. 40 die Stellung des Papstes richtig 
zeichnet) und Köhler p. 9 eine rechtsförmliche Wahl. Eine vermittelnde 
Richtung betrachtete die Zustimmung des Kapitels als üblich und wünschens- 
wert: Joannes Baptista de Luca, Theatrum veritatis et iustitiae, Colo- 
niae Agr. I 1689, Annotationes ad Concilium Tridentinum Disc. XLV n. 10; 
Benedictus XIV. l.c. p. 403: In coadiutore cooptando, ne aliena iura 
laedantur, eorum exquiratur obtineaturque consensus, quorum suffragiis 
Episcopi electio est perficienda; ebenso Derselbe in einem Schreiben an 
das Breslauer Kapitel vom 15. Februar 1744, Theiner, Zustände II 
S. 267; Sägmüller? I 8.462. 
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Koadjutor nicht in Betracht !). Wenn dabei wie bei der postulatio 
die Elektionsformen regelmässig genau beobachtet wurden, so ge- 
schah das hier wie dort vor allem zum Schutz des Wahlrechtes 
der Kapitel und ihrer Mitglieder, nicht aber, als ob bloss auf 
Grund einer formellen Wahl die admissio postulati oder die 
datio coadiutoris hätte erfolgen können. Das Wahlrecht des 
Kapitels äusserte sich vor allem darin, dass der Papst bei 
Aufstellung eines Koadjutors mit dem Recht der Nachfolge be- 
züglich der Person an die Zustimmung der absoluten Kapitels- 
mehrheit gebunden war, d. h. die Bestellung wohl verweigern 
konnte, aber nicht eine andere Person von sich aus providieren ?). 
Einem regierungstüchtigen Bischof durfte kein Koadjutor auf- 
gezwungen werden. Widersetzte sich der Bischof zu Unrecht, 
so war zur Vornahme der Wahl jedenfalls päpstliche Erlaubnis 
erforderlich; war er geisteskrank, so bedurfte die Wahl der 
Zweidrittelmehrheit °). 

Das Konzil von Trient untersagte, von dem Grundsatz 
ausgehend, dass alles, was bei kirchlichen Aemtern den An- 
schein der erblichen Nachfolge! an sich trage, den heiligen 
Konstitutionen verhasst und den Dekreten der Väter zuwider 


!) Leuren qu. 356 p. 131. Steck p.23. Schmier cons. 8, ge- 
wöhnliche Stimmenmehrheit genügt in jedem Falle. 

?), Leuren qu. 355 $ 2,7357. Steck p.17s. Riegger $ 146, 
Held 8.46f., 49 f. 

3) Im einzelnen gehen die Ansichten hier in manchen Punkten aus- 
einander. Vgl. etwa: Leuren qu. 863. Schmier cons. 10 u. 11. Steck 
p.15. Reiffenstuel lib. III tit. VIn.45. Riegger $145. Moser 
Th. XII S. 58, Bd. XI 8. 204f. Sartori I2 8.104f. Held 8. 48f. 
Leuren z.B. hält in Uebereinstimmung: mit ‚der deutschen Praxis die 
Zustimmung des Bischofs für unbedingt erforderlich; Steck erachtet 
weder bischöfliche noch päpstliche Zustimmung für nötig, wenn die Vor- 
nahme einer Wahl sachlich gerechtfertigt ist; nach Schmie r kann das 
Kapitel, wenn der Bischof einen bestimmten Koadjutor fordert, die Wahl 
verweigern bzw. eine andere Wahl nur mit päpstlicher Genehmigung 
vornehmen; hat”der Bischof das nicht getan, so kann er keinen Koadjutor 
zurückweisen. Das entsprach im wesentlichen der deutschen Praxis. 
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sei, die coadiutoria cum futura successione schlechtweg für 
alle Kirchenämter. Nur für Kathedralkirchen und Klöster liess 
es, wenn eine urgens necessitas und evidens utilitas sie fordere, 
eine Ausnahme zu. Dann musste der Bestellung des nachfolge- 
berechtigten Koadjutors (durch den Papst) eine eingehende 
Prüfung der Angelegenheit durch den Hl. Stuhl vorangehen 
und der zu Bestellende sämtliche für den coadiutus erforder- 
lichen Eigenschaften besitzen), Der Grund für diese Aus- 
nahme war die Notwendigkeit, in den vom Protestantismus 
bedrohten Gebieten die Bistümer und Klöster vor den gefähr- 
lichen Sedisvakanzen und Neuwahlen zu schützen, insbesondere 
durch fürstliche Koadjutoren aus mächtigen Häusern. Neu 
war eigentlich nur die Bestimmung über die kanonischen Eigen- 
schaften des Koadjutors ?). Von vorheriger päpstlicher Zu- 
stimmung zur Vornahme einer Wahl war auch jetzt nicht die 
Rede; notwendig war dieselbe nur, wenn der Bischof seine 
Einwilligung verweigerte?). Dass der Papst von sich aus zu 


') Sess. XXV de ref. c.7: In coadiutoriis quoque cum futura suc- 
cessione idem post hac observetur, ut nemini in quibuscungue bene- 
ficiis ecclesiasticis permittantur. Quod si quando ecclesiae cathedralis 
aut monasterii urgens necessitas aut evidens utilitas postulet praelato 
dari coadiutorem, is non alias cum futura successione detur, quam haee 
causa prius diligenter a sanctissimo Romano Pontifice sit cognita, et 
qualitates omnes in illo concurrere certum sit, quae a iure et decretis 
huius sancti synodi in episcopis et praelatis requiruntur. Vgl. Leuren 
qu. 8311. Held 8.56 fl. 

2) Die Differenzierung, die Held S.61f. zwischen dem (nachfolge- 
berechtigten) coad. in spiritualibus und dem coad. in temporalibus sowie 
dem lediglich zur Nachfolge berufenen Koadjutor macht (nachJ.H. Böhmer, 
Kreittmayr, Studnitz p. 3lss. u. a.), entsprechen allenfalls der 
deutschen Praxis auf Grund päpstlicher Dispense, lassen sich aber mit 
den klaren Bestimmungen des Tridentinums für den folgeberechtigten 
Koadjutor nicht vereinbaren. Die Kanonisten unterschieden z. T., so 
Reiffenstuel.n. 28ss., in der Behandlung dieser und anderer Fragen 
nicht klar den Koadjutor mit und ohne Nachfolgerecht. Richtig Leuren 
qu. 375 s8.; Barbosa cap. 10 n. 47; Steck p. 25. 

°) Eine päpstliche Ermächtigung zur Wahl war nicht rechtlich not- 
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einer Koadjutorwahl auffordern konnte, galt als selbstver- 
ständlich?!). 

Mit der Bestellung durch den Papst erhielt der nachfolge- 
berechtigte Koadjutor ein ius ad rem, das sich durch den 
Wegfall des coadiutus von selbst in ein ius in re verwandelte ?). 
Für die Rechte und Pflichten der Koadjutoren in Ansehung 
der Bistumsverwaltung waren in erster Linie die päpstlichen 
Bestimmungen bei der Ernennung und die Verhältnisse des 
coadiutus und seiner Kirche massgebend ?). Der Koadjutor 
konnte lediglich der Nachfolge halber bestellt sein (cum iure 
succedendi tantum), aber auch sofort Verwaltungsbefugnisse 
erhalten. Nach dem Tode des Bischofs hatte er nur eine Besitz- 
ergreifung (inthronisatio) vorzunehmen ?). 


II. Vorkommen und politische Seite der Koadjutorie?). 


Im 13. und 14. Jahrhundert haben die Bischöfe, wenn 
sie sich der Verwaltung ihres Bistums in geistlichen und welt- 
lichen Dingen nicht mehr gewachsen fühlten, häufig unter Mit- 
wirkung ihrer Kapitel, einen Koadjutor angenommen, oft einen 
jüngeren Verwandten geistlichen Standes, der ihnen die Amts- 


wendig, aber üblich und empfehlenswert; Leuren qu. 858. Reiffen- 
stueln.45. Schmier cons.9 p.26ss. Held 8.48f., 68, vgl. unten 
S. 384 ff. 

!) Leuren qu. 355 $2. Moser Th.XU 8.61. Held S. 46. 

2) Fagnani adXlll 6 cap. ‚Ex parte‘ n. 15. '= vol. III p. 200. 
Leuren qu. 324, 428. Barbosa c.10 n.49. Reiffenstuel n. 62. 
Riegger $144. Hinschius II 8.688. Stutz, Kirchenrecht? 8.428. 
Schmier cons. 12 n. 11s., 15 vindiziert dem Koadjutor ein ius in re 
saltem fictum, habituale aut naturale. 

3) Fagnanil.c. n.17ss. Barbosa c. 10 n. 34ss., 48. Schmier 
cons. 12 n. 9ss., cons. 15 n.1ss. Steck p. 26s.' 

#4) Barbosa c. 10 n.61ss. Steck p. 27. 

5) Vgl. die beiden Tabellen unten S. 406 ff. In T.I bedeuten die 
eingeklammerten Zahlen die Anzahl der Koadjutorfälle, in T. II das Jahr 
der Koadjutorwahl. 
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geschäfte, namentlich in temporalibus, abnahm und, wenn er 
sich bewährte, vom Kapitel auch wohl zum Nachfolger ge- 
wählt wurde. Ein Nachfolgerecht kam ihm jedoch nicht zu. 
Die Kurie wirkte in der Regel überhaupt nicht mit. Das 
@anze stand also durchaus im Einklang mit der constitutio 
„Pastoralis“. Hier sei nur an Kuno von Falkenstein, seit 
1360 Koadjutor, seit 1362 Erzbischof und Kurfürst von 
Trier, erinnert, der von 1366 bis 1368 als Koadjutor des 
Kölner Erzbischofs Engelbert von der Mark auch dieses Erz- 
stift verwaltete und nach dessen Tod vom Kölner Kapitel 
postuliert wurde, jedoch die Translation ablehnte '). Aehnlich 
wurde Graf Moritz von Oldenburg, der Koadjutor seines Oheims, 
des Erzbischofs Otto von Bremen (1344—1348), und seine rechte 
Hand, nach dessen Tode einstimmig vom Kapitel zum Erz - 
bischof gewählt, ohne jedoch gegenüber dem päpstlichen pro- 
visus, Gottfried von Arnsberg, in den Vollbesitz der erzbischöf- 
lichen Würde zu gelangen ?). Graf Johann von Hoya, seit 
1395. Koadjutor des Bischofs Gerhard von Hildesheim, wurde 
1398 durch Wahl des Kapitels tatsächlich dessen Nachfolger °). 

Die Bestellung von Koadjutoren mit dem Rechte der 
Nachfolge durch den Papst wird erst im 15. Jahrhundert und 


!) Oben S. 300, bes. n.3. Im Jahre 1399 erhielt der ehemalige 
Koadjutor und Nachfolger Kunos, Werner von Falkenstein (1383—1418), 
sein Neffe, wegen Krankheit vom Papste in Friedrich von Blankenheim, 
Bischof von Utrecht, einen Koadjutor, der aber nicht sein Nachfolger 
wurde; H. V.Sauerland, Die Ernennung: Friedrichs von Blankenheim 
zum Koadjutor des Trierer Erzbischofs Werner, Pastor Bonus XII 1899/1900 
S.518 ff. Löhnert, Personal- und Amtsdaten S. 54 ff. 

?) H.A.Schumacher, Die bremische Erzbischofsfehde zur Zeit 
des grossen Sterbens, 1348—1351, Bremische Jahrb. VI 1872 8.223 £, 
Vgl. Eubel I p. 146. Vor seiner Koadjutorannahme heisst es in der’ 
Bremischen Chronik (J. M. Lappenberg, Geschichtsquellen des Erzstifts 
und der Stadt Bremen, Bremen 1841 S. 91): hie opteerde na- rade: des 
capittels hern Mauricium van Oldenborck-in filium to deme eroneh Bat 
dome. Hauck. Viu2 8. 1172. 

), Bertram, Geschichte des Bistums Hildesheim I 8. 360, 368. 
Hauck Vlu2 $, 1143, 
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zwar ın der zweiten Hälfte häufiger ). Diese Art der Koad- 
jutorie ist also ein noch jüngeres Institut als die Bistums- 
kumulation. Sie ist keine Aeusserung der päpstlichen Macht- 
anmassung über die Kirchen aller Länder; das Provisions- und 
Expektanzenunwesen hatte bereits zur Zeit der Reformkonzilien 
seinen Höhepunkt überschritten. Vielmehr war der Zug der 
Zeit allgemein, Anwartschaften und Koadjutorien für die 
höheren sowohl wie für die niederen Kirchenämter zu er- 
teilen ?2). Der eigentliche innere Grund für die Ausbildung des 
Instituts der Bistumskoadjutorie lag ähnlich wie bei der Kumu- 


!) Als älteste mir bekannte Beispiele — eine nähere Untersuchung 
wäre höchst erwünscht — seien hier genannt: Magnus, Herzog von Sachsen- 
Lauenburg, Bischof von Cammin (1410—24) wurde Anfang 1424 mit 
Zustimmung des Kapitels von Bischof Johann von Hildesheim als Koad- 
jutor mit Nachfolgerecht angenommen, am 10. Mai von Martin V. be- 
stätigt und liess sich nach Johanns Tode von der Stadt am 30. Dezember 
huldigen, Bertram, Geschichte des Bistums Hildesheim I 8. 380 f., 390. 
Hauck Vlu2 3.1143. Jakob von Sirk, 1439 Koadj. c. 1. s. in Trier, 
Erzbischof 1439—1456, wurde 1455 von seinem Oheim, Bischof Konrad 
von Metz, als dessen Koad). c. i. s. angenommen, wozu das Kapitel nach 
langen Verhandlungen seine Zustimmung gab. Metz war für Jakob seit 
1450 durch Nikolaus V. reserviert, er starb jedoch schon 1456. 1457 
wurde Georg von Baden in Metz zum Koadj. gewählt, Bischof 1459 bis 
1484. Friedrich Grimme, Der Trierer Erzbischof Jakob von Sirk 
und seine Beziehungen zur Metzer Kirche, Jb. d. Ges. f. lothr. Gesch. u, 
Altkde. XXI 1 1909 S. 108 ff, 114 ff. Löhnert 8. 60f,, Morret S. 49 ff. 
Johann von Werdenberg, seit 1463 Koadjutor c. i. s., von: 1469—1486 
Bischof von Augsburg, Gams p. 258, Eubel II p. 98. Melchior von 
Meckau, seit 1482, und Christoph von Schrofenstein, seit 1498 Koadjutoren 
von Brixen (1489—1509 und 1509—1521 Bischöfe), Sinnacher VLS. 621, 
VII-S. 54 ff. Jakob von Baden, seit 1500 Koadjutor seines Vetters Johann 
von Trier (1456—1503), Goerz, Regesten 8.311. H.V.Sauerland, 
Trierische Taxen und Trinkgelder an der päpstlichen Kurie während des 
späteren Mittelalters, Westd. Zeitschr. XVI 1897 8.78 ff., 93f. Löhnert 
8.63. Vgl. aber auch die Fälle: Paderborn 1360, Bremen 1433 und 
Merseburg 1402, die Hauck, Kirchengeschichte Viu2 $, 1145, 1172, 
1181 erwähnt: 

2) Hinschius II S. 64 f., 84 f., 474 ft. 
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lation in den politischen Verhältnissen Deutschlands, und zwar 
nach zwei Richtungen. 

Einmal sind die Reichsbistümer, seit ihre Ausbildung und 
innere Ausgestaltung als weltliche Territorien vollendet war '), 
wie die weltlichen Fürstentümer gezwungen gewesen, Terri- 
torialpolitik zu treiben. Da musste gerade in dem von stürmi- 
schen Kämpfen bewegten 15. Jahrhundert der Eintritt einer 
Sedisvakanz und einer möglicherweise zwiespältigen Wahl — 
oft standen sich auch ein electus des Kapitels und ein provisus 
des Papstes gegenüber — zu ernsten Befürchtungen um die 
Existenz der Kirche Anlass geben, zumal als im Verlauf der 
Reformation die fürstlichen Säkularisationsgelüste stiegen. Es 
lag also vor allem im Interesse der Kapitel, die Unsicherheit 
einer längeren Stuhlerledigung zu vermeiden, und zwar durch 
Aufstellung eines Nachfolgers, der sofort die Regierung übernahm. 

Doch nicht nur das Interesse des Bistums und das der 
Gesamtkirche, als die Säkularisationsgefahr Mitte des 16. Jahr- 
hunderts aufs höchste stieg, erforderte die Sicherung der Nach- 
folge oft gebieterisch?) — wir sahen bereits bei Betrachtung der 
Kumulationen, dass seit dem 16. Jahrhundert die Bistümer 
immer mehr indie fürstliche Territorialpolitik einbezogen wurden. 
Das Streben der Fürsten ging von nun an dahin, für ihre 
jüngeren Söhne und im Interesse ihres eigenen Territoriums 
sich die Reichsbistümer im Wege der Koadjutorie zu sichern). 


!) Vgl. statt Anderer Albert Werminghoff, Geschichte der 
Kirchenverfassung Deutschlands im MA., I Hannover und Leipzig 1905 
S. 206 fl., 219 ff. Derselbe, Verfassungsgeschichte? 8. 67 ff., 75 ff; 
Albert Hauck, Die Entstehung der geistlichen Territorien, Abh. d. 
phil.-hist. Cl. d. Kgl. Sächs. Gesellsch. d. Wiss. XXVII, Leipzig 1909 Nr. 18. 
Derselbe, Kirchengeschichte Deutschlands V!u2 1920 8. 66 ff. 
2) Die Gründe, welche Koadjutorien und Kumulationen in der Hand 
des bayrischen Prinzen Ferdinand zu Beginn des 17. Jahrhunderts not- 
wendig machten, fasst ein sehr interessantes anonymes Gutachten von 
1609 zusammen, gedruckt bei Keller, Gegenreformation III 8. 646 ff. 

®) Vgl. die Ratschläge Eybs für die fränkischen Hohenzollern, Wer- 
minghoff, Ludwig von Eyb S$. 307, 311, 314. 
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Besonders leicht wurde es den Fürsten dort, wo ihre eigenen 
Verwandten oder, wie in Bayern, ihnen ergebene Angehörige 
des eigenen landständischen Adels auf Bischofsstühlen sassen, 
ferner da, wo die Erhaltung des katholischen Glaubens die 
Anlehnung an eine fürstliche Territorialmacht erheischte. So 
haben Prinzen oft schon im Kindesalter Anwartschaften auf 
Reichsbistümer erhalten. Zur Regel wurde die alsbaldige An- 
nahme eines Koadjutors, meist aus derselben fürstlichen Familie, 
in den protestantisierten Bistümern Norddeutschlands, die im 
16. und 17. Jahrhundert von fürstlichen evangelischen Admmi- 
stratoren verwaltet wurden !). Die fürstlichen Familien waren, 
katholischer- wie protestantischerseits, jeweils darauf bedacht, 
möglichst rasch und mit Ausnützung jeder politisch günstigen 
Gelegenheit, sich die Nachfolge in einem Bistum zu sichern. 
Hierzu aber bot die Koadjutorie immer ein günstigeres Mittel 
als eine Neuwahl zu ungewisser Zeit, unter vielleicht ver- 
änderten Umständen. 

So drängten, wie bei der Kumulation, einerseits die Inter- 
essen des Bistums selbst und der Gesamtkirche, andererseits 
die fürstliche Haus- und Territorialpolitik innerhalb des Reiches 
zum Gebrauch und zur Ausbildung des Institutes der Koad- 
jutorie. Eine Parallele auf dem Gebiete der rein weltlichen 
Hauspolitik bieten etwa die lehnrechtlichen Anschauungen, die 
damals noch keineswegs völlig erloschen waren und in den 
Lehnsanwartschaften und Gesamtbelehnungen eine nicht geringe 
Rolle mit ähnlichem rechtlichen Erfolge wie die Koadjutorie 
spielten. 

Koadjutoren ohne das Recht der Nachfolge sınd im 16. Jahr- 


!) Vgl. die Lit. oben 8.46 fi. ». 1, sowie Tab. II. Mit Waffengewalt 
zwang z. B. 1553 Herzog Philipp Magnus von Braunschweig dem Stift 
Paderborn seinen Bruder Julius als Koadjutor auf, 1626 König Christian IV. 
von Dänemark Osnabrück seinen Sohn, beide ohne dauernden Erfolg, 
Stüve, Mitteil. d. Hist. Ver. von Osnabrück I 8. 207 ff., Goldschmidt, 
Franz Wilhelm von Wartenberg S. 15 f., Metzler, Apostolische Vika- 
riate 8. 25. 
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hundert nur noch ganz vereinzelt'!), seit dem 17. nicht 
mehr bestellt worden. Wenn seit dem 16. Jahrhundert von 
Koadjutoren ?) die Rede ist, so handelt es sich regelmässig nur 
um die Sicherung der Nachfolge, in Ausnahmefällen zugleich 
um eine Mit- oder Alleinregentschaft?). Auch die Fälle, in 
denen kein fürstliches Hausinteresse wesentlich mitsprach, 
sind verhältnismässig selten, so wenn Hermann von Hessen, 
Erzbischof von Köln 1480—1508, ım Jahre 1496 zum Koad- 
jutor in Paderborn gewählt wurde, um die traditionelle kur- 
kölnische Politik der Verbindung mit Paderborn wiederauf- 
zunehmen ®), oder wenn Erzbischof Hermann von Wied 1533 
Adolf von Schaumburg als nachfolgeberechtigten Koadjutor an- 
nahm °). 1714 wurde in Augsburg dem geisteskranken Herzog 


!) So wurde Marquard von Hattstein am 16. August 1559 vom 
Speyerer Kapitel zum Koadjutor ohne Nachfolge des geisteskranken 
Rudolf von Frankenstein gewählt und von Pius IV. am 13. Mai 1560 als 
solcher bestätigt. Schon am 18. Juli wählten ihn die Domherren nach 
Rudolfs Tod zum Bischof, der Papst bestätigte ihn, Remling, Geschichte 
II S. 353, 358 ff. Aehnlich wurde Gerard von Groesbeck 1562, jedoch 
ohne päpstliche Mitwirkung, Koadjutor, 1564 Bischof von Lüttich, Daris 
IV p. 254, R. Schwarz 8. 38. 

?) Die Fälle, auf welche im Folgenden verwiesen wird, dürften wohl 
erschöpfend aufgezählt sein. | 

3) Vgl. Köhler, Elueubratio brevis p. 6. 

‘) Gams p. 300. Eubel Il p. 210; oben S. 303. 

5) R. Schwarz 8.6; Lacomblet UB. IV S. 654 ff., 691. Andere 
Fälle: Augsburg 1516 (Christoph von Stadion Koadjutor), BraunIIl 
8.171, 180f. — Bamberg 1554 (Georg Fuchs von Rügheim), Loos- 
horn V 8. 1. — Basel 1690 (Wilhelm Jakob Rinck von Baldenstein), 
Vautrey Il p.271s. — Kichstätt 1593 (Johann Konrad von Gemmingen); 
1636 (Marquard Schenk von Kastell), Sax, Geschichte 8. 224; Der- 
selbe, Bischöfe II 8.476. — Konstanz 1694 (Johann Franz Schenk von 
Stauffenberg), Gams p. 272; Briaun III 8. 436 ff. — Brixen 1542 (Christoph 
von Madrutz), Sinnacher VII S. 388 ff. — Trier 1555 (Johann von der 
Leyen), Wyttenbach-Müller, Gesta Trevirorum III p. 17; 1649 (Karl 
Kaspar von der Leyen), oben S. 211; 1672 (Johann Hugo von Ors- 
beck), Marx V 8.4; 1754 (Johann Philipp von Walderdorf), ebenda 
8.25; J. A.J.Hansen, Treviris ILS. 182 ff. — Mainz 1670 und Worms 1672 
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Alexander Sigismund (1690—1737) im Konstanzer Bischof 
Johann Franz Schenk von Staufenberg (f 1740) ein coadiutor 
cum iure succedendi an die Seite gesetzt !). Vereinzelt bewog 
auch hauptsächlich das Verwandtschaftsverhältnis ?) oder der 
Wunsch, das Bistum selbständig zu erhalten °), einen nicht- 
fürstlichen Bischof zur Annahme eines Koadjutors. Ebenso 
sind die Koadjutorwahlen in der Familie Schoenborn im wesent- 
lichen einer selbständigen, vom kaiserlichen Hofe begünstigten 
Politik dieses mächtigen reichsritterlichen Geschlechtes ent- 
sprungen !). 

In den weitaus meisten Fällen jedoch ist die Koadjutorie 
der Jandesfürstlichen Bistumspolitik und damit im 
Zusammenhang bis zum Westfälischen Frieden einerseits der 
katholischen Reaktion, andererseits den Säkularisationsbestre- 
bungen dienstbar gemacht worden. Im vorigen Kapitel ist 
diese Politik in grossen Zügen besprochen worden, hier muss 
die Anführung gewisser auf die Koadjutorie bezüglicher Einzel- 
heiten und ein Verweis auf die beiden Tabellen genügen. 

Wiederholt hat der Kaiser aus persönlichem oder terri- 
torialem Interesse den Bistümern Koadjutoren aufgezwungen, 
meist im Bunde mit der Kurie, so dreimal hintereinander, 
1522, 1541 und 1549, in Lüttich ?), 1527 seinen Kanzler 
Balthasar Mercklin in Konstanz und 1514 in geradezu ge- 


(Lothar Friedrich von Metternich), Mentz, Johann Philipp von Schoen- 
born II S. 236 ff., 244 f. — Worms 1748 (Johann Friedrich Karl von Ostein), 
Werner III S. 156. 

) Braun IV S.436fl. Joh. Jac. Moser, Besondere Staatsver- 
fassung, Augsburg 8. 4. 

2) Brixen 1552 (1564) (Johann von Spaur), Sinnacher VII 8. 439, 
532, 565; 1775 (Ignaz Graf Spaur), Sinnacher IX S. 692 ff. — Pader- 
born 1703 (Franz Arnold von Metternich), Bessen ILS. 273; 1773 (Friedrich 
Wilhelm von Westphalen), ebenda S. 365. — Speyer 1609 (Philipp Christoph 
von Sötern), Remling, Geschichte II 8.432. Vgl. auch 8. 380 n. 5. 

8) Münster 1665 (Ferdinand von Fürstenberg), oben 8. 245, 825 n. 1. 
- Paderborn und Hildesheim 1786 (Franz Egon von Fürstenberg), T. II 44. 

#4) T.II 49, 50, 52. 5) R. Schwarz S. 34, 35, 36. . 
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waltsamer Weise seinen Kanzler Matthäus Lang in Salz- 
burg !). Noch zweimal haben die Kaiser später das Salzburger 
Kapitel zu einer Koadjutorwahl gezwungen, doch wahrte so- 
wohl 1580 wie 1705 das Kapitel bezüglich der Person seine 
Wahlfreiheit °). In der Zeit von 1580 bis 1662 sind fünf 
Erzherzoge in sechs Bistümern zu Koadjutoren gewählt worden ?). 
Die Bedeutung dieser Wahlen kann man schon aus der grossen 
Jugend der erzherzoglichen Koadjutoren entnehmen — Leopold 
war 12 bzw. 13 Jahre alt, als man ihn 1597 in Passau, 1598 
in Strassburg wählte, Leopold Wilhelm 12, Sigmund Franz 10, 
Karl Joseph 13 Jahre —; gleichwohl übernahmen sie meist 
kurz darauf die Administration ihrer Bistümer. Noch 1780 
war Oesterreich ein grosser Erfolg beschieden durch die Koad- 
jutorwahlen des Maximilian Franz in Köln und Münster, welche 
freilich durch die unter dem Einfluss des Fürstenbundes 1787 
und 1788 erfolgten Koadjutorwahlen Karls von Dalberg in 
Mainz, Worms und Konstanz wettgemacht und durch die 
Wahlen seines in Mainz unterlegenen österreichischen Gegners 
Georg Karl von Fechenbach 1795 zum Bischof von Würzburg 
und 1800 zum Koadjutor von Bamberg kaum überboten wurden ®). 

Auch Herzog Clemens Wenzel von Sachsen gelangte auf 
diesem Wege 1764 auf den Stuhl von Augsburg und sollte in 
Trier Koadjutor werden; da aber der plötzliche Tod des Erz- 
bischofs Johann Philipp eine Bischofswahl notwendig machte, 
postulierte man ihn unmittelbar zum Erzbischof). In Strass- 
burg waren seit 1701 Koadjutorwahlen aus dem fürstlichen 
Hause der Rohans üblich ®). 


!) Oben 8. 318. 

2) Georg von Kuenburg; Franz Anton Graf Harrach., Zauner 
Vi 8.426, IX 8.425f. Widmann III S. 104ff., 344 f. 

2) 7,11.22,.23,724,25, 26: 

4) T.11 88, 74, 56. Vgl. oben S. 139 f., 143. 

>) T.HI 62; oben 8.41 n. 3, 88. 

°) Grandidier, Oeuvres ined. IV p. 495 ss. (1701); V p. 8 ss. (1742) 
37 (1759). 
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Aehnlich wie für die Bistumskumulationen hat auch für 
die Koadjutorien das Haus Wittelsbach die höchsten Zahlen 
aufzuweisen. Nicht weniger als zwanzig Koadjutorwahlen sind 
auf das Gesamthaus gefallen, davon sechzehn auf die bayrische 
Linie‘). Allein Herzog Ernst von Bayern (f 1612) hat in den 
vier wichtigeren seiner fünf Bistümer, in Köln, Lüttich, Münster 
und Hildesheim, seinem Neffen Ferdinand die Nachfolge auf 
diesem Wege gesichert; 1612 erhielt Ferdinand nach langen 
Verhandlungen noch die Koadjutorie Theodors von Fürsten- 
berx in Paderborn ?). Sehr mit Recht konnte damals das Haus 
Bayern und die Kurie diesen einzigen Weg zur Rettung der 
niederdeutschen Bistümer beschreiten: Mit Rücksicht auf solche 
Gefahren hatte ja das Trienter Konzil Koadjutorien für Bistümer 
und Abteien ausnahmsweise als zulässig erklärt; auch Münster 
verdankte seine Rettung nur dem Umstand, dass Johann Wil- 
helm von Kleve rechtzeitig (1571) zum Koadjutor Johanns 
von Hoya gewählt worden war?). Doch verloren die Koad- 
jutorien bald jede kirchliche Berechtigung. Es ist schon ge- 
schildert worden, wie es seit Herzog Ernst im bayrischen 
Hause Tradition wurde, dass der regierende Erzbischof von 
Köln mindestens im Erzstift einem Neffen die Koadjutorie ver- 
schaffte und so der Familie die Nachfolge in die bayrische 
Machtstellung am Niederrhein sicherte*). Die Linie Pfalz- 
Neuburg hat zweimal (T. II 59, 60) die Koadjutorie in Mainz 
besessen. 


ı) T.IL 28—36, 59, 60, dazu noch Alexander Sigismund von der 
Pfalz, 1681 Koadjutor, 1690—1737 Bischof von Augsburg, Braun IIl 
S. 374 ff., 389 ii. 

?, Keller, Gegenreformation III 8. 618 ff.; Urk.: II S. 615 ff., III 
S. 641 ff, 668 ff. Richter, Stadt Paderborn II S. 169 ff.; Derselbe, Pader- 
borner Jesuiten I S. 115ff. Vgl. die sehr interessante zeitgenössische 
Deduktion und das Kapitelsschreiben vom 19. Juli 1609 bei Richter 
201 Urk.Nr-16t, 8 2188. 

®) R.Schwarz 8.64. Keller I S. 41ff. 

4) Nur einmal, 1683, wurde diese Tradition unterbrochen, vgl. oben 
S. 321. 
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III. Die Bestellung des Koadjutors in der Praxis. 


Etwa seit dem 16. Jahrhundert!) erfolgte die Bestellung 
eines nachfolgeberechtigten Koadjutors regelmässig in wesent- 
lich denselben Formen wie die Neubesetzung des bischöflichen 
Stuhles selbst, durch formelle Wahl seitens des Kapitels und 
zwar auf Antrag des regierenden Bischofs und durch päpstliche 
Bestätigung, den eigentlich entscheidenden, der admissio einer 
postulatio entsprechenden Akt, die coadjutoris datio. 

1. Die Stellungnahme des Papstes vor der Wahl. 
Im 15. und auch noch im 16. Jahrhundert wurde die vorherige 
Zustimmung des Papstes zur Annahme eines Koadjutors an- 
scheinend keineswegs regelmässig eingeholt; das Verhältnis 
Roms zur deutschen Kirche war damals noch zu sehr von 
willkürlichen Macht- und Finanzinteressen beeinflusst. Erst mit 
der Gegenreformation wurde die rechtliche Teilnahme Roms 
gleichmässig enger und stetiger. Zudem hatten damals die 
Koadjutorbestellungen noch nicht so ausschliesslich den Charak- 
ter von Wahlen sede plena, so 1455 in Metz, 1527 in Kon- 
stanz, 1549 in Lüttich 2). Auch die „Postulation* Johann 
Wilhelms von Kleve in Münster fand am 23. Dezember 1571 
ohne vorherige Unterhandlungen mit der Kurie statt®). Im 
Jahre 1514 gab es in Salzburg weder Wahl noch sonst eine 
Zustimmung des Kapitels: Der Papst providierte vielmehr wider 
den Willen von Erzbischof und Kapitel auf Wunsch des Kaisers *). 

Als nach dem Trienter Konzil die Gegenreformation begann 
und jede Neubesetzung eines Bistums für die katholische Kirche 
von Wichtigkeit war, bediente sich die Kurie im Bunde mit 


') Im 15. Jabrhundert erfolgte statt einer Wahl] oft nur eine nach- 
trägliche Zustimmung des Kapitels zur Ernennung durch den Bischof. 
Die Mitwirkung des Papstes war immer entscheidend. Siehe oben S. 276 f., 
unten S. 394 f. 

?) Siehe oben S. 377 n. 1 und unten S. 394. 

®) Keller ES.Alff. R.Sehwarz 8. 64. 

*) Siehe oben S$. 318. 
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den Häusern Bayern und Oesterreich mit Vorliebe der Koad- 
jutorwahlen und hatte, meist durch die Nuntien, bei der Vor- 
bereitung einer jeden die Hand im Spiele. Um die Nach- 
folge in Köln für Ernst von Bayern gegen das unzuverlässige 
Domkapitel zu sichern, ermächtigte Gregor XIII. 1576 Erz- 
bischof Salentin, Ernst wenn nötig auch gegen den Willen 
des Domkapitels zum Koadjutor zu ernennen, freilich ohne 
dass der Kurfürst davon Gebrauch machte!). Die Koadjutor- 
wahl Ferdinands von Bayern in Köln, die 1595 wegen der 
Unfähigkeit seines Oheims Ernst und eines grossen drohenden 
Skandals nötig geworden war, um dessen Absetzung zu ver- 
meiden, fand ebenfalls auf Drängen der Kurie sowie unter 
Mitwirkung des Nuntius Garzadoro statt ?). Vieljähriger Ver- 
handlungen und eines starken Druckes von Rom bedurfte es, 
bis schliesslich 1611 der Papst den Paderborner Fürstbischof 
Dietrich von Fürstenberg und sein Kapitel zur Annahme des- 
selben Ferdinands als Koadjutor bestimmen konnte ?). Vor 
der Passauer zwiespältigen Koadjutorwahl des Jahres 1597 
wurden ebenfalls Verhandlungen mit Rom über die Person 
geführt). Auch später hat der Papst öfter, meist aus welt- 
lich-politischen Gründen, zu Koadjutorwahlen aufgefordert, so 
den Fürstbischof Christoph Bernhard von Galen in Münster 
1665 zugunsten seines Schützlings Ferdinands von Fürstenberg ?) 


!) Lossen, Köln. Krieg IS. 408, 471, vgl. S. 412 ff. In einem ersten 
Breve vom 30. Juni, gedruckt bei Theiner, Annales eccles. II p. 158, er- 
mächtigte der Papst den Erzbischof zur Annahme eines würdigen Koad- 
jutors mit Zustimmung des Kapitels, in einem zweiten Breve vom selben 
Tage, gedruckt bei Lacomblet UB. IV Nr. 578, mahnt er ihn zur 
Annahme Ernsts etiam adversante et reluctante capitulo, in quo absolvimus 
te ab omni vinculo juramenti, si quo forte teneris adstrietus. Sogar 
die Ernennungsbreven wurden ausgefertigt, Lossen a. a. O. 8. 471. 

2) Stieve, Briefe und Acten IV S. 324 ff., 850ff. Unkel, Histor. 
Jahrb. VIII S. 245 ff., 583 ff. 

3) Oben 8. 315 n. 2, R. Schwarz 8. 16 ff. 

4) Stieve a.a. 0. 8.284 ff. Schmidlin IS. 15 ff. 

5) Ab Alpen, Decas de vita Il p. Ilss. R. Schwarz 8.69. 
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und auf Drängen des Kaisers das Salzburger Kapitel in den 
Jahren 1701—1704 !). 

Seit dem 17. Jahrhundert war es daher üblich, dass Bi- 
schof und Kapitel sich vor einer beabsichtigten Koadjutor- 
wahl des Einverständnisses mit der Kurie versicherten, 
indem sie ihr den Sachverhalt und ihre Wünsche bezüglich 
der Person darlegten und die Gewissheit der Zustimmung des 
Papstes durch ein Ermächtigungsbreve zur Vornahme der 
Wahl erhielten ?). Die Koadjutorbestellung hatte völlig den 
Charakter einer Bischofswahl sede plena angenommen. An Stelle 
der päpstlichen Ermächtigung oder neben sie konnte daher, 
wenn der Kandidat die durch das Trienter Konzil geforderte 
bischöfliche Qualifikation nicht besass, ein Eligibilitätsbreve 
treten 3). Man unterschied dann geradezu Elektion und Postu- 
lation eines Koadjutors. Gleichwohl hat die Kurie anscheinend 
als rechtliches Erfordernis die vorherige Zustimmung zur Wahl 
im 17. Jahrhundert noch nicht aufgestellt. Innozenz XI. war 
zwar 1687 von Erzbischof Maximilian Heinrich von Köln um 
die Erlaubnis zur Koadjutorwahl Fürstenbergs angegangen 
worden *), hatte sie aber weder erteilt noch verweigert, da 
ihm diese Wahl politisch höchst unerwünscht war wegen des 


!) Zauner, Chronik IX 8. 425 ff. 

2) So z. B. für Mainz 1670, Mentz, Johann Philipp von Schoenborn 
II S. 236 f. Bamberg 1708 und 1800, Looshorn VIS. 630, VII2 S. 688 f. 
Speyer 1716, Remling, Geschichte II S. 620. Strassburg 1701, 1742, 
1759, Grandidier, Oeuvres hist. ined. IV p. 495s., V p. 8s., 37. Der 
Wiener Hof übernahm mitunter die Vermittlung in Rom, so in Trier 
1754 für Kurfürst Franz Georg von Schoenborn. Die Urk. gedruckt bei 
Johann Anton Joseph Hansen, Johann Philipp von Walderdorf, 
Erzbischof und Kurfürst von Trier, Treviris oder Trierisches Archiv f. 
Vaterlandskunde II, Trier 1841 S. 182 ff. 

?) So z. B. für Strassburg 1701 und 1742, Grandidier IV p. 495 s., 
V p. 8s. Köln 1722, Sommer, Die Wahl des Herzogs Clemens August 
S. 53. Trier 1767, Marx V S. 43. Mainz 1787, von Beaulieu-Mar- 
connay, Karl von Dalberg I S. 100. 

*) Das Schreiben bei Lünig, Reichsarchiv XVI S. 898. 
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drohenden Konflikts zwischen dem Kaiser und Ludwig XIV. 
Als die Wahl am 7. Januar 1688 doch vorgenommen wurde, 
verweigerte der Papst nicht aus diesem formalen Grund seine 
Zustimmung, sondern behandelte die Sache lediglich dilatorisch?). 
Auch die herrschende Lehre der Kanonisten hielt die vorherige 
Zustimmung des Papstes nicht für rechtlich notwendig, da eine 
coadiutoris datio in Theorie wie Praxis immer als res gratiae 
betrachtet wurde ?). 

Zu Ende des 18. Jahrhunderts nabm die Kurie jedoch 
den entgegengesetzten Standpunkt ein, Noch Benedikt XIV., 
selbst ein grosser Rechtsgelehrter, sprach in einem Schreiben 
vom 15. Februar 1744 an das Breslauer Domkapitel, als er 
dessen Anspruch, einen Koadjutor im Rechtssinn zu wählen 
zurückwies, offen aus: „Scimus denique, nullum Apostolicum 
Breve esse necessarium, ut dietus praestetur assensus (nämlich 
des Kapitels zur Bestellung eines Koadjutors), qui quotiens 
praestatur, semper praestatur sub expressa, vel tacita con- 
ditione beneplaciti summi Pontificis“ ?).. Wenn kurz zuvor 


'!) Immich, Innocenz XI. S. 77fi. Böhmländer, Oberbayr. 
Arch. LVI S. 209 ff., 219, 225, 231. Zu einem Verbot der Koadjutor- 
wahl, wie es die reichstreue Partei dem Papste nahelegte, war Inno- 
zenz X]. nicht zu bewegen; nur unter der Hand liess er ein monitorium 
apostolicum nach Köln gelangen, das von einer Wahl abmahnte, aber 
seine Wirkung völlig verfehlte, Böhmländer 8. 210 ff. 

2) Oben 8. 374, 

3) Unmittelbar zuvor bemerkte der Papst, durchaus in Ueberein- 
stimmung mit der herrschenden kanonistischen Lehre (oben 8. 372): „At 
scimus, hanc assensus praestationem non esse electionem, nec postula- 
tionem‘; Augustin Theiner, Zustände der katholischen Kirche in Schle- 
sien von 1740 bis 1758 II, Regensburg 1852 8. 266 f. Es handelt sich um die 
Wahl bzw. Ernennung des Grafen Philipp Gotthard von Schaffgotsch 
zum Koadjutor des Kardinals Ludwig Philipp Grafen Sinzendorf, siehe 
dazu Theiner a. a. O. 1. S. 99ff. Vgl. Eduard Cauer, Die Er- 
nennung des Grafen Schaffgotsch zum Koadjutor des Bischofs von Breslau 
im Jahre 1744, Z. d. V. f. Gesch. Schlesiens IV 1862 8. 225 &.; Stutz, 
Bischofswahlrecht 8. 142 ff. und die weitere daselbst $S. 142 angeführte 
Literatur. Die Akten veröffentlicht bei Theiner II 8. 150 ff. passim 
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sowohl der Fürstbischof als auch das Kapitel dem König gegen- 
über den Standpunkt vertreten hatten, vor dem Eintreffen 
eines päpstlichen breve facultativum als „Basis und Funda- 
mentum der ganzen Wahlhandlung“ könne in der Koadjutor- 
angelegenheit nichts weiter geschehen ?), so wird das Verlangen, 
dem Druck Friedrichs des Grossen auszuweichen, massgebend 
gewesen sein. Als aber dann bei der Koadjutorwahl des 
Johann Christian von Hohenlohe-Waldenburg-Bartenstein im 
Jahre 1787 das Breslauer Kapitel ein Wahlbreve nachzusuchen 
unterliess und das vom Fürstbischof selbständig erwirkte ab- 
lehnte ?), hielt der Papst daran fest, dass das Wahlrecht nur 
bei Sedisvakanz ohne weiteres ausgeübt werden dürfe; er 


(hauptsächlich zwischen Rom und Breslau) und bei Max Lehmann und 
Hermann Granier, Preussen und die katholische Kirche seit 1640 II, 
Publikationen aus den preussischen Staatsarchiven X Leipzig 1881 Nr. 291 ff. 
passim (zwischen Berlin und Breslau). 

!) Schreiben Sinzendorfs vom 16. Januar 1744, Lehmann IINr. 484; 
desselben vom 29. Januar 1744, ebenda Nr. 494: „Si la coadjutorie doit 
se faire par maniere d’election, il faut absolument un bref permissif du 
pape, & cause que c’est une &lection irreguliere et que c’est contre les 
canons d’elire un successeur au böen£ficier vivant“; Schreiben des Kapitels 
vom 31. Januar 1744, ebenda Nr. 495: „Nachdeme nun .... kein Capitulum 
sede non vacante zu einer Wahl eines Coadjutoris zu schreiten befugt, 
noch berechtigt ist, es seie denn, dass solches durch die ausdrückliche 
Erlaubnuss und Dispensation des päpstlichen Stuhls darzu vor allen 
Dingen autorisieret und habilitieret werde ...“; vgl. Cauer 8. 253. 

?) „Im Hinblick auf die Konkordate der deutschen Nation und 
darauf, dass weiland Papst Benedikt XIV. am 22. Februar 1744 durch 
den Mund des Kardinals Palazzi in Wien den Abgesandten des Bres- 
lauer Kapitels habe erklären lassen, der päpstliche Stuhl begnüge sich 
vornehmlich in Deutschland bei Koadjutorwahlen mit der nachträglichen 
Bestätigung des Gewählten und mache die Bedingung der Erwirkung 
eines breve facultativum nur, wo Streitigkeiten zwischen den Beteiligten 
obwalten, vermöge der Kapitel das ohne sein Befragen erwirkte breve 
weder anzuerkennen noch den Akten beizufügen.“ Colmar Grünhagen, 
Das Bistum Breslau nach dem Tode Friedrichs des Grossen, Z. d. V. £. 
Gesch. Schlesiens XXVIII 1894 8. 179 ff., 209, nach den Domkapitels- 
akten. ’ 
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drohte dem Kapitel, er werde die Bestätigung verweigern 
und von sich aus einen Koadjutor ernennen). Das Kapitel 
musste sich schliesslich fügen und erneut um die Bestätigung 
sowie um Entschuldigung wegen seiner Versäumnis bitten ?). 
Mit Recht konnte sich der Papst bei seinem Vorgehen auf den 
allgemeinen Brauch in den Reichsbistümern und speziell auch 
in Breslau berufen. 

2. Die Stellungnahme von Bischof und Kapitel. 
Der politisch ausschlaggebende Faktor für eine Koadjutorwahl 
war in der Regel der regierende Bischof. Wenn auch die 
Mehrzahl der Kanonisten die Ansicht vertrat, dass der Papst, 
wenn es das Wohl der Kirche erfordere, zur Aufstellung eines 
Koadjutors wider den Willen des Bischofs befugt sei, so ist 
dieser Fall in Deutschland kaum je praktisch geworden. Kur- 
fürst Ernst von Köln fügte sich schliesslich 1595, um Schlim- 
merem zu entgehen ?), und auch Dietrich von Paderborn gab 
gegenüber dem päpstlichen Drängen 1612 seinen jahrelangen 
Widerstand gegen einen bayrischen Koadjutor auf?). Schon 
1609 hatte sein Kapitel in Rom um die Erlaubnis zur Vor- 
nahme der Wahl gegen den Willen des Bischofs gebeten; zu 
diesem ungewöhnlichen Schritt hatte sich jedoch der Papst 
nicht entschliessen können ?). Auch später ist es für Koad- 
jutorwahlen typisch geblieben, dass der Erzbischof oder Bischof 
sich zunächst gegen den Gedanken, einen Nachfolger zu er- 
halten, heftig gesträubt hat und sein Widerstand erst durch 
lange Arbeit und Versprechungen der an der Nachfolge inter- 
essierten Kreise überwunden werden musste ©) —, ein mensch- 


!) Vgl. Lehmann VI 1893 Nr. 193. 

?) Vgl. ebenda Nr. 205. Grünhagen a.a. 0. 8.210. 

3) Oben S. 385. 

4) Oben S. 385, bes. n. 3. 

5) Richter, Paderborner Jesuiten I S. 222. Keller, Gegen- 
reformation III 8. 618 ff., Urk. S. 641 ff. 

6) Z. B. Albert Sigismund von Freising 1684, Hoheneicher, 
Oberbayr. Arch. I 8. 255f. Joseph Clemens von Köln 1722, Sommer 
S. 93f. Maximilian Friedrich von Köln 1780, oben 8. 141. 
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lich durchaus verständlicher Vorgang. Vom Mainzer Kurfürst 
Anselm Franz von Ingelheim (1679—1695) wird die Aeusse- 
rung berichtet, dass, „qui fuit coadiutor, non desideret coadiu- 
torem“ 1). Als man Pfalzgraf Franz Ludwig, Erzbischof von 
Mainz (1729—1732), den Gedanken einer Koadjutorannahme 
nahelegte, soll er die von ihm geprägten Taler mit der Um- 
schrift: „Dominus Adiutor meus“ vorgewiesen haben?). Da- 
zu trug auch der allerdings merkwürdig oft bestätigte Aber- 
glaube bei, dass die Lebensjahre eines coadiutus gezählt seien. 
Hatte sich der Bischof zur Annahme eines Koadjutors ent- 
schlossen — meist war dann von vornherein eine bestimmte 
Persönlichkeit ins Auge gefasst —, so war in der Regel der 
entscheidende Schritt in der Angelegenheit getan; denn ein 
regierender Fürstbischof* besass Mittel und Wege genug, um 
das Kapitel seinen Wünschen gefügig zu machen. Erinnert 
sei etwa an die Kölner Koadjutorverhandlungen von 1688, 
1722 und 1780, an die Mainzer von 1787, an die Münsterischen 
von 1611, seit 1716 und 1780). 


Andererseits sahen gerade deshalb die Kapitel nicht mit 
Unrecht in Koadjutorwahlen eine Einschränkung ihrer Wahl- 
freiheit, da sie sich dem Wunsche des regierenden Herrn nach 
einem bestimmten Koadjutor meist nicht entziehen konnten, zu- 
mal wenn noch ein Druck von seiten des kaiserlichen oder eines 
fürstlichen Hofes hinzukam. Auf Fälle in Salzburg und Lüttich, 
in denen dem Bistum durch Kaiser und Papst Koadjutoren auf- 
gezwungen wurden, ist schon hingewiesen worden). Vereinzelt 


!) Aus einer Handschrift der Münchner Hof- und Staatsbibliothek, 
zitiert bei Hoheneicher, Oberbayr. Arch. I 1839 S. 255. 

?\ Moser Th. XI S. 58. 

®) Böhmländer, Oberbayr. Arch. LVIS. 173ff. Sommer 8. 23#. 
Ennen, Frankreich und der Niederrhein II S. 400 ff. von Beaulieu- 
Marconnay1S.63ff. Keller, Gegenreformation III S. 270 ff., Urk. 
S.870fl. Woker, Der Katholik LXVIII 18. 313 ff. Erhard, Ledeburs 
Arch, XV S. 1 ft. 

*) Oben 8. 381 f. 
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gelang es den Kapiteln, den bischöflichen Wunsch nach einem 
Koadjutor grundsätzlich abzuweisen, so den Plan Salentins von 
Köln, Herzog Ernst von Bayern schon vor seiner Abdankung 
(1577) die Nachfolge zu sichern). Ebenso lehnte das Münsterische 
Kapitel 1600 und vor 1650 die Anträge des Kölner Kurfürsten 
rundweg ab, desgleichen das Lütticher 17232). Gegenüber 
dem eigenmächtigen Vorgehen des Erzbischofs Philipp Christoph 
von Sötern hat das Trierische Domkapitel in den Jahren 1634, 
1649 und 1650 sein Mitwirkungsrecht bei der Bestellung eines 
Koadjutors erfolgreich zu wahren verstanden ?).. Auch dem 
kaiserlichen Druck auf Wahl begünstigter Kandidaten des 
Wiener Hofes hat sich das Salzburger Kapitel in den Jahren 
1580 durch die Wahl Georgs von Kuenburg und 1705 durch 
die Wahl des Franz Anton Grafen Harrach erfolgreich zu 
widersetzen gewusst ). Im Jahre 1606 war in Salzburg so- 
gar ein Kapitelsstatut erlassen worden, welches, freilich von 
Kaiser und Papst als ungültig erklärt, mit deutlicher Spitze 
gegen Oesterreich und Bayern u. a. Koadjutorwahlen schlecht- 
weg untersagte °). Die Macht des Kapitels zeigte sich weniger 
in der Entscheidung darüber, ob es zu einer Koadjutorwahl 
kommen solle, als in der Personenfrage selbst, da man das 
Wahlrecht des Kapitels nicht völlig illusorisch machen konnte. 

In formeller Hinsicht kam eine Koadjutorangelegenheit 
in der Weise zur Erledigung, dass der Fürstbischof seinem 
Kapitel unter Angabe der Gründe und oft schon mit Vorlage 
einer päpstlichen Ermächtigung den Antrag stellte, dahin mit- 
zuwirken, dass er einen Koadjutor mit dem Recht der Nach- 
folge erhalte. Das Kapitel beraumte sodann eine Peremptorial- 


!) Lossen, Köln. Krieg I S. 289 ff., 492 fi. 

2) Keller, Gegenreformation III 8. 268. Erhard, Geschichte 
Münsters 8. 474. Daris I p. 53. 

®) Baur, Philipp von Sötern I S. 317 ff.; oben S. 211, 221. 

4) Widmann, Geschichte Salzburgs III S. 104 ff, Zauner, Chronik 
IX S, 425 ff. 

5) Oben 8. 70 n. 2. 
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kapitelssitzung an, zu welcher also die auswärtigen Mitglieder 
zu laden waren, zwecks Beratung der „quaestio, an coadiutor 
dandus sit“, d.h. der vom Konzil geforderten evidens utilitas 
und urgens necessitas!). Lag bereits ein päpstliches breve 
facultativum für die Wahl bei Eingang des Antrags vor, so 
galt in der Regel eine Beratung der Zweckmässigkeitsfrage im 
Schosse des Kapitels als überflüssig oder gar unzulässig; dann 
konnte unmittelbar zur Anberaumung des Wahltermins ge- 
schritten werden, so 1708 und 1800 in Bamberg?), 1701 in 
Strassburg°). Heftig war der Widerspruch der Fürstenbergischen 
Partei 1780 in Münster, als die Kapitelsmehrheit, ohne ein 
Generalkapitel einzuberufen, über die „quaestio, an“ in einer 
gewöhnlichen Sitzung bejahend entschied und den Wahltag fest- 
setzte®!). Als weitere Widerrechtlichkeit bezeichnete es Franz 
Friedrich Wilhelm von Fürstenberg, der hochverdiente Ver- 
walter des Bistums?), in seiner Beschwerdeschrift an den Kaiser, 


\ Vgl. z. B. Köln 1688, Böhmländer, Oberbayr. Arch. LVI 
S. 200f., 1722, Sommer 8. 62ff.; 1780, Dohm, Denkwürdigkeiten I 
S. 3l4ff.; Ennen, Frankreich und der Niederrhein II S. 405f. — 
Münster 1611, Keller, Gegenreformation III S. 271ff., Urk. S. 378; 
1667, Joh. ab Alpen Il p. 11ss, Tücking S. 150 ff. — Mainz 1670, 
Mentz, Johann Philipp von Schoenborn II 8. 236 ff. — Trier 1754, 
Hansen, Treviris II S. 192f. Die „quaestio, an“ spielte auch bei der 
Wahl des Römischen Königs eine Rolle, vgl. Moser Th. VII S. 241 ff, 
393 ff., Bd. II S. 708. 

?) Looshorn VI S. 630, VII 2 S. 689 £.; doch nicht ausnahmslos, 
vgl. Münster 1667, vorige Note. 

3) Grandidier, Oeuvres hist. ined. IV p. 495 ss.; die Ladung zum 
Peremptorialkapitel erfolgte hier, „pour traiter et consommer l’affaire 
de l’election d’un coadjuteur“, um den Anspruch des Kapitels auf Prü- 
fung der Frage, an coadjutor dandus sit, der von Bischof und Papst 
bei vorheriger päpstlicher Genehmigung bestritten wurde, aufrechtzu- 
erhalten. Am 28. Februar 1701 trat man sofort in die Wahlhandlung ein. 

‘) Erhard, Ledeburs Arch. XV S. 14ff., 35fl. Derselbe, Ge- 
schichte Münsters 8. 608f. Dohm, Denkwürdigkeiten I 8. 345 ff. 

°) H.Jos. Brühl, Die Tätigkeit des Ministers Franz Freiherrn von 
Fürstenberg auf dem Gebiet der inneren Politik des Fürstbistums Münster 
1768—1780, Z. f. vat. Gesch. (Westf.) LXIII 1 1905 S. 167 ft. 
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dass der Kurfürst in seinen Antrag von vornherein eine be- 
stimmte Empfehlung, nämlich zugunsten des Erzherzogs Maxi- 
milian Franz aufgenommen habe, ein sonst durchaus übliches 
Verfahren!). Eine Appellation Fürstenbergs unterblieb, da er 
die Aussichtslosigkeit seiner Sache bald einsah. Auch darüber 
kam es gelegentlich, z. B. 1754 in Trier?), zum Streit, ob der 
Kapitelsbeschluss, welcher die urgens necessitas und evidens 
utilitas bejahte, einstimmig gefasst sein müsse mit Rücksicht 
auf eine angebliche Beeinträchtigung der iura singulorum, wie 
denn diese Frage auch in der Wissenschaft umstritten war°). 
Die Praxis hat jedoch durchaus im Sinne des einfachen 
Stimmenmehrs entschieden‘). War die „quaestio, an“ bejaht, 
so erfolgte in derselben Sitzung die Festsetzung des Termins 
des Generalkapitels zwecks Vornahme der Wahl. 

Für den Koadjutor pflegte wie für den Bischof vor der Wahl 
eine Wahlkapitulation aufgestellt zu werden, mit welcher 
auch er sich häufig von vornherein einverstanden erklärte?). 
Manchmal wurde ausserdem noch zwischen Bischof und Kapitel 
einerseits, der fürstlichen Familie des Koadjutors andererseits 
ein sog. Koadjutorievertrag abgeschlossen, welcher die Stellung 
und den Unterhalt des Koadjutors bei Lebzeiten des regieren- 
den Bischofs sowie besonders die finanziellen Verpflichtungen 


!) Z. B. in Passau 1597, Bischof Urban warnte vor einem bayrischen 
Prinzen, vgl. oben S. 244 f. Köln 1688, Empfehlung Fürstenbergs, Böhm- 
länder, Oberbayr. Arch. LVI S. 201; 1722, Empfehlung des Clemens 
August, Sommer 8. 62f.; 1780, Empfehlung des Erzherzogs Max Franz, 
Dohm, Denkwürdigkeiten I 8.314; Ennen, Frankreich und der Nieder- 
rhein IIS.405. Vgl. Leuren, Vicarius episcopalis qu. 360. In Münster 
war allerdings 1667 in ähnlicher Lage keine Empfehlung erfolgt, Joh. 
ab Alpen Il p. 145, Tücking S. 150f. 

2) J. A. J. Hansen, Treviris II S. 19. 

3) Vgl. Leuren ]. c. qu. 357, Schmier.c. cons. VIII p. 24s., 
Held S. 49. 

4) So auch in Köln 1688, Böhmländer, Oberbayr. Arch. LVI 
S. 198 ff., und in Münster 1780, siehe vorhin S. 392. 

5) Vgl. Moser Th. XII S. 63 ff. 
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des Fürstenhauses gegenüber dem Bistum regelte: so 1595 
zwischen Kurfürst Ernst, seinem Neffen Ferdinand, dem Kapitel 
und Herzog Wilhelm V. von Bayern und 1625 wie 1662 in 
Passau zwischen dem Kaiser und dem Bistum!). 

3. Der Wahlakt. Wenn auch die Theorie sowie die 
Praxis der Kurie, wie wir schon sahen, daran festhielten, dass 
eine eigentliche Wahl nicht vorliege, vielmehr nur, wie Bene- 
dikt XIV. es nannte, ein „assensus, qui praestatur sub condi- 
tione beneplaciti summi Pontificis“, so bildete sich in der 
deutschen Praxis seit dem 16. Jahrhundert immer mehr die 
Anschauung heraus, dass ein Koadjutor wie ein Bischof auf 
rund der Konkordate in einer rechtsförmlichen Wahl gewählt 
werden müsse, dass mithin alle für Elektion und Postulation 
geltenden rechtlichen und zeremoniellen Vorschriften wie bei 
einer Bischofswahl Anwendung zu finden hätten?). 

Noch in der ersten Hälfte des 16. Jahrhunderts kamen ver- 
einzelt Koadjutorwahlen vor, welche durchaus den kanonischen 
Wahlnormen widersprachen. So nahm das Konstanzer Ka- 
pitel 1527 auf kaiserlichen Wunsch, nachdem die finanziellen 
Fragen geregelt waren, Balthasar Mercklin „mit einhelligem Be- 
willigen“ zum Koadjutor an°?). 1549 präsentierte das Lütticher 
Kapitel dem Kaiser auf sein Drängen nach einer Koadjutorwahl 
fünf Kandidaten, unter denen dieser Robert von Berghen aus- 
wählte und nominierte‘). Der Papst hatte keine Veranlassung, 
eine solche „Wahl“ nicht zu bestätigen. Als 1670 die Inspira- 
tionswahl des Lothar Friedrich von Metternich zum Koadjutor 


I) Stieve, Briefe und Acten IV 8. 354f. Unkel, Histor. Jahrb. 
VIII S.264ff. Hansiz, Germania Sacra I p. 705 ss., 754 ss. 

?) Eine Parallele bietet der Streit darüber, ob auf eine Römische 
Königswahl die Vorschriften der Goldenen Bulle Anwendung zu finden 
hätten, vgl. Moser Th. VII S. 251, 257f., 393, Bd. II S. 707 f., ferner 
unter den bei Pütter, Literatur des teutschen Staatsrechts III S. 855 ff. 
angeführten Schriften sowie die bei Stutz, Erzbischof von Mainz S. 92 
n. 3 verzeichneten Untersuchungen, 

) Wıllburger-8:139R. 

*) R. Schwarz 8. 36 f. 
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Johann Philipps von Mainz in Rom wegen eines Formfehlers für 
ungültig erklärt wurde, betrachtete die Kurie die missglückte 
Wahl als eine rechtsgültige Zustimmung und sprach auf Grund 
dessen die Bestätigung aus!). Da nach herrschender kirchlicher 
Auffassung keine electio oder postulatio im Rechtssinne vor- 
lag, so konnte man sie nicht als gültige Bischofswahl be- 
trachten, die nötig wurde, wenn der coadiuvandus vor der päpst- 
Iıchen coadiutoris datio starb. Dann musste vielmehr die Neu- 
wahl eines Bischofs vorgenommen werden, wie 1574 in Münster, 
1672 in Worms und 1688 in Köln?). Streitig war in der Wissen- 
schaft, ob die ohne Kenntnis vom Tode des Bischofs erfolgte 
päpstliche Bestellung als gültig zu betrachten sei und der 
Koadjutor ohne weiteres als Bischof gelte”). Ferdinand von 
Bayern, der einen Tag nach dem Tode seines Oheims Ernst 
1612 als dessen Koadjutor für Münster bestätigt worden war, 
wurde von Kapitel und Papst unmittelbar als Bischof aner- 
kannt®). 

Im 17. und 18. Jahrhundert hat man sich streng an die 
Wahlformen gehalten’), vor allem da die Kapitel hierin eine 


!) Mentz, Johann Philipp von Schoenborn II 8. 243 ft. 

?) R. Schwarz S. 64. Mentz, Johann Philipp von Schoenborn II 
S. 244f. Lünig, Reichsarchiv XVI S. 899, Böhmländer, Oberbayr. 
Arch. LVI 8. 225 ff. 

3) Darüber Ludovicus Engel, Collegium iuris canonici tri- 
partitum, Salisburgi 1674, pars II lib. III tit. 22 p. 263 =. 

4) Erhard, Geschichte Münsters 8. 443f. Keller, Gegenrefor- 
mation III 8. 286, Urk. 8. 412 ff. 

5) Moser Bd. XI S. 209. Vgl. Wahldekret für Herzog Max. Hein- 
rich in Köln 1642, Exacta facti species 1688 p. 66. (im Auszug); 
für Johann Philipp von Walderdorf, Trier 1754, Hontheim, Prodromus 
II p. 949 ss. (Instrumentum designationis coadiutoris). — Lünig, Thea- 
trum Ceremoniale II S. 125: Beschreibung der Mainzer Koadjutorwahl des 
Bischofs Lothar Friedrich von Speyer 1670, S. 132: der Koadjutorwahl 
des Bischofs Ferdinand von Paderborn in Münster 1667. Grandidier, 
Oeuvres ined. IV p. 499 ss., Armand Gaston, Fürst von Rohan-Soubise, 
Strassburg 1701. — Ausführliche Beschreibung der Ellwanger Koadjutor- 
wahl im Jahre 1770, Württemb. Vierteljahrsschr. f. Ldsgesch. 1880 S. 20 f.; 
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wirksame Rechtsgarantie gegen Beeinträchtigungen ihres freien 
Wahlrechtes besassen. Man unterschied Elektion und Postu- 
lation eines Koadjutors und liess sich im letzteren Fall Eligi- 
bilitätsbreven ausstellen. Wie bei den Bischofswahlen fand 
sich regelmässig ein kaiserlicher Wahlkommissar ein‘). Als 
Kaiser Joseph II. im Jahre 1787 auf die Wahlterminsanzeige 
des Mainzer Kapitels eine kaiserliche Genehmigung zur Vor- 
nahme der Koadjutorwahl aussprach, erfolgte prompt ein 
energischer Protest des Kapitels?).. Vor der Verkündung im 
Dom pflegte man die Zustimmung des regierenden Bischofs 
zum Ausfall der Wahl einzuholen. 1754 war der Weihbischof 
Johann Nicolaus von Hontheim vom Trierer Kurfürst bevoll- 
mächtigt, die Erlaubnis zur publicatio electionis zu erteilen, 
„quam in personam sibi gratam expletam iri speraret“ ?). Nach 
der Wahl fand eine Uebergabe der Regalien, eine Altarsetzung 
und eine Inthronisation in der Regel nicht statt; man nahm sie 
erst bei Antritt der Stiftsregierung vor‘). 

4. Die coadiutoris datio. Wie nach einer Elektion 
oder Postulation fand der Informativprozess für den Koadjutor 
in Deutschland vor dem zuständigen Nuntius statt?). 


F.Schroeder, Eine kanonische Wahl im Zeitalter des Josephinismus, 
Hist. Jahrb. d. Görresges. XXVII 1906 S. 551 fi., 729 ff. (Essen 1775). 

!) Steck, De adiutoribus p. 19, lehnt wie für die Bischofswahl 
die kaiserliche Exklusive und Approbation ab; Moser Th. XI S. 62, 
Bd. XI 8.209; Köhler, Elucubratio brevis p. 9. 

2) von Beaulieu-Marconnay, Karl von Dalberg I S. 195 f. 

») Hontheim, Prodromus II p. 951. 

4) Moser, Einleitung in das Churfürstlich Mayntzische Staatsrecht 
S.6f. So auch bei Carl Caspar von der Leyen in Trier erst bei einer 
besonderen inauguratio, nach dem Tode seines Vorgängers, am 12. März 
1652, Wyttenbach-Müller, Gesta Trevirorum III p. 968. Hont- 
heim, Prodromus II p. 886. Lager, Empfang und Inthronisation des 
Erzbischofs und Kurfürsten Karl Kaspar von der Leyen in Trier, Trier, 
Chronik IV 1908, 8.97 ff. Die Inthronisation des Mainzer Kurfürsten Lothar 
Franz, bis dahin Koadjutor, am 26. April 1695, beschrieben bei Lünig, 
Theatrum Ceremoniale II S. 336, danach bei Moser Th. XIIS. 73#. 

5) Vgl. Friedensburg, Regesten, Quellen und Forschungen V 8.73f., 
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Auch der Definitivprozess in Rom und die Präkonisation 
im Konsistorium erfolgte völlig entsprechend der Admission 
eines postulierten Bischofs!). Der Akt, durch welchen die Be- 
stätigung ausgesprochen wurde, hiess hier coadiutoris datio?). 
Wenn die Verhältnisse eine Beteiligung des Koadjutors an der 
Bistumsverwaltung als wünschenswert erscheinen liessen, sprach 
der Papst in der Regel in demselben Konsistorium die Ernennung 
des Koadjutors zum Titularbischof oder -Erzbischof aus®). Meist 


Nr. 355, 365 (Trier 1650). Mentz, Johann Philipp von Schoenborn II 
S. 243 f. (Mainz 1670). 

!) Päpstliche Ernennungsurkunden für: Adolf von Schaum- 
burg, Köln 1535, Lacomblet, UB. IV S. 654 ff. Ferdinand von Fürsten- 
berg, Münster 1668, ab Alpen II p. 50ss., Lünig, Reichsarchiv XIX 
S. 609ff. Marquard von Hattstein, Speyer 1559 (ohne ius succedendi), 
Remling, UB. II S. 609. — Konsistorialprotokolle: Albert 
Sigismund von Bayern, Freising 1642, Meichelbeck, Historia Frisingensis 
11 1 p. 394. Ferdinand von Bayern, Paderborn 1612, Richter, Pader- 
borner Jesuiten I S. 122 n. 1, Schrader, Z. f. vat. Gesch. u. Altkde. 
(Westfalens) LVI 1 S. 22. Hermann von Hessen, Paderborn 1486, 
Schrader a.a. O. S. 19. Ferdinand von Fürstenberg, Münster 1668, 
ebenda S. 25. Franz Arnold von Metternich, Paderborn 1703, ebenda 
S. 26f. Friedrich Wilhelm von Westphalen, Paderborn 1773, ebenda 
S. 80. Franz Egon von Fürstenberg, Paderborn und Hildesheim 1786, 
ebenda 8. 30 ff. — Vgl. auch ab Alpen II p. 80ss, Tücking 8. 150 ff., 
Münster 1668; Looshorn VI S. 632f., VII 2 8. 692 ff, Bamberg 1710 
und 1800. 

2) Die Formel lautet, Paderborn 1612, Schrader a. a. O. S. 22: 
.. Stas Sua postulationem factam a capitulo .. pro Ferdinando .. archi- 
episcopo Coloniensi admisit et approbavit eundemque ... Paderborn. 
ecclesiae episcopo consentienti coadjutorem dedit cum futura succes- 
sione ...; oder 1786, ebenda 8. 30f.: Sanctitate Sua proponente pro- 
vidit ecclesiae Derbensi i. p.i. ... de persona Franeisci Egonis a Fürsten- 
berg ... nec non eum ... Friderico Wilhelmo de Westphalen episcopo 
ecclesiae Hildesemensis ob ingravescentem eius aetatem virumque im- 
becillitatem ad pontificalia aliaque pastoralia munia obeunda minus 
apto reddito, eiusdem episcopi ac rev. capituli ac canonicorum ... eX- 
presso accedente consensu deputavit Coadjutorem cum futura successione 
in regimine et administratione ecclesiae Hildesimensis ... 

3) Vgl. z. B. das Protokoll für Franz Egon von Fürstenberg 17836, 
Schrader a.a. O. 8. 30f. 
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wurden auch Bestimmungen über die Stellung des Koadjutors 
zur Bistumsverwaltung und besonders bei grosser Jugend für die 
Uebernahme der spiritualia und temporalia im Falle vorzeitiger 
Vakanz getroffen‘). Aehnlich wie bei Bischofswahlen kam es 
vor, dass der Papst unter Verwerfung des Wahlaktes aus for- 
mellen Gesichtspunkten die Koadjutorie erteilte, wie 1670 in 
Mainz?), oder unter Zurückweisung einer zwiespältigen Wahl 
einen der Kandidaten, damals aus päpstlicher Machtvollkommen- 
heit ernannte, wie Erzherzog Leopold 1597 in Passau°). 

5. Die Stellung des Koadjutors zur Bistums- 

verwaltung. Mit dem Eintritt der Sedisvakanz ging un- 
mittelbar die volle bischöfliche Würde und Stellung auf den 
nachfolgeberechtigten Koadjutor über, welcher lediglich eine 
Anzeige an den Metropoliten und den Papst ergehen liess, dass 
er die Verwaltung des Bistums übernommen habe‘). In der 
Regel, namentlich wenn der Koadjutor bisher weder an der 
Leitung der Diözese mitgewirkt noch im fürstlichen Schloss 
residiert hatte, fand eine feierliche Inauguration, eine reale Be- 
sitzeinweisung in das Bistum und die Uebergabe der bischöflichen 
Kirche und der Residenz statt’), an welche sich das Festmahl 
sowie in den nächsten Tagen und Wochen die Huldigungen der 
Hauptstadt und des Landes anschlossen. Ferner erhielt der 
bisherige Koadjutor erst jetzt vom Kaiser die Regalien des 
Hochstifts‘). 
9) 80 für Albert Sigismund von Bayern 1642, Meichelbeck II 1 
p- 894: ,.. cum decreto, quod vivente Episcopo, vel etiam secuta quo- 
modolibet vacatione dieti Episcopatus administrationem spiritualem ante 
aetatis annum trigesimum exercere non valeat, nec temporalem nisi post 
completum vigesimum quintum ... 

2) Oben 8. 200 f. 3) Oben 8. 245. 

*) Z.B. in Köln 1650, in Trier 1652 und in Freising 1652, Friedens- 
burg, Regesten, Quellen und Forschungen V 8. 77f., 98£., Nr. 376, 385, 
524, 581. 

5) Moser, Einleitung in das Churfürstlich Mayntzische Staatsrecht 
S.6f. Trier 1652 und Mainz 1695, vgl. oben 8. 396 n. 4. 

°) Vgl. z. B. die Schilderung Looshorns VI S. 14—20, über Fried- 
rich Karls von Schoenborn Regierungsantritt in Bamberg 1729. 
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Bei Lebzeiten des regierenden Bischofs war die Stellung 
des Koadjutors je nach den Umständen verschieden und richtete 
sich in erster Linie nach den Anordnungen des Papstes, in 
zweiter nach den Wünschen des Bischofs und des Kapitels. 
Häufig hatte der Koadjutor mit der Verwaltung des Bistums 
gar nichts zu tun. Seine Würde diente dann lediglich der 
Sicherung der Nachfolge; er selbst residierte in seinem eigenen 
Bistum oder genügte den Residenzpflichten, die ihm seine Stifts- 
pfründen in deutschen Kapiteln je für einige Monate im Jahr 
auferlegten!). Es kam aber auch nicht selten vor, dass ihn der 
Papst oder Bischof und Kapitel zur Mitverwaltung in das Bis- 
tum beriefen. Georg Karl von Fechenbach erhielt z. B. im 
Jahre 1800 unmittelbar vom Papst die Verwaltung des Bistums 
Bamberg in spiritualibus übertragen?). Aber auch der Fall, 
dass ein Koadjutor sofort die gesamte Verwaltung des Bistums 
übernehmen musste, begegnet mitunter, so als der Bischof von 
Konstanz, Johann Franz Schenk von Staufenberg, 1714 zum 
Koadjutor des geisteskranken Herzogs Alexander Sigismund, 
Bischofs von Augsburg, gewählt wurde?). Ferdinand von Bayern 
wurde 1595 in Köln nicht nur gewählt, um den Katholizismus 
am Niederrhein zu erhalten, sondern geradezu, um die Ver- 
waltung des Erzstifts sogleich in seine zuverlässigeren Hände 
zu übernehmen. Gemäss dem Vertrag, den er mit seinem 
Oheim, Kurfürst Ernst, und dem Kapitel geschlossen hatte, 
trat er alsbald die gesamte Verwaltung des Erzstifts an. 
Nur die kurfürstliche Würde behielt sich Ernst bei Lebzeiten 
vor. Der kaiserliche Protest gegen diese Abmachungen hat 
keine weiteren Folgen gezeitigt?®). 


!) Friedrich Karl von Schoenborn blieb auch nach seiner Ernennung 
zum Koadjutor in Bamberg 1710 als Reichsvizekanzler in Wien, Loos- 
horn VI S. 635. 

2) Looshorn VII 2 S. 693. 3) Oben 8. 380 f. 

*) Stieve, Briefe und Acten IV 8. 350 ff., 354f., 358. Unkel, 
Hist. Jahrb. VIII 8. 265 ff. Lossen, Münchner Sitz.-Ber. 1888 I S. 194. 
R. Schwarz S. 17. 
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In den Kapiteln dieses Buches haben wir uns mit der 
Besetzung der Reichsbistümer im Heiligen Römischen Reich 
während der letzten Jahrhunderte seines Bestehens beschäf- 
tigt vor allem nach ihrer deutschen Eigenart. Da traten 
fast allenthalben die besonderen staatsrechtlichen Verhält- 
nisse Deutschlands hervor. Schon dass wir zwischen reichs- 
unmittelbaren und Landesbistümern bzw. Eigenbistümern grund- 
sätzlich unterscheiden mussten und auf beide Kategorien 
in der Praxis durchaus verschiedene kirchliche wie staatliche 
Normen angewendet fanden, ist eine nur auf deutschem Boden 
sich findende Besonderheit. Die Reichsbistümer sind die alten 
Reichskirchen, die in der Salierzeit nahezu Reichseigenkirchen 
seworden waren, deren Inhaber seit alters zu den höchsten 
Reichsbeamten, zu allen Zeiten zu den Reichsfürsten zählten. 
Die Landesbistümer, soweit sie nicht Eigenbistümer (des Erz- 
bischofs von Salzburg) waren oder später wie in Brandenburg 
und Kursachsen aus der Reichsunmittelbarkeit zur Landsässig- 
keit herabgedrückt wurden, verdankten jüngerer Gründung oder 
Umwandlung ihr Entstehen. Für ihre Besetzung wurde das 
landesherrliche oder das eigenkirchenherrliche Nominationsrecht 
von der Kurie gewährt bzw. anerkannt. Nur die Landesbis- 
tümer Breslau und Olmütz bewahrten im wesentlichen die im 
Reiche geltenden Formen der Wahl durch die Kapitel. 

Den Ausgangspunkt für alle Besonderheiten der Bistums- 
besetzung im Reiche bildete die Zwitterstellung der deutschen 
Bischöfe als Reichsfürsten mit einem weltlichen Territorium 


u 
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gleich den anderen Landesherren und als geistliche Hirten mit 
einer vom Territorium räumlich und sachlich, d. h. nach der 
Art der Verwaltung, gänzlich unabhängigen Diözese. Während 
daher die Fürstbischöfe als Bischöfe dem Recht der Kirche 
unterworfen waren und die Bistumsbesetzung sich grundsätzlich 
nach den Normen des kanonischen Rechtes vollzog, brachte es 
die Gleichstellung mit den weltlichen Fürsten, die grundsätzlich 
seit dem 13. Jahrhundert völlig durchgeführt war, mit sich, dass 
zahlreiche Rechtsbildungen des weltlichen Rechts die reinen 
kanonischen Regeln überwucherten, umbildeten oder zerstörten. 
Es sei nur an die Wahlkapitulationen, an die Regalienleihe er- 
innert, an die Forderung eines kaiserlichen Ausschliessungs- und 
Empfehlungsrechtes sowie des Indigenats für die Bischöfe. Eine 
völlige Umbildung und Anpassung an die deutschen Verhält- 
nisse erfuhr das kirchliche Recht auf dem Wege der päpstlichen 
Dispensation und des deutschen Gewohnheitsrechtes in Bezug 
auf die persönlichen Eigenschaften der Bischöfe, auf die Koad- 
jutorie und die Kumulation. 

Dazu kam ein Weiteres. Seit Ausbildung der Landes- 
hoheit der Bischöfe wurden die geistlichen Territorien in den 
Strudel der deutschen Territorialpolitik mit hineingezogen. 
Sie mussten, wollten sie nicht als weltliche Herrschaften den 
Fürsten unterliegen, sich auch in der Person des Regenten und 
seiner Politik den weltlichen Territorialherren anpassen. Hinzu 
traten die Gefahren der Reformation. Als ein Teil der Bis- 
tümer völlig in die Bahnen weltlicher Territorien eingelenkt 
war, blieb den noch katholischen Hochstiftern nichts übrig 
als enger Anschluss an katholische Fürstenhäuser. Einzelne 
Bistümer wurden zum Teil für längere Zeiten Sekundogenituren 
der Familien Habsburg und Wittelsbach. Nicht kanonische 
Eignung, sondern ähnliche Grundsätze wie bei der Nachfolge 
in weltliche Territorien, namentlich bezüglich Stand, Alter und 
Bildung, entschieden dann bei der Neubesetzung. Dem Mangel 
der Erblichkeit konnte der regierende Bischof in der Regel 


durch das seinem ursprünglichen kanonischen Zweck völlig 
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entfremdete Institut der Koadjutorie abhelfen. Auf die Parallele 
von Römischem König und Koadjutor konnte mehrfach !) hin- 
gewiesen werden. Das Wahlrecht des Domkapitels war, wie 
z. B. in Köln Jahrhunderte hindurch, in diesen Fällen nahezu 
illusorisch. Man kann auch kaum von einem Vorzug der geist- 
lichen Staaten im „Fehlen des dynastischen Ehrgeizes und der 
daraus entstehenden kriegerischen Verwicklungen“?) sprechen 
Der Ehrgeiz, der die Fürstbischöfe, namentlich die aus fürst- 
lichem Geblüt, im Dienste ihres Hauses zu den grossen Bis- 
tumsanhäufungen trieb, steht durchaus auf einer Linie mit dem 
Expansionsstreben und der Hauspolitik der grösseren weltlichen 
Fürsten und war für die Stiftslande viel unheilvoller, da eine 
dauernde, kompakte Machtstellung auf diese Weise doch nie 
gewonnen werden konnte, die Bistümer aber dann auch einer 
selbständigen tüchtigen Leitung meist entbehren mussten. Auch 
in kriegerische Verwicklungen haben ehrgeizige geistliche 
Herren ihre Lande hineingezogen, wie Christoph Bernhard 
von Galen (1650—1678) das Stift Münster und Kardinal Fürsten- 
berg 1688 das Erzstift Köln. 

So erfährt die Besetzung der Reichsbistümer im Interesse 
des hohen deutschen Adels und der Reichsritterschaft vor allem 
durch die Möglichkeit der Kumulation und das Institut der 
Koadjutorie eine weitgehende Entkirchlichung und Verwelt- 
lichung, die ihren Höhepunkt etwa um die Wende des 17. zum 
13. Jahrhundert erreicht hat. Im 18. Jahrhundert tritt 
dann in manchen Punkten eine rückläufige Bewegung ein. 
Man kehrt hier und dort allmählich zu den kirchlichen 
Grundsätzen zurück. Wir sahen, die Zahl der Administra- 
toren in Kindesjahren sinkt auf ein Minimum, die Bischöfe 
pflegen sich wieder die Konsekration erteilen zu lassen, die 
Päpste gehen mit Erfolg gegen die vielfachen Kumulationen 
vor, die Wahlkapitulationen werden in vielen Bistümern auf 


!) Oben ..S. 322, 892 n. I, 394 n. 2. 
?) Hartung, Verfassungsgeschichte S. 92. 
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ein mit den kanonischen Regeln allenfalls verträgliches Mass 
zurückgeschraubt, letzteres allerdings nicht im kirchlichen, 
sondern im Interesse des absoluten Herrschertums. 

Doch das sind nur Einzelerscheinungen, welche höchstens 
die kommende Entwicklung ahnen lassen. Die Spiritualisierung 
der katholischen Kirche namentlich Deutschlands, welche mit dem 
19. Jahrhundert einsetzt, hatte die Beseitigung der geistlichen 
Wahlstaaten !) zur Voraussetzung. Seit dem Westfälischen Frie- 
den war der Säkularisationsgedanke, der im 16. Jahrhundert eine 
so wichtige Rolle gespielt hatte, lebendig geblieben. Im 18. Jahr- 
hundert hatte man über die Daseinsberechtigung der Bistums- 
staaten gestritten. Im Jahre 1785 stellte der Fuldaische Re- 
gierungspräsident Freiherr von Bibra die Preisfrage: „Da die 
Staaten der geistlichen Reichsfürsten Wahlstaaten und über 
dieses grösstenteils die gesegnetsten Provinzen von ganz Deutsch- 
land sind, so sollten sie von Rechts wegen auch der weisesten 
und glücklichsten Regierung geniessen; sind sie nun nicht so 
glücklich als sie sein sollten, so liegt die Schuld nicht sowohl 
an den Regenten als an der inneren Grundverfassung. Welches 
sind also die eigentlichen Mängel und wie sind solche zu heben?“ 
Von den eingegangenen Antworten ?) wurde mit dem Preise 
gekrönt die Abhandlung Joseph von Sartoris®), die unter 
dem Motto stand: „Die Mängel der geistlichen Wahlstaaten 
soll man bessern, das Bild selbst aber in seiner Schönheit 
erhalten.“ Weit grösseres Aufsehen jedoch erregte die auch 


!) Ueber die geistlichen Territorien zu Ende des Reiches vgl. die 
Schilderungen von Clemens Theodor Perthes, Staatsleben 8. 102 ff., 
bes. S. 117 ff., von Demselben, Politische Zustände und Personen in 
Deutschland zur Zeit der französischen Herrschaft I Gotha 1861 passim, 
und von Häusser, Deutsche Geschichte I? S. 91 ff. 

2) Zitiert: Etwas über die Wahlkapitulationen in den 
geistlichen Wahlstaaten, von der Feder eines Unpartheyischen, Frank- 
furt a. M. 1788 8. 2f. n. a. 

3) Statistische Abhandlung über die Mängel in der Regierungs- 
verfassung der geistlichen Wahlstaaten und von den Mitteln, solchen 
abzuhelfen, 1787, 2. Aufl. 1788. 
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aus diesem Anlass entstandene Schrift des Freiherrn Fried- 
rich Carl von Moser „Ueber die Regierung der geistlichen 
Staaten in Deutschland“ !), die mit schonungsloser Kritik die 
Mängel ihrer Verfassung blosslegte und eine Besserung nur 
in einer Umwandlung der Bistümer in weltliche Wahlstaaten 
und in einer Trennung der weltlichen von der geistlichen 
Funktion des Fürsten finden konnte ?). 

Mit den geistlichen Wahlstaaten haben der Reichsdepu- 
tationshauptschluss vom 25. Februar 1803 und die auf seiner 
Grundlage erfolgenden Säkularisationen gründlich aufgeräumt. 
Nur Fürstprimas Karl von Dalberg, der als Erzkanzler des 
Reiches in Regensburg und Aschaffenburg ein neues geistliches 
Fürstentum zugewiesen erhalten hatte, fristete noch wenige Jahre 
ein politisches Scheindasein®). Mit den kleineren Ständen des 
Reichs, vor allem den geistlichen Staaten, war die letzte Stütze 
des Kaisertums dahingesunken: Wenige Jahre später erfolgte 
die Auflösung des alten Reiches. Eine neue Zeit war über 
diese längst innerlich kraft- und haltlosen Gebilde dahinge- 
schritten. 

Die Neuorganisation der katholischen Kirche Deutsch- 
lands durch die Konkordate und Cirkunskriptionsbullen vollzog 
sich auf der so geschaffenen Grundlage. Sämtliche Bistümer 
blieben mediatisiert; politische Bedeutung, ja auch nur Tempo- 
ralien von höherem Wert besassen sie nicht mehr. Damit 
fehlten alle die Voraussetzungen, welche Fürstentum und Adel 
zum Erwerb von bischöflichen Würden veranlasst hatten; es 
fielen von selbst dahin die Institute der Kumulation, der Koad- 
jutorie, der Wahlkapitulationen, der Eligibilitätsbreven und die 
zahlreichen anderen päpstlichen Dispensationen. Die katholische 
Kirche Deutschlands erlebte einen Sieg des kirchlichen Rechtes, 
eine Vergeistigung und zugleich, nicht nur auf rein religiösem 


!) Frankfurt und Leipzig 1787. 

2) Besonders 8. 161 ff. 

®) 7 10. Februar 1817, vgl. Paul Darmstädter, Das Gross- 
herzogtum Frankfurt, Frankfurt a. M. 1901. 
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Gebiet, eine innere Kräftigung, die einen in der deutschen Ge- 
schichte noch kaum dagewesenen Grad erreichte!). Dass im 
einzelnen in manchen Punkten an das frühere Recht ange- 
knüpft werden konnte, ist selbstverständlich; auf die kaiser- 
liche Exklusive, die bis in das letzte Jahrzehnt des alten Reiches 
Gegenstand der Debatte war, als Vorläufer des landesherrlichen 
Ausschlussrechtes der Cirkumskriptionsbullen, ist schon hin- 
gewiesen worden. Mehr freilich als dem Recht der Reichs- 
bistümer wurde für die Neuordnung dem Besetzungsrecht der 
Landesbistümer entlehnt, der erbländischen wie der Bistümer 
des östlichen Preussens. War doch das Ziel der Regierungen 
noch immer ein ähnliches wie zur Zeit des Josephinismus. 
Nicht nur !das landesherrliche Nominationsrecht, das in den 
österreichischen Erblanden weit verbreitet war, und nun auf 
Bayern Anwendung fand, stammt aus dieser Wurzel, auch 
der Begriff der persona grata war seit alters und besonders 
im 18. Jahrhundert den Medatbistümern nicht fremd?) und 
erfuhr nun eine Ausdehnung über ganz Deutschland. 


!) Vgl. Stutz, Kirchenrecht? S. 363 f. und statt Anderer Gustav 
Anrich, Der moderne Ultramontanismus, Religionsgeschichtliche Volks- 
bücher IV 10, Tübingen 1909. 

2) Ich hoffe, dies demnächst an anderem Orte darlegen zu können, 


Er a Mt 
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Anmerkungen zu Tabelle I. 


!) An Vorarbeiten zur Aufstellung der Tabelle fehlte es stark. Die 
Bischofslisten bei Gams, Series episcoporum, und Eubel-van Gulik, 
Hierarchia catholica III, sowie bei Grote, Stammtafeln S. 468 ff., geben 
die Namen häufig unvollständig und die Titel gar nicht wieder, so dass 
eine Identifizierung der Familie hiernach oft unmöglich ist. Auch die „Liste 
der 222 Adelsfamilien, welche seit der Reformation bis zur Säkularisation 
auf den deutschen Bischoisstühlen gesessen haben“ bei Vehse, (Geschichte 
der deutschen Höfe VL S. 49 ff. (= Geschichte der deutschen geistlichen 
Höfe I) ist in mehrfacher Hinsicht fehlerhaft und unvollständig. Als 
Grundlagen dienten meine Notizen aus der Durcharbeitung der Bistums- 
geschichten und für die Bistümer Köln, Lüttich, Münster und Osnabrück 
die vorzügliche erweiterte Dissertation von Reinhold Schwarz, eines 
Schülers von Albert Werminghoff, Personal- und Amtsdaten der 
Bischöfe der Kölner Kirchenprovinz von 1500 bis 1800, Veröffentlichungen 
des Kölnischen Geschichtsvereins I, Köln 1914. Nach genauer Namensfest- 
stellung war die [dentifizierung und Bestimmung der Familie und Person 
auf Grund der bekannten Adelslexika von Joh. Fr. Gauhen (Genealogisch- 
Historisches Adelslexicon, 2 Bde. 2. A. Leipzig 1740) und Ernst Hein- 
rich Kneschke (Allgemeines deutsches Adelslexikon, 9 Bde. Leipzig 
1859— 1870), sowie z. T. der verschiedenen Jahrgänge der Gothaischen 
Taschenbücher in den meisten Fällen einfach, wenn nötig unter Heran- 
ziehung der bei Kneschke angeführten älteren Literatur. Ueber die 
Reichsstandschaft geben ausserdem die Tabellen bei Zwiedineck- 
Südenhorst, Deutsche Gesch. II S. 180 ff. (um 1700) und bei Zeumer, 
Quellensammlung? 8. 552 f. (1792), Auskunft. 

Schwierig war nur, insbesondere für den ersten Zeitraum und für 
das 16. Jahrhundert, die Scheidung des niederen Adels in reichsunmittel- 
baren und landständischen. Es fehlt für diese Zeit meist an Angaben 
über die, in vielen Gebieten übrigens bestrittene, Reichsunmittelbarkeit, 
vgl. Ritter, Deutsche Geschichte I 8. 13, 237 f. Gustav Knetsch, 
Die landständische Verfassung und die reichsritterschaftliche Bewegung 
im Kurstaate Trier, vornehmlich im XVI, Jahrhundert, Historische Studien, 
veröff.v. E. Ebering, Heft LXXV Berlin 1909, bes. 8. 127 f., 138 ff., 149 ff. 
Verzeichnisse der Reichsritterschaft mit irgendwelchem Anspruch auf 
Vollständigkeit sind kaum veröffentlicht. Zudem hat sich die Reichs- 
ritterschaft erst im Laufe des 16. Jahrhunderts völlig konsolidiert und 
organisiert, die bayrische und oberelsässische Ritterschaft ihre Reichs- 
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unmittelbarkeit erst zu Ende des 15. und im 16. Jahrhundert eingebüsst; 
Alfred Overmann, Die Reichsritterschaft im Unterelsass bis zum 
Beginn des dreissigjährigen Krieges, Z. f. d. Gesch. d. Oberrheins L 1896 
S.570 ff, Richard Schröder, Deutsche Rechtsgeschichte, 5. Aufl. Leip- 
zig 1907 S. 825, 887 f., bei beiden die ältere Literatur. Ferner: Robert 
Fellner, Die fränkische Ritterschaft von 1495 bis 1524, Historische Stu- 
dien, veröff. v. E.Ebering, Heft L Berlin 1905; Otto Eberbach, Die 
deutsche Reichsritterschaft in ihrer staatsrechtlich-politischen Entwicklung 
von den Anfängen bis zum Jahre 1495, Beiträge zur Kulturgeschichte des 
Mittelalters und der Renaissance, herausg. von Walter Goetz, Heft Xi 
Leipzig-Berlin 1913. Peter Schnepp, Die Reichsritterschaft, Deutsche 
Geschichtsblätter, herausg. v. Armin Tille XIV 1913 8. 157 ff. 215 ff. (ein 
Ueberblick). Auch bestanden zwischen dem niederen unmittelbaren und 
dem landständischen Adel keine ständischen und gesellschaftlichen Schran- 
ken (Cramer, De nobilitate avita p. 246ss.: nec minor unquam fuit 
nobilium mediatorum existimatio in ludis equestribus, ordinibus militaribus 
et collegiis canonicorum, quae aeque ac alii nobilitatis avitae honores 
landsassiis equitibus hodie etiam patent). Vgl. auch Otto Frhr. von 
Dungern, Genealogie und Rechtswissenschaft, bei Eduard Heyden- 
reich, Genealogisch-geschichtliche Quellenkunde 2. Aufl., 2 Bde. Leipzig 
1913, I S. 358f. Als Notbehelf dienten die Familienverzeichnisse und 
Angaben bei Karl Heinrich Frhr. Roth von Schreckenstein, 
Geschichte der ehemals freien Reichsritterschaft in Schwaben, Franken 
und am Rheinstrom, 2 Bde. Tübingen 1859 und 1871, II 8. 419 f., 592 ff. 
und Register; Lünig, Deutsches Reichsarchiv, XII. Bd. 1713 und in 
Johann Maders Reichsritterschaftlichem Magazin, 13 Bde. Frankfurt 
und Leipzig 1786—1790, vgl. bes. Gesamtregister im Bd. XIII; bezüglich 
der Reichsritterschaft des Unterelsasses Overmann, passim; für den Rhein 
die Verzeichnisse in den Erläuterungen zum Geschichtlichen Atlas 
der Rheinprovinz II, die Karte von 1789 von Wilhelm Fabri- 
ceius, Publikationen der Gesellsch. f. rhein. Geschkde. XII, Bonn 1898 
Ss. 513 ff. Ferner die bei Heinrich Müller, Der letzte Kampf der 
Reichsritterschaft um ihre Selbständigkeit (1790—1815), Histor. Studien, 
veröff. v. E.Ebering, Heft LXXVII Berlin 1910, im Anhang S. 203 f. ge- 
nannten Nachweise. Ich bin mir wohl bewusst, dass vereinzelt Fehler 
mit untergelaufen sein können. 

Der schweizerische Adel, der in Chur (Graubündener Adel), z. T. auch 
in Basel und Konstanz eine Rolle spielt, wurde, so anfechtbar das sein 
mag, auch nach 1648 als deutscher Adel gerechnet, und zwar als land- 
ständischer, um die Kategorie Reichsritterschaft rein zu erhalten. Die 
Reichsritter des Unterelsasses wurden auch nach dem Nymweger Frieden 
als solche weitergezählt. 
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Die Tabelle gibt den Stand der Bischöfe zur Zeit der Regierungs- 
übernahme (nicht der Wahl) an. Standeserhöhungen einer Familie sind 
also nur berücksichtigt, soweit sie vor jenem Zeitpunkt lagen. Die Zahl 
der Bischöfe, die vorher Koadjutoren waren, ist in Klammern bei jedem 
Bistum darunter gesetzt. Nicht einbezogen sind dementsprechend in die 
Zahlen der Tabelle die Fürstbischöfe, welche schon vor 1500 und vor 
1649 zur Regierung kamen, jedoch über diese Jahre hinaus ihren Bischofs- 
stuhl innehatten. 

2?) Einzelne hochadelige Familien führten im 16. Jahrhundert noch 
lediglich den Freiherrentitel, so die Daun-Oberstein, die Truchsesse zu 
Waldburg. 

®) Darunter auch solche mit Grafentitel (Pappenheim) oder nach 
Standeserhöhung zum Reichsgrafen, aber ohne Sitz und Stimme auf 
einer Grafenbank. Vgl. Heinrich Müller 8. 23. 

*) Uradel wie Briefadel, letzterer nur in ganz wenig Fällen: Sizzo 
de Noris (Trient, f 1776, florentin. Familie, Reichs- und erbländ. Adel 1654, 
Gräfl. Taschenb. Gotha 1919 S. 90); von Alberti (Trient, f 1695, Adels- 
erneuerung 1558, Kneschke IS. 39); Neveu von Windschläg (Basel, 
gewählt 1794, französ. Adel, Adelserneuerung 1700, KneschkeVIS.499); 
Ziegler (Chur, 7 1541, Mayer, Gesch. d. Bistums Chur II 8.2, durch 
Friedrich III. geadelt); Lang von Wellenburg (Salzburg, t 1540, 1498 
geadelt; Widmann III S. 1). 

5) Die drei protestantischen Bischöfe sind hierin eingerechnet. 

6) Darunter kein Angehöriger neufürstlicher Familien. 

’”) Darunter eine Anzahl neugräflicher Familien: Schoenborn (5), 
Harrach (2), Seinsheim (1), Colloredo (1), Fugger (2) u.a. 

®) Sowohl Reichsgrafenstand (ohne Reichsstandschaft) wie erblän- 
disch-österreichischer und spanisch-belgischer Grafenstand; vgl. für letz- 
teren Felix-Vietor Goethals, Dictionnaire gen&alogique et h£ral- 
dique des familles nobles du royaume de Belgique, 4 vol. u. Reg. 
Bruxelles 1849—52. 
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Das Register enthält die Autorennamen, bei anonymen und Sammelwerken 

das Kennwort des Titels. Angeführt ist nur die Stelle, an der das Werk 

erstmalig und vollständig zitiert ist. Die Zahlen sind Seitenzahlen mit hoch- 
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Caeremoniale episcoporum 356!. 


20°, 


422 


Catalanus, Josephus 263°. 
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d’Elvert, Christian, Ritter 1222, 

Empfehlungs- und Ausschliessungs- 
recht, Ueber das kaiserliche 1742. 


H. E. Feine, Besetzung der Reichsbistümer (1648—1803). 


Enck 2#, 

Endres, Fritz 8!. 

Engel, Ludovicus 395°. 

Ennen, Leonard 62%, 3628, 
Erdmannsdörffer, Bernhard 64°. 
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Kreisel, A. 301 (302)®. 
Kreittmayr, Wigulaeus Xaverius 
Aloysius Frhr. von 111°, 2951. 
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Prutz, Hans 125%. 


Pütter, Johann Stephan 81, 52°, 64°, 


1643, 1758, 
Pufendorf, Samuel 1523. 


R. 


Raccolta di Concordati 7!. 

Ranke, Leopold von 461, 139!, 316°. 

Rapp, Ludwig 122. 

Rauch, Karl 15!. 

Raumer, Friedrich von 1251, 

tegesta Archiepiscopatus Magde- 
burgensis 335%. 

Reichenberger, R. 38 (39)*. 

Reichshofratsgutachten, merkwür- 
dige 100°. 


Reichsprälatisches Staatsrecht 3032. | 


Reiffenstuel, Anacletus 9°. 

Reinkingk, Dietrich 151%. 

temling, Franz Xaver 108 (109), 
191 (192)%. 

Responsio Eminentissimi Prineipis 
Cardinalis de Fürstenberg 128°. 

Reymond, Maxime 3 (4)®. 

Rhetz, Johann Friedrich 153!. 

Riccius, Christian Gottlieb 121. 

Richter, Aemilius Ludwig 24°, 

— Wilhelm 77°, 85°, 191*, 315%. 

Ried, Thomas 38 (39). 

Riedl, J. 172. 

Rieger, Fr. 231 (232). 

Riegger, Paul Joseph 176°. 

Riezler, Sigmund 34!. 

Rigantius, Joannes Baptista 42. 

Ring, Siegfried 372°. 

Ritter, Moriz 38}, 

Röder, G. W. 114 (115)%. 

Rohkohl, Martin 299. 

Rosenkranz, G. J. 18°, 46 (48)!, 358%. 

Rossmann, W. 3133. 

Roth, Johann Richard von 137!, 1742. 


92 
22 


| Roth von Schreckenstein, 


H. E. Feine, Besetzung der Reichsbistümer (1648 — 1803). 


Karl 

Heinrich Frhr. 418 (419)!. 
Rudorff, Hermann 148!, 
Runge, Friedrich 54. 
— Kurt 931. 

S. 

Sägmüller, Johann Baptist 6 (7), 

1120143252503 
Salomon, Fritz 1523. 
Salver, Johann Octavian 152. 
Sandhoff, Joannes Itelius 2982, 
Sartori, Joseph Edler von 11, 403°. 
Sauerland, H. V. 461, 2622, 376!. 
Sax, Julius 19°, 
Schäfer, Dietrich 1481, 1482. 
Schäfers, Johannes 66°. 
Schannat, Johannes Fridericus 221!. 
Schaten, Nicolaus 18°. 
Scheller, Johann Sigismund 165!. 
Schenkl, Maurus von 176°. 


| Scherer, Rudolf Ritter von 3722, 


Schildt, Fr. 46 (48). 

Schilter, Johannes 152°. 

Schlenz, Joh. Ev. 3%. 

Schloer, Johann Georg 2951. 

Schmalzgrueber, Franciscus 29. 

Schmauch, Hans 4!. 

Schmauss, Johann Jacob 172, 1141, 
1592, 

Schmidlin, Joseph 13 (14). 

Schmidt, Antonius 11!, 25%, 164$, 

— Georg Viktor 1 (2). 

— Gustav 308°, 335%. 

Schmier, Franeiscus 353°, 3713. 

Schmitt, M. 38. 

— Wolfgang 11!, 13 (14)°, 2951. 

Schneider, Philipp 101, 113. 

Schnepp, Peter 418 (419)!. 

Schnütgen, Alexander 8!. 

Schönecke, Walter 66°. 

Schott, August Friedrich 174°. 

Schotte, Heinrich 81. 

Schrader, Franz Xaver 260°. 

Schreuer, Hans 15!, 233%, 

de Schrodt, Joh. Franeiscus Lo- 
tharıus 1233, 

Schröder, Richard 215 (216)%, 418 
(419). 

Schroeder, F. 413, 902. 

Schroedl, Karl 342. 

Schroers, Heinrich 36t. 


Literaturnach weis. 


Schuler, Matthias 149°. 

Schulte, Aloys 13%, 141, 37%. 

— Friedrich 24?. 

— Johann Friedrich von 8°. 

Schum, W. 3338. 

Schumacher, H. A. 376°. 

Schumann, Gottlieb 114!. 

Schwarz, Reinhold 33°. 

— Wilhelm Eberhard 34!, 46 (48)!, 
823, 

Schweitzer, V. 46 (48)!, 290°. 

Seidenschnur, Wilhelmine 4 (5)?. 

Selchow, Joh. Heinr. Christian von 
164%, 166°. 

Seppelt,FranzXaver 1231, 191(193)%, 
332% 

Seuffert, J. M. 135. 

Simon, Hans Alfons 2°. 

— Johannes 66°. 

Singer, Heinrich 198°. 

Sinnacher, Franz Anton 4 (5). 

Sommer, Karl 41!. 

Souchen, M. 331%. 

Spangenberg, C. 46 (48)!. 

Spannzgel, Carl 46 (48)!. 

Spener, Carl Jacob 159°. 

Sprenke, G. M. 139°. 

Srbik, Heinrich Ritter von 4 (5). 

Staudenmaier, F. A. S. VIII. 

StecEel 20 aW23712 

Steiner, Innocentius 174°. 

Stentrup, Franz 302°. 

Stephani, Joachim 152!. 

Stieve, Felix 273. 

Stimming, Manfred 330%. 

Stintzing, Roderich 151°. 

Stoecker, Wilhelm 62%. 

Stoffers, Albert 106!. 

Stork, Victor 46 (48)!. 

Straff, Johannes 15 (16)°. 

Stramberg, Christian von 17!, 44 
(45)°. 

Streber, F. J. von 35%. 

Strube, David Georg 167°, 1721, 359. 

Strunck, Michael 2558. 

Studnitz, Johannes Georgius 372°, 

Stüve, Carl (Vater) 25°. 

— Carl (Sohn) 25°, 46 (47)1, 118°. 

— Johann Eberhard 3342. 

Stumpf, A. S. 35%. 

Stutz, Ulrich 3?,4!, 8:,751,198 (199), 
215 (216). 
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Sudanus, Claudius 221°. 
Superantius, Nicolaus 9°. 
Symerski, J. 63°. 

Szezeponik, Benedict 46 (48)!. 


T. 


Telgmann, Rudolf Friedrich 13%. 
Textor, Johann Wolfgang 155%. 
Theiner, Augustin 4 (5)?, 461, 387°, 
de Theux, J. 132. 

Thomasius, Christian 432, 158%. 
Thomassinus, Lodovicus 179?. 
Tille, Armin 418 (419)!. 
Tinkhauser, Georg 122. 


| Titius, Gottlieb Gerhard 1588. 


Treitschke, Heinrich von 108?, 
Troska, Ferdinand 1231, 285!, 308%, 
Tücking, Karl 26!. 

Tümpel, Ludwig 313%. 


| Tuor, Chr. Mod. 112. 


U. 


| Unkel, Karl 39. 
| Ussermann, Aemilius 112, 15 (16)#, 


V. 


Varnove, Elisa 313°. 
Vautrey, Louis 73°. 
Vehse, Eduard 13 (14)°. 
Veit, Andreas Ludwig 15?. 
— 2581, 

Vering, F. H. 263 (264)°. 
Vigener, Fritz 150%. 
Viollet, Paul 202. 
Vitriarius, Reinhardus Philippus 1!. 
Vogt, Ernst 2992, 299°. 
Voltelini, Hans von 150°. 


W. 


Wachter, Friedrich 15 (16)°. 
Wackernagel, Rudolf 19°, 273. 
Wagner, Franz 46 (47)}. 
Waitz, Georg 333 (334). 
Walter, Ferdinand 14*. 
Warnkönig, L. A. 154°. 
Weber, Erich 46 (47)1. 

— H. 58°. 
Wedekind, 
1741, 
Wehrl, Johann 15 (16)?. 


Georg Joseph 162%, 
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Wehrmann 28!. 

Weigel, Georg 330%. 
Wenck, Karl 301 (302)®. 
Wenzel, Joseph 106!. 


Werminghoff, Albert 31, 71, 13%, 


641, 301 (302)%, 3061, 313%, 3781. 
Wretschko, Alfred Ritter von 11 


Werner, Franz 44 (45)?. 

Wernz, Franciscus Xaverius 199%. 

. Westerburg, Hans 143!. 

Wetzer und Welte 2%. 

Widmann, Hans 34!, 318°. 

Wiedemann, F. W. 46 (48)!. 

Wiens, Eberhard 60!. 

Wild, Karl 62°, 89°. 

Willburger, August 19%. 

Winckler, Abraham Gottlieb 1662, 
173. 

Winter, M. 46 (49)!. 

Wippermann, Carolus 
166°. 

Wittmann, P. 255°, 330 (331). 


Guilelmus 


' Wohlbrück, Siegmund Wilhelm 


H. E. Feine, Besetzung der Reiohsbistümer (1648 — 1803). 


46 
(49)1. 
Woker 130°, 


| Wolf, Gustav 259°. 


— .J. 512% 
Wrede, Adolf 2622. 


(12)*, 149 (150)2, 1991, 1992, 215%. 
Würdtwein, Stephanus Alexander 
191 (193), 220°. 
Wurm, Hermann J. 2351. 
Wutke, Konrad 46 (47)!. 

Wyttenbach, J. H. 41°. 


2. 
Zauner, Judas Thaddäus 612, 1212. 
Zeumer, Karl 6%, 145 (146)?, 197°. 
Ziegler, Caspar 1528. 


Zwiedineck - Südenhorst, Hans von 
1251, 


Orts-, Namen- und Sachregister. 


Die Bischöfe sind durch das in Klammer” hinter den Namen gesetzte 

Bistum kenntlich, bei Kumulation durch ‘den Hinweis auf Tabelle II 

S. 418 ff. mit nachfolgender laufender Nummer; alle übrigen Zahlen sind 
Seitenzahlen. 


A. 


Abwesende Wahlberechtigte 8. 76 ff., 
193 ff. 

Adel s. Hoher Adel; Reichsritter- 
schaft; Landsässiger Adel; Brief- 
adel. 

Administrationsindulte, -breven S8. 
258, 354, 355 ff. 

Administratoren, Administrationen 
8. 34f., 374, 38 ff., 451, 50 ff., 273, 
276 ff., bes. 2781, 298—329, bes. 
309, 316 f., 348, 402. 

Admission S. 236, 244, 250. 267 ff., 
309, 372 f. 


Advokatie des Kaisers S. 113, 154, 


157, 165.86.,.1765:173; 
Akzess S. 212ft, 217, 226 £., 247. 
Albergati, Nuatius S. 82°, 
Albert, Paul (Breslau) S. 292. 
von Alberti (Trient) S. 420. 
Altarsetzung S. 233 f., 396. 
Alter der Bischöfe S. 36 ft. 


Anethan, Weihbischof in Köln 8. 


2621. 
Annahme der Wahl S. 228 ft., 243 f., 
= 249. 

Anskar (Hamburg. Bremen) S. 298'. 
Antimodernisteneid S. 259. 


| Arlesheim, Wahlort für Basel S. 188. 
Arnsberg, Wahlort für Köln S. 188. 


von Arnsberg, Gottfried, päpstl. 
Wahlkandidat S. 376. 

von Aschhausen, Johann Gottfried 
Tab. II 45, S. 583, 60, 191 (192). 
255, 270%, 2782, 338, 364, 414. 


ı von der Asseburg, Wilhelm Anton 


(Paderborn) S. 106!, 270 (271)%, 
325 (326)8. 
Auflagen bei der Bestätigung S. 274. 
Augsburg, Reichsfürstbistum: 
Allgemeines S. 70, 86, 315, 406. 
Kapitel S. 19 fi. 
Wahl 1516 S. 380°. 
„ 1673 S. 292. 
BER LDOSEN2 227. 
1640 S 38 (39)?. 
„1681 8.38 (39)2, 3831. 
„ 1714 S. 389, 399. 
„ 1764 S. 382. 
Augsburger Religionsfrieden S. 50. 
Ausländer als Bischöfe S. 64 ff., 77, 
406 £. 
Autonomie des Kapitel, Statuten 
S. 14 fi., 24 1., 30, 36, 55 f., 64 (65)?, 
652,..702.2.222.391. 


' von Auwach, Domherr in Worms 


Anwesenheit des Kaisers s. praesen- 


tia regis. 
Anzeige der Wahl an den Kaiser 
S. 96, 120. 


3, 1928237: 
B. 


ı Baden, Markgrafen: 


— des Wahltermins $. 104, 117,161, 


167, 171!, 396. 
Appellationen s. Streitige Wahlen. 
Approbation, kaiserliche S. 157, 160, 
171, 182 £., 185 £. 


Georg (Metz) S. 377!. 

Hermann, Dombherr in Köln S. 29, 
78%. 

Jakob (Trier) S. 3771. 

Johann (Trier) S. 377!. 
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von Baldenstein, Wilhelm Jakob 
Rinck (Basel) S. 3801. 
Bamberg, Reichsfürstbistum: 
Allgemeines S. 69, 86, 871, 102%, 
1503, 191 (192)*, 200, 206, 227, 
2344, 251, 260, 2631, 269°, 315, 
328, 354, 359, 406. 
Kapitel S. 15. 
Wahlkapitulationen S. 330%, 344. 
Wahl 1554 S. 380°. 
1557 8. 74°, 
1561 S. 95. 
1583 8. 255, 287. 
1599 S. 255. 
1609 S. 95, 200°, 204, 206, 


139. 


ss 


214, 2292, 255. 
„1623 S. 96, 189, 255. 
 .,16933482.75,0.188. 

» 168378296. 
1693 8. 88. 
1708 8. 392. 
1746 S. 256. 
1757 8. 279 
1779 8. 139. 
1795 8. 55, 139. 
1800 S. 140, 382, 392. 


Basel, Reichsfürstbistum: 
Allgemeines S. 187, 203, 329, 359, 
406, 419. 
Kapitel 8. 19 ff. 
Wahl 1527 S. 2332. 
1628 S. 82, 191, 204, 221. 
1646 8. 732, 2313. 
1690 S. 380°. 
1782 S. 114°. 
Bayern, Herzöge: 
a) Allgemeines S. 68, 307 ff., 319, 
383. 
b) Laien: Albrecht V. S. 551, 314!, 
319. 

Ferdinand Maria S. 68. 

Max Emanuel, Kurfürst S. 41, 
60, 320°, 326. 

Wilhelm V. S. 38 (39)?, 551,3 
320, 394. 

Geistliche: 

Albrecht Sigismund Tab. II 32, 
S. 35, 38 (39)2, 40, 322, 3898, 
3971, 3981, 

Clemens August Tab. II 35, 
S. 41, 44, 55°, 60, 61, 88, 132, 
DIA ISE 320323327: 


13, 


© 
== 
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Ernst (Passau, Salzburg res. 
1554) S. 34!, 93, 308, 356°, 
364. 
Ernst Tab. II 29, S. 27%, 38, 
52, 551, 57, 85, 88, 95, 96, 
98, 211, 247, 2661, 270%, 274°, 
278°, 286, 287, 2892, 291, 315, 
317, 319, 351, 361, 383, 385, 
391, 394, 395, 399. 
Ferdinand Tab. II 30, S. 33, 35, 
39, 551, 55°, 58, 60, 95, 245, 
260°, 315, 320, 365, 383, 385, 
394, 395, 3971, 399. 
Johann Theodor Tab. II 36, 
S. 62, 140, 288, 293%, 313, 
321, 322, 323, 328. 
Joseph Clemens Tab. II 34, 
S. 30, 30°, 35, 40, 55°, 59!, 61, 
126, 184, 242, 245, 267, 270 
(271)*, 274°, 326, 345, 361, 
3628, 365, 367, 3898. 
Maximilian Heinrich Tab. II 33 
S. 126, 191 (192)*, 248*, 262°, 
264°, 386, 395°. 
Philipp (Kardinal, Regensburg) 
S. 38 (39)2, 551, 191%, 292. 
Philipp Moritz (Münster, Pader- 
born) S. 55°, 60, 89. 
Bayler, Heinrich (Konstanz-Valence- 
Die) 8. 300°. 
Beerdigungsfeierlichkeiten S. 73°. 
Belgische Bistümer S. 3, 4 (5). 
Beneficia compatibilia vgl. Kumu- 
lation von Stiftspfründen. 


' von Berghen, Georg Ludwig(Lüttich) 


| 
| 
| 
| 
| 
| 
| 


S. 91, 1162, 346. 

— Robert (Lüttich) S. 96, 394. 

Beschlussfähigkeit des Kapitels S. 
195. 

von Bibra, Fuldaischer Regierungs- 
präsident S. 403. 

von Bicken, Johann Adam (Mainz) 
S. 94. 

Bisanz, Fürst-Erzbistum S. 2, 4 (5)?, 
64°. 


Bischotslisten S. 1 (2)!, 66°. 


ı von Blankenheim,Friedrich (Utrecht, 


Trier) S. 376!. 
von Boeselager, Caspar, Fürstabt 
von Corvey 8. 243. 
Bonomi, Nuntius 8. 
291. 


27, 821, 823, 


Orte-, Namen- 


Bouillon, Kardinal S. 30, 77. 
von Boville, Domherr in Worms 
S. 19%, 231, 66. 


von Brabeck, Jodok Edmund (Hil- | 


desheim) S. 270 (271). 
— Domdeehant in Münster S. 26. 
Brandenburg, Markgrafen: 
a) Allgemeines S. 308 fi. 
b) Geistliche: 
Albrecht Tab. II 2, S. 37%, 93, 
2511, 262°, 277, 285, 309. 
Christian Wilhelm (Magdeburg, 
Halberstadt) S. 310%. 
Friedrich Tab. I! 4. 
Joachim Friedrich (Magdeburg) 
S. 50, 310%. 
Johann Albrecht Tab. II 3, 
S. 123!, 408. 
Johann Georg (Strassburg) 8. 
27, 52, 98, 310°. 
Sigismund Tab. II 5. 
— Bistum 8. 3, 46 (49)!, 53. 
Braunschweig, Herzöge: 
a) Allgemeines S. 311 ff. 
b) Laien; 
Philipp Magnus S. 379. 
c) Geistliche: 
Christian ( Halberstadt) S. 310%, 
811% 
Christoph Tab. II 6. 
Ernst August(Osnabrück)S.118. 
Erich Tab. II 7, S. 270 (271)%, 
277, 309, 311. 
Friedrichvon York (Osnabrück) 
S. 282, 
Georg Tab. II 8, S. 311. 


und Sachregister. 


Heinrich Julius Tab. I19, 8.381, | 


289, 310%, 379. 
Heinrich Karl (Halberstadt) 
S. 310%. 
Philipp Sigismund Tab. II 11, 
S. 264°. 
Rudolf (Halberstadt) 8. 310%. 
von Breidenbach, Emmerich Joseph 
Tab. II 72, S. 90% 912, 295. 
von Breiner, Freiherr, kaiserlicher 
Gesandter 8. 95. 
Bremen, Fürsterzbistum S. 40, 46 
(48)!, 52, 290, 311. 
Breslau, Bistum S$. 3, 4 (5), 40, 65°, 
122, 191 (193)?, 284, 291 f., 332, 
340, 387 ff., 400. 
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Briefadel S. 23, 71, 420%, 
Brixen, Reichsfürstbistum: 
Allgemeines S. 22,4 (5), 70, 86, 98, 
150°, 203,292, 329, 354, 357,406. 
Kapitel S. 20 ff. 
Wahlkapitulationen S. 340, 350. 
Wahl 1450 S. 284. 
BE TA0HTESS2S4 
39 
380°, 
381°. 


els2hnn 
„1942 8. 
21652. 
„1564 8. 254, 316”. 
» , 16015,3.,75, 82,292 
21627738253. 
„1641778 
021672402229% 

Bürgerliche Kapitulare S. 20 ff. 

— Fürstbischöfe S. 72, 406 £. 

von Bucheck, Matthias (Trier) 8.299. 

von Buseck, Christoph Franz (Bam- 

berg) S. 56, 140. 


c. 


Cambrai s. Kammerich. 

Cammin, Bistum S. 3, 46 (49)!, 53. 

Capitula clausa 8. 12. 

Capitulationes perpetuae S. 339. 

Chiemsee s. Eigenbistümer. 

Chigi, Fabio, Nuntius S. 2581. 

Christian IV. König von Dänemark 
S. 37941. 

Chur, Reichsfürstbistum: 
Allgemeines 8. 71, 83, 114°, 150°, 

191 (193), 203, 329, 406, 419. 
Kapitel S. 19 £#., 190. 
Pfründen S. 11. 
Wahl 1541 S. 195. 
1565 S. 195. 
1581 8. 233°. 
1627 S. 2292, 

Codex iuris canonici (1917) S. 198, 
198 (199)°, 2015, 2073, 2093, 213%, 
2151, 240%, 2771, 2781. 

Confoederatio der Kapitulare ». 
3352..3407 

Contemptus S. 76, 248. 

Colloredo, gräfliche Familie S. 420. 

— Hieronymus, Graf (Salzburg) 
S. 90%, 138, 232%. 

Corvey, Fürstabtei, 1792 Beichs- 
fürstbistum 8. 2, 243. 
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von Croy, Ernst Bogislaw S. 46 (48)!. 
von Cusa, Nikolaus (Brixen) S. 284. 


D. 


von Dalberg, Karl Tab. II 74, S. 91, 
142, 346, 367, 382, 404. 

Daun-Obernstein, Frhr. S. 420. 

Definitivprozess S. 261 ff., 397. 

Delsberg, Wahlort für Basel S. 188. 

von Dernbach, Peter Philipp Tab. II 
53, S. 342. 

Designation 8. 91. 

Devolution S. 73, 281, 283, 291. 

Diaz, Antonia, Nuntius S. 83, 191. 

von Dienheim, Wahlbewerber in 
Mainz S. 912. 

von Diepholz, Johann (Osnabrück) 
S. 334. 

— Rudolf (Utrecht, Osnabrück) S. 
304. 

Dispositio Achillea S. 313. 

von Dohm, Christian Wilhelm, preus- 
sischer Diplomat S. 144. 

Doktoralpfründen S. 21 ft. 


E. 


Eberach, Reichsstift S. 3031, 
Eichstätt, Reichsfürstbistum: 
Allgemeines S. 69, 86, 87!, 111, 
113, 150°, 203, 315, 329, 406. 
Kapitel S. 19. | 
Wahlkapitulationen S. 330 (331)%, 
345. 
Wahl 1590 S. 2292. 
„. 1593 S. 380°. 
„1636 S. 3805. 
Me 16ITESEL00: 
„1705 S. 100, 2292. 
0 1725284100411621372 


5 1784 S. 110%, 116 (117)%, 
1381, 
Eck, Graf, kaiserlicher Wahlkommis- 
sar S. 130. 
von Efiern, Wilhelm (Worms) S. 220. 
Eheliche Geburt S. 35 £. 


Ehrendomherren S. 11. 


Eigenbistümer, Salzburgische S. 3, 
4 (5)2, 62, 63, 2491, 332, 400. 


Einritt S. 355 ff. 
von Elderen, Johann Ludwig (Lüt- 
tich) S. 356. 
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Electio communis S. 199, 202, 209, 
214 4.:.220)2227722492269228; 
2381: 241. 11.,.246, 

Electio concors, unanimis, discors 
DE213M220: 

Eligibilitätsbreven S. 56 ff., 238, 327, 
386, 396, 404. 

Ellwangen, Reichsfürstpropstei S. 
395°. 

von Eltz, Jakob (Trier) S. 42, 188, 
254, 259, 303t, 363. 


| Emser Kongress 1786 S. 7f., 81, 56, 


257, 261, 295, 354, 368. 
Engelbert (Köln) } 1368 S. 300. 
Entscheidungsrecht s. Wahlentschei- 

dungsrecht. 


| Erblandesvereinigung in Köln 8.335. 


Erbmänner in Münster S. 18. 

Erfurt, kurmainzische Stadt S. 309. 

Ermland, Bistum S. 4, 4 (5). 

von Erthal, Franz Ludwig Tab. II 
55, S. 871, 912, 139, 328. 

— Friedrich Karl Joseph Tab. II 73, 
S. 91, 143, 346. 

Essen, Reichsstift S. 90°, 395 (396)?. 

Exklusive S. 101f£., 124 ff., 154 fi., 
162 f., 165—176, 185 £., 401, 408. 

Exkommunikation S. 26 ff., 45, 52. 

von Eyb, Ludwig $. 306. 

— Martin (Bamberg) S. 287. 


F. 


Fahnlehen S. 349 ff. 

von Falkenstein, Kuno (Trier-Köln) 
7 1388 S. 300, 376. 

— Werner (Trier) S. 3761. 

Febronius-Hontheim S. 294, 396. 


: von Fechenbach, Georg Karl Tab. II 


56, S. 55, 912, 139, 143, 382, 399. 
Fenelon, Erzbischof von Kammerich 
S. 362. 
von Firmian, Freiherrn S. 71. 
— Leopold Anton (Salzburg) S. 106. 
von Flersheim, Philipp (Trier)S. 30:%. 
Förner, Titularbischof in Bamberg 
S. 255. 
Fontainebleau, Frieden von S. 107. 
Frangipani, Nuntius S. 821, 
von Frankenstein, Johann Philipp 
Anton (Bamberg) S. 87!, 256. 
— Rudolf (Trier) S. 3801. 


Orts-, Namen- 


von Frauenberg, Veit (Regensburg) 

. 254. 

Freising, Reichsfürstbistum: 

; Allgemeines S. 70, 86, 111, 113, 
150°, 321, 322, 329, 351 (352), 
406. 

Kapitel S. 19 ff. 
Wahlkapitulationen S. 345. 
Wahl 1565 S. 38!, 97, 287. 
„1639 8. 38 (39)2. 
1642 S. 3971, 
Pe 158287138: 
Freistellung der Hochstifter S. 26, 
49 ft. 
Friedrich der Grosse, König von 
Preussen S. 142, 388. 
von Fürstenberg, Grafen, schwäbi- 
scher Stamm: 
Franz Egon (Strassburg) S. 64°, 
126, 184. 

"Wilhelm Egon, Kardinal (Strass- 
burg) S. 62 f., 64°, 103, 126, 184, 
191 (192)%, 227 (228), 241, 293, 
386, 402. 

von Fürstenberg, Freiherrn, westfäli- 

scher Stamm: 

Dietrich (Paderborn) S. 85, 315, 
383, 385, 389. 

Ferdinand Tab. IL41, S. 100, 191%, 
191 (192)*, 245, 261°, 2621, 265°, 
294, 3251, 381°, 385, 395°, 3971. 

Franz Egon Tab. II 44, S. 3813, 
3971, 

Franz Friedrich Wilhelm, Statt- 

halter in Münster S. 142, 392. 

Fürstenbund, deutscher S. 142 f., 

382. 

Fugger, gräfliche Familie S. 420. 

— Anton Ignaz Joseph (Regens- 

burg) S. 712. 

— Jakob (Konstanz) 8. 71°. 

— Sigismund Friedrich (Regens- 

burg) 8. 712. 

Fulda, Fürstabtei, seit 1752 Reichs- 

fürstbistum S. 2. 


6. 


Dr: Gail, kaiserlicher Gesandter S. 
95. 

von Galen, Christoph Bernhard 
(Münster) S. 29, 86, 88, 100, 191 
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(192)', 245, 2581, 325, 348', 364; 
385, 402, 
Garzadoro, Nuntius S. 821, 385. \ 
von Gebsattel, Johann Philipp(Bam+ 
berg) S. 255. 
Geheimhaltung der Wahl S. 732, 
Geistlicher Vorbehalt S. 49 ff. ) 
Gemischte Kapitel S. 28, 401, 53. 
von Gemmingen, Johann na 
(Eichstätt) S. 380°, 
Genehmheit,Mindergenehmheit, a 
sona grata, minus grata $. 93, 95, 
99, 124 (125)!, 131, 174°, 396, 405. 
Genf, Bistum 8.3. 
Geraischer Hausvertrag S. 313. \ 
de Glimes, Baron, Wahlkandidat i in 
Lüttich S. 247. 
von Greiffenklau, Georg Friedrich 
Tab. II 47, S. 58°, 94, 191. 
| = Johann Philipp (Bamberg) S. ı91 
(193), 344. 
von Groesbeck, Gerard (Lüttich) 
S. 259, 3801. 
Gropper, Kaspar, Nuntius S. 46 (48)!, 
823, 
, Grosscomburg, Reichsstift S. 3031. 
Gurk s. Eigenbistümer. 
von Guttenberg, Johann Gottfried 
(Würzburg) S. 270%, 291, 342, 343. 


H. 


Haag, Graf, kaiserlicher Gesandter 
8. 93. 
Hahn, Bonaventura (Breslau) 
123, 292. 
Halberstadt, Reichsfürstbistum: © 
Allgemeines S.. 40, 46 (47)!, 52, 
191 (193)*, 308 f£., 310%, \ 
Kapitel S. 53. 
Wahlkapitulationen S. 335. 
Wahl 1513 S. 227, 308. 
».. 1566 8. 264°, 289. 
» 1628 S. 289, 
Harrach, gräfliche Familie S. 240. 
— Ernst Adalbert (Prag) S. 293%. 
— Franz'Anton (Wien) S. 124 (125)'; 
382°, 391. 
Hartig, ‚Graf, ‘ Kreistagsgesandter 
S. 116 (217)2;: 138% 
von Hattstein, Marquard (Speyor)r 
S. 3801, 3971. 
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von Hatzfeld, Franz Tab. II 46, 
S. 75°, 188, 360 (361)*. 
Havelberg, Bistum S. 46 (49)!, 53. 
Hegemüller, Dr. Johann, kaiser- 
licher Kommissar S. 94. 
Heirat S. 341, 451. 
Helding, Michael (Merseburg) S. 46 
(48), 49. 
von Helmstatt, 
Trier) S. 301. 
Hessen-Darmstadt, Landgrafen: 
Hermann Tab. II 15, S. 303, 380, 
3g71. 
Joseph (Augsburg) S. 60, 117,294. 
von  Heussenstamm, Sebastian 
(Mainz) S. 93, 191%, 2261. 
Hildesheim, Reichsfürstbistum: 
Allgemeines S. 313, 321, 351 (352)”, 
357, 406. 
Kapitel S. 18. 
Wahlkapitulationen 8. 335. 
Wahl 1501 S. 196!. 


Raban (Speyer, 


». .. 1503 S. 2332. 

».+152718.:287; 

„» 1637 8. 230°, 270%. 

, (155182211. 

» 1568 8.85. 

„. 1573 8.381, 88, 98, 319. 

„1688 8.270 (271)%. 

>». 0172018.852020323. 

„ 1763 8.75, 89, 106, 246. 
1786 S. 3813, 3971. 


von Hohenems, Marx Sittich (Salz- 
burg) S. 83, 85, 191, 255, 251. 

von Hohenlandenberg, Hugo (Kon- 
stanz) S. 43°, 90. 

von Hohenlohe-Waldenburg-Barten- 
stein, Joseph (Breslau) 8. 1233, 
141, 388. 

von Hohenzollern, Eitel Friedrich 
(Osnabrück), S. 54%, 98, 191 (192)%, 
270 (271)%, 292. 

Hoher Adel S. 14 fi., 68£., 305 fl., 
402, 406 f., 420. 

von Homburg, 
(Mainz) S. 191%. 

von Hontheim, Johann Nikolaus, 
Weihbischof in Trier S. 294, 396. 

von Hoya, Albert (Minden, Osna- 
brück bis 1453) S. 304. 

— Johann (Paderborn, Hildesheim 
bis 1424) S. 303. 
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von Hoya, Johann Tab. II 11, S. 34!, 
254, 259, 270 (271)%, 27752 31], 
316, 334, 365, 376, 383. 

— ‚Otto (Münster, Osnabrück bis 
1424) S. 304. 

Huldigung S. 358, 360, 398. 

von Hutten, Christoph Franz (Würz- 
burg) S. 90, 134, 270 (271)4. 


Tr. 


Inauguration S. 346, 355ff., 396%, 
398. 

Indigenat S. 63 ff., 401. 

Informativprozess 8. 42, 250 ff.,.272, 
396. 

von Ingelheim, Anselm Franz( Mainz) 
S. 390. 

Inkorporationen S. 303 bes. n. 1. 

Innocentiana (1695) S. 343. 

Inspirationswahl S. 198 ff., 238, 394. 

Installation, Inthronisation S. 235, 
244, 355 ff., 375, 396. 

Inthronisation s. Installation. 

Investitur S. 349 fi. 

Jonas, Jacobus, Kanzler S. 93. 

Josephinisches Staatskirchentum S. 
145, 176, 185, 405. 

Irregularität S. 29. 

von Isenburg, Diether (Mainz) 8. 
250!, 284. 

— . Salentin Tab. II 17, S. 341, 451, 
57, 85, 95, 259°, 270 (271)%, 276°, 
287, 303, 338, 351, 364, 385, 391. 

Iter, Lucius (Chur) .S. 114 (115)?. 

Jura reservata circa sacra 8. Re- 
servatrechte. 

JIus ad rem, ius in re S. 230£., 237, 
268, 372,. 375. 

Ius cavendi S. 155, 175, 184. 


K. 


Kaiser, deutsche und Könige: 
Heinrich V. Ss. 149, 179. 
Otto IV. S. 179. 
Philipp von Schwaben S. 298. 
Friedrich II. S. 149, 179. 
Karl IV. S. 150. 
Friedrich III. S. 4, 150, 150°, 420. 
Maximilian I. S. 33, 318. 
Karl V. S. 313, 318. 

' Ferdinand I. S. 50, 93. 
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Maximilian II. S. 74, 348. 
Rudolf II. S. 51, 96, 348. 
Ferdinand II. S. 318%. 

Leopold I. S. 63. 

Joseph I. S. 104, 130, 133*, 233, 
319, 320?,. 351. 

Karl VI. 8. 105. 

Karl VII. S. 105, 326, 352. 

Joseph II. S. 109°, 133, 137, 139, 

326, 352, 396. 

Kammerich, Bistum, seit 1559 Erz- 
bistum S. 2, 150°. 
Kanzleiregeln, päpstliche S. 280 ff. 
Kapitulare S. 10 fi. 
Kapitularenlisten, Noten S. 13 fl. 
Kardinäle S. 239, 248, 252, 261 £., 
264 fi., 269, 283, 292 fi., 2971. 
Karg, Dr. Johann Friedrich, bayri- 
scher Geschäftsträger S. 1261. 
Kassation einer Wahl S. 283, 288 ff., 

291 f. 

Kaunitz, Grat, AichE ander 8.63, 

126!. 

Kempten, Reichsfürstabtei S. 107°. 
von Kerssenbrock, Rembert (Pader- 

born) S. 270 (271), 285. 

von Ketteler, Wilhelm (Münster) 

S. 364, 367. 

Kleve-Mark, Herzöge: 

Wilhelm. S. 3145. 

Johann Wilhelm (Münster) S. 451, 

3123, 314°, 383, 384. 

von Klingenberg, Heinrich (Kon- 
stanz) S. 336°. 
von Knoeringen, Heinrich (Augs- 

burg) S. 221. 

Koadjutor mit Nachfolgerecht S. 

369 fi., 401 £., 404. 

— ohne Folgerecht S. 370 £., 
379. 
Koadjutorievertrag 8. 393. 
Koblenz, Wahlort für Trier .S. 188. 
Koblenzer Artikel (1769) 8. 56, 257, 
295, 354, 368. 
Köln, Kurerzbistum: 

Allgemeines S. 68, 94, 150°, 203, 
205, 223, 227, 302, 321, 351 
(352)?, 364, 369, 406. 

Kapitel S.14. 

Wahlkapitulationen S. 330 (331), 
333, 334, 339, 345. 

Wahl 1508 S. 2332, 


376, 
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Wahl 1535 8. 3971. 

. 1546.8.:285 

» .. 156213: 74; 

1 56NEN.\88, 2875 293% 

„15778. 27%,.30°, 782%, 82,85, 
902, 95,211, 233%,!247, 
255, 263, 267, 287, 315, 
39. 

" 1583 S. 27, 82, 85, 902, 95, 
233°, 2661, 270%, 285. 

„1595 8. 39, 82, 95, 385, 394, 
39. 

„» 1642 S. 191 (192)*, 395°. 

„1688 Januar 7 S. 126!. 

„1688 Juli 19 S. 28, 29, 30%, 
40, 62, 78°, 83, 89, 125 ff., 
157,158, 162,168 bis 171, 
174°, 178, 180, 184, 189, 
191 (192£.)%, 206, 214, 
2281, 241ff., 2442, 246, 
263, 267, 270 (271), 2743, 
387, 390, 395. 

» 1122 821322; 3202; 321, 390. 

„1761 S. 86, 140, 321, 326. 

en 1780 S. 36, 141, 326, 382, 
390. 

„18018. 36, 58,.78,° 86, 143, 
188, 229, 

von Königseck, Berthold (Verden) 
S. 290. 

von Königseck-Rothenfels, Maxi- 
milian Friedrich Tab. II 37, S. 86, 
141, 313, 326. 

Königswahl, Kaiserwahl S. T74f., 
215, 231 (232), 233, 322, 361, 3921, 
402. 

Kollation der Stimmen 8. 202, 207 fi. Y 
217, 224 T., 228. 

Kommende, Kommendation S.2758., 
300. 

Kompromisswahl S. 220 f., 238. 

Konfirmation 8. 236, Kap. VI S. 
249 fi., bes. 267 fi. 

Konfirmationsbullen S. 269 fi., bes. 
270%. 

Konklave S. 212. 

Konkordate: Wormser K. 5. 6, 1042, 
105, 117, 129, 146 ff., 152, 186, 
349; Konstanzer K. S. 281; Wiener 
K. 8. 2.(f.)!, 4 f.,.80,:105,.113, 
118, 131, 242, 249, 268, 272, 281.f., 
284, 292, 2941., 371, 388°, 394. 
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Konsekration 8. 36, 269, 274, 346, 
356 ff., 362 ff., 402. 

Konsistorialkongregation S. 
261 ff., 269, 279, 327, 397. 

Könktans Beichsfürstbistum: 
"Allgemeines S. 70,.227, 329, 406, 
1.419. 
Kapitel S. 19 fi. 
Wahlkapitulationen S. 330 (331), 

335. 

''Wahl 1527: 8.381, Ei 394. 

1531 8. 432, 

1532: 8.223. 

1600 S. 292. 

0,8 1604: 8: 190, 223. 
0: 1626 S. 191.(192)*, 214, 223, 
Iu02573 
„21627: 85191.(192)*, 214, 223, 
257°. 

1645 8. 43°, 239. 
„1689: 8.190, 204, 214, 217°. 
„1694 8..380°. 

1788 8. 382. 

Kosten der Wahl S. 89. 
— der Konfirmation, Taxen, Ser- 
vitien S. 251, 262f., 309. 


201, 


Kratz, Graf, Wahlkandidat in Trier | 


8. 211, 2471. 


von Kronberg, Johann Schweikhard | 


(Mainz) S. 94. 

von Kuenburg, gräfl. Familie S. 71. 

— Georg (Salzburg) S. 3822, 391. 

Kürspruch s. Electio communis. 

Kulm, Bistum S. 4. 

Kumulation von 
5023 1:.270.72721.924. 

— von Bistümern $. 43 £., 67, 131, 
263, 275 ff., Kap. VII S. 297 fi., 
377, 401 f., 404, 408 ft. 

Kurfürstenkollegium S. 93, 1261, 127, 
130, 361, 367. 

Kurz, Hofrat S. 95. 


L. 


Ladung zur Wahl S. 76 fi. 

Lamberg, gräfliche Familie S. 71. 

— Joseph. Dominicus (Passau) S. 

: 1241, 2057, 241°, 293. 

Landesbistümer S. 3, 4 (öf.)?, 116, 
:120, 121 £f., 150°, 292, 293°, 400, 
404 f. : 


Stiftspfründen | 


Reichsbistümer (1648—1803). 


Landsässiger Adel S. 17 fi., 70f., 315, 
379, 406 f. 

Landstände 8. 333 ff., 337. 

Lang von Wellenburg, Matthäus 
(Salzburg) S.. 712, 318, 382, 420. 

Lausanne s. Losannen. 

Lavant s. Eigenbistümer. 

Lebus, Bistum S. 3, 46 (49)1, 53. 

Lehnsindult s. Regalien. 

Leitmeritz, Bistum S. 3%. 

von der Leyen, Damian Hartard 
Tab. II 69, S. 2012. 

— Johann (Trier), S. 46!, 211, 380°. 

— Karl Kaspar (Trier) S. 2471, 256%, 
3805, 396%. 

Lichtenstein, Graf S. 123, 241%. 

von Limburg-Stirum, Damian August 
(Speyer) 8. 108 (109)%, 191 (193)%, 
201. 


ı Linzer Vertrag S. 314. 


Lodron, Grafen S. 71. 


| Loewenstein, Graf, kaiserlicher Ge- 


sandter S. 94. 
Losannen, Bistum 'S. 3, 150°. 


| von Lothringen, Herzöge: 


Karl (Strassburg) S. 52, 98. 

Karl Joseph Tab. II 40, S. 75, 130, 
133, 188, 245, 318, 3202, 339, 
351. 

Karl, Wahlkandidat 1760 in Köln 
S. 140. 

Ludwig XTV., König von Frankreich 
S. 64, 126, 184, 263, 326, 387. 
Lübeck, protestantisches Er 
fürstbistum S. 3, 28, 46 (48)}, 

306°. 


| Lüttich, Reichsfürstbistum: 


Allgemeines S.. 321, 356, 368. . 
Kapitel S. 13 fi. 
Wahlkapitulationen S. 293, 330 
(331)%, 341, 345. 
Wahl 1522 S. 96, 381. 
„1541 8.833,96, 381. 
1549 S. 96, 381, 384, 394. 
1562 S. 96, 3801. 
1581 S. 57, 96. 
„. .1649 8.29, 248. 

„1694 8. 25, 30, 40, 245, 
2748. 
5.121723 8: 
„., 1172478. 
„2763 8: 


391. 
91,:116% 
91, 116°. 


Orts-. Namen- 


von Lützelburg, Balduin 
T 1354, S. 299. 
von Lupfen, Johann (Konstanz) S. 


249 (250)? 


(Trier) 


M. 


von Madrutz, Christoph III Tab. II 
20, S. 254, 3805, 410. 
Magdeburg, Fürsterzbistum: 
Allgemeines S. 40, 46 (47)!, 52, 53, 
308 £., 310%. 

Sessionsstreit 1582 und 1594 S. 51, 
361. 

Wahlkapitulation 8. 334. 

Wahl 1513 S. 37%, 277, 308. 
».. 1628 S. 289. 

Mainz, Kurerzbistum: 

Allgemeines S. 69, 86, 150°, 251, 
315, 351, 365, 406. 
Kapitel S. 15, 309. 
Wahlkapitulationen S. 330%, 339, 
. 346. 
Wahl 1461 S. 284. 
ya 1814 8. 93, 277, 262°. 
» 1545 8.:93, 191%, 223, 224 
| (225)°, 2268. 
„ 1855.8..191%, 223. 
» 16828, 229% 
„1601 S. 82, 94, 233%. 
„ 1604 8. 82, 94. 
„' 1626 8.82, 94, 1914,'2332. 
„ 1647 S. 86, 89, 94, 1022. 
„1670 S. 189, 201, 2561, 291, 
380°, 394, 398. 
1675 8. 201. 
„1694 S. 62, 234°. 
„' 1710 8. 44, 286. 
„1743 8. 140. 
»2.1763,8.90% 912; 
52177478. 912, 2552; 
2.118778.0122142, 
396. 
Mainzer Akzeptation S. 
"295 f. 

Maior et sanior pars 8. 78?,176(177)®, 
201 (202)7, 202, 207 ff., 214, 225, 
243, 247 f. 

Majorität, absolute, relative S. 207, 
209 8., 212 fi., 217, 241 f1., 372. 

Malaspina, Nuntius S. 82!. 

Mallinckrodt, Domdechant in Mün- 
ster S. 88, 290. 


382, 390, 
8, 281, 


und Sachregister. 
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von Manderscheid, Johann (Strass- 
burg) S. 30°, 244, 260. 

von Mansfeld, Johann Gebhard 
(Köln) 8. 74, 3481. 

von der Mark, Engelbert (Köln) 
S. 376. 

von Meckau, Melchior (Brixen) S. 
Sa 

Meissen, Bistum 8.3, 46 (49)!, 53, 306°. 

von Mengersdorf, Ernst (Bamberg) 
S. 200°, 287. 

Mentalreservation S. 284°. 

Mercklin, Balthasar Tab. II 18, S. 
72, 2302, 287,318, 394. 

Merseburg, Bistum S. 3, 46 (49)!, 53. 

von Mespelbrunn, Julius Echter 
(Würzburg) S. 76, 96 f., 229°, 255, 
338. 

Messe de Spiritu Sancto 8. 188 £. 

Metropolit S. 249, 253, 255, 270, 273, 
398. 

Metternich, Graf, österreichischer 
Sondergesandter S. 142. 

von Metternich, Freiherr Karl Hein- 
rich Tab. II 70. ° 

— Lothar Friedrich Tab. II 68, 
S. 191 (192)?, 200, 2561, 360, 380 
(381), 394, 3955. 


| Metz, Tull und Verdun, Bistümer 


8.3, 4 (5)%. 
Minden, Reichsfürstbistum:" 

Allgemeines S. 3, 28, 46 (48)!, 52, 
311, 365t. 

Kapitel S. 53. 

Wahl 1567 S. 264°. 
41887: 8.291. 
» 1630 S. 290. 


| Mindergenehmheit s. Genehmheit.: 


Minoritätswahlen S. 209%, 211, 218, 


241 fi., 246, 290 f. 


| von Moers, Dietrich (Köln, Pader- 


born bis 1463) S. 303. 
— Heinrich (Münster, Osnabrück 
bis 1450) S. 304. 
von Mont, Ulrich (Chur) 8.114 (115)?. 
von Montfort, Rudolf (Konstanz) 
S. 336°. } 
Münster, Reichsfürstbistum:- 
Allgemeines S. 150°, 223, 321, 357, 
3651, 406. 
Kapitel 8. 17. 
Wahl 1566 S. 99, 277, Hr 
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Wahl 1567 S. 254. 


&) 


1571 S. 314°, 383, 384. 
1574 S. 82, 99, 395. 

1577 8. 82, 85, 99, 312°, 315. 
1585 8.57, 82, 99, 320. 
1586 S. 274°. 

1611 S. 82, 99, 390, 395. 


1650 S. 78,? 86, 88, 99, 189, 


191 (192), 195, 211, 248, 


325, 391. 

1667 S. 26, 29, 100, 191 
(192)4, 245, 3251, 381°, 
385, 3955, 3971, 

1683 S. 264°, 323. 

1706 S. 75, 100, 130, 133, 
162, 168, 169, 170, 171, 


174°, 178, 180, 245, 263, 


266, 267, 279°, 288. 

1719 8. 89, 390. 

1762 S. 75, 86, 106 f., 141, 
326. 

1780 S. 36, 39, 118, 141, 
326, 382, 390, 392. 

1801 S. 36, 58, 74°, 75°, 86, 
107, 143, 2295, 


N. 


von Nassau, Adolf (Speyer, Mainz) 
7 1390 S. 284, 301. 
— Graf, kaiserlicher Wahlgesandter 


S. 99. 


Nationalität s. Ausländer, Indigenat. 


Naumburg, Bistum S. 


53. 


3, 46 (49)!, 


von Neuenar, Hermann, kaiserlicher 
Kommissar S. 94. 

Neustetter, Johann Christoph, gen. 
Stürmer (Bamberg) S. 229°. 

Neveu von Windschläg (Basel) S.420. 

Nichtigkeit der Wahl S. 194, 201 f., 


209%, 


211, 224. 


Nomination der Bischöfe durch den 
Kaiser, den Landesherrn 8. 4 (ff.)?, 


121, 147, 1508, 


155 f., 313, 332, 


400, 405. 
de Noris, Sizzo (Trient) S. 420. 
Notare, s. auchWahldekrete, S. 189. 
Nuntius, Nuntiatur S. 30, 80 fi., 94, 
115, 188, 190 £., 195, 253 ff., 260 f., 
291, 354, 385, 396. 


Nymwegen, Friede von S$. 


64°, 419. 


oO. 


von Oberg, Burkhard (Hildesheim) 
S. 88. 
Oboedienzeid S. 273, 366 ff. 
Oesterreich, Erzherzoge: 
a) Allgemeines S. 68, 317, 326,381. 
b) Laien (s. auch Kaiser, deutsche) 
Ferdinand 8. 33, 95. 
c) Geistliche: 
Andreas Tab. II 22, S. 292. 
Anton Viktor Tab. II 39, 8. 36, 
55°, 58%, 60, 671, 74°, 86, 143, 
188, 2295. 
Georg Tab. 1121, 8.33, 374, 817. 
Karl! Tab 112 28587337,382. 
Karl Joseph Tab. II 27. 
Leopold Tab. II 23, S. 288, 
318%, 382, 398. 
Leopold Wilhelm Tab. II 26, 
S. 34, 37t, 40, 45!, 62, 99, 245, 
288, 289, 3102, 310%, 318, 382. 
Matthias S. 57. 
Maximilian, Deutsöhordene. 
meister S. 318%. 
Maximilian Franz Tab. II 38, 
S.36, 38,41, 90, 326, 382, 393. 
Sigismund Franz Tab. II 25, 
S. 34, 35, 38 (39), 318%, 382. 
von Oldenburg, Grafen: 
Gerhard (Osnabrück, Bremen, 
bis 1216) S. 298. 
Moritz (Bremen) gewählt 1348 
S. 376. 
Olmütz, Bistum, seit 1777 Erzbistum 
S. 3, 4 (5), 121 f., 400. 
| von Orsbeck, Johann Hugo Tab. II 
58, 8. 380°. 
Osnabrück, Reichsfürstbistum: 
Allgemeines S. 53, 118, 321, 3651, 
406. 
Kapitel S. 12, 18, 28, 53. 
Wahlkapitulationen S. 334. 
Capitulatio perpetua S. 28%, 339, 
357. 
Alternation $S. 28. 
Wahl 1509 S. 277, 309. 
010854342598 
» ‚1591872648 
„1623 8. 98, 191 (192)%, 
270 (271)%. 


239, 


„ 1625 S. 74°, 98, 292. 
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Wahl 1728 S. 88, 324. 
Br 1761 S. 106. 

von Ostein, Johann Friedrich Karl 
Tabl 77ES21407 881. 

— Johann Heinrich (Basel) S. 732, 
191. 

d’Oultremont, Graf (Lüttich) S. 89, 
119, 247. 


P. 


Paderborn, Reichsfürstbistum: 
Allgemeines S. 46 (48)1, 191 (192), 
2662, 302,. 321,. 357, 407. 
Kapitel S. 18. 

Wahl 1509 S. 270 (271)%, 277. 
». .15478.270(271)%, 2765, 285. 
 : 1668°8. 270.(271)%,..2771; 
157478. 270.1271)% 
2221585: 8:85: 
776128 260°, 315,383; 385, 

389, 3974, 3972. 

 ..11650:8..325. | 
w216618.191% 223:.265° 
=..1683. 8.293. 
221703.3520003 8 E97 
„1719 8. 89. 
„ .1763°8.175,.1061,:270:(271)%. 
 ITISNS 397. 

„71868. 381873973972 

Päpste: 
Leo IV. S. 275. 

Clemens II. 8. 2971. 

Leo IX. S. 2971. 

Victor II. S. 2971. 

Calixtus II. S. 148. 

Alexander III. S. 36. 

Innozenz III. S. 198, 221, 286, 
298, 353. 

— IV. S. 298. 

Gregor X. S. 207. 

Nicolaus III. S. 250. 

Bonifaz VIII. S. 221, 353, 370. 

Clemens V. 8. 280. 

Johann XXII. S. 37, 280, 299. 

Benedikt XII. S. 280, 300. 

Urban V. S. 300. 

Clemens VII. S. 3005, 301. 

Johann XXIII. S. 303. 

Martin V. S. 3771, 

Nikolaus V. 8.4, 3774. 

Pius II. S. 234, 2501, 284. 
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Sixtus: IV. 8. 150. 

Alexander VI. S. 284°. 

Julius II. S. 353°. 

Le0 X 84 27114 284.332. 

Pius IV. S. 258, 3801. 

Pius V. S. 37, 381, 287, 289!, 316. 

Gregor XIII. S. 381, 286, 287, 317, 

319, 385. 

Sixtus V. 8.291. 

Gregor XIV. S. 253. 

Clemens VIII. 8. 317. 

Paul V. ıS. 83°. ' 

Urban VIII. S. 253, 256, 290. 

Alexander VII. S. 291. 

Innozenz XI. S. 59!, 61, 130, 267, 

293,323, 386. 

— XI. 8. 343. 

Clemens XI. S. 60, 244°, 267. 

Benedikt XIII. S. 323, . 327. 

Clemens XII. S. 273, 279, 327. 

Benedikt XIV. S. 328, 3625, 387, 

394. 

Clemens XIII. 8. 1173, 
Palazzi, Kardinal S. 388°. 
Pallıum S. 251, 262, 270. 
Pappenheim, Grafen von S. 420. 
Papstwahl S. 145, 170, 172£., 185, 

198%, :212, 215, 234, 2351. 
Passau, Reichsfürstbistum: 

Allgemeines S. 70, 86, 111, 113, 

150°, 329, 354, 407. 

Kapitel S. 20 ff. 

Wahlkapitulationen S. 330 (331)*. 

Wahl 1597 S. 244, 288, 385, 398. 

„ 1625 S. 40, 288, 394. 
» 1662 S. 394. 
„1689 S. 1241. 

1723 8. 1241. 


294. 


| Patronatrecht S. 157. 


von Pergen, Graf, kaiserlicher Wahl- 
kommissar S. 141, 247. 


ı Persona grata, minus grata s..Ge- 


nehmheit. 

Persona idonea, digna, dignior, in- 
digna S.'32 ff., 197, 209%, 210, 225, 
237, 248. 

Petrikauer Vertrag S. 4 (5 £.)%, 


| Pfalz, Pfalzgrafen: 


a) Allgemeines S. 307. 
b) Laien: Ludwig S. 93. 
<) Geistliche: 
Heinrich Tab. II 28, S. 308. 
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Johann (Münster, Magdeburg 
bis 1475) S. 308. 

Philipp Tab. II 27, S. 308. 

Pfalz-Neuburg, Pfalzgrafen: 
a) Allgemeines S. 68, 323. 
b) Laien: Philipp Wilhelm S. 68. 
‘e) Geistliche: 

Alexander Sigismund (Augs- 
burg) S. 38 (39)?, 68°, 3231, 
381, 3831, 399. 

Franz Ludwig Tab, II 60, 5. 40, 
44, 68°, 191 (192)?, 1967, 2301, 
230°, 244°, 286, 323, 345, 365, 


390. 
Ludwig Anton Tab. ‚zu 59,8. 
30, 60, 68°, 242, 3231. 


Pflug, Julius (Nasbrzg)! 7 461, 
46 (49)!. 

Placet pontificium S. 354, 357, 

Pomesanien, Bistum 8. 4. 

Pontificalia 8. 347, 363. 

Portia, Graf, Legat S. 255. 

Porzia, Bartolomeo, Nuntius S. 82!. 

Possess s. Regierungsantritt. 

Postulation S. 237 ff., 396. 

Präkonisation S. 261, 264 fi., 
397. 

Praesentia regis, Anwesenheit des 
Kaisers S. 149, 151, 154, 156 f., 
‘161, 165, 167, 171 (172)%, 185. 

Prag, Erzbistum 8. 3, 4 (5)%, 121. 

ven Prasberg, Hans Johann Voigt 
(Konstanz) S. 43%. 

— Sixtus Werner (Konstanz) S. 191 
(192)%, 

Priesterpfründen S. 25. 

Primogeniturordnung S. 306, 313 f., 
318. 

Privation 8. 283 ff. 

Professio fidei 8.50, 253f., 257,258 ff., 
270, 273, 364. 

Protestantische Fürstbischöfe und 
Administratoren s. Magdeburg, 
Halberstadt, Bremen, Verden, 
Lübeck, Minden, Osnabrück und 
S.45 ff., 1641, 288 ff., 306 ff., 348 £., 
BURN N 

Provisionsrecht des Papstes S. 240, 
267 £., 280 fi., 332, 373, 384. 

Prüm, Reichsabtei S. 3031. 

Pruntrut, Bischofsresidenz für Basel 
S. 188. 
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Publikation der Stimmen 8. 202, 
204, 206, 208 £., 213 f., 225, 228. 
— der Wahl $S. 231£., 244 ff., 260, 
396. 


0. 


Quaestio, an S. 3921. 
von Querfurt, Konrad (Hildesheim, 
Würzburg, f 1202) S. 298, 


R. 


Raab, Graf, Wahlkommissar S. 106. 

von Raittenau, Wolf Dietrich (Salz- 
burg) 8. 70°, 83. 

von Ramstein, Beat Albert (Basel) 
S. 732, 2313. 

Ratzeburg, Reichsfürstbistum 8. 3, 
46 (48)!, 53. 

von Reck, Franz Arnold Dombherr 
in Mainz S. 16°. 

Regalien, Lehnsindult S. 44, 51, 
103 (104)%, 111,-113£., :117, 119, 
121,4126.,, 131 2..01351%. 1481. 
153, 186, 235, 347 fi., 360 f., 396, 
398, 401, 404. 

Regensburg, Reichsfürstbistum: 
Allgemeines S. 70, 86, 111, 113, 

1503, 321, 322, 329, 407. 
Kapitel S. 20 fi. 
Wahl 1538 S. 223. 
218642 572549255- 
222215670802545255, ie 
„ .1579'8. 3827191272443 313. 
„1598 S. 288. 
» 1661 3.29% 
> 16997322743, 
„. 1719 8. 288. 
1768 S. 117. 

Regierungsantritt, Possess S. , 
375, 396, 398 f. 

Reichenau, Reichsabtei S. 3034, 

Reichsacht S. 163. 

Reichsdeputationshauptschluß S 
9i, 404. 

Reichshofrat S: 16°, 92, 104%, 107, 
116£., 119, 121,2132 21 32H, 
344 f., 359. 

Reichskreise, Kreistagsgesandte Be 
107 f£., 109, 113, 1381, 347. 

Reichsritterschaft Ss, 16ff., 69£., 


315 f., 328, 381, 402, 406 f., 418 f. 


Orts-, Namen- und Sachregister. 


Reichsvizekanzler S. 72, 93, 108, 
13122.,:184,316. 

von Reiffenberg, Philipp Ludwig, 
Domherr in Mainz und Trier 8. 
1022, 221: 

Reischach, ‘ Graf, 
S. 106. 

Reservatrechte des Kaisers circa 
sacra 8. 155 f., 165, 184. 

Reservationen, päpstliche S 
295. 

Resignation, Verzicht S. 34, 341, 44, 
451, 94 f., 97, 274 £., 283, 286 ff., 
300 f., 328, 367. 

Rheinbund (1659) S. 126. 


Wahlkommissar 


. 280 ff., 


Osnabrück bis 1508) S. 304. 
Riga, Erzbistum S. 299, 308%. 


von Roggenbach, Joseph Sigismund | 


(Basel) S. 1142. 


von Rohan, Fürsten (Strassburg) 


S. 642, 1032, 1142, 191 (192)*, 293%, 
382, 395°. 

von Rostock, Sebastian (Breslau) 
8. 291. 

Rota Romana S. 267. 


von Rügheim, Georg Fuchs (Bam- 


berg) S. 380°. 
Ryssel (Lille) S. 362°. 


S. 


von Saarwerden, Friedrich (Köln) 
8. 301. 

Sachsen, Kurfürsten und Herzöge: 
a) Allgemeines S. 68, 308. 
b) Laien: JohannGeorgIl. 
ce) Geistliche: 

Albrecht (Mainz) j 1484 S. 308. 
August (Magdeburg) S. 52, 289, 
306°, 310%, 350%. 

: Clemens Wenzeslaus Tab. II 62, 
S. 41, 68%, 86, 88, 90, 117°, 
119, 141, 201, 246, 247, 274°, 
294, 328, 382. 

Ernst Tab. II 1, S. 308. 
"Friedrich, Hochmeister des 
deutschen Ordens S. 308. 
Kunigunde, Aebtissin in Essen 

8.90%: . 

Sachsen-Lauenburg, Herzöge: 

Allgemeines S. 312. 


S.306°. 
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Geistliche: ' 
Erich Tab. II 13; 8. 3122. 
Heinrich Tab. II 14, S. 46 (47)!, 

50%, 259, 264°, 312, 315, 349. 
Johann (Hildesheim) S. 3122. 
Magnus (Cammin, Hildesheim) 

8.3771, 

Sachsen-Weimar, Herzöge: 
Karl August 8. 143. 
Säkularisation, säkularisierte Bis- 

'tümer 8: 1,2 f., 46 (f.)!, 52 f., 106, 

143,305 ff., 312£., 319 £., 324, 

378, 381, 403 f. 


' von Salza, Jakob (Breslau) S. 1231, 
' — Johann (Magdeburg) S. 285. 
von Riedberg, Konrad (Münster, | 


Salzburg, Reichsfürstbistum: 
Allgemeines S. 70, 86, 871, 97, 
102 (103)*, 111, 113, 150%, 191 
(192£.)*, 203, 206,: 217, :.234°, 
253, 329, 354, 356,. 407. 
Kapitel S. 17. 
Statut 1606 S. 70°, 315, 391. 
Wahlkapitulationen S. 332, 345. 
Wahlrecht des Abtes von St. Peter 
S. 11 (12). 
Wahl 1514 S. 318, 381, 334. 
„1554 8.229. 
„ 1880 8. 382, 391. 
0 5158613.,223.0% 
„ 1612 8.83, 85, 191, 258: 
22001008258. 112: 
„. :1705 8. 1241, 382, 385f.,391. 
„0:.1727:8. 2582, 
„ 1745 8. 105, 2057, 293. 
01147 8.298. 
» 177168. 11.0127% 90%,0232%. 
1783 8. 74. 
Samland, Bistum 8. 4. 
m Sandizell, Moritz (Freising) S. 
„281. 
von n Schafigotsch, Philipp Gotthard 
(Breslau) S. 387°. 
von Schauenburg, Adolf (Köln) S. 
37*, 285, 380, 3971. 
— Anton (Minden) 8. 291. 
— Hermann (Minden) S.. 78°. 
Scheinwahlen $. 4 (6)?, 64, 87 £., 91, 
96, 103, 122 ff. 
Schenk von Kastell, Marquard (Eich- 
stätt) 8..380% . ' 
— von al en (Bamberg) 
S. 360%, 
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Schenk Gottfried IV. (Würzburg) 
S. 330 (331)*. 

— von Stauffenberg, Johann Franz 
Tab. II 63, S. 380°, 381, 399. 
Schlick, Graf, Wahlkommissar 9. 

139%, 

von Schoenborn, Freiherrn, Grafen 
S. 70, 316, 328, 381, 420. 

— Damian Hugo Tab. II 52, S. 701, 
293%. 

— Franz Georg Tab. II 51, S. 70!, 
1112, 191 (192), 286, 366, 386°. 

— Friedrich Karl Tab. II 50, S. 70', 
87!, 104, 105, 131, 132, 134, 316, 
328, 344, 360 (361)*, 398%, 399t. 

— Johann Philipp Tab. II 48, S. 
70:, 86, 89, 94, 1022, 249 (250)°, 
315°, 342, 351, 395. 

— Lothar Franz Tab. II 49, S. 44, 
62, 63, 701, 75°, 88, 104, 1312, 134, 
342, 396%. 

Schrattenbach , Graf 
(Salzburg) S. 74. 

von Schreckenstein, Marquard Ru- 
dolf Roth (Konstanz) S. 190%. 

von Schrofenstein,Christoph( Brixen) 
S. 3774, 

von Schroffenberg, Joseph Konrad 
Tab. II 66. 

Schulte, Karl Joseph (Köln 1920) 
S. 120. 

von Schwarzburg, Heinrich( Bremen, 
Münster) S. 304. 

Schwerin, Reichsfürstbistum S. 46 
(48)1, 53. 

Seckau s. Eigenbistümer. 

Seinsheim, gräfliche Familie S. 420. 

— Adam Friedrich Tab. II 54, 
S. 743, 871, 139, 328. 

Selbstwahl S. 198. 

Servitiens. Kosten der Konfirmation. 

Session auf dem Reichstag S. 51, 
361. 

Simonie S. 80, 88 ff., 201, 229, 324. 

Sinzendorf, Kardinal (Breslau) S. 
612, 123, 293, 293*, 3873. 

Sinzenhofer, Pankraz (Regensburg) 
S. 22310, 

von Sirk, Jakob (Trier, Metz) S. 3771. 

Sitten, Bistum S. 3, 116. 

Skrutinialkompromiss S. 221 fi. 

Skrutinialwahl S. 201 ff., 227 £., 238. 


Sigismund 


H. E. Feine, Besetzung der Reichsbistümer (16148 — 1803). 


von Sötern, Philipp Christoph Tab.II 
57, S. 211, 221, 255, 339, 381%. 

von Solms, Hermann Adolf, Dom- 
herr in Köln S. 27. 

von Spaur, gräfliche Familie 9. 71. 

— Christoph IV. Andreas (Brixen) 
S. 82%, 

— Ignaz (Brixen) S. 381?. 

— Johann (Brixen) S. 254, 316”, 
3812. 

Speyer, Reichsfürstbistum: 
Allgemeines S. 69, 150°, 315, 329, 

407. 
Kapitel S. 19. 
Wahlkapitulationen S. 335, 345. 
Wahl 1559 S. 3801, 397. 
„1609 S. 381°. 
». »165278, 71910019278 
223, 2332, 
„1670 S. 191 (192) 
„.n .1711182228708503 
„1743 S. 270 (271)%. 
»„ 1770 S. 191 (193)%, 201. 
1797 S. 201. 

Spiritualia S. 347, 352 fi., 398 f. 

von Stadion, Christoph (Augsburg) 
S. 380°. 

— Franz Konrad, Graf (Bamberg) 
S. 871, 

Stand der Bischöfe S. 66 ff., 406 r. 

— der Kapitulare S. 13ff. 

Statuten s. Autonomie. 

Stiftsmässigkeit S. 151, 23. 

Stimmenexklusive S. 102. 

Strassburg, Reichsfürstbistum: 
Allgemeines S. 2, 4 (5)?, 64°, 68, 

150%, 184, 205, 223, 2322, 329, 
369, 382, 407. 
Kapitel S. 14, 51, 53. 
Bistumsstreit S. 27. 
Wahl 1569 S. 266. 
„1592 S. 27, 98, 244, 315°. 
» 1598 .82195 
„ 1625 8.288. 
„1682 S. 103. 
1701 S. 293, 392. 

Streitige und zwiespältige Wahlen, 
Appellationen, s. auch Wahlent- 
scheidungsrecht, S. 30£., ölf., 75, 
78%, 88 f., 98, 119, 125 f., 130 ff., 
163, 176ff., 209%, 211, 218, 220, 
244ff., 251, 263, 266f., 332, 385,398. 


196", 
‚395°. 


Orts-, Namen- 


Suerbeer, Albert (Riga 1253) S. 298 f. 
Suspension S. 28 f. 


48 


Tanara, Nuntius 9. 83. 

Taxen s. Kosten der Konfirmation. 

Temporalia s. Regalien. 

von Teteleben, Valentin (Hildes- 
heim) S. 270%. 

Thun, gräfliche Familie S. 71. 


und Sachregister. 


| von Umstadt, 


— Johann Ernst Tab. II 64, S. 345. 


— Sigmund Alfons Tab. II 68. 

Titularbischöfe s. Weihbischöfe. 

Törring, Max Prokop, Graf Tab. II 
65, S. 138. 

Tractatus praevi S. 196. 

Translation S. 276, 279 fi., 283, 286, 
300 £. 

Trient, Reichsfürstbistum: 
Allgemeines S. 2°, 4 (5)%, 70, S6, 

150%, 329, 407. 
Kapitel S. 20 fi. 

Trienter Konzil S. 33, 34, 36, 42, 43, 
80,252,253%2584.2612.272, 276, 
316, 373, 383, 384. 

Trier, Kurerzbistum: 

Allgemeines S$. 70, 150°, 203, 365, 
407. 
Kapitel S. 17. 
Wahlkapitulationen S. 330%, 339, 
345. 
Wahl 1531 S. 233°. 
73555 32330% 
P2190758.04.250188.225452558: 
1623284208: 
1649 S. 221, 380°, 391. 
„ 16508. 198°, 211, 247, 2561, 
391. 

Pu3210652, 972332 

„1672 S. 380°. 

a8 1716 S. 44, 191 (192)?, 1967, 
' 244°, 2443. 

„ 17298. 1112, 191 (192)*,286. 
1754 S. 191 (192)*, 380°, 
386°, 393, 395°, 396. 

1763 S. 201. 

1768 S. 41, 86, 88, 90, 141, 
274°, 294. 


von Trockau, Heinrich Gross (Bam- 


berg) S. 360%. 
Truchsess zu Waldburg, Freiherrn 
und Grafen S. 420. 


1 
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Truchsess, Gebhard (Köln) S. 27, 272, 
30%, 50, 51, 78°, 85, 95, 211, 247, 
255, 267, 285, 315, 319, 361. 

— Johann (Konstanz) S. 191 (192)*, 
2578. 


 — Otto, Kardinal (Augsburg) S. 54, 


57, 94, 292, 293°, 363. 


UV. 


Anselm Kasimir 
Wambold S. 2648. 

Utrecht, Bistum S. 4 (5), 150°, 313. 

Utrechter Frieden S. 326. 


V. 


Variatio votorum S. 213. 

Vatikanum S. 259. 

Verden, Reichsfürstbistum: 
Allgemeines S. 46 (48)!, 52, 311. 
Wahl 1629 S. 290. 

Vertretung s. Wahlvollmacht. 

Verzicht s. Resignation. 

von Virneburg, Heinrich 
S. 299. 


(Trier) 


W., 


von Waldeck, Bernhard (Osnabrück) 
S. 255. 

— Frenz Tab. II 12, $. 46 (47)!, 334. 

Wahldekrete S. 191 (f.)%, 235 fi., 239, 
246, 248, 251, 257. 

von Walderdorf, JohannPhilippTab. 
Il 61, S. 191%, 201, 3805, 382, 395°. 

Wahlempfehlungen, -vorschläge S. 
92, 95 £., 97, 100, 104 £., 110, 124, 
128, 131, 133 ff., 144, 159°, 162, 
171, 174°, 401. 

Wahlentscheidungsrecht des Kaisers, 
des Papstes S. 149f., 154, 156, 
159°, 160 £., 164, 167, 171 (172)%, 
173, 176—181, 185. 

Wahl ex gremio 8. 53 ff. 

Wahlfreiheit S. 80, 93, 95£., 110, 
114 ff., 1241, 127 ff., 131 ff., 138, 
142, 144, 169, 191, 293 fi., 324, 
381 £., 390 £. 

Wahlkapitulationen der Kaiser S. 6, 
113£., 3311, 338. 

— der Bischöfe S. 83, 163, 196, 229, 
231, 2592, 291, 293, 330 ff., 357, 
359, 393, 401 f., 404. 

— der Päpste S. 331!. 
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Wahlkommissar, Wahlgesandte S. 
92 ff., 235, 349, 359, 396. 

Wahlort >81 

Wahlrecht der Kapitel SEO T7, 9, 
122, 280 fi., 293, 313, 371, 388, 
391, :396, 400, 402. 

Wahltermin 8. 72 #., 392. 


Wahlvollmacht 8. 78, 193£. 

Wahlvorschlag (Vierer-, Fünfer- 
vorschlag) 8. 4 (6)?, 96, 116, 394. 

Wallenstein, kaiserlicher General 

DB. A051: 

Walram (Speyer) S. 300. 

von Wartenberg (Bayern), Franz 


Wilhelm Tab. II 31, S. 25, 33, 35, 
544, 743,.98, 289%, 290, 292, 322, 
334, 365, 367. 

von Wartensleben, holländischer Ge- 
sandter S. 141. 

Weihbischöfe, Titul arbischöfe 8.432, 
188, 239, 255, 262, :327,°397; 

Weihe (Subdiakon, Diakon, Priester) 
8:24 1E:,733.2.) 362;1364 1. 

Weissenburg, Fürstpropstei 8. 3031. 

von Werdenberg, Johann ( Augsburg) 
S. 3771. 

Westfälischer Frieden S. 7, 21, 521., 
80, 118, 145, 181, 183, 365, 403. 

von Westphalen, Friedrich Wilhelm 
Tab. II 43, S. 89, 107, 3812, 3971. 

von Wied, Friedrich IV. (Köln) 

8. 74,.94, 259, 287, 338, 361, 364. 

— Hermann Tab. II 16, S. 285, 303, 
380. 

Windischgrätz, Graf, Wahlkommis- 
sar $. 124 (125)1. | 

zu Winneburg und Beilstein, Philipp, 

 Frhr.,kaiserlicherKommissar 8.94. 

von Winnenberg, Domherr in Köln 
Sh AR 

Wissenschaftliche Bildung S. 42. 

Wittlich, Burg, Wahlort für Trier 
S. 188. 

von Wolffersdorf, preussischer Ge- 
neral S. 142, 

von Wolff-Metternich, Franz Arnold 
Tab. II 42, S. 59, 75, 130, 245, 

, 2605, 267, 288, 3812, 3971. 


H. E. Feine, Besetzung der Reichsbistümer (1648—1803). 


Wolfsberg, Wahlort für Bamberg 
S. 188. 

von Wolkenstein, Dietrich (Chur) 
S. 2292. 

Worms, Reichsfürstbistum: 
Allgemeines S. 69, 315, 329, 407. 
Kapitel S. 19. 

Wahl 1604 S. 220. 
» . 1672 8. 380°, 395: 
„1748 8. 380 (381). 
„. .1787 8. 91, '382. 

von Würtzburg, Veit II. (Bamberg) 
S. g6t. 

Würzburg, Reichsfürstbistum: 
Allgemeines S. 69, 86, 87!, 150°, 

191 (192)%, 203, 205, 217, 219, 
232, 234, 234°, 315, 328, 354, 
359, 407. 
Kapitel S. 15. 
Wahlkapitulationen S. 330 (331)%, 
339, 343. 
Wahl 1540 S. 233°. 
„1844 S. 2332. 
„1568°8.233% 
» 1573 8.'97,'190,7233% 
„1617 8.60, 82, 191 (192)%, 
270%, 278°. 
1642 S. 315°. 
1684 S. 270%, 
1708 S. 104. 
1724 S. 90, 104 (105)°, 
117, 132, 134. 
1795 8. 139. 

Wurmbrandt, Graf, kaiserlicher Ge- 

sandter S. 13 


291. 
105, 


Le 


Zabern, Residenz der Bischöfe von 
Strassburg S. 244. 

Zepterlehen s. Regalien, Fahnlehen. 

Zeugen bei der Wahl S. 189 f. 

Ziegler (Chur) S. 420. 

Zweidrittelmehrheit S. 207, 2082, 
209°, 240 ff., 370, 373. 

Zwiespältige Wahlen s. 
Wahlen. 
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